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Sattelfest

Hier handelt es sich um einen positiven Hinweis in unserem
Ausdrucksspektrum menschlicher Begriffe im weitesten Sinne für die
Bereitstellung einer produktiven Hilfs- und Gebrauchsfähigkeit im
Rahmen gesellschaftlicher Arbeit oder menschlicher Nutzbarkeit.

Mit der Verwendung vieler Worte und Begriffe weist die menschliche
Sprache so auf die Voraussetzungen zum Zweck der Umwelt-, Lebens- und
Wirklichkeitsbewältigung wie auf Werkzeuge, Hilfsmittel, mithin
Prothesen und ähnlichem, hin, auf die der Mensch wohl kaum verzichten
kann.

Der erste Schritt jener Aneignung allerdings, der, als Beginn des
Raubes betrachtet, das Fortleben menschlicher Schaffenskraft und
Selbstverwirklichung als unabweisliche Bedingung des menschlichen
Tuns, im sitzergreifenden Sinne gar als beutebewährter Gebrauch und
verstoffwechselnder Verzehr, bestimmt, wäre dann die Triebfeder und
der Endpunkt aller Taten. Jedoch läßt sich dieser Umstand, von welchem
Ausgangspunkt auch immer betrachtet, offensichtlich auf die
erfolgreichste Art, sich zu behaupten, festschreiben und über die
Jahrtausendlinie des anwachsenden Selbsterhaltes auf eine zunehmend
vorherrschende Taktik zurückführen, welche gut und gerne als das
Überleben zu Lasten der eigenen Art bezeichnet werden kann, wenn auch
dem Satteln eines unterworfenen Wesens eine tragende Funktion
zugesprochen werden sollte.

Ihre Schattenblick-Redaktion


8. März 2019
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ATOM/206: Halbwertzeit - ungeregelte Zukunft ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - 10. März 2019

1400 demonstrierten Samstag in Ahaus / Weitere Aktionen am 8. Jahrestag
der Fukushima-Katastrophe (11. März 2019)



(Bonn / Ahaus, 10.03.2018) Mit einer eindrucksvollen Demonstration haben
am Samstag (9. März 2019) rund 1400 Menschen in Ahaus an die
Fukushima-Katastrophe vor 8 Jahren in Ahaus erinnert. Gleichzeitig
demonstrierten sie gegen jegliche Nutzung der Atomenergie und gegen
weitere Castor-Atommüll-Transporte nach Ahaus. An der Demonstration
beteiligten sich auch Landwirte aus Ahaus und Umgebung mit rund 80
Traktoren. Bei der Abschlusskundgebung bedankte sich Udo Buchholz vom
Vorstand des Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz bei der
Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus", die schon seit
Jahrzehnten gegen die Atommüll-Lagerung in Ahaus kämpft und immer wieder
vor den Gefahren der Atomenergienutzung warnt. Zudem ging Buchholz in
seiner Rede darauf ein, dass der Weiterbetrieb von Atomkraftwerken
unverantwortlich ist und dass auch die Uranfabriken in Gronau und Lingen
gestoppt werden müssen.

Anlässlich des 8. Jahrestages des Beginns der Atomkatastrophe in
Fukushima (Japan, 11. März 2011) fordert der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) den sofortigen Atomausstieg in der
Bundesrepublik und auch international. Weiterhin ruft der Verband zur
Teilnahme an einer der zahlreichen Protest- und Gedenkveranstaltung auf,
die am Montag, also direkt am Jahrestag der Fukushimakatastrophe,
vielerorts stattfinden. Der BBU betont, dass die wachsenden
Atommüllberge unterstreichen, dass der Betrieb aller AKW und
Uranfabriken unverzüglich gestoppt werden muss.

Für den BBU, in dem auch viele Anti-Atomkraft-Initiativen organisiert
sind, ist es wichtig, dass die Katastrophe in Japan und ihre anhaltenden
Folgen nicht in Vergessenheit geraten. Das innige Mitgefühl des BBU gilt
den betroffenen Menschen in und um Fukushima und in ganz Japan.

Der BBU weist darauf hin, dass besonders Initiativen im Bereich von
Atomanlagen und von Atommüll-Lagern mit vielfältigen Aktionen und
Veranstaltungen an die Fukushima-Katastrophe erinnern und einen
umfassenden Atomausstieg einfordern. Der BBU hält den Weiterbetrieb von
AKW bis z. T. Ende 2022 für unverantwortlich und auch die sonstigen
Atomanlagen wie die Uranfabriken in Gronau und Lingen müssen sofort
stillgelegt werden.

Schwerpunktaktionen an Atomstandorten gab es ebenso wie am Samstag in
Ahaus auch am Sonntag (10. März 2019) gegen den Weiterbetrieb des AKW in
Neckarwestheim. Am Montag (11.3.) finden u. a. am Atomstandort Lingen
und in Gronau (Standort Urananreicherungsanlage) sowie in Mosbach in der
Nähe des AKW Obrigheim Mahnwachen statt.

Weitere Termininformationen (unvollständig) unter:

https://www.bbu-online.de/Termine/Termine.htm

 * 

Pressemitteilung des Trägerkreises der Demonstration in Ahaus vom 9.
März 2019

1.400 Menschen demonstrieren in Ahaus: Atommüll-Zwischenlager dürfen
keine Endloslager werden!


Mit einem Demo-Zug durch die Ahauser Innenstadt und der Aufstellung
von gelben X-en und schwarzen Fahnen am Zwischenlager Ahaus protestierten
1400 Menschen gegen die Zwischenlager-Politik der Bundesregierung und
für einen sofortigen Atomausstieg.

Die Organisatoren der Demonstration fordern, geplante Castor-Transporte
aus Garching und Jülich nach Ahaus zu stoppen und die Errichtung
möglichst sicherer Zwischenlager an den beiden Standorten. Mit der
Demonstration erinnerten sie außerdem an die Katastrophe von Fukushima,
die vor 8 Jahren einmal mehr verdeutlich hat, dass die mit der Nutzung
der Atomenergie verbundenen Risiken nicht beherrschbar sind. Neben
solidarischen Grüßen an japanische AtomkraftgegnerInnen, drückten die
DemonstrantInnen auch ihre Solidarität mit der russischen
Umwelt-Organisation Ecodefense aus, deren Aktivist Vladimier Sliviak auf
der Demo über jüngste russische Repressionen berichtete.

An der Demo beteiligten sich auch 80 Landwirte aus Ahaus und Umgebung
mit ihren Traktoren.

"Aus Jülich sollen 152 Castoren mit Müll aus dem Versuchsreaktor AVR
nach Ahaus kommen. Niemand weiß genau, was da drin ist, weil die
Dokumentation Lücken aufweist", erklärt Marita Boslar vom Aktionsbündnis
'Stop Westcastor'. "Statt Transporten nach Ahaus oder in die USA fordern
wir die Lagerung und die langfristig nötige Umverpackung vor Ort in
Jülich. Genau das wird aber vom Forschungszentrum Jülich und den
zuständigen Ministerien torpediert, indem kürzlich die Zusage für das
Baugrundstück nach sechs Jahren zurückgezogen wurde", so Boslar weiter.

"Der Forschungsreaktor Garching produziert seit 2004 waffenfähigen
Atommüll mit hoher Anreicherung. Jetzt ist das Abklingecken fast voll"
erklärt Dr. Hauke Doerk vom Umweltinstitut München. "Anstelle von
riskanten Transporten nach Ahaus wäre es besser, den Müll direkt in
Garching zu entschärfen. Die Technische Universität München muss als
Betreiberin jetzt ein Verfahren zur Uran-Verdünnung entwickeln und ein
sicheres Zwischenlager in Garching bauen.", so Doerk weiter.

"Wir lehnen weitere Atomtransporte nach Ahaus ab. Für eine
Endlos-Zwischenlagerung sind weder die Gebäude noch die eingelagerten
Behälter geeignet. Die Gebäude entsprechen schon jetzt nicht mehr dem
Stand von Wissenschaft und Technik." erklärt Hartmut Liebermann von der
Bürgerinitiative ?Kein Atommülll in Ahaus e.V.?. "Trotzdem wollen die
Bundesregierung und die zuständigen Ämter einfach so weitermachen: Als
Türöffner wurde nun für Ahaus die Verlängerung der Zwischenlagerung von
schwach- und mittelradioaktivem Müll bis zum Jahr 2057 beantragt. Wir
brauchen stattdessen ein neues und sicheres Konzept für die
Langzeit-Zwischenlagerung" so Liebermann weiter.

 * 

Rede von Udo Buchholz in Ahaus




Liebe Freundinnen und Freunde,

ich möchte mich zunächst bei all den Menschen bedanken, die diese
Demonstration mit organisiert haben. Und mein besonderer Dank gilt der
Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus", die sich schon seit vielen
Jahrzehnten gegen das Atommülllager und gegen jegliche Nutzung der
Atomenergie zur Wehr setzt.

Ende 2022 sollen inder Bundesrepublik die letzten Atomkraftwerke
stillgelegt werden, darunter auch das AKW Emsland in Lingen. Es ist
erfreulich, dass es für die AKW ein konkretes Stilllegungsdatum gibt.
Doch täglich kann es in einem der noch laufenden AKW zu einem schweren
Störfall kommen. Darum ist der Weiterbetrieb bis Ende 22 nicht
hinnehmbar. Alle AKW müssen zum Schutz der Bevölkerung sofort
stillgelegt werden! Doch mit der Stilllegung der AKW ist der bundesweite
Atomausstieg noch nicht am Ziel. Nördlich von Ahaus sind die
Uranfabriken in Gronau und Lingen, die nuklearen Brennstoff für
Atomkraftwerke in aller Welt produzieren. Und für beide Anlagen gibt es
bisher keinerlei Laufzeitbegrenzung. Es ist unglaublich: Trotz
beschlossenem Atomausstieg soll weiterhin in Gronau Uran angereichert
werden und sollen in der Brennelementefabrik in Lingen Brennstäbe, u. a.
für die belgischen AKW, hergestellt werden. Das ist unverantwortlich und
muss unterbunden werden.

Immerhin ist der Druck der Anti-Atomkraft-Bewegung so groß geworden,
dass diese beiden Uranfabriken auf höchster politischer Ebene in Berlin
immer wieder auf der Tagesordnung stehen. Wir lassen jetzt nicht locker,
bis es auch für diese beiden Anlagen einen Stilllegungsfahrplan gibt.
Und weil ein Stilllegungsfahrplan noch nicht vor Störfällen schützt,
müssen diese beiden Uranfabriken sofort stillgelegt werden. Um dieser
Forderung Nachdruck zu verleihen, findet Karfreitag wieder ein
Ostermarsch zur Gronauer Urananreicherungsanlage statt. Der beginnt um
13 Uhr am Gronauer Bahnhof. Und schon am Montag, am Jahrestag der
Fukushima-Katastrophe, findet in der Gronauer Innenstadt eine Mahnwache
statt. Sie beginnt um 17 Uhr in der Neustraße.

Auch in Lingen wird am Montag mit einer Mahnwache an Fukushima und an
die Gefahren der Atomenergie erinnert. Sie beginnt um 18 Uhr am Alten
Rathaus. Gerade nach dem Brand in der Lingener Brennelementefabrik im
Dezember ist es wichtig, dass auch in Lingen immer wieder die sofortige
Stilllegung des AKW Emsland und der Lingener Brennelementefabrik
eingefordert wird. Und passend zum Thema Atommüll, mit dem wir uns heute
vorwiegend beschäftigen, muss darauf hingewiesen werden, dass es in
Lingen auch ein sogenanntes Castor-Atommüll-Zwischenlager gibt, in dem
die abgebrannten Brennelemente aus dem AKW Emsland gelagert werden. Auch
das Zwischenlager in Lingen droht zu einem Dauerlager zu werden.

Und es gibt noch mehr nukleare Konfliktpunkte im Dreiländereck NRW,
Niedersachsen und Niederlande. In Lingen wird das erste AKW, das schon
Jahre stillgelegt ist, abgebaut. Völlig unklar ist, wo die nuklearen
Reste verbleiben sollen. Ein Stück hinter der Grenze ist in Almelo die
niederländische Urananreicherungsanlage. Gemeinsam mit der
niederländischen Anti-Atomkraft-Bewegung setzen wir uns auch für deren
Stilllegung ein. Zwischen den Atomstandorten fahren zahllose
Atomtransporte mit LKW und Sonderzügen hin und her und gefährden die
Bevölkerung zusätzlich. Und über der ganzen Region schwebt die Gefahr,
dass in einem der vorhandenen Salzstöcke Atommüll eingelagert werden
könnte.

Für die Anti-Atomkraft-Bewegung gibt es in den nächsten Jahren und
Jahrzehnten noch viel Arbeit. Wir müssen uns weiterhin in
Bürgerinitiativen und in Umweltverbänden organisieren und müssen immer
wieder der Bevölkerung verdeutlichen, dass unsere inhaltliche
Auseinandersetzung mit der Atomindustrie und ständige Proteste auf der
Straße extrem wichtig sind. Und dabei bleiben auch immer wieder
Bündnisse mit anderen Bewegungen wichtig: Mit den Gewerkschaften, mit
den Energiewendegruppen, mit der Anti-Kohle-Bewegung und auch mit der
Friedensbewegung. Denn gerade bei der Urananreicherung wird deutlich,
dass es streng genommen keine Trennung zwischen der militärischen und
der sogenannten zivilen Nutzung der Atomenergie gibt.

Zum Schluss noch ein Terminhinweis hier aus Ahaus: Am 17. März
veranstaltet die kfd wieder eine Gedenkveranstaltung am Mahner, und zwar
um 13.30 Uhr.

Auch die kfd hier in Ahaus ist eine wichtige Gruppe im Widerstand gegen
die Atomindustrie, ebenso wie auch die Bauern, die den heutigen Protest
mit ihren Traktoren unterstützen. Mit ihnen und mit uns allen wird es
gelingen, den nuklearen Wahnsinn zu stoppen. In Ahaus, in Gronau, in
Lingen, in Almelo und anderswo. Es darf kein weiterer Atommüll
produziert werden - jegliche Atommüllproduktion muss gestoppt werden.
Sofort und weltweit!

(Udo Buchholz (AKU Gronau, Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen
und BBU-Vorstandsmitglied) bei der Abschlusskundgebung am 9.3.2019 in
Ahaus)

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 10.03.2019

Pressemitteilung Trägerkreis der Ahaus-Demonstration

Rede von Udo Buchholz in Ahaus

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.
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KOHLEALARM/575: Klimakampf und Kohlefront - zielstrebig und entschlossen ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 11. März 2019

Ende Gelände plant Massenaktion des zivilen Ungehorsams für Juni +++
Rheinisches Braunkohlerevier soll stillgelegt werden +++
Terminankündigung



Köln, 11. März 2019: Ende Gelände wird vom 19. bis 24. Juni 2019 mit einer
Massenaktion des zivilen Ungehorsams die Tagebaue im Rheinischen
Braunkohlerevier blockieren und so den sofortigen Kohleausstieg selbst in
die Hand nehmen. Tausende Klimaaktivisten*innen aus ganz Europa werden
erwartet. Ende Gelände fordert den sofortigen Kohleausstieg als
Sofortmaßnahme für Klimagerechtigkeit weltweit.

"Die Politik hat beim Klimaschutz auf ganzer Linie versagt. Mit dem
Ergebnis der Kohlekommission rasen wir weiter ungebremst auf eine Welt vier
bis sechs Grad heißer zu. Kohle-Konzerne und Regierungen verfeuern unsere
Zukunft. Um die Klimakrise aufzuhalten, müssen wir den Kohleausstieg selbst
in die Hand nehmen und die Tagebaue blockieren." erklärt Kathrin
Henneberger, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Ein Kohleausstieg erst 2038 bedroht unter anderem die Dörfer am Tagebau
Garzweiler. Sie sollen für die geplante Tagebau-Erweiterung des
Kohle-Konzerns RWE zwangsumgesiedelt werden. Als größte CO2-Quelle Europas
bedroht das rheinische Braunkohle-Revier zudem ganze Inselstaaten und
Küstenregionen im globalen Süden, wo Menschen schon jetzt durch die Folgen
der Klimakrise ihre Lebensgrundlage verlieren.

"Wir stellen uns schützend vor die Menschen, deren Zuhause von der
Braunkohle bedroht ist. Die großen Proteste für den Erhalt des Hambacher
Forstes im letzten Herbst waren erst der Anfang. Neue Polizeigesetze und
Versuche, unsere Aktionen für Klimaschutz zu kriminalisieren, schüchtern
uns nicht ein. Wir müssen ungehorsam sein, um unsere Zukunft zu retten. Wir
stehen dabei solidarisch mit den Schülerinnen und Schülern des
Klimastreiks. Gemeinsam kämpfen wir für ein gutes Leben für alle Menschen
und für die nächsten Generationen", so Kathrin Henneberger.

Die Aktion ist auch eine Reaktion auf das Versagen der Bundesregierung beim
Klimaschutzgesetz. Parallel zum Aktionswochenende von Ende Gelände werden
deshalb auch weitere Großdemonstrationen sowie Klimastreiks stattfinden.
Anlässlich der zeitgleich in Bonn stattfindenden UN-Klimaverhandlungen
werden Gäste aus den Ländern des globalen Südens bei den Protesten anwesend
sein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11.03.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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SPRACHE/993: Deutsch in Sozialen Medien - Jahrestagung des Instituts für Deutsche Sprache Mannheim (idw)


Institut für Deutsche Sprache - 11.03.2019

Deutsch in Sozialen Medien - Jahrestagung des Instituts für Deutsche
Sprache Mannheim



"Deutsch in Sozialen Medien" lautet das Thema der 55. Jahrestagung des
Instituts für Deutsche Sprache Mannheim (IDS), die vom 12. bis 14. März
2019 im Congress Center Rosengarten Mannheim stattfindet.

Im alltäglichen Leben sind Soziale Medien kaum mehr entbehrlich: ob zum
Zweck der Kommunikation, wie auf WhatsApp, zum Teilen von Inhalten und
Fotos, z.B. durch Facebook und Instagram, oder zur Teilhabe am
Weltgeschehen, was umgehend über Twitter erfolgen kann.
Das Thema der diesjährigen IDS-Jahrestagung vereint sprachliche Aspekte
mit multimodalen Kommunikationsformen wie Emojis und Hashtags, mit denen
verflochten uns die deutsche Sprache in Sozialen Medien begegnet. Dabei
rückt sowohl das Zusammenspiel als auch die Erfassung dieser Modi in den
Fokus der Betrachtungen. Des Weiteren darf auch der quasi-öffentliche Raum
als Schauplatz dieser Kommunikation nicht unberücksichtigt bleiben.
Die ReferentInnen diskutieren und thematisieren unter anderem folgende
Fragen:


	Inwiefern verändert sich unsere Sprache und unser generelles kommunikatives Verhalten durch die Kommunikation in Sozialen Medien?

	Welche Auswirkungen hat die Kommunikation in sozialen Medien auf unsere schriftsprachlichen Kompetenzen?

	Welche Phänomene hat die Kommunikation in Sozialen Medien hervorgebracht?

	Wie vertrauenswürdig sind Soziale Medien?

	Sind die Kommunikationsbedingungen in Sozialen Medien besonders geeignet für das Ausleben von Diskriminierung und Gewalt?

	Welche Folgen haben Soziale Medien auf gesellschaftliche und politische Prozesse?

	Ist die Kommunikation in Sozialen Medien ein Gegenstand, der in den Schulunterricht integriert werden sollte?

	Wie kann man Daten aus Sozialen Medien erheben und für die Forschung verfügbar machen?

	Sind Soziale Medien eine geeignete Plattform für den Wissenschaftstransfer?



Im Rahmen der Tagung findet außerdem die Verleihung des Hugo-Moser-Preises
statt. Den Förderpreis für Germanistische Sprachwissenschaft erhält in
diesem Jahr Dr. Simon Pickl (Salzburg) für seine Arbeit "Ein Jahrtausend
grammatischer Wandel. Eine diachrone Längsschnitt-Studie anhand von
Predigten vom 9. bis zum 19. Jahrhundert".


Das Institut für Deutsche Sprache (IDS) ist die zentrale außeruniversitäre
Einrichtung zur Erforschung und Dokumentation der deutschen Sprache in
ihrem gegenwärtigen Gebrauch und in ihrer neueren Geschichte. Es gehört zu
den 95 Forschungs- und Serviceeinrichtungen der Leibniz-Gemeinschaft.

Näheres unter:

www.ids-mannheim.de

www.leibniz-gemeinschaft.de

Das vollständige Tagungsprogramm findet sich unter:

http://www1.ids-mannheim.de/org/tagungen/2019/programm.html

Zu der Tagung werden wieder über 400 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus
rund 25 Ländern erwartet.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution115

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Deutsche Sprache, 11.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/5021: Unna - Effizienter Textinhalte lesen und erfassen, Webinar am 21.03.19


Kreisstadt Unna

VHS-Aktuell: Effizienter Textinhalte lesen und erfassen



Kreisstadt Unna. Die Anzahl der täglich zu verarbeitenden
Informationen nimmt stetig zu. Das VHS-Webinar vermittelt Techniken
und Methoden für ein effizienteres Lesen von Texten, um die
Lesegeschwindigkeit sowie die Fähigkeiten zur Priorisierung und die
Merkfähigkeit zu steigern.

Das Webinar "Effizienter Textinhalte erfassen" mit der Kursnummer 
191-4908 findet am 21. März 2019 von 19 bis 21.15 Uhr in einem virtuellen
Klassenraum im Internet statt. Die Teilnehmenden erhalten vor der
Veranstaltung die Zugangsdaten zu diesem Webinarraum per Mail.

Die Gebühr beträgt 12 Euro.

Detaillierte Kursbeschreibungen zum Angebot sind im aktuellen 
VHS-Programmheft auf der Seite 66 zu finden. Der Kurs ist auch im 
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT / Webinare" zu finden. Und natürlich berät
auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre gerne
Interessierte zum Kursangebot.

Kontakt: Andreas Barre, 02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -
714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.03.19

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4260: Stuttgart - Pierre Lemaitre, Die Farben des Feuers, 11.04.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2019

Donnerstag, 11.04.19, 19.30 Uhr

Die Farben des Feuers

Pierre Lemaitre

Lesung und Gespräch,

Moderation: Tobias Scheffel



Unter dem Titel "Die Farben des Feuers" ist der neue große Roman des
Prix-Goncourt-Preisträgers Pierre Lemaitre in der Übersetzung von
Tobias Scheffel druckfrisch auf Deutsch erschienen. Damit setzt der
Autor seine Trilogie über die Zeit zwischen den zwei Kriegen des 20.
Jahrhunderts fort. Mit "Au revoir là-haut" (Wir sehen uns dort oben)
verließ Lemaitre das Krimi- und Thrillergenre und präsentierte
erstmals einen historischen Roman, für den er den Prix-Goncourt
erhielt. Lemaitre schreibt in der Tradition der großen
Fortsetzungsromane des 19ten Jahrhundert, seine Vorbilder sind Dumas,
Balzac und Hugo. Im zweiten Band "Die Farben des Feuers" zeichnet er
nun ein lebendiges Bild Frankreichs zwischen 1937 und1933. Am
Vorabend des Zweiten Weltkriegs regieren Habgier und Neid in den
Straßen von Paris, und so bahnt sich ein Komplott an, um das mächtige
Bankimperium Pericourt zu Fall zu bringen. Doch Alleinerbin Madeleine
weiß, die Verhältnisse in Europa für sich zu nutzen, und dreht den
Spieß kurzerhand um. Sie steht an der Spitze eines Bankimperiums - in
einer Epoche, in der es Frauen nicht einmal gestattet war, selbst
einen Scheck zu unterschreiben. Im Schatten von Börsenskandalen und
politischen Wirrnissen arbeiten die Neider auf das Verderben der
Familie hin. Doch für Madeleine ist das letzte Wort in dieser
Angelegenheit noch nicht gesprochen.

In Zusammenarbeit mit dem Institut francais

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1341: Stuttgart - Diskussion zur Rückgabe des afrikanischen Kulturerbes, 29.04.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2019

Montag, 29.04.19, 19.30 Uhr

Außer Haus: Lindenmuseum, Hegelplatz 1, Stuttgart

Für eine neue Ethik der Beziehungen: Zur Rückgabe des
afrikanischen Kulturerbes

Bénédicte Savoy, Albert Gouaffo (angefragt), Petra Olschowski,
Inés de Castro

Veranstaltungsreihe: Membrane. African Literatures and Ideas.

Gespräch



2018 beauftragte Präsident Macron die Kunsthistorikerin Benedicte
Savoy und den senegalesischen Ökonomen und Schriftsteller Felwine
Sarr, Empfehlungen zur Rückgabe des afrikanischen Kulturerbes in
französischen Museen zu verfassen. Dieser Empfehlungskatalog führte
sofort nach seiner Veröffentlichung in Frankreich zu einer
kontroversen Debatte, die weit über Frankreichs Grenzen hinausging
und auch in Deutschland leidenschaftlich geführt wird. Die beiden
Autor*innen empfehlen, Artefakte generell in die Herkunftsländer
zurückzugeben, wenn Museen ihre Herkunft oder die Einwilligung des
Transfers nach Europa nicht nachweisen können - indes nur, wenn die
Rückgabe von Seiten der afrikanischen Herkunftsländer auch
eingefordert wird. Wenn man bedenkt, dass ein großer Teil der
afrikanischen Sammlungen in den ethnologischen Museen Europas im Zuge
des Kolonialismus oder durch Übervorteilung der afrikanischen
Herkunftsgesellschaften gewaltvoll angeeignet wurde, und dass sich
heute circa 90 Prozent des afrikanischen Kulturerbes außerhalb des
Kontinents befinden, haben diese Empfehlungen Gewicht. Die Debatte
über Rückgabeempfehlungen kann Anstoß sein für ein neues Gespräch
zwischen Afrika und Europa und ein erster Schritt hin zu einem neuen
Verhältnis auf Augenhöhe, zu einer neuen Ethik der Beziehungen. Die
deutsche Veröffentlichung des Berichts (Verlag Matthes & Seitz 2019),
die neue Präsentation der Afrika-Sammlung des Linden Museums sowie
das internationale Festival "Membrane - African Literature and Ideas"
(23.-26.5.) im Literaturhaus Stuttgart und Institut francais geben
Anlass für diese Diskussion mit der Staatssekretärin Petra
Olschowski, der Direktorin des Lindenmuseums, Ines de Castro,
Benedicte Savoy und Albert Gouaffo.

In deutscher Sprache.

Eine gemeinsame Veranstaltung des Institut francais Stuttgart, IZKT
Universität Stuttgart, Lindenmuseum, Literaturhaus Stuttgart in
Zusammenarbeit mit der Akademie Schloss Solitude

Eintritt 3.-/5.- Euro (Kartenreservierung im Linde

nmuseum, Fon 0711 / 20 22 444, )

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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REZENSION/163: Andreas Eschbach - Perry Rhodan. Das grösste Abenteuer (Science Fiction) (SB)


Andreas Eschbach



Perry Rhodan

 
Das grösste Abenteuer



Andreas Eschbach, Autor von "Das Jesus-Video" und "Eine Billion
Dollar", der erst im Oktober vergangenen Jahres mit "NSA - Nationales
Sicherheits-Amt" einen weiteren Roman veröffentlichte, der bereits in
der erste Woche zum Bestseller wurde, ist seit seiner Jugendzeit Fan
von Perry Rhodan. Die seit 1961 wöchentlich erscheinende größte
Science-Fiction-Serie der Welt wird von einem festen Autorenteam
geschrieben. Nachdem auf Eschbachs Initiative hin auch ab und zu
Gastautoren die Ehre zuteil wurde, einen Band zu verfassen, hat er
bereits sechs solcher Romane für die Serie geschrieben, deren 3000ster
Band Ende Februar 2019 erschienen ist.

Nun wurde er vom Fischer TOR Verlag gebeten, einen langen Roman über
Perry Rhodan zu schreiben, ein Ansinnen, dem der Autor nach reiflicher
Überlegung, wie er in einem Interview mit waz-online erzählte,
entsprach, als ihm auffiel, daß 2019 nicht nur Band 3000 herauskommt,
sondern auch der 50. Jahrestag der ersten Mondlandung gefeiert wird.
Die Idee, die bislang wenig beleuchtete Kindheit und Jugend Perry
Rhodans mit der tatsächlichen Geschichte der bemannten Raumfahrt und
dem Kalten Krieg zu verbinden, war geboren.

Andreas Eschbach schlüpft als Erzähler in die Person Homer G. Adams,
des Finanzgenies der Unsterblichen um Perry Rhodan und erklärt einem
von uns aus gesehen 3000 Jahre in der Zukunft lebenden Leser das
politische und gesellschaftliche Umfeld der 1940er bis '60er Jahre, in
dem Perry Rhodan aufgewachsen ist. Ganz nebenbei dürfte dieser
Rückblick auf die Mitte des 20. Jahrhunderts für ein junges
Leserpublikum unserer Gegenwart mindestens genauso interessant sein.

Er beginnt bei der familiären Herkunft Perry Rhodans - angefangen bei
dessen Großvater, dem 1889 in Bayern geborenen Alois Roden und dessen
Söhnen Karl und Jakob, die nach dem ersten Weltkrieg nach Amerika
auswanderten. Wie Homer G. Adams erläutert, habe sein Vater Jakob, der
sich von nun an Jake Rhodan nannte, ihm die Bereitschaft zu
entschlossenem Handeln und hohe moralische Standards in die Wiege
gelegt. Und auf der französischen mütterlichen Seite existierte eine
Dynastie von Kaufleuten und Händlern, die es gewohnt waren, in großen
Dimensionen zu denken und dabei nicht selten zu Tricks zu greifen, um
ihre Ziele zu erreichen - beides also Einflüsse, die den Charakter
Perry Rhodans formten.

Anschaulich wird Perry Rhodans Kindheit beschrieben, die Ereignisse,
die dazu geführt haben, seine Führungsqualitäten auszubilden. Er
bewahrt trotz der Anfeindungen, die er kurz nach dem Zweiten Weltkrieg
wegen seines deutschen Großvaters zu ertragen hat, stets die Ruhe und
stillt sein bereits früh von seinem Onkel Karl gewecktes Interesse für
Astronomie, indem er sich in Bücher verkriecht. Bei der Schilderung
seiner Kindheit konnte Andreas Eschbach auf zwei von Kurt Mahr
verfasste Hefte (1177 und 1178) zurückgreifen und die darin
beschriebene Freundschaft zu dem schwarzen Jungen Leroy Washington
ausbauen, durch die sein Sinn für Gerechtigkeit schon früh geprägt
wurde. Sein unbändiger Drang, alles zu lesen, was ihm in die Finger
kommt, führte dazu, sich eine eigene Meinung zu bilden und damit nicht
selten Anstoß zu erregen. Allerdings entsteht schnell der Eindruck,
als wachse hier ein 'Gutmensch schlechthin' heran, denn der
Enthusiasmus, den er dabei entwickelt, läßt ihn fast schon wie einen
Heiligen erscheinen, der unangefochten von menschlichen Schwächen
'seinen' Weg geht, gleichsam, als wäre er nicht von dieser Welt.
Angesichts der Rassentrennung in den 50er Jahren in Amerika
kanalisiert sich sein 'heiliger Zorn' über diese Unmenschlichkeit zu
etwas, was später 'natürliche Autorität' genannt wird.

Geboren wird dieser Wesenszug während einer Auseinandersetzung mit
rassistischen Polizisten, als der eigentlich noch zu junge,
unerfahrene Mensch Perry Rhodan, der bislang immer eher zurückhaltend
und introvertiert erschienen ist, unter dem Einfluß dieses 'heiligen
Zorns' urplötzlich eine Bestimmtheit ausstrahlt, die wesentlich ältere
Personen, die sich zudem im Recht wähnen, in ihre Schranken weist.
Dieses Gefühl kann Andreas Eschbach sehr gut vermitteln und erklärt
darüber hinaus, worin das 'Phänomen Perry Rhodan' begründet liegt.

Nicht etwa in dem Phänomen, daß die wichtigste Person dieser seit 58
Jahren erscheinenden Serie die farbloseste und neutralste von allen
ist. Bei der Nachricht, daß Andreas Eschbach einen ganzen Roman über
Perry Rhodan geschrieben hat, mag mancher Perry-Rhodan-Leser
vielleicht gedacht haben: "Na endlich! Endlich bekommt diese Person
mal etwas Farbe und Profil. Denn wie unverwechselbar im Vergleich zu
ihm ist beispielsweise ein Reginald Bull mit seinem hitzigen Gemüt
oder der zu Arroganz neigende alte 'Arkonidenhäuptling' Atlan. Erst
recht Gucky mit seinem Hang zu Eskapaden. Dagegen erscheint Perry
Rhodan doch immer etwas langweilig. Aber nun wird sich das ja ändern."

Nun, man kann sich vorstellen, daß die Perry-Rhodan-Redaktion zu
Andreas Eschbach gesagt haben mag: "Sie dürfen das Leben Perry Rhodans
gerne in den spannendsten Kontext stellen, den Sie sich ausdenken
können, doch verändern dürfen Sie ihn nicht." Und daran hat er sich
auch gehalten. Perry Rhodan bleibt der vordergründig emotionslose,
immer beherrschte Mensch, nur kann man am Ende des Romans besser
verstehen, warum er so ist.

Perry Rhodans Führungskraft meldet sich, wenn sie gebraucht wird, dann
aber mit unwiderstehlicher Energie. Dann geht von ihm eine Autorität
aus, eine unbeirrbare, ja geradezu stählerne Bestimmtheit im
Auftreten. Wenn die Dinge so laufen, wie er es für richtig hält, nimmt
er sich gänzlich zurück und überläßt es anderen, sie weiterzuführen.
Macht an sich bedeutet ihm nichts.

Ein weiterer Bestandteil des 'Phänomens Perry Rhodan' besteht in
seiner Eigenschaft des 'Sofortumschaltens'. Diese liegt nicht nur in
einem extrem schnellen Reaktionsvermögen begründet, das ihm angeboren
ist. Er kann beispielsweise ein fallendes Lineal praktisch im selben
Moment auffangen, in dem es losgelassen wird. Darüber hinaus ist er in
der Lage, eine Situation blitzschnell allumfassend zu begreifen.

"Er sieht eine Fahne schwarzen Qualms aus dem Heck eines Flugzeugs
 dringen - und erkennt als Sofortumschalter unmittelbar die
 Zusammenhänge. Und zwar erkennt er sie nicht, indem seine Gedanken
 mühsam Kausalitätspfaden folgen, Ursachen und Wirkungen berechnen,
 Rückschlüsse ziehen und so weiter, sondern vielmehr überblickt er
 die Situation gewissermaßen »von oben«, sieht auf eine
 unbegreifliche Weise blitzartig, was Sache ist, und findet
 daraufhin eine Lösung. So, wie es Menschen gibt, die im Kopf
 ungeheure Berechnungen durchführen können, die nicht
 rechnen, sondern das Ergebnis einfach wissen, so
 weiß Perry Rhodan auf eine gewissermaßen überintuitive
 Weise, was jeweils Sache ist."

 "Paradoxerweise ist die Fähigkeit eines Sofortumschalters nur dann
 erklärlich, wenn wir davon ausgehen, dass Rhodan auf eine
 unerklärliche Weise anders, direkter mit der
 Wirklichkeit verbunden ist als alle anderen." (Seite 371) 



Es muß so sein, "dass Rhodan zumindest ab und zu, in Situationen
 höchster Gefahr oder Anspannung, einen Blick hinter den Schleier
 der Wirklichkeit selbst erhascht, jenen Schleier, den wir anderen
 normalerweise für eine feste Wand halten." (Seite 373) 



Seine militärische Ausbildung wird so detailreich geschildert, daß man
den Eindruck gewinnt, Andreas Eschbach wäre selbst an der
Militärakademie West Point gewesen oder hätte hinter verschlossenen
Türen der Krisensitzung im Pentagon beigewohnt, nachdem die
Sowjetunion als erste Nation den Satelliten Sputnik I in den Erdorbit
schoß. Dabei scheint er sich über die Herkunft und die Eigenheiten der
sowjetischen Wissenschaftler genauso intensiv informiert zu haben, wie
über die der Amerikaner. Er schildert das gesamte Gebiet der
raumfahrttechnischen Entwicklung derart interessant, daß es auch einem
technisch wenig versierten Leser niemals langweilig wird. Hier
ergänzen sich Andreas Eschbachs phänomenale Erzählkunst und sein
Studium der Luft- und Raumfahrttechnik aufs produktivste.

Zwei Drittel des Romans hält sich Eschbach an die realen historischen
Fakten - angefangen bei Sputnik I bis zu Apollo 8. Perry Rhodan wird
dabei so geschickt in die Historie eingeflochten, daß er u.a. die
Astronauten Neil Armstrong, Buzz Aldrin und Jim Lovell kennenlernen
kann. Letzterer wird sogar zu einem sehr guten Freund. Ein
Geheimprojekt eines gewissen General Pounder - die Perry-Rhodan-Leser
der ersten Stunde kennen ihn natürlich - läuft neben den offiziellen
Apollo-Missionen her. Es wird ein Raumgleiter entwickelt, mit dem man
wesentlich schneller und eleganter zum Mond kommt, als mit den
Apollo-Kapseln, die mehr oder weniger ins All katapultierte Dosen
sind. Diesem Geheimprojekt gehört Perry Rhodan an und als es
eingestellt werden muß, weil ein Investigativ-Reporter dahinterkommt,
daß hier Gelder in eine unbekannte Richtung fließen, fällt er in ein
tiefes Loch und erwägt, seinen Wunsch, zu den Sternen zu gelangen,
aufzugeben.

Der Klappentext des Romans erwähnt die 'politischen Eskapaden' Perry
Rhodans. Bei dieser Formulierung stutzt man als Perry-Rhodan-Leser
unwillkürlich, denn so etwas paßt nicht zu ihm. Und tatsächlich läßt
sich in dem ganzen Roman nichts dergleichen finden. Einer Kundgebung
Martin Luther Kings beigewohnt zu haben, kann man beim besten Willen
nicht als politische Eskapade bezeichnen. Nur eine Begebenheit könnte
man möglicherweise dazu rechnen: Daß er bei den 1968er
Studentenunruhen in Paris, in die er sich eher zufällig hineinziehen
läßt im schon bekannten 'Heiligen-Zorn-Modus' den stellvertretenden
Polizeipräsidenten von Paris zusammenschlägt, weil dieser im Begriff
ist, Nervengas gegen Studenten einzusetzen.

Perry Rhodan wäre vermutlich nie zu den Sternen gelangt, wenn ihm eine
Pariser Studentin nicht ohne sein Wissen zu einem Drogenrausch
verholfen hätte, den der Teletemporarier Ernst Ellert dazu nutzte, ihm
im Traum zu begegnen und im Gespräch den Impuls in ihm zu wecken, beim
Militär zu bleiben. An dieses Gespräch durfte Rhodan sich natürlich
nach dem Erwachen nicht mehr erinnern, sonst hätte dies ein
Zeitparadoxon gegeben, denn Ernst Ellert war zu dem Zeitpunkt auf der
Lebensbühne Perry Rhodans noch gar nicht aufgetaucht.

Die Geschichte des Mutantenkorps, zu dem Ellert schließlich gehören
sollte, findet erst gegen Ende des Romans Erwähnung. So wie auch Homer
G. Adams erst gegen Ende wirklich zu Rhodan stößt. Er hatte die
Geschehnisse, die Perry Rhodans Flug zum Mond nach sich zogen, aus dem
Gefängnis heraus beobachten können. Homer G. Adams im Gefängnis?
Selbst als Perry-Rhodan-Altleser ist einem dieser Umstand fremd. Aber
wenn man, neugierig geworden, in den alten Heften nachliest, entdeckt
man in Heft Nr. 6 "Das Mutantenkorps", daß Adams tatsächlich 14 Jahre
im Gefängnis gesessen hat, und nur deshalb zu Rhodan kam, weil dieser
den "erfolgreichsten Börsenspekulanten und Finanzmakler aller Zeiten"
brauchte, um sein Imperium aufzubauen. Da die Serie seit jeher ein
Spiegel ihrer Zeit war, hätten die Autoren 1961, als die Wirtschaft im
Aufschwung begriffen war und die Kritik an Ausbeutung und Versklavung
von Menschen zur Wahrung kapitalistischer Vorteile im
gesellschaftlichen Bewußtsein noch nicht Fuß gefaßt hatten, Homer G.
Adams nicht folgende von Andreas Eschbach formulierten Worte in den
Mund gelegt:

"Zu meinem Gefängnisaufenthalt sei nur noch so viel gesagt, dass
 meine Verurteilung zwar, rein juristisch betrachtet, zu Unrecht
 erfolgte, da ich für etwas verurteilt wurde, das ich in
 Wirklichkeit nicht getan hatte - und doch geschah mir recht, denn
 aus einer höheren Sicht der Dinge hatte ich mich tatsächlich einer
 schweren Verfehlung schuldig gemacht: Ich war nämlich dem Glauben
 verfallen, man müsse notwendigerweise andere Menschen
 übervorteilen, um zu überleben, und hatte mich deshalb mit
 Gangstern eingelassen, die umgehend ihrerseits mich
 übervorteilt hatten. Die Zeit hinter Gittern war für mich, wie es
 ja auch gedacht ist, eine scharfe Zäsur, die mir reichlich
 Gelegenheit bot, in mich zu gehen, über mein eigenes Leben und
 dessen Einbettung und die großen Zusammenhänge nachzudenken."
 (Seite 207) 



Dieses Insichgehen brachte einen Artikel hervor, dessen Lektüre - wie
Adams vermutet - Perry Rhodan wohl dazu bewogen haben mochte, den
Kontakt zu ihm aufzunehmen, weil er nicht nur einen fähigen Finanzmann
brauchte, sondern auch einen mit sozialer Verantwortung, der
Spielregeln aufstellt,

"die dafür sorgen, dass die Tatkräftigen sich entfalten können und
 die Schwachen geschützt werden; Regeln, die niemanden bremsen, der
 etwas beizutragen hat, und niemanden im Stich lassen, der Pech hat;
 Regeln, die eine Balance bewahren zwischen Ermutigung und
 Sicherheit, zwischen Belohnung und Solidarität." (Seite 837) 



Sehr geschickt hat Andreas Eschbach die historischen Eckpunkte der
Raumfahrt bis zur Apollo-8-Mission mit dem Werdegang Perry Rhodans
verquickt. Anders als in Wirklichkeit kehrt die Mannschaft von
Apollo 8 nicht heil zur Erde zurück. Und so beginnt im letzten Drittel
des Buches das Perryversum, wie es 1961 in den ersten Heften der
Perry-Rhodan-Serie mit der Mondlandung von Perry Rhodan, Reginald
Bull, Eric Manoli und Clark Flipper beginnt. Auch hier hält sich
Eschbach genau an die 'Fakten' und erzählt die Geschichte in gekürzter
Form bis zur Invasion der Individual-Verformer nach, wodurch der Roman
an dieser Stelle ein wenig an Reiz verliert, denn man könnte ja auch
die Hefte nachlesen.

Der Abspann des Romans, der mit "DAS GRÖSSTE ABENTEUER (II)"
überschrieben ist - der Beginn trägt den Titel "DAS GRÖSSTE ABENTEUER
(I)" - läßt vermuten, daß die Geschichte mit dem Start Perry Rhodans
ins Wega-System weitergehen soll, also mit Heft 10 der Serie. Wenn
Andreas Eschbach die bereits bekannte Serie lediglich nacherzählen
will, wird das bestimmt nicht so erfolgreich sein. Das Bestechende an
dem vorliegenden Roman ist, den bislang unbekannten Werdegang Perry
Rhodans mitzuerleben. Zweifellos kann man den weiteren Verlauf
spannend nacherzählen und durch die Tatsache, daß dies ja aus der
Perspektive Homer G. Adams geschieht, gibt es auch einige Abweichungen
und Ergänzungen, aber letztlich dürfte eine schlichte Zweitversion
zumindest nicht das Interesse der Altleser wecken.

12. März 2019






Andreas Eschbach

Perry Rhodan - Das grösste Abenteuer

FISCHER Tor, S. Fischer Verlag GmbH

Frankfurt am Main, März 2019

848 Seiten

€ 25,00

ISBN 978-3-596-70145-2








Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





PODIUM/235: Braunschweig - Markus Steiner, "Weltherz", Debütroman, 17.03.19


Stadt Braunschweig

Autor Markus Steiner stellt seinen Debütroman "Weltherz" vor



Braunschweig. In der Reihe "Das erste Buch" stellt der Autor Markus
Steiner am Sonntag, 17. März, um 15 Uhr seinen Debütroman "Weltherz"
im Raabe-Haus: Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, vor. Die
Moderation übernimmt der Buchhändler Stefan Hallensleben.

Der Eintritt ist frei. Reservierungen unter der Telefonnummer
70189317.

Markus Steiner erzählt in "Weltherz" seine eigene Geschichte über die
Suche nach dem friedlichen Ort, den man braucht, um sich frei und
lebendig zu fühlen. - Mit 37 Jahren kündigte er seinen Job als
Marketingmanager und ging auf Weltreise. Er lief zum Mount Everest,
durchquerte den australischen Kontinent mit dem Zug, fuhr per Anhalter
in Japan, litt an indischem Fieber, meditierte in einem Kloster in
Thailand, fand in Israel das Glück im Zufall und traf in Indonesien
einen Guru.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.03.19
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TREFF/666: Mönchengladbach - Mach es! Bei der "Nacht der Bibliotheken", 15.03.2019


Stadt Mönchengladbach

Mach es! Bei der "Nacht der Bibliotheken"



VR-Spiele, Frühlingsausblicke oder gemütlich zwischen den
Bibliotheksregalen schlendern - all das ist am Freitag, 15. März ab 18 Uhr
bei der "Nacht der Bibliotheken" in der Stadtbibliothek an der
Blücherstraße möglich.

Schaut man sich das Programm der "Nacht der Bibliotheken" der
Stadtbibliothek Mönchengladbach an, dann könnte man meinen, man könnte am
Freitag, 15. März, die ganze Nacht durchmachen. So viel steht dort drin.
Aber die Leiterin der Stadtbibliothek Brigitte Behrendt ist zuversichtlich,
dass auch in der Zeit von 18 bis 23 Uhr einiges machbar ist: "Ja, wir haben
wirklich ein vielfältiges Angebot, von der Blumenwerkstatt bis hin zur
Virtual Reality auf verschiedenste Art und Weise. Aber auch bei den letzten
Malen hatten wir schon ein so breites Angebot und es hat sich keiner
beschwert, dass er etwas nicht machen konnte. Im Gegenteil, wir bekommen
immer die Rückmeldung, dass wir wirklich für jeden, aus jeder Generation
und mit den verschiedensten Interessen etwas dabei haben."

Und so ist das diesjährige Motto der "Nacht der Bibliotheken" besonders
passend: "Mach es!". So kann man zum Beispiel Bedienungsanleitungen
mitbringen oder schon vorher der Stadtbibliothek zukommen lassen, die dann
beim LeseZap von jedem, der möchte, vorgetragen werden können. Da wird
sicher so einiges Lustiges und Kurioses dabei sein.

Auch Musik machen kann und darf an diesem Abend jeder. Kein Instrument
spielen zu können, zählt dabei übrigens nicht als Ausrede. Denn bei dem
GRIDI, dem weltgrößten Midi Sequencer, der im Erdgeschoss der
Stadtbibliothek zu finden sein wird, kann wirklich jeder zum
Musikkomponisten werden.

Die Frühjahrsdekoration kann auch schon in Angriff genommen werden: Mit den
Do-it-yourself-Profis von Harmonie 20 kann man Blumen aus Stoff basteln.
Oder es gibt passend zum Frühling die Möglichkeit Bienenhotels zu bauen,
Saatgut für alte Gemüsesorten zu tauschen und einiges über Wildkräuter und
das Imkern zu erfahren.

Bei Esc@pe - Spiel das Museum gibt es die Möglichkeit ein preisgekrönten
Virtual-Reality Spiel zu zocken und die Cosplayerin Monono zeigt, wie man
ganz leicht eigene Utensilien für ein Kostümspiel modellieren kann.

Blutspritzer gibt es in der Garage der Stadtbibliothek. Aber es sind
natürlich keine echten. Norbert Krause lässt mit seiner Radldruckmaschine
rote Farbe auf Krimiseiten spritzen. Ebenfalls in der Garage sind
Longboardtüftler, die ihrem Longboard den letzten Schliff verleihen.
In der Zeit von 18 bis 19 Uhr gibt es auch eine Happy Hour. Für Neukunden
ab 18 gibt es dann einen kostenlosen Ausweis. Und wer sich stärken möchte,
der bekommt vom PAULmobil leckere frische Suppen.

Offiziell eröffnet wird die "Nacht der Bibliotheken" um 19 Uhr
stellvertretend für alle 200 Bibliotheken in NRW, die daran teilnehmen,
durch die Ehe frau des NRW-Ministerpräsidenten Armin Laschet und
Schirmherrin der "Nacht der Bibliotheken" Susanne Laschet zusammen mit
Oberbürgermeister Hans Wilhelm Reiners und dem Beigeordneten Dr. Gert
Fischer. "Als diese Anfrage kam, haben wir uns natürlich gefreut", sagt der
Fachbereichsleiter Bibliothek und Archiv Guido Weyer.

Generell wird in Mönchengladbach diese Nacht auch ein Ausblick in die
Zukunft, erklärt Brigitte Behrendt: "Wir sind als Stadtbibliothek schon
lange nicht mehr der Ort, wo angestaubte Bücherregale stehen und man sich
nur anschweigen darf. Wir werden immer mehr zum Ort der Begegnung, zum Ort,
wo man auch ganz praktisch kreativ wird, wo man sich austauscht, zusammen
lernt und schon lange gibt es hier mehr auszuleihen als Bücher und wir
werden auch in Zukunft das noch deutlich ausweiten. Wenn dann Sanierung und
der Ausbau fertig sind, haben wir für alle Aufgaben und Möglichkeiten der
Zukunft auch endlich die entsprechenden Räumlichkeiten." Wer eine Ahnung
von der Stadtbibliothek von morgen bekommen möchte, der sollte sich die
"Nacht der Bibliotheken" am Freitag, 15. März,auf jeden Fall nicht entgehen
lassen.

Weitere Informationen zum Programm gibt es auch bei der Stadtbibliothek
über die Homepage der Stadt moenchengladbach.de.

https://www.moenchengladbach.de/de/leben-in-mg/stadtbibliothek/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.03.2019
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LATEINAMERIKA/098: Menschenrechtler besorgt über FUNAI-Expedition zu freiwillig isoliert lebendem Volk in Brasilien


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 12. März 2019

Menschenrechtler besorgt über FUNAI-Expedition zu freiwillig
isoliert lebendem Volk in Brasilien

Unternehmen für alle Beteiligten höchst gefährlich



Göttingen, den 12. März 2019 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) ist in größter Sorge um eine Gruppe des indigenen Volkes der
Korubo, die im Reservat Vale do Javari in freiwilliger
Abgeschiedenheit lebt. Vor wenigen Tagen ist eine Expedition von etwa
30 Personen in die Region im Grenzgebiet Brasiliens zu Peru
aufgebrochen, um den Kontakt mit ihnen zu erzwingen. Neben
Mitarbeitern der brasilianischen Behörde für indigene Angelegenheiten
FUNAI (Fundação Nacional do Índio), medizinischem
Personal und anderen Indigenen sind auch Polizisten und Soldaten
dabei. "Nach 22 Jahren bricht die FUNAI mit dem Grundsatz, diese
meist sehr kleinen, freiwillig abgeschiedenen Gemeinschaften vor
fremden Einflüssen zu schützen", kritisiert Yvonne Bangert,
Referentin für Indigene Völker bei der Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) dieses für alle Beteiligten höchst gefährliche
Unternehmen.

"Die Korubo haben in der Vergangenheit deutlich gezeigt, dass sie
keinen Kontakt zur Außenwelt wünschen. Das ist ihr verfassungsmäßig
verbrieftes Recht. Sie werden sich notfalls mit Gewalt wehren.
Infektionskrankheiten sind sie jedoch schutzlos ausgeliefert - und
dadurch in größter Lebensgefahr." Pläne, sie direkt nach einer
erzwungenen Kontaktaufnahme zu impfen und damit zu schützen, sind aus
Sicht der GfbV wenig realistisch. Wahrscheinlicher sei, dass sie
panisch in den Wald flüchten und die für sie tödlichen
Krankheitserreger mitnehmen würden. Die Aktion der FUNAI wird
Unfrieden und Konflikt in dieses Gebiet zu tragen, in dem mit etwa 20
bis 30 indigene Gruppen zumeist in freiwilliger Abgeschiedenheit
leben.

Die FUNAI beruft sich auf einen Hilferuf der indigenen Gruppe der
Mastsis, die etwa 20 Kilometer von den Korubo entfernt leben und
mehrfach gewaltsame Konflikte mit ihnen hatten. "Die Matsis wurden
1976 kontaktiert, weil das Ölunternehmen Petrobras in ihrem Gebiet
bohren wollte. Angesichts der verstärkten Bemühungen der Regierung
Bolsonaro, jetzt auch die letzten Rückzugsgebiete in Amazonien
wirtschaftlich zu erschließen, wirkt dieser Hilferuf vorgeschoben",
so Bangert. "Die FUNAI sollte ihren Job tun und die Korubo konsequent
vor jedem unerwünschten Außenkontakt schützen. Die Korubo tun nichts
anderes, als sich und ihr Gebiet gegen Eindringlinge zu verteidigen -
auch gegen andere Indigene."

Im Zuge des Regierungswechsels wurde die FUNAI per vorläufigem Dekret
aus dem Justizministerium herausgelöst. Die Landrechtskompetenzen
wurden dem Agrarministerium zugeschlagen, die Behörde selbst dem
Ministerium für Frauen, Familie und Menschenrechte. Präsident der
FUNAI ist seit 2019 General Franklimberg Ribeiro de Freitas. Er hatte
die Behörde bereits von Mai 2017 bis April 2018 geleitet, war dann
aber aufgrund von heftiger Kritik der Agrarlobby zurückgetreten: Ihr
ging die Öffnung indigener Gebiete für die wirtschaftliche
Erschließung nicht schnell genug.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/167: Neue Studie kritisiert zunehmende Privatisierung der Entwicklungszusammenarbeit


Fian - Pressemitteilung vom 12. März 2019

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Neue Studie
kritisiert zunehmende Privatisierung der Entwicklungszusammenarbeit



Berlin/Köln, 12. März 2019 / FIAN und INKOTA veröffentlichen heute eine
Studie zur immer engeren Verquickung von staatlicher
Entwicklungszusammenarbeit mit Finanzinvestoren und Agrarkonzernen. Die
Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass der wachsende Einsatz privater
Gelder nicht geeignet ist, um Hunger und Armut strukturell zu bekämpfen.
Die Autoren der Studie "Agrarkonzerne und Finanzindustrie: Die neuen
Lieblinge der Entwicklungszusammenarbeit?" widersprechen der Aussage,
wonach nur mit Investitionen des Privatsektors die nachhaltigen
Entwicklungsziele (SDGs) erreicht werden können. Sie kritisieren, dass das
Entwicklungsministerium mit seinem Schwerpunkt auf Privatinvestitionen die
eigentlichen Zielgruppen - marginalisierte Bevölkerungsgruppen - aus dem
Blick verliere. Da es meist keine Informationen über die finalen
EmpfängerInnen der Gelder gebe, seien konkrete menschenrechtliche Wirkungen
in der Regel unbekannt.

Roman Herre, Agrarreferent von FIAN Deutschland und Ko-Autor der Studie:
"Im Gepäck der SDGs war die Botschaft enthalten, dass zu ihrer Umsetzung
gewaltige 2,5 Billionen Dollar pro Jahr fehlen - und nur privates Geld
dieses Loch stopfen könne. Diese Botschaft wird nicht hinterfragt. Sie
führte zur Neuausrichtung der Entwicklungszusammenarbeit und hat damit
möglicherweise mehr Wirkkraft entfaltet als die Entwicklungsziele selbst."

Ein konkreter Aspekt, der von den Autoren kritisch betrachtet wird, ist die
zunehmende Kooperation mit Agrarkonzernen, mit der die Landwirtschaft - vor
allem auf dem afrikanischen Kontinent - zu marktförmigen und
inputintensiven Systemen umstrukturiert werden soll. Diese Kooperation
werde im Rahmen einer Vielzahl von Initiativen realisiert, darunter die
Allianz für eine Grüne Revolution in Afrika (AGRA) oder die Neue Allianz
für Ernährungssicherung der G7-Staaten. Lena Michelsen, Agrarreferentin von
der Entwicklungsorganisation INKOTA kommentiert: "Initiativen wie AGRA
setzen vor allem auf den Einsatz von chemischen Düngemitteln und
Hybridsaatgut und dienen damit in erster Linie den Expansionsbestrebungen
großer Konzerne wie Yara und Bayer. Kleinbauern und -bäuerinnen geraten in
immer stärkere Abhängigkeiten, und auch die Umwelt leidet unter dem längst
gescheiterten Modell der Grünen Revolution. Die von der Bundesregierung
zugesagte Förderung in Höhe von zehn Millionen Euro ist eine völlige
Fehlinvestition."

Ein weiterer Kritikpunkt betrifft die Intransparenz der
Finanzinstitutionen. Allein die DEG, Tochter der staatlichen
Entwicklungsbank KfW, hat mehr als die Hälfte ihrer 7,2 Milliarden Euro
Entwicklungsgelder an Finanzinstitute vergeben. Auch haben sich Kredite und
Beteiligungen der DEG an Unternehmen in Finanzoasen - darunter den
Kaimaninseln oder Mauritius - innerhalb von zehn Jahren verfünffacht. Zur
Legitimierung solcher Konstrukte werden oft fragwürdige Kennzahlen und
indirekte Wirkungen herangezogen. So erklärt die DEG in ihrem jüngsten
Jahresabschluss, dass "DEG-Kunden rund 1,5 Millionen Menschen
beschäftigen". Roman Herre kritisiert: "Aus entwicklungspolitischer und
menschenrechtlicher Perspektive müsste untersucht werden, ob durch solche
Finanzierungen auch Arbeitsplätze abgebaut wurden. Dies ist besonders bei
Agrarfinanzierungen im globalen Süden ein bedeutender Aspekt: Die dortige
kleinbäuerliche Landwirtschaft beschäftigt je nach Region 70 bis 80 Prozent
der Bevölkerung. Werden Menschen hieraus verdrängt - wie besonders bei
großflächigen Agrarinvestitionen - dann verlieren sie oftmals ihre
Lebensgrundlagen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. März 2019

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln

Telefon: 221/702 00 72, Fax: 0221/702 00 32

E-Mail: fian@fian.de

Internet: www.fian.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/319: Polizeigesetz Sachsen - Kritik an Beschränkung der Anhörung auf Bodycams (Digitalcourage)


digitalcourage e.V. - Pressemitteilung vom 12. März 2019

Polizeigesetz Sachsen: 

Digitalcourage kritisiert Beschränkung der Anhörung und Bodycams



Die Grundrechtsorganisation Digitalcourage legt zur Anhörung im Sächsischen
Landtag am Dienstag, 12. März 2019 zur Neustrukturierung des Sächsischen
Polizeirechts folgende Stellungnahme vor und wird als sachverständige
Organisation an der Anhörung teilnehmen [Link siehe unter [1]].

Digitalcourage kritisiert darüber hinaus, dass


	die Sachverständigenanhörung am 13. März 2019 im Sächsischen Landtag auf Body-Cams (§ 57) beschränkt wurde, obwohl zahlreiche unbeantwortete Kritikpunkte, grundrechtliche Bedenken und Fragen zur Wirksamkeit, Verhältnismäßigkeit und Notwendigkeit der Neustrukturierung vorliegen.




	für die geplante Neustrukturierung des Polizeirechts des Freistaates Sachsen keine vollumfängliche, unabhängige Begutachtung angefertigt wurde, wie sie beispielsweise der Gesetzgebungs- und Beratungsdienst des Landtages in Niedersachsen vorgelegt hat.




	eine unabhängige, systematische und transparente Prüfung grundrechtsschonender Alternativen, inklusive sozialpolitischer Optionen, unterblieben ist.




	dringende Anliegen, die Digitalcourage an Mitglieder des Innenausschusses am 11. Februar 2019 gesendet hat, unbeantwortet blieben.



Aufgrund des Umfangs und der Komplexität der geplanten Neustrukturierung
und aufgrund der nicht nachvollziehbaren Beschränkung der
Sachverständigenanhörung am 13. März 2019 muss sich diese Stellungnahme im
Weiteren auf den Einsatz sogenannter Body-Cams nach § 57 SächsPVDG-ÄA
beschränken.


Digitalcourage setzt sich seit 1987 für Datenschutz und Bürgerrechte
ein und richtet seit 2000 die jährliche Verleihung der BigBrotherAwards
aus. 2008 erhielt Digitalcourage die Theodor-Heuss-Medaille für besonderen
Einsatz für die Bürgerrechte.


Stellungnahme:

[1] https://digitalcourage.de/sites/default/files/2019-03/digitalcourage-stellungnahme-bodycams-12.3.2019.pdf (PDF)

Weiter Informationen:

Aktionswoche gegen das Polizeigesetz vom 11.3. - 16.3.2019: 

https://www.sachsens-demokratie.net/2019/03/10/aktionswoche-gegen-das-polizeigesetz-vom-11-3-16-3-2019/

 * 

Quelle

Pressemitteilung vom 12. März 2019

digitalcourage e.V.

Marktstraße 18, 33602 Bielefeld

Telefon: +49-521-1639-1639, Fax: +49-521-61172

E-Mail: mail@digitalcourage.de

Internet: www.digitalcourage.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1183: Stuttgart - Schreibzirkel junger Autor*Innen mit Christoph Salazy, 15.04.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2019

Montag, 15.04.19, 19.00 Uhr

Schreibzirkel junger Autor*Innen

Christoph Salazy

Veranstaltungsreihe: U35 - das Junge Literaturhaus

zwischen/stand = Schreibzirkel



Du schreibst gelegentlich Gedichte oder Prosatexte, hast vielleicht
sogar ein ganzes Buchprojekt in der Schreibtischschublade und Lust,
dich mit anderen jungen Autor*innen auszutauschen? Im Literaturhaus
habt ihr die Gelegenheit, über eure Texte und Schreibversuche zu
sprechen, über Ideen, kreative Verfahren, Probleme und Blockaden zu
diskutieren. Ob ihr euch Feedback zu mitgebrachten Textproben
einholt, euch an gemeinsamen Schreibansätzen versucht oder euch
einfach mit Gleichgesinnten vernetzt, steht euch frei. Im April ist
der Lyriker und Solitude-Stipendiat Christoph Szalay bei uns zu Gast!
Szalay absolvierte sein Studium der Germanistik in Graz/Österreich,
und studierte Kunst im Kontext an der Universität der Künste Berlin.
Er ist Literaturbeauftragter des FORUM Stadtpark Graz. Seine letzten
Projekte waren: "when we turned off the light [we didn't see
nothing]", "SPACE=WOW (BUT I STILL MISS YOU, EARTH)", "Re-Considering
Trieste or OH", "HOW I WANTED TO BE YOUR BABY (but you wouldn't let
me)".

Eintritt: Mitglieder frei/Gäste Euro 3,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8576: Und morgen, den 13. März 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 13.03.2019 bis zum 14.03.2019 +++






[image: Jean-Luc 8576 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wetter finster, gegnerisch

auf Jeans grüner Seite,

trübe, stürmisch, regnerisch

in der ganzen Weite.
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





FUNDSTÄTTEN/129: Das Erdwerk von Wellie - Göttinger Wissenschaftler erforscht Jungsteinzeit-Anlage (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 11.03.2019

Das Erdwerk von Wellie: Göttinger Wissenschaftler erforscht mit
Studierenden Jungsteinzeit-Anlage



Das Erdwerk von Wellie bei Nienburg ist ein zentraler Platz der
Jungsteinzeit - erst im vergangenen Jahr wurde die Anlage entdeckt. Wofür
sie früher genutzt wurde, erforscht derzeit ein Wissenschaftler der
Universität Göttingen gemeinsam mit zehn Studierenden und der
Kommunalarchäologie der Schaumburger Landschaft. Sie untersuchen den
Bereich mit geophysikalischen und bodenkundlichen Methoden. Ziel ist ein
erster maßstabsgerechter Gesamtplan der Anlage sowie ihre zeitliche und
kulturelle Einordnung.

(pug) Bis Ende April nimmt Projektleiter Tobias Scholz vom Seminar für
Ur- und Frühgeschichte der Universität Göttingen gemeinsam mit den
Studierenden das Erdwerk unter die Lupe. "Zunächst wird das Erdwerk mit
einer geomagnetischen Prospektion analysiert", sagt Scholz. Sie messen
dabei kleinräumig die Magnetisierbarkeit des Bodens. Darin befindliche
Objekte und ehemalige Bodeneingriffe stören das natürliche Erdmagnetfeld
und werden als Anomalien im unbeeinträchtigten Erdmagnetfeld abgebildet.
Anschließend werden die geomagnetischen und bodenkundlichen Ergebnisse mit
den Informationen, die bei Flügen über die Anlage gesammelt wurden,
zusammengeführt. "Gezielte Bohrungen können zudem Hinweise auf die Tiefe
und Verfüllungsprozesse der ehemaligen Gräben liefern und so
möglicherweise Erkenntnisse zur Gestalt und Nutzung dieser Anlage
erbringen", so Scholz. Er und sein Team wollen dabei Details wie
ausgebaute Torsituationen erfassen und möglichen Spuren einer
Innenbebauung nachgehen. Nach ersten Erkenntnissen scheinen frühe
Bauerkulturen dort viel Arbeit investiert zu haben, um Gräben zu
erstellen. Möglicherweise handelt es sich um einen überregionalen
Versammlungsort.

Auf der Suche nach zeitgleichen Siedlungsplätzen zum nahegelegenen
Gräberfeld von Liebenau/Steyerberg untersuchte ein lokaler Beauftragter
der Kommunalarchäologie bereits 2017 einen kleinen Teil des Erdwerks. Über
1000 Funde wurden dabei aufgelesen - Feuersteinartefakte, Keramikfragmente
und einzelne gebrannte Knochen. "Einige Gerätschaften wie Pfeilspitzen
ermöglichen eine genauere kulturelle Zuordnung", sagt Scholz. Derartige
Anlagen, die vorwiegend aus dem vierten Jahrtausend vor Christus stammen,
sind im Landkreis Nienburg/Weser äußerst selten. Tatsächlich lässt sich
die Verbreitung dieses Befundtyps dank des neuen Fundplatzes weiter nach
Nordwesten hin belegen als bisher angenommen.

Das gesamte Erdwerk wurde erst im vergangenen Jahr durch den Amateur- und
Luftbildarchäologen Heinz-Dieter Freese entdeckt. Aufgrund des heißen und
trockenen Sommers zeichneten sich im Getreide spezielle Muster ab, was auf
ehemalige Gräben im Untergrund hindeutet.


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-goettingen.de/de/3240.html?id=5367

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, 11.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / NATURKUNDE





TIERE/0128: Die schwarze Riesenbiene - erst recht gefährdet? (SB)




Im Januar dieses Jahres (2019) wurde in Indonesien ein ganz besonderes
Tier entdeckt, von dem man angenommen hatte, es sei bereits
ausgestorben. Es handelt sich um eine Biene, die sogenannte
Wallace-Riesenbiene, die wissenschaftliche Bezeichnung lautet:
"Megachile pluto".

Den Namen "Wallace-Riesenbiene" erhielt sie nach ihrem Entdecker
Alfred Russel Wallace, der 1859 auf der indonesischen Insel Bacan im
nördlichen Teil der Molukken auf ein einziges weibliches Exemplar
dieser Art traf. Aus seiner Beschreibung geht hervor, dass es sich bei
dieser Biene um ein wirklich großes Insekt handelt.




[image: Mr. Wallace als älterer Herr mit vollem weißen Haar und Bart und freundlichem Gesicht sitzt auf einem Stuhl - Foto: ca. 1895, by London Stereoscopic & Photographic Company (active 1855-1922) [Public domain], by Wikimedia Commons]

Bild von Alfred Russel Wallace, ca. 1895

Foto: ca. 1895, by London Stereoscopic & Photographic Company
(active 1855-1922) [Public domain], by Wikimedia Commons



Heute werden Megachile pluto, die der Gattung der Mörtel- und
Blattscheiderbienen angehören, wie folgt beschrieben. Ein weibliches
Tier kann eine Körperlänge von 2,3 bis 3,9 Zentimeter erreichen, wobei
ihre Flügelspannweite ungefähr 6,3 Zentimeter beträgt. Diese Bienen
sind von kräftiger schwarzer Färbung. Auffallend ist ihr ziemlich
großer Kopf, der mit seinen 1,3 Zentimetern breiter ist als der
Brustkorb (Thorax) und an dem die sehr großen Mandiblen augenfällig
sind, wie auch die schwarz glänzende Stirnplatte. Der Thorax ist mit
einem dichten, kurzen, schwarzen Haarkleid bedeckt, die Flügel glänzen
eher bräunlich. Die Beine der Wallace-Biene sind von kräftigem Bau und
ihr Bauch (Abdomen) wird von festen, kurzen, am Körper anliegenden
Haaren bewachsen. Ein männliches Bienentier ist mit einer Körperlänge
von 1,8 bis 2,3 Zentimetern vergleichsweise klein. Den Namen
Riesenbiene hat sie übrigens wirklich verdient, denn sie ist ca. 4 mal
so groß wie eine Honigbiene und hat ungefähr die Größe des Daumens
eines erwachsenen Menschen.




[image: Die Riesenbiene ist in etwa so lang, wie der Daumen eines Erwachsenen - Grafik: © 2019 by Schattenblick]

Riesenbiene und Honigbiene im Größenvergleich


Grafik: © 2019 by Schattenblick




Eine Entdeckung gerät in Vergessenheit

Lange Zeit nach der Entdeckung dieses großen Insekts im Jahr 1859
hörte man nichts weiter von Megachile pluto, denn der Entdecker war zu
dieser Zeit damit beschäftigt, seine Theorie zur Entwicklung der Arten
aufzuschreiben, mit der er nachweisen wollte, dass nicht alles von
Gott fertig entwickelt geschaffen wurde, wie es damals noch weit
verbreiteter Glaube war, sondern ganz natürliche biologische Vorgänge
verantwortlich waren. Durch Vermehrung und Auswahl (Selektion) wachsen
stets jene Lebewesen heran, die am besten an die vorherrschenden
Umweltbedingungen angepasst sind, so seine Erkenntnis. Er schickte
seine neu erdachte Theorie an Charles Darwin, den er sehr verehrte,
damit dieser seine Idee überprüfen sollte. In ihrer Zusammenarbeit
wurde daraus die später berühmte Evolutionstheorie, für die allerdings
Charles Darwin allein Weltruhm erlangte.


Die erste und zweite Wiederentdeckung

Der amerikanische Biologe Adam Messer reiste auf die Bacaninseln
(Bacan, Halmahera, Tidore) und fand dort sechs Nester der
Wallace-Riesenbiene. Diese Tiere schienen wirklich so selten zu sein, dass
selbst die befragten Einheimischen sie nicht kannten. Es ist nicht
genau bekannt, aus welchem Grund es in den folgenden Jahren entweder
keine weiteren Sichtungen dieser Bienen gegeben hat oder ob sie
einfach nicht veröffentlicht worden sind. Jedenfalls gab es ernste
Befürchtungen, dass diese Bienenart ausgestorben ist.




[image: Eine Riesenbiene von oben betrachtet auf einem kleinformatigen Bild ohne Vergleichsmöglichkieit - Foto: by Stavenn, own work,[CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Wallace-Riesenbiene

Foto: by Stavenn, own work,[CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia
Commons



Im Januar 2019 entdeckte ein Forscherteam von amerikanischen und
australischen Biologen auf einer abgeschiedenen Insel der nördlichen
Molukken (Indonesien) die ausgestorben geglaubten Wallace-Riesenbienen.
Dem Bienenfotografen Clay Bolt gelang es eine Biene zu
filmen und zu fotografieren. Das aufgefundene Bienennest, in dem
gleich mehrere Exemplare lebten, befand sich im Inneren eines im Baum
hängenden Termitennestes. Die Termitenart, die solche Baumnester
fertigt, gehört zur Gattung Microcerotermes. Vielleicht trug die
versteckte Lebensweise dazu bei, dass diese Tiere im Verborgenen
überhaupt bis heute überleben konnten? Leider wäre es auch möglich,
dass die aktuelle hohe Aufmerksamkeit sich eher schädlich auf das
bisher ungestörte Leben auswirkt, denn wer weiß, welche Sammler sich
im Geheimen auf die Jagd auf so ein seltenes Tier begeben.
Es heißt allerdings, dass die indonesische Regierung sich bereit
erklärt hat, die Wallace-Biene in ihrem natürlichen Lebensraum zu
schützen.


Ein Leben im Verborgenen

Sehen wir uns diesen speziellen Nestbau der Wallace-Bienen einmal
genauer an. Ungewöhnlich ist wohl, dass sie sich quasi als Untermieter
in einem bevölkerten Termitenbau einnisten. Von außen ist also nur das
Baumnest der Microcerotermes-Termiten zu erkennen - wer würde darin
schon ein Bienennest vermuten? Wie geht das vor sich?

In jedem Termitenbaumnest kann sich ein Wallace-Bienennest befinden,
das von bis zu sechs Weibchen bewohnt wird. Die Bienen bauen aus
Holzfasern und Baumharz eine senkrecht (vertikal) angelegte Hauptröhre
in das Termitennest hinein. Von da aus fertigen sie ihre Brutzellen
und eine waagerechte (horizontale) Zugangsröhre an. Das besondere an
dem dafür verwendeten Baumaterial aus Holzfasern und Baumharz ist,
dass es zu einem schwarzen, wasserfesten Material aushärtet. Diese
Röhrenkonstruktionen sind so stabil, dass die Termiten dort nicht
hinein gelangen können und das Bienennest vor ihnen geschützt ist.
Termiten brauchen nämlich Feuchtigkeit, um ihre eigene
Holzzerkleinerung bewerktstelligen zu können.

Doch woher stammt dieses ideale Baumaterial für die Bienenröhren? Die
Wallace-Bienenweibchen kratzen mit ihren großen Mandiblen
(Mundwerkzeuge) kleine Stückchen aus dem Baum heraus. Mit ihrem Labrum
(Mundwerkzeug vergleichbar mit der Oberlippe) schaben sie es klein und
formen kleine Kugeln daraus, die sie dann gut verarbeiten können.
In dem größten gefundenen Nest waren 157 Brutzellen errichtet worden,
von denen 25 mit Eiern belegt waren. Solcherart besetzte Zellen weisen
einen kräftigen harzigen Geruch auf, der aber mit dem Aushärten
verlorengeht. Da Baumharz fungizide (pilzabweisende) Eigenschaften
hat, ist anzunehmen, das die Bienen durch das Auftragen von mehreren
Schichten des Harzes (vornehmlich Harz von Flügelfruchtgewächsen),
ihre Nester gegen eingeschleppte Pilzsporen schützen wollen.
Doch noch ist zu wenig über die Lebensweise dieser Bienen bekannt. Was
ist beispielsweise mit den männlichen Tieren, welche Rolle spielen
sie, wo leben sie? Wie viele Nachkommen gehen aus einer Brut hervor
und wie lange dauert die Brutzeit, um nur einige ungeklärte Fragen zu
nennen. Vielleicht ist es aber gerade in diesem besonderen Fall der
Riesenbiene sogar besser, gar keine weiteren Forschungen anzustellen,
um sie weiterhin möglichst ungestört leben zu lassen?

Bekannt ist aber, dass die Wallace-Riesenbiene auf sehr besondere
Lebensbedingungen angewiesen ist. Ohne bestimmte Bäume und die
spezielle Termitengattung sind ihre Überlebenschancen sehr gering. Da
Indonesien zu jenen Staaten zählt, die jährlich die größten
Waldverluste verzeichnen, sind nicht nur Bäume, Termiten und
Riesenbienen in großer Gefahr. Bleibt zu hoffen, dass die indonesische
Regierung erkennt, dass gerade ihr Regenwald eine ganz besondere
Bedeutung für Menschen, Tiere und Pflanzen hat, die höher zu bewerten
sein sollte, als die Interessen von ausländischen Unternehmen, denen
es um das Abholzen der Bäume geht, um das Holz zu verkaufen oder
Palmöl-Plantagen anzulegen.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.scinexx.de/news/biowisssen/groesste-biene-der-welt-wiederentdeckt/

https://science.orf.at/stories/2965952

https://www.forschung-und-wissen.de/nachrichten/biologie/die-groesste-biene-der-welt-lebt-doch-noch-13372795

https://www.welt.de/wissenschaft/article189205317/Wallace-Riesenbiene-erstmals-seit-38-Jahren-in-Indonesien-gesichtet.html



12. März 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





DAS BLÄTTCHEN/1877: Das Versagen der Politik


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 5 | 4. März 2019

Das Versagen der Politik

von Ulrich Busch



Wie doch alles so wunderbar zusammenpasst, sich ergänzt und ineinander fügt
in der Welt des Geldes, des Kapitals und der Politik! - Das ist wirklich
erstaunlich. Zudem ganz ohne Plan und Konzept. Einfach so, weil es
funktioniert. Zumindest im Augenblick. Und vielleicht auch noch in den
nächsten Monaten oder Jahren. Aber was passiert dann? Für die lange Frist
gibt es keine befriedigenden Antworten. Dafür aber mehren sich die Zweifel,
dass die Maßnahmen von heute nicht die Lösungen für die Probleme von morgen
sein werden.

Die Rede ist von der Wirtschaft, der profitgesteuerten, allein den
Verwertungsinteressen des Kapitals dienenden und politisch immer weniger
regulierten globalen Marktwirtschaft. 2008 wäre das System infolge einer
Banken- und Finanzkrise beinahe kollabiert. Die Politik hat es gerettet,
indem sie Milliarden und Abermilliarden an US-Dollar, Euro, Yen in die
Finanzmärkte pumpte. Dadurch wurden die Staatshaushalte bis an die Grenzen
ihrer Tragfähigkeit - und teilweise, wie in Griechenland, darüber hinaus -
belastet. Bis heute sind die daraus erwachsenen Verbindlichkeiten nicht
vollständig zurückgeführt worden, so dass die Staaten mit erheblichen
Hypotheken belastet in die nächste Krise eintreten werden. Sie sind dadurch
in ihren Handlungsspielräumen eingeschränkt, was sie dazu verführt,
abenteuerliche Experimente und populistische Verzweiflungsaktionen zu
starten. In Italien ist das heute schon zu beobachten. Andere Staaten
werden folgen. Der Trend zum Verlust der Verantwortung für die Zukunft und
zu einer populistischen Politik ist unverkennbar.

Da das System auf Wirtschaftswachstum angelegt ist und ohne dieses völlig
entarten würde, wurde im zurückliegenden Jahrzehnt alles dafür getan, um
die 2009 in eine Rezession gerutschten Volkswirtschaften wieder auf
Wachstumskurs zu bringen. Diese Aufgabe oblag insbesondere den Notenbanken,
die riesige Summen frischen Geldes in die Wirtschaft schleusten. So hat die
Europäische Zentralbank (EZB) allein in den vergangenen fünf Jahren 2,6
Billionen Euro zusätzlich für Kredite bereitgestellt. Ihre Bilanz ist
dadurch auf die unvorstellbare Summe von 4,6 Billionen Euro angeschwollen.
Das ist drei Mal so viel wie vor der Finanzkrise! Mit diesen
Maßnahmen ist es ihr zwar gelungen, eine Deflation zu verhindern; eine
generelle Prosperität in den Volkswirtschaften der Europäischen Union wurde
damit aber nicht erreicht. Eigentlich hat nur Deutschland so richtig davon
profitiert. Hier legte das Bruttoinlandsprodukt neun Jahre in Folge zu,
während es in den meisten anderen Ländern der EU mehr oder weniger
stagnierte. Aber mit dem deutschen Boom ist es inzwischen auch vorbei: 2018
betrug das Wirtschaftswachstum in Deutschland nur noch 1,4 Prozent.
Tendenz: fallend.

Das wichtigste Instrument der Geldpolitik ist die Zinspolitik. Hier hat
sich die EZB mit ihrer Nullzins-Linie auf einen Kurs festgelegt, der dem
Staat über viele Jahre enorme Einsparungen an Zinskosten bringt, den
Sparern aber Milliarden-Verluste an Zinseinnahmen. Die Effekte, die mit der
Nullzinspolitik erzielt wurden, sind vor allem Umverteilungseffekte
zwischen Kreditnehmern (Staat, Unternehmen) einerseits und Sparern
(Bevölkerung, Vereine ...) andererseits. Der Hauptzweck aber, der damit
erreicht werden sollte, die Ankurbelung der Investitionstätigkeit in der
Wirtschaft, wurde verfehlt. Dafür kommt es inzwischen zu Sekundäreffekten
auf dem Immobilienmarkt, indem internationale Anleger die günstigen
Finanzierungsbedingen nutzen, um hier einzusteigen, Wohnungen aufzukaufen,
dadurch die Knappheit zu vergrößern, was den Preis hochtreibt, um dann
teurer an Private zu verkaufen. Dies bringt ihnen in Zeiten niedriger oder
gar keiner Zinsen satte Spekulationsgewinne ein. Zudem wird dadurch die
Privatisierung des Wohnungsmarktes vorangetrieben und damit ein zentraler
Bereich der menschlicher Existenz der öffentlichen Hand entzogen und global
agierenden Marktkräften überlassen. - Und was macht die Politik? Sie schaut
zu!

Ein weiterer Aspekt betrifft die Umweltproblematik. Wir sind Zeitzeugen
einer Entwicklung, die darin gipfelt, dass ein internationales Abkommen,
Gesetz und Übereinkommen nach dem anderen scheitert, zu Fall gebracht,
aufgekündigt oder paralysiert wird. Die Autoindustrie, die
Transportwirtschaft, die Landwirtschaft und die Lebensmittelindustrie, die
Bauwirtschaft, die Verpackungsindustrie, die Energiewirtschaft, die
Pharmazie, die Chemieindustrie sind derzeit weder willens noch in der Lage,
sich den Herausforderungen eines ökologischen Umbaus zu stellen und ihn von
sich aus voranzutreiben. Schlimmer aber noch ist, dass sie in ihrer
Verweigerungs- und Verhinderungshaltung von der Politik unterstützt werden.
Am deutlichsten sichtbar ist dies momentan bei der Verkehrspolitik. Es gilt
aber ganz generell. Was sind das für Verhältnisse, wo Wissenschaftler, die
eindeutige Belege für irreversible Schäden in der natürlichen Umwelt und in
Hinblick auf die Gesundheit der Menschen vorlegen und folglich dringend zu
einem Umsteuern raten, von der Politik mit dem Verweis auf nationale
wirtschaftliche Interessen abgewiesen werden? Und wo Schülerinnen und
Schüler auf die Straße gehen müssen, um der Politik zu signalisieren, dass
hier dringend etwas getan werden muss, trotzdem aber nichts passiert! - Es
ist der Wirtschaft nicht anzulasten, dass sie ihre Interessen
wahrnimmt. Die Politik aber ist dazu da, gesamtgesellschaftliche Anliegen
zu vertreten und die Zukunftsinteressen der Gesellschaft zu wahren.
Vernachlässigt sie diese Aufgabe und macht sich stattdessen zum Anwalt und
Lobbyisten der Wirtschaft, insbesondere bestimmter Branchen und
Unternehmensgruppen, dann schafft sie es dadurch vielleicht noch, das Ganze
für den Augenblick am Laufen zu halten, verspielt damit aber möglicherweise
die Chancen auf die Zukunft.

In ihrer gegenwärtigen Verfasstheit erweist sich die Politik offenbar als
unfähig, die anstehenden Aufgaben zu erkennen, konsequent anzugehen und zu
lösen. Die Folge ist, dass die Gesellschaft immer mehr auseinanderbricht,
die Grundlagen der Demokratie erodieren und Aufgaben wie die Energiewende,
der ökologische Umbau der Wirtschaft, die demografische Transition und die
digitale Revolution nicht oder nur halbherzig angegangen und bewältigt
werden. Stürzt die Wirtschaft dann erneut in eine Krise, so ist die Politik
machtlos. Das wäre die Stunde der Populisten, um die Regierung an sich zu
reißen, sich Wirtschaft und Gesellschaft unterzuordnen - und sie dadurch
weiter zu ruinieren.

 * 
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GEGENWIND/794: Buchvorstellung - "10 Tage der Morgenröte", Erinnerungen an Teheran 1979


Gegenwind Nr. 366 - März 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

"10 Tage der Morgenröte"

Erinnerungen an Teheran 1979

von Günther Stamer



Ein Rückblick auf Ereignisse des Jahres 1979 eröffnet dem heutigen
Betrachter interessante Erkenntnisse, die helfen können, eine sehr
Deutschland zentrierte historische Sichtweise (100 Jahre
Novemberrevolution / "Mauerfall" vor 30 Jahren) zumindest zu
erweitern. Eine Reihe von Ereignissen von vor vierzig Jahren haben
nämlich politische Prozesse in Gang gesetzt, die nachhaltig unsere
Gegenwart prägen.


Stellvertretend seien zumindest vier genannt: Mit dem Wahlsieg
Margret Thatchers 1979 wurde der "Neoliberalismus" erstmals in einem
Land Europas politische Staatsdoktrin und entpuppte sich seither - je
nach Sichtweise - als Vor- oder Schreckensbild für politisches
Handeln.

8.000 km östlich wurde in der Volksrepublik China auch eine neue
ökonomische Doktrin beschlossen. Dort setzte Deng Xiaoping
grundlegende Reformen durch, öffnete die chinesische Wirtschaft für
den "Westen" und legte damit den Grundstein für Chinas Aufstieg zur
größten Exportnation des 21. Jahrhunderts.

Mit der Revolution in Nicaragua begann zwanzig Jahre nach Kuba ein
Aufschwung linker Ausbruchsversuche aus der ökonomischen Bevormundung
durch den US-Imperialismus in einer ganzen Reihe von Ländern in
Lateinamerika. Dass damit allerdings kein unumkehrbarer Prozess in
Gang gesetzt wurde, macht ein Blick auf die derzeitige Situation
deutlich.

Und nicht zuletzt veränderte sich mit der Revolution im Iran - der
Vertreibung des Schahs, der Rückkehr Khomeinis und der Ausrufung der
Islamischen Republik - nicht allein die politische Architektur im
nahen und mittleren Osten. Im Herbst und Winter 1978 waren an manchen
Tagen landesweit bis zu neun Millionen Demonstranten auf der Straße.
Zugleich breiteten sich Streiks in zentralen Bereichen der Wirtschaft
aus. Historiker gehen davon aus, dass sich noch nie zuvor ein so
großer Teil der Bevölkerung direkt an einer Revolution beteiligt
hatte. Weder die landesweite Verhängung des Kriegsrechts noch die
Ernennung des sozialdemokratisch orientierten Oppositionspolitikers
Bachtiar zum Premierminister einer Zivilregierung Anfang 1979 halfen
dem Monarchen. Zwei Wochen später floh der Schah Richtung Ägypten und
am 1. Februar kehrte Khomeini aus seinem Pariser Exil nach Teheran
zurück.

Iranische Revolution aus der Sicht "einfacher Leute"

Über diesen historischen Abschnitt, beginnend mit den "10 Tagen der
Morgenröte" - so die Bezeichnung in der gegenwärtigen iranischen
Geschichtsschreibung -, die mit der Heimkehr von Ajatollah Khomeini am
1. Februar 1979 begannen, hat der iranische Schriftsteller Amir Hassan
Cheheltan jetzt ein Augenzeugenbericht veröffentlicht.

Cheheltan, 1956 in Teheran geboren, erlebte die Revolution als
22-jähriger Student an der Teheraner Universität. In seinem aktuellen
Buch schildert er die iranische Revolution 1978/79 aus der Perspektive
"einfacher Leute" in einem Teheraner Wohnviertel. Dabei ist eine
Mischung aus Roman, Dokumentation, Erinnerung und Sachbuch entstanden.
Wer einen "Revolutionsroman" herkömmlicher Art mit "Guten" und "Bösen"
erwartet, wird allerdings nicht auf seine Kosten kommen. Die
agierenden fiktiven Figuren treten eindeutig hinten den dargestellten
Fakten zurück, sodass über weite Strecken des Buches eine Chronologie
der Ereignisse dominiert.

"Für Herr Firuz begann die Islamische Revolution im Iran am 5.
November 1978, als sein Sohn Homajun und ein paar Mitstreiter sein
Spirituosengeschäft stürmten und Homujan persönlich den ersten Stein
in das über die gesamte Breite des Ladens reichende Schaufenster warf.
Als Kopf einer Gruppe von Aktivisten fand er sich an jenem Tag,
nachdem er reihum in der Nachbarschaft schon die Scheiben aller
Bankfilialen zertrümmert hatte, plötzlich mit einem großen Stein in
der Hand vor seines Vaters Laden wieder."

Damit beginnen Cheheltans Erinnerungen und sie enden mit der Besetzung
der US-Botschaft durch iranische Studenten im November 1979. Über
dieses eine Jahr lässt der Autor den Leser an den revolutionären
Ereignissen - mal auf der großen politischen Bühne - mal im Kleinen,
im Stadtviertel des Autors, teilnehmen.

Auf der großen politischen Bühne fällt ins Auge, dass manches durchaus
dem glich, was vor hundert Jahren in Deutschland während der
Novemberrevolution auf der revolutionären Tagesordnung stand: So
bildeten sich auch im Iran allerorten Räte: Betriebliche Räte, Räte
von Arbeitslosen, Räte von Obdachlosen. Insbesondere die Bewegung der
Arbeitslosen war im Stadtbild durch Demonstrationen permanent präsent.
Anfang Mai demonstrierten dort 500.000 Menschen für Arbeit und
Arbeitslosenunterstützung. Im Herbst begann von Seiten der politischen
Führung die Diffamierung dieser Bewegung; ihre Anführer wurden als
ketzerische Kommunisten und Unruhestifter bezeichnet und ihre
Versammlungen attackiert.

Zum anderen traten in neuer Qualität die Frauen auf der politischen
Bühne in Erscheinung. Am 8. März 1979, dem Internationalen Frauentag,
demonstrierten in Teheran bei bitterer Kälte und Schneefall tausende
unverschleierte Frauen für ihre Rechte. Aber auch diese Frauenbewegung
sah sich bald zunehmenden Angriffen ausgesetzt. "Schleier auf den
Kopf, oder Schläge auf den Kopf" lautete die Parole der
Gegendemonstrantinnen und sollte bald iranische gesellschaftliche
Realität (bis in die Gegenwart) werden.

Als erfreuliches Resultat der Revolution konstatiert der Autor: "Man
las wieder Romane und Gedichte, lesehungrige Menschen kauften Bücher.
An allen erdenklichen Orten sah man Menschen, die Bücher tütenweise
heimwärts trugen. (...) Bücher und Schriften, die zweieinhalb Jahre
später massenhaft entsorgt wurden. Werke, deren Eigentümer vielleicht
noch keine Gelegenheit gehabt hatten, sie zu lesen."

Der standhafte Papagei

"Unser Stadtviertel nahm Anteil an Ereignissen in der ganzen Stadt,
erlebte selbst aber auch Dinge, die sich nirgends sonst hätten
zutragen können. Eines Tages tauchte plötzlich ein komischer Papagei
bei uns auf. Ein seltsamer Papagei? Ich fragte mich, was so einen
komischen Vogel wohl auszeichne. Die Antwort: Er sagt ständig 'Lang
lebe der Schah'". Es folgt im Buch nun die Schilderung, wie versucht
wird, den Papagei auf die Losung "Es lebe die Islamische Revolution"
umzuprogrammieren. Leider offensichtlich, trotz vielfältigster
Bemühungen, ein hoffnungsloses Unterfangen. Der Papagei entzieht sich
schließlich der Umerziehungs-Tortur durch die selbstgewählte Flucht in
den Tod.

Warum gerade Ajatollah Khomeini?

Amir Hassan Cheheltan beschränkt sich in seinem Buch auf die
Schilderung der damaligen Ereignisse im Iran und deutet nur in wenigen
Hinweisen auf die gegenwärtige Situation in seinem Land hin.

Die Antwort darauf, warum gerade der Ajatolla nicht nur religiöser,
sondern auch politischer Führer einer beispiellos breiten
Volksrevolution geworden war, muss der Leser aus anderen Quellen zu
ergründen suchen. Am 30. und 31. März 1979 fand ein Referendum über
die inhaltliche Neubestimmung und formale Umbenennung Irans als
"Islamische Republik" statt. Angeblich stimmten sagenhafte 98,2
Prozent der Vorlage zu. Neben dem Amt des obersten geistlichen und
politischen Führers sieht die Verfassung einen paritätisch mit
geistlichen und weltlichen Juristen besetzten Wächterrat vor, der die
Übereinstimmung der vom Parlament verabschiedeten Gesetzte mit dem
Islam gewährleisten soll.

Bereits im ersten Jahr der Revolution ging die religiöse Führung
zunehmend repressiv gegen liberale und linke Organisationen vor und
verbot populäre Zeitungen. Demonstrationen dagegen wurden von
militanten Anhängern Khomeinis angegriffen, die Organisatoren in Haft
genommen, Büros der Linken gestürmt und verwüstet. Anfang 1980 griff
der Irak den Iran an (Erster Golfkrieg). Den Krieg nutzte Khomeini,
die gesellschaftlichen Widersprüche im Land zu verdecken und die
nationalen und religiösen Energien gegen den sunnitischen, arabischen
Feind zu richten.

Amir Hassan Cheheltan 

Amir Hassan Cheheltan, in Teheran gebürtig, absolvierte ein Studium
der Elektrotechnik in Großbritannien, nahm anschließend als Soldat am
Ersten Golfkrieg teil (Anfang der 80er Jahre). Von 2001 bis 2004
gehörte er dem Vorstand des Iranischen Schriftstellerverbands an.
2009/2010 lebte Amir Hassan Cheheltan in Berlin, seither wieder in
Teheran. Bekannt geworden ist Cheheltan durch seine "Teheran
Trilogie", auf deutsch zwischen 2009 und 2012 veröffentlicht (Teheran,
Revolutionsstraße / Amerikaner töten in Teheran / Teheran, Stadt ohne
Himmel). Im Iran erschienen ist bisher nur der letztgenannte Roman in
einer stark zensierten Version.


Amir Hassan Cheheltan, Der standhafte Papagei.

Erinnerungen an Teheran 1979.

Matthes & Seitz, Berlin 2018, 197 Seiten, 22,00 EUR

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2353: Klimaschutz - Auto im Visier


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 3 · März 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Klimaschutz: Auto im Visier

von Angela Klein



Was die Umweltbelastungen angeht, wird derzeit auf der politischen
Bühne das Stück aufgeführt "Bezahlt wird nicht" - dafür nämlich, dass
Deutschland der sechsgrößte Emittent von Treibhausgasen auf der Welt
ist (mit einem Anteil von 2,6 Prozent) - bei einem Anteil an der
Weltbevölkerung von 1,2 Prozent.


Der Verkehrssektor war 2016 mit über 18 Prozent daran beteiligt,
dies ist fast ausschließlich dem Straßenverkehr geschuldet. Und der
tötet - nicht nur durch Klimaaufwärmung, sondern auch durch die
Belastungen mit Feinstaub und Stickstoffdioxid, die hauptsächlich
durch Diesel verursacht werden. Die Zahl der 2010 insgesamt in
Deutschland durch Outdoor-Luftverschmutzung vorzeitig Gestorbenen wird
auf etwa 34.400 geschätzt, daran hat der Verkehr an Land mit fast
7.000 Todesfällen einen Anteil von 20 Prozent - durch Verkehrsunfälle
starben im selben Jahr "nur" etwas mehr als die Hälfte.

 * 

Als die Deutsche Umwelthilfe im vergangenen Jahr deshalb vor Gericht
ein Dieselfahrverbot nach dem anderen erwirkte, fühlten sich
ausgerechnet Lungenärzte dazu berufen, ihr in die Arme zu fallen. 107
(von 3800 angefragten!) Lungenärzten unterzeichneten die Stellungnahme
des früheren Präsidenten der Deutschen Gesellschaft für Pneumologie,
Dieter Köhler. Darin behauptete er, für die aktuellen Grenzwerte für
Feinstaub und Stickoxid gebe es "keine wissenschaftliche Begründung",
die Diskussion um die Feinstaubbelastung sei "Hysterie".

Ein Mensch, der eine Packung Zigaretten am Tag rauche, erreiche "in
weniger als zwei Monaten die Feinstaubdosis, die sonst ein 80jähriger
Nichtraucher im Leben einatmen würde", wenn er an einer vielbefahrenen
Straße wohnt. "Beim NOx sind die Unterschiede ähnlich, wenn auch etwas
geringer." Die Autolobby atmete auf und der Bundesverkehrsminister
kündigte umgehend an, Konsequenzen zu ziehen und die EU zu einer
Herabsetzung der Grenzwerte für Feinstaub und Stickstoffdioxid bewegen
zu wollen.

 * 

Epidemiologen - sie nehmen eine quantitative Erforschung der
Faktoren vor, die Gesundheitszustände beeinflussen - halten den
Vergleich für unseriös, weil kurzfristige Spitzenbelastungen (wie beim
Rauchen) ganz anders wirken können als niedrige Dauerbelastungen. Aber
der 70jährige Professor hatte auch Pech, weil die Taz ihm
nachwies, dass er sich verrechnet hat (13. und 15.2.). Zunächst einmal
muss es NO2 (Stickstoffdioxid) heißen - für NOx gibt es gar keine
Grenzwerte.

Sodann rechnet die Taz nach: "Die Menge, die man in 80 Jahren
über die Außenluft im Grenzwertbereich einatmet, nimmt ein Raucher,
der eine Schachtel am Tag raucht, nicht in rund zwei Monaten zu sich,
wie es in der Stellungnahme heißt - sondern in 6,4 bis 32 Jahren."
"Statt die Unschädlichkeit der Außenluft im Vergleich zum
Zigarettenrauch zu belegen, wie von Köhler mit seinem (ohnehin
fragwürdigen) Vergleich gedacht, zeigt dieser bei korrekter Rechnung
das Gegenteil."

Köhler hatte zudem für den Feinstaubwert einer Zigarette einen
falschen, weil zu hohen und schon seit 15 Jahren EU-weit
herabgesetzten Kondensatwert angenommen. Der Professor hat zugegeben,
dass er den EU-Wert nicht kannte, und auch sonst eine korrigierte
Berechnung nachgeschoben, die laut Taz jedoch wiederum falsch
war. Weit davon entfernt, seine Behauptung nun zurückzunehmen, bleibt
Köhler aber dabei - frei nach Christian Morgenstern, dass nicht sein
kann, was nicht sein darf, und bemerkt nur: "Ich mache ja praktisch
alles allein und habe nicht einmal mehr eine Sekretärin als Rentner."

Nun ist es nichts Neues, dass Teile der Ärzteschaft sich immer wieder
dazu hergeben, den Herrschenden willfährig zu sein. Auf die Politiker
in Bund und Kommunen wirft diese Kontroverse jedoch das bezeichnende
Licht, dass sie sich auch noch an den dürftigsten Strohhalm klammern,
nur um der Autoindustrie nicht weh zu tun.

 * 

Der Stand der wissenschaftlichen Forschung ist ein ganz anderer. Den
präsentierte eine Expertise der Internationalen Gesellschaft für
Umweltepidemiologie und der Europäischen Gesellschaft für die Medizin
der Atemwege (ERS) Ende Januar dieses Jahres. An der Studie haben
Wissenschaftler aus verschiedenen Ländern mitgewirkt, in Deutschland
waren u.a. mehrere Mitglieder der Helmholtz-Gesellschaft beteiligt.
Sie kommen zum exakt entgegengesetzten Urteil: Sie plädieren dafür,
dass der Grenzwert für Feinstaub in der EU - er liegt derzeit bei
25 µg/m³ (PM2,5) - deutlich gesenkt und auf das von der
Weltgesundheitsorganisation WHO empfohlene Niveau von 10 µg/m³
gebracht wird. In den USA liegt der Grenzwert für Feinstaub bei
12 µg/m³ (PM2,5).

Ähnliches gilt für Stickstoffdioxid. Hier hat die EU im Jahr 2008 den
Grenzwert von 40 µg/m³ von der WHO übernommen. Wegen der Vielzahl
neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse hat die WHO im Jahr 2013 im
Auftrag der EU jedoch eine neue wissenschaftliche Studie durchgeführt,
die zum Ergebnis kommt, dass signifikante Gesundheitseffekte bereits
ab einem Wert von 20 µg/m³ feststellbar sind. 15 Langzeitstudien
zu Stickstoffoxid wurden dafür herangezogen. Die Empfehlungen der WHO
werden deshalb derzeit überarbeitet.

Zum Vergleich: In Stuttgart am Neckartor wurden Ende Januar
Stickstoffdioxid-Werte von 82 µg/m³ gemessen, in Köln 63 und in
Düsseldorf in der Corneliusstraße immerhin noch 58 µg/m³
- dazwischen liegen noch München, Reutlingen, Kiel und Hamburg.
Das Nachbarland Schweiz hingegen hat die Empfehlungen der WHO für
Feinstaub übernommen und die für Stickstoffoxid sogar unterschritten
(30 µg/m³). In den USA liegt der Grenzwert für Stickstoffoxid
(gemessen in der Umgebungsluft) deutlich höher als in der EU, nämlich
bei 100 µg/m³ für den Ausstoß, der an den Fahrzeugen gemessen
wird, gelten jedoch deutlich strengere Werte: hier sind bis zu 100
mg/km erlaubt, während in der EU (auf Drängen der deutschen
Autoindustrie) bis zu 270 mg/km Stickstoffoxide zugelassen sind.
Deswegen müssen deutsche Autos in den USA jetzt nachgerüstet werden.

Luftverschmutzung ist im Autoland Deutschland der mit Abstand
wichtigste umweltbedingte Risikofaktor für Krankheiten und verlorene
Lebenszeit. Zu diesem Schluss kommt auch eine Studie des
Umweltbundesamts aus dem vergangenen Jahr: Stickstoffdioxid als
Luftschadstoff hat negative Auswirkungen auf die Lebenserwartung.

 * 

Klimaschützer entdecken immer mehr das Auto als Klimakiller. Die
Internationale Automobilausstellung wird in diesem Herbst ungewohnten
Besuch bekommen, und auf der Streikkonferenz der RLS Mitte Februar
wurde in einem Workshop zusammen mit Kollegen von VW und Daimler über
Möglichkeiten der Konversion gesprochen. Dabei wurde zweierlei klar:

1. Die Kollegen in der Autoindustrie stehen unter Beschuss, weil deren
Vorstände - anders als die Klimaschützer - beim Umstieg auf das
Elektroauto keine Rücksicht auf die Arbeitsplätze nehmen und die
drohende Rezession ohnehin mit großer Wahrscheinlichkeit die
Autoindustrie besonders hart treffen wird.

2. Über eine Produktionsumstellung in der Autoindustrie lässt sich
vernünftig nur reden, solange die Autofabriken bestehen. Wenn sie weg
sind, etwa weil Werke geschlossen werden, brauchen wir über Konversion
nicht mehr reden.

Wer aber glaubt, man könne über den Weg der Mitbestimmung zusammen mit
der Geschäftsleitung friedlich schiedlich eine ökologisch nachhaltige
Konversion in die Wege leiten, der träumt. Dazu müssen die Betriebe
erst einmal in Arbeiterhand kommen - sei es durch Betriebsbesetzungen,
sei es durch gesetzliche Maßnahmen. Klimaschützer müssen hier also
einen Umweg gehen und sich in den kommenden Auseinandersetzungen um
Arbeitsplätze und Produktion in der Automobilindustrie klar und
deutlich auf die Seite der Belegschaften stellen. Vielleicht lässt
sich dann klar machen, dass ein Umstieg auf den Bau von Straßenbahnen
und Bussen, verbunden mit einer kurzen Vollzeit für alle,
Arbeitsplätze besser und dauerhafter sichern kann als die
kannibalisierende Wettbewerbsschlacht mit China um das Elektroauto.

 * 
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VORWÄRTS/1446: E-Voting - Profit vor Sicherheit?


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 05/06 vom 21. Februar 2019

E-Voting: Profit vor Sicherheit?

von Siro Torresan



Sollen Herr und Frau Eidgenosse in Zukunft mit ihrem Smartphone
abstimmen können? Ja, sagt der Bundesrat, ja sagt auch die
Schweizerische Post, nein sagen die InitiantInnen der Initiative
"Für eine sichere und vertrauenswürdige Demokratie" oder kurz
"E-Voting-Moratorium". Rund um die Frage des E-Voting ist Bewegung
gekommen.


VertreterInnen von links bis rechts, IT-Kracks und
AktivistInnen, viel breiter abgestützt kann das Initiativkomitee kaum
sein, das am 25. Januar sein Anliegen der Presse vorstellte. Die
Initiative "Für eine sichere und vertrauenswürdige Demokratie"
verlangt ein mindestens 5-jähriges Verbot für E-Voting, daher auch die
Bezeichnung "E-Voting-Moratorium". Das Moratorium kann nach dieser
Frist vom Parlament aufgehoben werden. "Voraussetzung dafür wären neue
E-Voting-Systeme, die sicher wie auch für den Stimmbürger einfach und
ohne Fachkenntnisse überprüfbar sind. Für die elektronische
Stimmabgabe sollen die gleichen Sicherheitsbedingungen wie bei der
handschriftlichen Wahl gelten", ist auf der Website der Initiative zu
lesen. Das Initiativkomitee ist der Ansicht, dass die Zeitspanne von
fünf Jahren realistisch ist, um danach erstmals neue Lösungen zu
prüfen, die "allenfalls sicheres und vertrauenswürdiges E-Voting
ermöglichen."


Problemlos gehackt

Warum die Initiative? In der Schweiz treiben Bund und Kantone Projekte
zur Einführung von E-Voting seit dem Jahr 2000 voran. 2004 kam
E-Voting erstmals bei einer eidgenössischen Abstimmung versuchsweise
zum Einsatz. Als Pionierkanton profilierte sich Genf, das ein eigenes
E-Voting-System entwickelte, dem sich verschiedene andere Kantone
angeschlossen haben. Das zweite, von mehreren Kantonen genutzte
System, wird von der Schweizerischen Post getragen, die ihr Kernsystem
bei einer spanischen Firma einkaufte.

Per Anfang 2019 waren es 14 Kantone, die E-Voting in irgendeiner Form
getestet haben. Die Bilanz spricht deutlich gegen die Handydemokratie:
Von den Testkantonen haben sich bereits mehrere aus dem Versuch
zurückgezogen, vor gut einem Monat der Kanton Jura. Und: Der Kanton
Genf hat die Aufgabe seines eigenen E-Voting-Systems nach über
10-jähriger Entwicklungszeit beschlossen, angeblich aus Kostengründen.
Wobei: Das Genfer System war vom Chaos Computer Club Schweiz (CCC-CH)
nach allen Regeln der Cyberkunst vorgeführt worden: "Dessen
Hackerangriffe passierten das System, wie das heisse Messer durch die
Butter geht. Der CCC-CH ist denn auch einer der vehementesten
Befürworter des E-Voting-Moratoriums", hält das Initiativkomitee in
der Medienmitteilung vom 7. Februar fest.


Bitte angreifen

Im lukrativen E-Voting-Geschäft bleibt also nur noch die
Schweizerische Post mit ihrem System übrig - und die ging wenige Tage
nach der Lancierung der Initiative zum Angriff über. "Die
Schweizerische Post stellt ihr System vom 25. Februar bis am 24. März
2019 für einen öffentlichen Intrusionstest zur Verfügung", teilt der
Bundesrat am 7. Februar mit. Die Regierung erklärt: "Interessierte
Personen aus aller Welt können das System angreifen und so einen
Beitrag zu seiner Sicherheit leisten." Bei einem Intrusionstest (auch
Pentest genannt) wird die Sicherheit geprüft, indem das System
angegriffen wird. "Mit dem öffentlichen Intrusionstest kann die
Sicherheit nun zusätzlich durch eine Vielzahl von Personen geprüft
werden", schreibt der Bundesrat, der zusammen mit den Kantonen diesen
öffentlichen Intrusionstest als Voraussetzung festlegte, bevor ein
"verifizierbares E-Voting-System" überhaupt eingesetzt werden kann.
Konkret werden 400 Personen gesucht, die gegen Bezahlung versuchen,
das System zu knacken. Die auf Intrusionstests spezialisierte Firma
SCRT wird im Auftrag von Bund und Kantonen die Teilnehmenden
registrieren. "Sie bewertet auch die Rückmeldungen und nimmt zu ihnen
sobald als möglich Stellung", informiert die Landesregierung. Das
ganze natürlich nicht gratis: Bund und Kantone lassen sich den
Hackerangriff auf das System der Post ganze 250.000 Franken kosten,
eine Viertelmillion. Davon sind 150.000 Franken als Beitrag an die
Gesamtkosten der Schweizerischen Post vorgesehen. Die Firma SCRT
kriegt 100.000 Franken. Und um die HackerInnen weltweit zu
Höchstleistungen anzuspornen, wird ein Bonus in Aussicht gestellt:
"Besonders wertvolle Meldungen von Sicherheitslücken sollen finanziell
entschädigt werden. Die Schweizerische Post legt die Höhe möglicher
Entschädigungen fest und ist für die Auszahlung zuständig."


Ziele nicht erreicht

Für Jean Christoph Schwaab, ehemaligen SP-Nationalrat aus dem Kanton
Waadt und Mitinitiant des E-Voting-Moratoriums, ist der Intrusionstest
"eine 250.000 Franken teure, reine Farce. Die Vorstellung, damit alle
relevanten Hacking-Methoden ausschliessen zu können, ist eine
wohlgemeinte Illusion." Auch Nicolas A. Rimoldi, Kampagnenleiter der
Volksinitiative, kann diesem grossangelegten Versuchs-Hacking nichts
abgewinnen: "Die entscheidenden Befunde liegen längst vor: Das
Schweizer E-Voting ist höchst unsicher. Die Ziele, die damit verbunden
waren, wie etwa eine allgemein höhere Stimmbeteiligung oder die
Motivation der internetaffinen Jugend, wurden allesamt nicht erreicht.
Die Post ist nur an Tempo in der Sache interessiert, Sicherheit
geniesst keinerlei Priorität." Die Rechnung für die Post ist einfach:
Je rascher das E-Voting per Gesetzt festgeankert wird, desto schneller
fliesst der Rubel. Kann es eine 100-prozentige Sicherheit überhaupt
geben? Wohl kaum, denn da wo es IT-Systeme gibt, gibt es auch
HackerInnen, die früher oder später ihr Ziel erreichen werden. Aber
abgesehen davon: Ist das freie Wahl- und Abstimmungsrecht nicht
einfach ein zu wertvolles demokratisches Recht, um es in die Hände der
Technik zu legen, sprich von irgendwelchen IT-Kracks?


PS Wer sich am Angriff auf das System der Post

beteiligen will, kann sich hier anmelden:

https://onlinevote-pit.ch.

Klüger ist aber, die Initiative zu unterschreiben:

e-voting-moratorium.ch

 * 
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MELDUNG/1855: Deutschlandfunk - Politischer Aschermittwoch der Kabarettisten, 13.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der 15. Politische Aschermittwoch der Kabarettisten in Berlin

Aufzeichnung vom 6.3.2019 aus dem Friedrichstadt-Palast

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 13. März 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der Politische Aschermittwoch der Kabarettisten ist - so beschreibt es
Gastgeber Arnulf Rating - die jährliche Abrechnung mit den
herrschenden Zuständen, der Gegenpol zum Politischen Aschermittwoch
der Parteien. Während Politprofis an diesem Tag in die
bierluftgeschwängerten Festzelte der Provinz enteilen, füllen scharfe
Zungen das politische Vakuum in der Hauptstadt wortgewandt aus, und
sie versammeln sich zu einer Koalition der Satire. In diesem Jahr
dabei sind Matthias Deutschmann, Anny Hartmann, Wilfried Schmickler,
Florian Schroeder, Serdar Somuncu und Gastgeber Arnulf Rating.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2847: Deutschlandfunk - Die Furtwängler-Edition der Berliner Philharmoniker, 14.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Vermächtnis in neuem Glanz

Die Furtwängler-Edition der Berliner Philharmoniker

Von Norbert Hornig

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 14. März 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Wilhelm Furtwängler ist eine Kultfigur in der Welt der klassischen
Musik, seine unnachahmliche Art, Musik lebendig werden zu lassen,
begeistert in vielen Aufnahmen noch heute. Manche sehen in ihm den
Übervater unter den Dirigenten, das Maß aller Dinge. Besonders
Furtwänglers Liveaufnahmen mit den Berliner Philharmonikern lassen
etwas von dieser Magie erahnen, sie erlebten immer wieder Neuauflagen
und hielten sein künstlerisches Vermächtnis lebendig. In einer
aufwendig gestalteten Edition hat das Orchester nun auf seinem eigenen
Label nach modernstem technischem Standard sämtliche
Rundfunkmitschnitte wiederveröffentlicht, die mit Furtwängler während
des Zweiten Weltkrieges entstanden. Es ist ein faszinierendes Dokument
musikalischer Zeitgeschichte.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TALK/1637: Deutschlandfunk - Genussvoll zuckerkrank, 14.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Genussvoll zuckerkrank - Ernährung und Lebensstil bei Diabetes

Hörertel.: 0 08 00-44 64' 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 14. März 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Diabetiker können länger und vor allem gesünder leben, wenn sie ihre
Ernährung an die Erkrankung anpassen. Die Essensempfehlungen ähneln
heute denen für Gesunde: Nicht mehr eine strenge Diät wird empfohlen,
sondern eine Ernährung mit viel Gemüse, Vollkornprodukten und wenig
Zucker und gesättigten Fettsäuren. Spezielle Lebensmittel für
Diabetiker gibt es schon seit Jahren nicht mehr. Wer dauerhaft
abnimmt, kann bei Diabetes vom Typ 2 oft sogar wieder normale
Insulinwerte bekommen. Wie sieht eine für Diabetiker gesunde Ernährung
im Einzelnen aus?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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THEMENREIHE/346: Deutschlandfunk Kultur - 150 Jahre Periodensystem. Das ABC der Natur, 11.3.-4.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 12.03.2019

Deutschlandfunk Kultur lässt die Elemente sprechen

Sendereihe "150 Jahre Periodensystem: Das ABC der Natur"

Zeitfragen 

11.3.-4.4.2019, Montag-Donnerstag, 19.07-19.30 Uhr, Deutschlandfunk
Kultur



Das Periodensystem bringt Ordnung in die Elemente - seit 150 Jahren.
In einer Sendereihe bis 4. April stellt Deutschlandfunk Kultur den
Baukasten vor, aus dem die Welt besteht. Die Tafel, die in vielen
Klassenzimmern wie ein Damoklesschwert an der Wand hing, ist weit mehr
als ein Ordnungssystem. Deutschlandfunk Kultur blickt nicht nur auf
die Eigenschaften der Elemente, sondern erzählt in der Sendung
Zeitfragen (Montag-Donnerstag, 19.07-19.30 Uhr) die Geschichten, die
hinter den Buchstaben und Ordnungszahlen liegen.

Die vermeintlich trockene Materie ist reich an Mythen, Leidenschaften
und Dramen. In der Sendereihe werden 25 besonders interessante und
wichtige Elemente vorgestellt - mit ihnen wird eine Kulturgeschichte
lebendig, die bis in die Gegenwart reicht. Die aufwendig produzierten
Beiträge werden auch auf einer Themenseite im Netz gebündelt.

deutschlandfunkkultur.de/periodensystem

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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FORSCHUNG/4015: Weiteres Puzzlestück im Selbstreinigungsprozess der Zelle entdeckt (idw)


Universität Wien - 07.03.2019

Weiteres Puzzlestück im Selbstreinigungsprozess der Zelle entdeckt



Zellen befinden sich in einem ständigen Prozess der Erneuerung und
Säuberung, mithilfe dessen sie zellulären Müll entsorgen. Die so genannte
Autophagie stellt sicher, dass der gesamte Organismus gesund bleibt. Dabei
sind verschiedenste Akteure in der Zelle involviert, was eine perfekte
Kommunikation voraussetzt. Ein internationales Team unter der Leitung von
Sascha Martens, Gruppenleiter an den Max F. Perutz Laboratories, unter
Beteiligung von ForscherInnen des Max-Delbrück-Centrums für Molekulare
Medizin und der Universität von Berkeley, beschreiben nun erstmals wie
zwei wesentliche Akteure der Autophagie kommunizieren und somit das
korrekte Funktionieren der Zellreinigung sicherstellen.

Neben anderen Faktoren spielen vor allem die Proteine p62 und FIP200 eine
wichtige Rolle. FIP200 hilft der Zelle das Autophagosom zu bilden, eine
Art Müllsack, in dem zellulärer Abfall eingeschlossen wird. Das Protein
p62 sammelt und bereitet das nicht benötigte Material vor, sodass sich das
Autophagosom um den Abfall bilden kann. Bisher war eine Verbindung der
beiden Proteine unbekannt. Die ForscherInnen haben nun entdeckt, wie die
zwei Akteure auf molekularer Ebene miteinander kommunizieren. Eine Störung
dieser Kommunikation beeinträchtigt auch den weiteren Prozess der
Autophagie. Mit Strukturanalysen konnte das Team auch zeigen, dass Teile
des Proteins FIP200 wie eine "Kralle" geformt sind. Ähnlich wie ein
Arbeiter einen Müllsack greifen würde, interagiert diese "Kralle" mit p62
und dem angesammelten Zellmaterial.

Erstautorin Eleonara Turco beschreibt den Forschungsansatz im Detail: "Mit
verschiedensten Techniken der Biochemie, Strukturbiologie und Zellbiologie
konnten wir die Interaktion zwischen p62 und FIP200 aufzeigen. Wir haben
entdeckt, dass p62 nicht nur zellulären Müll erkennt und vorbereitet,
sondern durch die Interaktion mit FIP200 die Maschinerie der Autophagie in
Gang setzt, die zur Ausbildung des Autophagosoms und damit dem Abbau des
Materials führt."

"Zusammen mit unseren Kollegen konnten wir zeigen, dass die FIP200
'Kralle' eine Tasche besitzt, die sich mit Teilen von p62 verbindet. Damit
ist eine lange gesuchte Verbindung zwischen der Sammlung des Materials und
dem Abbau durch Autophagie entdeckt", fasst Sascha Martens die Bedeutung
der Ergebnisse zusammen.

Störungen in der Autophagie beim Menschen führen zu verschiedensten
Krankheiten, da sich fehlerhafte Proteine und anderes gefährliches
Material in der Zelle ansammeln. Mutationen im Protein p62 verursachen
unter anderem neurodegenerative Erkrankungen. Ein besseres Verständnis der
Prozesse hinter Autophagie kann daher langfristig auch helfen die
Entstehung bestimmter Erkrankungen beim Menschen zu verstehen.

Publikation in Molecular Cell
FIP200 Claw Domain Binding to p62 Promotes Autophagosome Formation at
Ubiquitin Condensates. Eleanora Turco, Marie Witt, Christine Abert, Tobias
Bock-Bierbaum, Ming-Yuan Su, Riccardo Trapannone, Martin Sztacho, Alberto
Danieli, Xiaoshan Shi, Gabriele Zaffagnini Annamaria Gamper, Martina
Schuschnig, Dorotea Fracchiolla, Daniel Bernklau, Julia Romanov, Markus
Hartl, James H. Hurley, Oliver Daumke, Sascha Martens.
DOI: 10.1016/j.molcel.2019.01.035


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1016/j.molcel.2019.01.035

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Wien - 07.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/975: Das Herz- und Diabeteszentrum NRW stellt erstmals Pflegekräfte von den Philippinen ein (idw)


Universitätsklinik der Ruhr-Universität Bochum - Herz- und Diabeteszentrum NRW Bad Oeynhausen - 08.03.2019

Das Herz- und Diabeteszentrum NRW stellt erstmals Pflegekräfte von den Philippinen ein



Weil der deutsche Arbeitsmarkt den aktuellen Bedarf an Gesundheits- und
Krankenpflegekräften nicht deckt, stellt das Herz- und Diabeteszentrum NRW
(HDZ NRW), Bad Oeynhausen, in diesem Jahr erstmals 20 Pflegekräfte aus den
Philippinen ein. Die ersten fünf neuen Mitarbeiter sind in dieser Woche in
Bad Oeynhausen eingetroffen und herzlich aufgenommen worden. Weitere neue
Pflegekräfte werden im April erwartet.

Über eine deutsche Agentur, eine Sprachschule auf den Philippinen sowie
Videokonferenzen, verbunden mit der Sichtung der eingereichten
Bewerbungsunterlagen hat das HDZ NRW im vergangenen Jahr erste Kontakte
geknüpft. Die neuen Mitarbeiter sind fachlich gut ausgebildet, einige von
ihnen haben bereits Erfahrungen im Ausland gesammelt. Voraussetzung für
eine Anstellung am HDZ NRW ist der erfolgreiche Abschluss der
Sprachprüfung B2 sowie die behördliche Anerkennung der Gleichwertigkeit
der Krankenpflegeausbildung.

Derzeit sind 1.600 Pflege- und Funktionskräfte unter der Leitung von
Christian Siegling (Pflegedirektion) am HDZ NRW beschäftigt. Sie stellen
die Patientenversorgung bei 500 Planbetten - davon rund 100 Intensivbetten
-, für neun herzchirurgische Operationssäle, sechs Herzkatheterlabore und
in sämtlichen klinischen Bereichen der Kardiologie, Kinderkardiologie,
Herzchirurgie einschließlich der Kinderherzchirurgie/Chirurgie angeborener
Herzfehler und Diabetologie sicher. Aufgrund der hervorragenden
Ausstattung, umfassenden Einarbeitungs-, Fort- und Weiterbildungskonzepten
ist das HDZ NRW ein attraktiver Arbeitgeber.

Das Spezialklinikum setzt auch deshalb auf die Anwerbung von Fachkräften
aus dem Ausland, weil wichtige Maßnahmen wie die Aufhebung der Begrenzung
von Ausbildungsplätzen in Pflegeberufen einige Zeit benötigen, bis sie in
den Kliniken spürbare Effekte erzielen. Ein wichtiger Schritt ist eine
erste Erweiterung der Ausbildungskapazitäten ab 1. August dieses Jahres.
Zudem ist man zuversichtlich, die Anzahl von aktuell 25 Ausbildungsplätzen
noch zu steigern und dabei zukünftig auch die Kinderkrankenpflege
berücksichtigen zu können. Als Spezialklinikum ist das HDZ in der
Ausbildung der Gesundheits- und Krankenpflege stets auf
Kooperationspartnerschaften angewiesen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hdz-nrw.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment71199

Pressemitteilung HDZ NRW vom 08.03.2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1268

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinik der Ruhr-Universität Bochum - Herz- und Diabeteszentrum NRW Bad Oeynhausen - 08.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RECHT/632: Interview - Gutachtertätigkeit für die Sozialgerichte bringt Abwechlung zur Praxis (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 2/2019

Gutachter

Abwechslung zur Praxis

Interview von Dirk Schnack mit Gutachter Dr. Kay Liebchen



Vielen niedergelassenen Ärzten fehlt die Zeit für eine
gutachterliche Tätigkeit. Dr. Kay Liebchen nimmt sich die Zeit seit
Jahren - und hat es nicht bereut.


Dr. Kay Liebchen (56) ist Orthopäde in Schleswig und einer der
wenigen niedergelassenen Ärzte unter den Gutachtern in
Schleswig-Holstein. Gutachten fertigt er seit seiner Weiterbildung in
Damp von 1989 bis 1993 an. Inzwischen erstellt er rund 60 Gutachten
pro Jahr neben seiner Praxistätigkeit. Über seine Gutachtertätigkeit
sprach Dr. Liebchen mit Dirk Schnack.


Herr Liebchen, warum nehmen Sie es auf sich, neben der
Praxistätigkeit noch Gutachten für die Sozialgerichte zu erstellen?


Dr. Kay Liebchen: Weil es für mich eine willkommene Abwechslung
außerhalb des therapeutischen Rahmens darstellt. Es ist mir wichtig,
auf der Basis gutachterlicher Kriterien einschätzen zu können, wie
sich gesundheitliche Einschränkungen für die Betroffenen im
Berufsleben und im privaten Umfeld auswirken. Von meiner langjährigen
sozialmedizinischen Erfahrung profitieren nicht nur die Gerichte,
sondern auch meine eigenen Patienten sehr.

Wie haben Sie Gutachter "gelernt"?

Liebchen: In meiner Facharztweiterbildung war eine bestimmte
Zahl an Gutachten erforderlich und mein weiterbildender Chefarzt in
Damp hat darauf großen Wert gelegt. Nach und nach erlangte ich durch
intensives begleitendes Literaturstudium mehr Routine. Zudem
absolvierte ich im vergangenen Jahr das Fortbildungscurriculum
"Gutachterliche Tätigkeit" bei der Ärztekammer Berlin und kann das
auch nur empfehlen.

Was macht die Fortbildung so wertvoll?

Liebchen: Sie hilft, sich als Arzt mit der juristischen
Terminologie vertraut zu machen und sich in die Denkweise von Juristen
einzufinden.

Ist die Tätigkeit mit EUR 75,00 pro Stunde angemessen bezahlt?

Liebchen: Ich finde schon. Der finanzielle Aspekt ist ein
gewichtiges, aber nicht das entscheidende Argument für die
Gutachtertätigkeit. Das Interesse an sozialmedizinischen
Fragestellungen und die Möglichkeit, das langjährig erworbene
fachliche Wissen einbringen zu können, stellt das deutlich
gewichtigere Argument dar.

Wie lange benötigen Sie für ein Gutachtenaktenstudium?

Liebchen: Das variiert von Fall zu Fall. Der umfangreichste
Aktenberg war einmal 1 Meter hoch; ich arbeitete rund 20 Stunden
daran. Das ist aber nicht der Normalfall. Im Durchschnitt benötige ich
2 bis 3 Stunden pro Fall. Mit steigender Routine gelingt die Erfassung
des Sachverhaltes schneller.

"Vor Gericht ist meine medizinische Expertise gefragt. Den
 weiteren Verlauf eines Verfahrens kann ich nicht beeinflussen."
 Dr. Kay Liebchen



Welche Erfahrung haben Sie im Gerichtssaal gesammelt?

Liebchen: Überwiegend positive. Es herrscht meistens eine
konstruktive Atmosphäre. Nur in wenigen Ausnahmefällen kommt es vor,
dass Rechtsvertreter provokanter auftreten. Ich reagiere darauf
genauso, als wenn in der Praxissituation ein Patient verbal entgleist -
alles nicht persönlich nehmen und sich darüber im Klaren sein, dass
unangemessenes Verhalten zumeist nur die Reaktion auf eine ungünstige
Prozesslage darstellt.

Kommt es vor, dass Patienten simulieren?

Liebchen: Sehr selten. Ich untersuchte einmal einen
Profisportler, der eine Schulterverletzung vortäuschte. Dies ließ sich
jedoch in unbeobachteten Momenten schnell an seinen unauffälligen
Bewegungsmustern erkennen. Ich habe ihn darauf angesprochen und er gab
es sofort zu. Die meisten Menschen sind aber offen und ehrlich; sie
bedanken sich nicht selten für die umfängliche Untersuchung.

Als Gutachter sind Sie in einer anderen Rolle als der behandelnde
Arzt. Können Patienten das immer trennen?

Liebchen: Meistens ja, weil ich den Ablauf der gutachterlichen
Exploration zu Beginn der Untersuchung und meine Rolle als Gutachter
ausführlich beschreibe. Als Gutachter helfe ich auf eine andere Weise
als gewohnt und dies motiviert mich stets aufs Neue positiv, weiterhin
als Gutachter tätig zu sein.

Vielen Dank für das Gespräch!
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Stunden Aktenstudium - so umfangeich war der Zeitaufwand für einen
Fall, in den sich Dr. Kay Liebechen einmal einarbeiten musste. Dies
ist die Ausnahme geblieben: Im Durchschnitt reichen rund zwei Stunden.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 2/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201902/h19024a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt
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PFLEGE/761: Gefährliche Erreger fordern Hygienemanagement in ambulanter Pflege heraus (ZQP)


Zentrum für Qualität in der Pflege - 11. März 2019

Gefährliche Erreger fordern Hygienemanagement in ambulanter Pflege heraus



Berlin - Antibiotikaresistente Erreger wie MRSA-Bakterien stellen
nicht nur Krankenhäuser, sondern auch ambulante Pflegedienste vor
erhebliche Herausforderungen. Eine neue Studie zeigt, offenbar fehlt
es in manchen Diensten am richtigen Umgang: ein Risiko für
Pflegebedürftige - und das Gesundheitssystem.

Ältere pflegebedürftige Menschen sind oft besonders gefährdet, durch
MRSA-Bakterien schwerwiegende gesundheitliche Schäden zu erleiden oder
als deren Träger solche Problemkeime zum Beispiel im Krankenhaus
weiterzugeben. In diesem Zusammenhang wird die Rolle zunehmend
bedeutsamer, die ambulante Pflegedienste unter anderem bei der
Besiedlungs- sowie Infektionsvorbeugung für Patienten und damit auch
für das ganze Gesundheitssystem spielen. Derzeit sind ambulante
Dienste an der Versorgung von 830.000 Pflegebedürftigen beteiligt -
das entspricht knapp einem Viertel aller pflegebedürftigen Menschen in
Deutschland. Von 2003 bis heute ist die Zahl der Menschen, die von
Pflegediensten versorgt werden, um 84 Prozent gestiegen.

Laut einer Analyse des Zentrums für Qualität in der Pflege (ZQP) war
2016 deutschlandweit in etwa jedem zweiten nicht spezialisierten
Pflegedienst von mindestens einem Mitarbeiter bekannt, dass dieser in
den zurückliegenden 12 Monaten mit Problemkeimen bei Pflegebedürftigen
konfrontiert gewesen war. Die Dunkelziffer dürfte höher liegen. In 95
Prozent der benannten Fälle handelte es ich nach Auskunft des Dienstes
um MRSA-Bakterien.

Dr. Ralf Suhr, Vorstandsvorsitzender des ZQP, hält daher fest: "Die
fachgerechte Umsetzung von Hygiene-Maßnahmen in ambulanten Diensten
insbesondere im Umgang mit pflegebedürftigen Menschen, die von
Problemkeimen betroffen sind, ist ein wichtiger Faktor für deren
Sicherheit aber auch für die Sicherheit anderer Patienten im
Versorgungsystem." Denn die Qualität des Hygienemanagements eines
Dienstes kann oft erheblich dazu beitragen, dass besiedelte Patienten
von diesen Erregern erfolgreich befreit und Keime nicht
weiterverbreitet werden.

Eine aktuelle Studie des ZQP und der Charité - Universitätsmedizin
Berlin liefert nun deutliche Hinweise, wie groß die Herausforderung
MRSA für das Hygiene-Management von ambulanten Diensten offenbar
teilweise ist. Insgesamt kommen die Autoren in ihrem Beitrag für die
wissenschaftliche Fachzeitschrift ZEFQ zu dem Ergebnis, dass
statistisch in nur etwa 50 Prozent von MRSA-Fällen - bei den in die
Untersuchung eingeschlossenen ambulanten Diensten - eine fachgerechte
MRSA-Versorgung erfolgen kann. Denn: In jeweils fast einem Drittel der
teilnehmenden Dienste fehlte ein festes MRSA-Sanierungsschema (29,3
Prozent) bzw. gab es kein Protokoll für MRSA-Sanierung (28,7 Prozent).
In den Diensten, in denen solche Strukturen etabliert waren, fehlte
den Mitarbeitenden teilweise die Kenntnis darüber. So waren dort 25,6
Prozent der Befragten das vorhandene Sanierungsschema nicht bekannt -
das Sanierungsprotokoll 26,8 Prozent.

Die Untersuchung legt darüber hinaus nahe, dass sich regelmäßig
durchgeführte Hygieneschulungen positiv auf das Hygienemanagement
auswirken. Bei denjenigen Pflegekräften, die an einer entsprechenden
Schulung innerhalb der letzten 12 Monate teilnahmen, waren die
Kenntnisse über das Vorhandensein von festen MRSA-Sanierungsschemata,
Sanierungsprotokollierung und Verfahrensanweisungen zum Umgang mit
speziellen Erregern besser als bei den anderen Befragten.

In Anbetracht dieser Ergebnisse betont Dr. Ralf Suhr vom ZQP, der
Mitautor des wissenschaftlichen Beitrags ist: "Fortbildungen für
Pflegekräfte sind für das gesamte Thema Patientensicherheit von
erheblicher Bedeutung - das zeigt sich auch beim Hygienemanagement."
Dienste und Einrichtungen müssten darum sicherstellen, dass die
Mitarbeitenden ihr Wissen häufig genug auffrischen können. Darüber
hinaus fordert Suhr eine konstruktive Kultur im Umgang mit
unerwünschten Ereignissen und Fehlern in der Pflege zu schaffen:
"Fehler werden gemacht - aber man muss aus ihnen lernen können und
dürfen."


Hintergrundinformationen

Was macht MRSA-Erreger problematisch?

Unter anderem bei pflegebedürftigen Menschen besteht ein erhöhtes
Risiko, dass sich Bakterien schnell im Körper ausbreiten. Dies kann zu
schweren Komplikationen führen wie Atem- und Harnwegsinfektionen,
Wundinfektionen und Sepsis. Bakterielle Infektionen lassen sich mit
Antibiotika - von denen es nur eine begrenzte Anzahl gibt - eigentlich
gut behandeln. Allerdings haben manche Erreger bereits Resistenzen
gegen einzelne dieser Medikamente entwickelt. Das bedeutet, die
Erreger lassen sich nicht mehr erfolgreich von diesem speziellen
Wirkstoff bekämpfen.

Besonders problematisch sind solche Resistenzen, wenn sie gegen
mehrere unterschiedliche Antibiotika bestehen. Dies ist der Fall bei
den multiresistenten Erregern. Einer von ihnen ist der
Methycilin-resistente Staphylococcus aureus (MRSA). Gegen
multiresistente Erreger gibt es kaum noch wirksame Medikamente. Für
die Behandlung muss dann auf sogenannte Reserve-Antibiotika
zurückgegriffen werden. Je häufiger solche jedoch eingesetzt werden,
umso größer ist die Gefahr, dass auch gegen diese Antibiotika neue
Resistenzen entstehen. Da die Erreger ihre Resistenzen auch an andere
Arten von Bakterien weitergeben können, weitet sich das Problem
zunehmend aus.

Was ist MRSA?

MRSA-Erreger (Methycilin-resistenter Staphylococcus aureus) werden vor
allem durch direkten körperlichen Kontakt verbreitet, insbesondere
über die Hände aber auch durch Niesen, über die Kleidung, die
Bettwäsche, Türklinken oder andere Oberflächen.

Wenn jemand MRSA trägt, spricht man von einer Besiedlung dieser
Person. Ohne einen Labortest ist die Besiedlung nicht nachzuweisen.
Wenn eine Besiedelung vorliegt, ist eine sogenannte MRSA-Sanierung
möglich. Ziel dabei ist, alle MRSA-Bakterien von Haut und
Schleimhäuten des Trägers zu entfernen. Dieses wird erschwert, wenn
"sanierungshemmende" Faktoren vorliegen. Das sind zum Beispiel
chronische Wunden oder künstliche Zugänge in den Körper, etwa
Katheter.

Eine Besiedlung ist nicht für alle Menschen gleich gefährlich. Bei
Menschen mit einem geschwächten Immunsystem kann MRSA leicht
Infektionen verursachen, die zum Beispiel zu Geschwüren,
Lungenentzündungen oder zu Sepsis bis hin zum Tod führen können.

Methodik und Vorgehensweise bei der ZQP-Charité-Studie

Für die deutschlandweite Querschnittsstudie wurde bei Mitarbeitenden
von ambulanten Pflegediensten eine anonyme schriftliche Befragung per
Fragebogen durchgeführt. Dazu wurden die zurückgesendeten Fragebögen
mit dem Statistikprogramm SPSS quantitativ ausgewertet.

Von insgesamt 480 zufällig ausgewählten Pflegediensten konnten 107
Pflegedienste aus dem gesamten Bundesgebiet für die Teilnahme gewonnen
werden. Von insgesamt 656 Mitarbeitenden wurden ausgefüllte Fragebögen
zurückgesandt.

Aus der Gesamtstudie sind die der Presseinformation zugrunde liegenden
Ergebnisse in der Zeitschrift für Evidenz, Fortbildung und Qualität im
Gesundheitswesen (ZEFQ) 2018 veröffentlicht worden.

www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/S1865921718301120.

 * 

Die Stiftung Zentrum für Qualität in der Pflege ist Kooperationspartner in der Allianz für Menschen mit Demenz.

 * 

Quelle:

Zentrum für Qualität in der Pflege

Pressemitteilung vom 11. März 2019

Reinhardthöfe

Reinhardtstraße 45, 10117 Berlin

E-Mail: info@zqp.de

Telefon: 030 27 59 395 0, Telefax: 030 27 59 395 20

Internet: http://www.zqp.de
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PFLEGE/760: Intensivpflege - Experten fordern sofort mehr Personal und finanziellen Anreiz für Krankenhäuser (idw)


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 08.03.2019

Intensivpflege: Experten fordern sofort mehr Personal und finanziellen Anreiz für Krankenhäuser



Alarmierende Situation in der Intensivpflege: Immer mehr Krankenhäuser
müssen Betten sperren, weil die Pflegekräfte fehlen. In Spitzenzeiten
kommt es schon jetzt zu Einschränkungen in der Notfallversorgung. Die
Ergebnisse einer heute veröffentlichten Umfrage des Deutschen Ärzteblattes
zeigen, dass sich die Situation in den kommenden Jahren weiter zuspitzen
wird.

"Die Veröffentlichung weist erneut und mit besonderem Nachdruck auf die
gefährliche Lage hin, die sich auf den Intensivstationen der deutschen
Krankenhäuser entwickelt", sagt Thomas van den Hooven, Vertreter der
Pflege im Präsidium der Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für
Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) und Pflegedirektor der Uniklinik
Münster.

Insgesamt 2.498 Intensivpflegekräfte wurden befragt. Davon bestätigen 96,8
Prozent die deutlich gestiegene Arbeitsbelastung, genauso viele bestätigen
eine Verschlechterung der Arbeitsbedingungen insgesamt. 37,3 Prozent der
Befragten Personen gab an, den Beruf in den kommenden fünf Jahren
verlassen zu wollen. 33,6 Prozent der Studienteilnehmer gaben an, ihren
Arbeitsanteil in den kommenden zwei Jahren reduzieren zu wollen.

Sofortmaßnahmen gefordert: Personaluntergrenzen anpassen und finanzieller Anreiz für Krankenhäuser

Aus Sicht der DIVI müssen daher umgehend zwei Maßnahmen erfolgen: Die
Personaluntergrenzen für Intensivstationen sollten geändert und an die von
der DIVI bereits 2011 evidenzbasiert ermittelten und publizierten
Anhaltszahlen angepasst werden. Dies ist für die Patientensicherheit und
intensivmedizinische Behandlungsqualität notwendig. Als zusätzliche
Sofortmaßnahme gegen den Fachkräftemangel auf Intensivstationen sollte ein
finanzieller Anreiz für die Krankenhäuser gesetzt werden, die sich an die
Personalvorgaben der DIVI halten. Damit wird klar, dass sich eine gute
Intensivpflege für alle Beteiligten lohnt.

Mangelversorgung durch aktuelle Regel- und Vorgabenwerke

Die Pflegepersonaluntergrenzen-Verordnung (PpUGV) und das
Pflegepersonal-Stärkungsgesetz (PpSG) sind Ansätze, die durchaus in die richtige Richtung
weisen könnten. Mit dem momentan existierenden Regel- und Vorgabenwerk
wird aber das Gegenteil erreicht. Im Bereich der Normalstationen wird eine
Mangelversorgung festgeschrieben und im Bereich vieler Intensivstationen
wird dort, wo man sich an die Vorgaben der DIVI hält, der Personalabbau
geplant. "Eine Steigerung der Attraktivität des Pflegeberufes stellt sich
nicht nur die DIVI anders vor", sagt Thomas van den Hooven aus dem
DIVI-Präsidium.

DIVI-Mindestvorgabe: Eine Pflegekraft auf zwei Patienten!

Häuser, in denen eine aufwändige intensivmedizinische Versorgung
verantwortungsvoll betrieben wird, haben zwangsläufig auch eine höhere
Personalausstattung im Bereich der Intensivpflege, die sich an den
Mindestvorgaben der DIVI mit einem Betreuungsschlüssel von einer
Pflegekraft auf zwei Patienten sowohl tagsüber als auch nachts ausrichtet.
"Angesichts der schwierigen finanziellen Situation vieler Häuser in
Deutschland verführt die PpUGV nun - entgegen ihrer Intention - dazu, das
Personal auf Intensivstationen den Anhaltszahlen der PpUGV anzupassen -
das sind eine Pflegekraft auf zweieinhalb Patienten im Tagdienst und eine
Pflegekraft auf dreieinhalb Patienten im Nachtdienst", sagt van den
Hooven.

Stellenabbau verstärkt Exodus von Pflegekräften

"Wir beobachten eine fatale Entwicklung bei überlasteten Pflegekräften,
die schon jetzt in größerem Umfang ihrem Beruf den Rücken kehren und dies
auch weiter tun werden", so van den Hooven. "An dieser Stelle rächt sich,
dass weder die PpUGV noch das PpSG Instrumente zur quantitativen und
qualitativen Leistungserfassung und der daraus abgeleiteten
Personalbedarfe vorsehen. Der offensichtlich vielerorts geplante Abbau von
Pflegestellen wird den weiteren Exodus von Pflegekräften verstärken."

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.divi.de/presse/pressemeldungen/pm-intensivpflege-experten-fordern-sofort-mehr-personal-und-finanziellen-anreiz-fuer-krankenhaeuser

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment71185

Intensivpflege: Experten fordern sofort mehr Personal und finanziellen Anreiz für Krankenhäuser

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1527

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 08.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/287: Berührungslose Langzeitüberwachung der Atmung bei Kindern (idw)


Technische Hochschule Mittelhessen - 08.03.2019

Berührungslose Langzeitüberwachung der Atmung bei Kindern



Die berührungslose Langzeitüberwachung von Säuglingen und Kleinkindern mit
Atemwegserkrankungen ist das Ziel eines Forschungsprojekts, bei dem die TH
Mittelhessen mit verschiedenen Partnern zusammenarbeitet. Dazu gehören das
federführende Ingenieurbüro für Medizintechnik (IfM) in Wettenberg, die
Kinder-Universitätsklinik Ostbayern in Regensburg und das Gießener
Transmit-Zentrum für Bioakustik und Atemphysiologie. Verantwortlich an der
THM ist Prof. Dr. Keywan Sohrabi vom Fachbereich Gesundheit. Das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) fördert das Vorhaben,
mit 1,1 Millionen Euro.

Erkrankungen der Atemwege gehören zu den häufigsten gesundheitlichen
Beschwerden bei Kindern. Neben akuten spielen chronisch verlaufende
Krankheiten eine große Rolle. So sind etwa zehn Prozent aller Kinder unter
15 Jahren von Asthma betroffen. In der Mehrheit der Fälle bricht die
Krankheit vor dem fünften Lebensjahr aus. Sie wird allerdings häufig
übersehen oder zu spät behandelt.

Medizintechnische Diagnoseverfahren zur Beurteilung der
Atembeeinträchtigung stehen erst für Kinder ab fünf Jahren zur Verfügung.
Sie liefern zudem nur Momentaufnahmen während der ärztlichen Untersuchung
und lassen deshalb nur bedingt Rückschlüsse auf die Gesamtsituation im
Alltag zu. Ein wesentlicher Grund hierfür liegt darin, dass die Symptome
der Erkrankungen wie Atemnot gehäuft in der Nacht auftreten. Sohrabi sieht
daher "eine große diagnostische Lücke zur objektiven Erfassung
schlafbezogener Atemwegssymptome sowie des Atemverhaltens insgesamt."

Die Projektpartner wollen deshalb ein berührungsloses Langzeitmonitoring
bei Säuglingen und Kleinkindern entwickeln. Dabei werden 3D-Kamera und
Mikrofon eingesetzt. So sollen über Körperbewegungen, Körpertemperatur und
Atemgeräusche verschiedene krankheitsrelevante Symptome wie zum Beispiel
Husten erfasst, mittels künstlicher Intelligenz automatisch erkannt und
bewertet werden.

Über einen Monitor erhalten Eltern und Ärzte auf einen Blick eine
Darstellung dieser Ereignisse, können so Trends erkennen und Maßnahmen
ergreifen. Darüber hinaus informiert eine mobile App, wenn kritische
Situationen auftreten. Sie ermöglicht auch die standardisierte Erhebung
von diagnostischen Daten durch die Eltern mittels eines elektronischen
Fragebogens.

"Das neue System unterstützt und entlastet die Eltern. Mediziner erhalten
ein objektives Langzeitmonitoring der Krankheitsaktivität, was die
diagnostischen Möglichkeiten und die Therapieüberwachung deutlich
verbessert", so IfM-Geschäftsführer Klaus Brückner. "Das innovative
Gesamtkonzept bietet das Potenzial einer nachhaltigen Verbesserung der
Situation der kleinen Patienten und ihrer Angehörigen", resümiert Sohrabi.

Das Vorhaben wird Ende 2021 abgeschlossen sein. Finanziert wird es im
Rahmen des BMBF-Programms "Kleine Patienten, großer Bedarf -
medizintechnische Lösungen für eine kindgerechte Gesundheitsversorgung".

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution315

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Mittelhessen - 08.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/5064: Warner Music Klassik News - 12. März 2019 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 12. März 2019



Fazıl Says neue Klaviermusik über die Liebe und den

Krieg

Der Name Troja steht für einen der größten Mythen der
Menschheitsgeschichte. Die Geschichte vom trojanischen Krieg strahlt
bis in die Neuzeit, etwa mit opulenten Hollywood-Blockbustern. Der
türkische Pianist und Komponist Fazıl Say hat sie nun zum Thema
eines umfangreichen Klavierwerkes gemacht. Seine Troy Sonata erklang
erstmals im August 2018 im türkischen Çanakkale auf dem dortigen
Troia Festival, etwa 30 Kilometer von der in der Türkei liegenden
antiken Stätte entfernt. Kurz darauf entstand die Einspielung, die
nun zusammen mit der Komposition The Moving Mansion und zwei Werken
aus der Reihe The Art of Piano für einen neuen Meilenstein in Says
Diskografie sorgt.

VÖ: 15. März 2019, CD 0190295504656


Nach 30 Jahren zu neuen Ufern: Das Artemis Quartett nimmt
erstmals Schostakowitsch auf

2019 wird ein bedeutendes Jahr für das höchst renommierte Artemis
Quartett und dessen Publikum. Es ist nicht nur ein Jubiläumsjahr des
1989 gegründeten Ensembles, sondern auch die Zeit eines erneuten
Besetzungswechsels. Das einzige Gründungsmitglied, der Cellist Eckard
Runge, und die seit 2016 im Quartett spielende Geigerin Anthea
Kreston machen Nachfolgern Platz. Nun erscheint die letzte
Einspielung in der alten Formation.

Das Programm mit (erstmals!) Werken von Dmitri Schostakowitsch setzt
nach längerer Zeit in der Artemis-Diskografie wieder einmal einen
Repertoire-Markstein im 20. Jahrhundert. Gastkünstlerin ist die
Pianistin Elisabeth Leonskaja.

VÖ: 15. März 2019, CD 0190295540760


Zurück zur Moderne: Moderniste - das neue Doppelalbum von
Les Vents Français

Es war geradezu eine Neuentdeckung des edlen Holzbläserklangs, als
vor etwa einem halben Jahrzehnt ein ganz besonderes Ensemble mit
seiner Diskografie begann: Les Vents Français - eine Formation mit
absoluten Superstars wie dem Flötisten Emmanuel Pahud, dem
Klarinettisten Paul Meyer oder dem Oboisten François Leleux. Seither
kann sich das Publikum über Repertoireraritäten in Traumbesetzung
freuen. Mit seinem neuen Doppelalbum Moderniste beleuchtet das
Quintett zusammen mit dem Pianisten Eric le Sage zum einen den
Aufbruch der Moderne vornehmlich im französischsprachigen Raum des
frühen 20. Jahrhunderts, es schlägt aber gleichzeitig auch einen
Bogen zur Gegenwart mit zwei Weltersteinspielungen.

VÖ: 29. März 2019, 2 CDs 0190295548704


Tschaikowskys Schwanensee

Schwanensee von Peter I. Tschaikowsky ist das berühmteste Ballett
aller Zeiten. Seit seiner Weltpremiere 1877 am Bolschoi-Theater in
Moskau gab es unzählige Interpretationen dieses romantischen
Märchentanzes.

2018/19 präsentiert das Ballett am Rhein Martin Schläpfers Version,
in welcher der Schweizer Choreograf seine ausgesprochen individuelle
Tanzsprache - körperlich und hoch expressiv zugleich - nutzt, sich
"allen faszinierenden Dunkelheiten, psychischen Geheimnissen und
Archetypen" zu widmen und uns in eine Welt zu entführen, "in der
Geister und Unerklärbares noch nicht als Hirngespinste gelten."

VÖ: 22. März 2019, DVD 880242558480


Silvesterkonzert 2018 - Berliner Philharmoniker mit Daniel
Barenboim 

Einer der jährlich wiederkehrenden Höhepunkte im Kalender jedes
Liebhabers klassischer Musik ist das Neujahrskonzert der Berliner
Philharmoniker.

Das Neujahrskonzert 2018 stand unter der Leitung von Daniel
Barenboim, der auf eine mehr als fünfzigjährige künstlerische
Partnerschaft mit den Berliner Philharmonikern zurückblicken kann.
Die Berliner Philharmoniker spielten Werke von Maurice Ravel und
Wolfgang Amadeus Mozart.

Blu-ray Disc mit High-Res Audio (24bit/96kHz)

VÖ: 29. März 2019, DVD 880242643087, Blu-ray 880242643049

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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LABEL/5063: Sony Music Press Relations Newsletter - KW11/2019 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW11/2019

München, 11. März 2019



Zusammenrücken - Adesse veröffentlicht am 15. März sein neues
Album "Berlin - Dakar"

Drei Jahre nach seinem Debüt "Fechnerstraße" meldet sich Adesse mit
dem zweiten Album "Berlin - Dakar" am 15. März zurück. Eine
Entwicklung, die Zeit gebraucht hat. Er geht auf Reisen nach
Griechenland, Marokko und Ägypten. Er schaut, hört zu, lässt wirken,
liest, denkt nach und bringt, während er unterwegs ist, immer wieder
Gedanken und Reflexionen zu Papier.

In den drei Jahren seit seinem Debüt ist Adesse vieles klar geworden.
"Ich habe mir den Spiegel vorgehalten, nach Wahrheiten gesucht und
mir auch mal unangenehme Gedanken gemacht oder mir Fehler
eingestanden. Ich weiß was ich kann, aber eben auch, was ich nicht
kann und bin cool damit. Ich habe viel mehr zu mir selbst gefunden."
Sich das alles einzugestehen, darüber zu sprechen und zu schreiben,
um es schlussendlich mit der Welt zu teilen, sei ein langer aber
wichtiger Prozess für ihn gewesen.


Frei wie der Wind - Am 5. April erscheint Khalids neues
Album "Free Spirit"

Mit neuem Album in den Frühsommer: Khalid veröffentlicht am 5. April
sein neues Album "Free Spirit". Die Platte enthält unter anderem die
vorab veröffentlichte Single "Talk", die bereits weltweit über 60
Millionen Streams generieren konnte.

Neben fünf Grammy-Nominierungen und einem US-Doppelplatin-Top-5-Album
stehen bereits ein halbes Dutzend internationaler Hits und Kollabos
("Rollin" mit Calvin Harris, "1-800-273-8255" mit Logic und Alessia
Cara, "Lovely" mit Billie Eilish, "Youth" mit Shawn Mendes) sowie
ausverkaufte Konzerte auf der ganzen Welt zu Buche. In Deutschland
gelang dem aus Fort Stewart stammenden Sänger und Songwriter (der als
US-Army-Kind auch sechs Jahre in Heidelberg lebte) mit der
Marshmello-Kollabo "Silence" der Durchbruch - der Song erreichte
Platz sechs der Offiziellen Deutschen Singlecharts und wurde mit
Platin ausgezeichnet. Darüber hinaus sorgte er mit den
Soundtrack-Beiträgen "Love Lies" feat. Normani (aus dem Film "Love,
Simon") und "The Ways" (aus dem Film "Black Panther") für Furore.
Weltweit verzeichnen Khalids Songs mehr als eine Milliarde Streams.


Kommende Alben-Veröffentlichungen

15.03. Joanne Shaw Taylor - Reckless Heart

15.03. Roland Kaiser - Alles oder dich

15.03. Adesse - Berlin Dakar

22.03. Reezy - Teenager Forever

22.03. Flora Cash - Press

29.03. Annett Louisan - Kleine große Liebe

05.04. Khalid - Free Spirit

05.04. Brooks & Dunn - Reboot

05.04. Sara Bareilles - Amidst The Chaos

19.04. Cage The Elephant - Social Cues

10.05. Lukas Rieger - Justice

17.05. Guapo Lou - Lucky Land (EP)


On Tour

Nao

11.03. Köln - Luxor

14.03. Hamburg - Mojo

15.03. Berlin Kesselhaus

Revolverheld

14.03. Emden - Nordseehalle

15.03. Hannover - TUI-Arena

16.03. Hamburg - Barclaycard-Arena

18.03. Bremen - ÖVB-Arena

19.03. Leipzig - Arena

20.03. Frankfurt - Festhalle

22.03. Stuttgart - Schleyer-Halle

23.03. Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherung

24.03. München - Olympiahalle

27.03. Köln - Lanxess-Arena

29.03. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

30.03. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

Grace Carter

01. April Köln - Luxor

02. April Hamburg - Stage Club

03. April Berlin - Lido

Adesse

04.04. Dresden - Pushkin

05.04. Hamburg - Übel und Gefährlich

06.04. Bremen - Tower

07.04. Hannover - Lux

09.04. Dortmund - FZW Club

10.04. Frankfurt - Zoom

11.04. Nürnberg - Hirsch

12.04. Mannheim - MS Connexion

13.04. Köln - Volta Club

15.04. München - Ampere

16.04. Stuttgart - Wizemann

18.04. Leipzig - Naumanns

19.04. Berlin - Columbia Theater

Missio

17.05. Berlin - Maze

18.05. Köln - Artheater

Backstreet Boys

21.05. Hannover - TUI-Arena

25.05. Mannheim - SAP-Arena

27.05. München - Olympiahalle

29.05. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

20.06. Köln - Lanxess-Arena

Mariah Carey

02.06. Hamburg - Barcleycard-Arena

P!nk

05.07. Köln - Rhein-Energie-Stadion

06.07. Köln - Rhein-Energie-Stadion

08.07. Hamburg - Volksparkstadion

10.07. Stuttgart - Mercedes-Benz-Arena

12.07. Hannover - HDI-Arena

14.07. Berlin - Olympiastadion

22.07. Frankfurt - Commerzbank-Arena

26.07. München - Olympiastadion

27.07. München - Olympiastadion

09.08. Gelsenkirchen - Veltins-Arena

Annett Louisan

19.07. Weißenfels - Schloss Weißenfels

20.07. Rathenow - Optikpark Rathenow

27.07. Zwickau - Planitzer Schlossakkord

29.07. Bad Hersfeld - Stiftsruine

30.07. Friedrichshafen - Kulturufer

31.07. Calw-Hirsau - Klosterruine Hirsau

02.08. Bad Elster - NaturTheater

08.09. Hamburg - Elbphilharmonie

21.10. Dresden - Konzertsaal im Kulturpalast

23.10. Erfurt - Messe

25.10. Magdeburg - Stadthalle

26.10. Braunschweig - Staatstheater Braunschweig

28.10. München - Philharmonie im Gasteig

29.10. Nürnberg - Meistersingerhalle

03.11. Frankfurt am Main - Jahrhunderthalle Frankfurt

04.11. Chemnitz - Stadthalle

05.11. Leipzig - Gewandhaus

06.11. Kassel - Kongress-Palais Kassel

08.11. Wilhelmshaven - Stadthalle Wilhelmshaven

09.11. Münster - Münsterland Halle

11.11. Berlin - Tempodrom

12.11. Rostock - Stadthalle Rostock

13.11. Bremen - Metropol-Theater Bremen

15.11. Kiel - Sparkassen-Arena-Kiel

17.11. Köln - Palladium

18.11. Saarbrücken - Saarlandhalle

19.11. Zürich - Kaufleuten Restaurants

21.11. Hannover - Kuppelsaal

22.11. Bochum - Jahrhunderthalle

Tash Sultana

24.07. München - Zenith

26.07. Köln - Tanzbrunnen

27.07. Berlin - Zitadelle

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





JAZZ/2188: Münster - "Holly's Cat", Romantische Jazz-Standards und gefühlvolle Film-Balladen, 21.03.19


Stadt Münster

Romantische Jazz-Standards und gefühlvolle Film-Balladen

"Holly's Cat" am 21. März in der Bücherei am Hansaplatz



Münster (SMS) "Holly's Cat" - ein Duo, das aus seiner Liebe zu Jazz,
Blues und Hollywoodmusik der 1950er bis 1970er Jahre keinen Hehl
macht. Udo Herbst (Gitarre und Gesang) und Elisa Franz (Gesang)
präsentieren am Donnerstag, 21. März, in gefühlvollen Arrangements die
Lovesongs aus dem Kino der großen Sehnsüchte.

Die Veranstaltung beginnt um 19.30 Uhr in der Bücherei am Hansaplatz,
Wolbecker Straße 97.

Der Eintritt ist frei.

Zweistimmig singen sie zu feinen Gitarrensätzen. Abgerundet durch
Ukulele, Melodika und Glockenspiel verzaubern sie mit viel
Augenzwinkern ihr Publikum. Das Repertoire reicht von romantischen
Jazz-Standards bis zu den schönsten Film-Balladen. Wegen ihrer
Affinität zu Hollywood-Songs, insbesondere "Breakfast at Tiffanys",
nennt sich das Duo "Holly's Cat", nach der gleichnamigen namenlosen
Katze aus dem Film.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.03.19

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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AUSLAND/9003: Aus aller Welt - 12.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Rüstungsgeschäft mit Rußland - USA warnen Türkei

Die Türkei will im Oktober mit der Aufstellung von modernen
russischen Raketenabwehrkomplexen des Typs S-400 beginnen. Die USA
legen Ankara nahe, ihre Pläne noch einmal zu überdenken und warnen:
Sollte sich die türkische Regierung gegen das angebotene
US-Patriot-System entscheiden, könnte dies Auswirkungen auf
zukünftige Waffenlieferungen haben, unter anderem beim geplanten Kauf
des Hightech-Stealth-Kampfjets F-35. Selbst Sanktionen seien denkbar,
verlautete aus dem Pentagon. Einem Bericht der Nachrichtenagentur
Anadolu zufolge begründete der türkische Verteidigungsminister Hulusi
Akar das Festhalten seiner Regierung an dem russischen Waffensystem
damit, daß die USA, Deutschland und die Niederlande ihre
Flugabwehrsysteme aus der Türkei abgezogen hätten. Um sich im Falle
eines Luftangriffs verteidigen zu können, benötige die Türkei daher
eigene entsprechende Waffen. Das russische Luftabwehrsystem ist im
Gegensatz zum US-Patriot-System wesentlich kostengünstiger, schneller
einsatzbereit und schlagkräftiger.

12. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9003: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Überfall auf Supermarkt scheitert

Im Mindener Stadtbezirk Leteln haben Unbekannte am Montagabend einen
Supermarkt überfallen. Die drei maskierten Männer trugen eine Machete
und eine Schußwaffe bei sich, mit der eine Kundin und eine
Angestellte bedroht wurden. Ein weiterer Kunde sowie eine
Angestellte, die sich im hinteren Bereich des Discounters aufhielten,
bemerkten den Überfall. Sie entkamen durch das Lager. Daraufhin
brachen die Täter den Überfall ab und flüchteten ohne Beute. Eine
Fahndung nach ihnen blieb ergebnislos.

12. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9000: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Aufstockung der Bundeswehr nach US-Teilabzug aus Afghanistan

Die Bundeswehr bereitet sich offenbar auf die von US-Präsident Donald
Trump angekündigte Reduzierung der US-Truppen in Afghanistan vor. Wie
der Tagesspiegel unter Berufung auf ein vertrauliches Schreiben des
Verteidigungsministeriums berichtet, werden deutsche Einsatzkräfte
bereitgehalten, um missionskritische Fähigkeiten zu ersetzen. Für den
Fall müsse die Mandatsobergrenze erhöht werden, heißt es in dem
Schreiben. Derzeit sind rund 1.200 Bundeswehrangehörige im Rahmen der
NATO-geführten Mission "Resolute Support" am Hindukusch stationiert.
Das Mandat endet am 31. März.

12. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9002: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD gegen Aufnahme von Rüstungslieferungen an Saudi-Arabien

In der koalitionsinternen Debatte um deutsche Waffenlieferungen an
Saudi-Arabien mehren sich in der SPD die Stimmen, die sich für eine
Verlängerung des Exportstopps aussprechen. Die Voraussetzungen für
eine Wiederaufnahme der Exporte nach Saudi-Arabien seien derzeit
nicht gegeben, sagte der SPD-Bundestagsabgeordnete Florian Post im
ZDF-Morgenmagazin. Auch Außenminister Heiko Maas (SPD) hatte zuvor in
einem Gespräch mit dem Tagesspiegel am Sonntag erklärt, daß er
derzeit keine Voraussetzungen sehe, den Exportstopp nach Riad
aufzuheben.

CDU-Chefin Annegret Kramp-Karrenbauer sprach sich kürzlich dafür aus,
die deutschen Exportregeln für europäische Rüstungspartner zu
lockern, andernfalls könnten solche Projekte künftig ohne Deutschland
stattfinden. Frankreich und Großbritannien drängen darauf, Ausfuhren
an das arabische Königreich wieder zuzulassen, weil von dem
Lieferstopp auch Gemeinschaftsprojekte betroffen sind.

12. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9001: Tragisches und Kurioses - 12.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Frauen sterben bei Wohnhausbrand in Aalen

Während eines Löscheinsatzes im Aalener Stadtteil Wasseralfingen hat
die Feuerwehr am Dienstagmorgen zwei Leichen in einem brennenden
Wohnhaus gefunden. Dabei handelt es sich um die 84jährige
Hausbewohnerin und eine 60jährige Pflegerin. Das Haus ist nicht mehr
bewohnbar. Der Schaden beträgt rund 200.000 Euro. Der Brand soll im
Schlafzimmer der 84jährigen ausgebrochen sein. Es wird von einem
technischen Defekt an einer Stromzuführung ausgegangen.

12. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8086: Aus Forschung und Technik - 12.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Rogosin und Bridenstine besprechen bevorstehenden Sojus-Start

Wenige Tage vor dem ersten Start eines bemannten Sojus-Raumschiffes
zur Internationalen Raumstation ISS seit dem Fehlstart im Oktober
vergangenen Jahres haben der Direktor der russischen
Raumfahrtgesellschaft Roskosmos, Dimitri Rogosin, und
NASA-Administrator Jim Bridenstine ein Telefongespräch über die
bevorstehende Mission geführt. Nach Informationen der Agentur Tass
waren auch die künftigen bilateralen Kontakte Thema der Unterredung.
Eine Sojus-FG-Trägerrakete soll die Mannschaftskapsel MS-12 mit den
Roskosmos-Kosmonauten Alexei Owtschinin sowie den beiden
NASA-Astronauten Nick Hague und Christina Hammock-Koch an Bord am 14.
März in den erdnahen Weltraum befördern. Das Andockmanöver am
Rasswet-Modul MIM1 ist in weniger als sechs Stunden nach dem Start
vom kasachischen Kosmodrom Baikonur geplant.

12. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8099: Aus aller Welt - 12.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutsch-französische Parlamentsversammlung am 25. März in Paris

Vor einem entsprechenden Beschluß des Deutschen Bundestags hat die
französische Nationalversammlung der Gründung einer
deutsch-französischen Parlamentsversammlung zugestimmt. In das
Gremium sollen jeweils 50 Abgeordnete der in der Nationalversammlung
und im Bundestag vertretenen Fraktionen entsandt werden. Zweimal
jährlich werden sie öffentlich tagen. Die erste Sitzung ist für den
25. März in Paris geplant, wie der Präsident der Nationalversammlung,
Richard Ferrand, gegenüber AFP berichtete. Die Parlamentsversammlung
wird unverbindliche Vorschläge zu grenzüberschreitenden Fragen und
EU-Richtlinien vorlegen.

12. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8058: Medizin und Gesundheitswesen - 12.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Masernausbruch auf Madagaskar fordert immer mehr Tote

Der Masernausbruch auf Madagaskar weitet sich immer mehr zur Tragödie
aus. Inzwischen ist die Zahl der Toten auf 1140 gestiegen. Wie die
Weltgesundheitsorganisation laut Deutschem Ärzteblatt mitteilte, sind
die meisten Opfer Kinder im Alter von bis zu 14 Jahren. Die Zahl
erfaßter Infektionen stieg auf inzwischen 87.000. Weltweit hat sich
die Zahl gemeldeter Masernerkrankungen 2018 im Vergleich zum Vorjahr
nach vorläufigen WHO-Zahlen auf 229.000 Fälle verdoppelt. Allerdings
gehen Experten davon aus, daß die tatsächliche Zahl über der
Zwei-Millionen-Grenze liegt.

12. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8087: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Verwaltungsgericht Köln weist BUND-Klagen zum Hambacher Forst ab

Das Verwaltungsgericht Köln hat am Dienstag die drei Klagen des
Bundes für Umwelt und Naturschutz in Deutschland Landesverband
Nordrhein-Westfalen (BUND NRW) gegen die Fortführung des
Braunkohletagebaus Hambach durch die RWE Power AG und die drohenden
Rodungen im benachbarten Forst abgewiesen.

Der zuständige Richter erkannte keine rechtliche Verpflichtung, den
zwischen Köln und Aachen gelegenen Braunkohletagebau zu stoppen.
Selbst das Pariser Klima-Abkommen gebe Ziele für die Verringerung von
CO2-Emissionen nur vor, ohne den Weg dorthin zu beschreiben.
Letzteres habe die Politik zu entscheiden und nicht die Justiz, hieß
es in der Urteilsbegründung. Die Umweltschutzorganisation strebt
Revision der Entscheidung an.

Das Gericht hatte dem BUND und RWE einen Vergleich vorgeschlagen, den
der Energiekonzern zurückwies, weil er für den weiteren
Braunkohleabbau Planungssicherheit haben wollte. Dem Vergleich
zufolge hätte RWE drei Monate über das vom BUND im Eilverfahren beim
Oberverwaltungsgericht Münster im Oktober 2018 erreichte
Rodungsverbot für den Hambacher Forst auf Fällarbeiten verzichtet.
Die Umweltschützer hätten dann ihre Verbandsklage gegen den vom Land
NRW genehmigten Hauptbetriebsplan für den Tagebau und die Jahre 2018
bis 2020 sowie die beiden Klagen gegen die Enteignung und
Zwangsabtretung eines dem BUND gehörenden, am Hambacher Forst
angrenzenden Ackers zurückgezogen.

12. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8010: Sprache, Kunst und Medium - 12.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Hannelore Kraft betritt mit Porträtwunsch Neuland

Die ehemalige NRW-Ministerpräsidentin Hannelore Kraft hat sich für die
sogenannte Ahnengalerie in der Düsseldorfer Staatskanzlei von
Starfotograf Jim Rakete fotografieren lassen. Damit ersparte sich die
Politikerin auf jeden Fall langwierige Sitzungen bei einem
Porträt-Maler.

Mit dem Wunsch, sich von dem Fotokünstler ablichten zu lassen, fällt
Kraft aus dem Rahmen, dann laut Deutschlandfunk Kultur haben sich alle
bisherigen NRW-Regierungsoberhäupter mit einem Gemälde für die
Staatskanzlei verewigen lassen.

Traditionell dürfen sich die ausgeschiedenen Länderchefs die Künstler
für ihr Porträt selbst aussuchen. Das erste Foto soll demnach noch in
diesem Monat enthüllt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8077: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Merkel fände europäischen Flugzeugträger gut

Bundeskanzlerin Merkel hielte es für richtig, wenn sich Deutschland
zusammen mit Frankreich an Entwicklung und Bau eines Flugzeugträgers
beteiligte, auch wenn die EU derzeit noch andere Prioritäten in der
Verteidigungspolitik hat. Das ließ die Kanzlerin am Montag nach einem
Treffen mit dem lettischen Ministerpräsidenten Karins erkennen. Die
CDU-Vorsitzende Kramp-Karrenbauer hatte zuvor in ihrer Replik auf die
Vorstellungen von Frankreichs Präsidenten Macron zu Europa erklärt,
als nächsten Schritt nach dem Projekt eines europäischen
Kampfflugzeugs könnte man mit dem symbolischen Projekt des Baus eines
gemeinsamen europäischen Flugzeugträgers beginnen. Das könnte, so
Kramp-Karrenbauer, der globalen Rolle der EU als Sicherheits- und
Friedensmacht Ausdruck verleihen.

Für Flugzeugträger der Nimitz-Klasse geben die USA mehr als sechs
Milliarden Dollar aus. Die Betriebskosten auf See belaufen sich auf
rund 2,5 Millionen Dollar pro Tag. Ein Flugzeugträgerprojekt könnte
die Militärausgaben Deutschlands auf die in der NATO vereinbarten
zwei Prozent des Bruttoinlandprodukts hochtreiben. Zur Zeit beträgt
die Quote rund 1,2 Prozent.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8091: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Whistleblower sollen in der EU geschützt werden

Parlament und Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben sich auf
Verfahren zum Umgang mit Whistleblowern verständigt, welche
einheitlich in der EU gelten sollen. Wer Mißstände in seiner Behörde
oder seinem Unternehmen anprangern will, sollte sich möglichst erst
bei diesen selbst melden. Das Meldeverfahren sieht jedoch keine
interne Meldepflicht für Hinweisgeber vor, auch wenn Unternehmen mit
mehr als 50 Mitarbeitern eine Meldestelle einrichten müssen.
Informanten können sich auch an zuständige Behörden wenden. Drohen
einem Whistleblower wegen seiner Meldung Nachteile, kann er direkt an
die Öffentlichkeit gehen. Diese Vorgehensweise bleibt, wenn die
Behörden nicht angemessen auf einen gemeldeten Mißstand reagieren
oder das öffentliche Interesse gefährdet ist oder wenn die in Frage
kommende Behörde und der Straftäter Absprachen getroffen haben. Die
neuen Regeln können unter anderem bei Verstößen gegen EU-Recht in den
Bereichen Geldwäsche, Unternehmensbesteuerung, Datenschutz,
Lebensmittel- und Produktsicherheit sowie Umweltschutz und nukleare
Sicherheit zur Anwendung kommen. Die Nationalstaaten können die
Regeln auf andere Bereiche übertragen. Das neue Gesetz wird
voraussichtlich in zwei Jahren in Kraft treten, wenn es von den
EU-Staaten und dem EU-Parlament formell bestätigt wurde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8060: Tragisches und Kurioses - 12.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Rentner in Dessau an Verbrühungen in der Badewanne gestorben

Wie bereits vermutet, ist der Rentner vergangene Woche an den
Verbrühungen in einer Badewanne eines Altenheims in Dessau gestorben.
Das teilte die Staatsanwaltschaft nach einer Obduktion des 82jährigen
Mannes mit.

Laut MDR Sachsen-Anhalt kamen die Gutachter zu dem Schluß, daß Ende
Februar beim Baden durch viel zu heißes Wasser 45 Prozent der
Körperoberfläche verbrüht wurden. Er wurde zwar noch an eine
Spezialklinik in Halle verlegt, war dort jedoch vergangene Woche
gestorben.

Bei der Untersuchung des Pflegeheims konnten keine technischen Mängel
an der Badeanlage festgestellt werden. Aber unabhängig davon hätte der
Pfleger die Wassertemperatur mit der Hand überprüfen müssen.

Die Polizei ermittelt wegen Körperverletzung mit Todesfolge gegen
einen 20 Jahre alten Pfleger des Heims, der für den alten Mann
verantwortlich war.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8088: Arbeit, Soziales und Familie - 12.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Tausende Wissenschaftler stellen sich hinter "Fridays for Future"

Die Initiative Scientists4Future wird von mehr als 12.000
Wissenschaftlern aus Deutschland, Österreich und der Schweiz
unterstützt. Die Unterschriftenliste soll der Schülerbewegung
"Fridays for Future" am kommenden Freitag überreicht werden. Damit
stellen sich die Wissenschaftler hinter die Forderungen der jungen
Menschen nach schnellem und dezidierten Handeln hinsichtlich Klima-
und Umweltschutz. Aus wissenschaftlicher Sicht seien deren Anliegen
berechtigt und gut begründet, hieß es seitens Scientists4Future am
Dienstag in Berlin. Die globale Initiative "Fridays for Future" plant
für Freitag Klimaprotestkundgebungen in mehr als 50 Ländern. In
Deutschland sollen Demonstrationen in mehr als 150 Kommunen
stattfinden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8069: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 12.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Neue Strategie gegen Arzneimittelrückstände in der Umwelt

Nicht nur Düngemittel belasten die Gewässer in Deutschland, gleiches
gilt auch für Arzneimittel. Das hat inzwischen Ausmaße erreicht, daß
die EU-Kommission laut Deutschem Ärzteblatt eine neue Strategie zur
Eindämmung von Arzneimittelrückständen in der Umwelt vorgestellt hat.
Hauptziele sind, einen sorgfältigen Umgang mit Medikamenten zu
fördern, die Entwicklung von weniger umweltschädlichen Mitteln
voranzutreiben, Arzneimittelabfälle zu reduzieren sowie Risiken und
Umwelteinflüsse besser zu erforschen. Laut Umweltbundesamt (UBA)
können mehr als 150 verschiedene Arzneiwirkstoffe in deutschen
Gewässern nachgewiesen werden. Am häufigsten gefunden wurden Mittel
gegen Epilepsie, hohen Blutdruck und Schmerzen sowie Antibiotika und
Betablocker.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8076: Märkte und Finanzen - 12.03.2019 (SB)




VOM TAGE



VW verschreibt sich dem Individualverkehr und dem Klimaschutz

Der VW-Chef Herbert Diess hat die Ambitionen seines Konzerns
hinsichtlich eines Einstiegs in die Elektromobilität ausgestaltet.
Innerhalb einer Dekade sollen auf Basis der eigenen
Elektroplattformen 22 Millionen batteriebetriebene Fahrzeuge in fast
70 Modellreihen produziert werden. Bis 2023 steckt der Konzern mehr
als 30 Milliarden Euro in die Elektromobilität. Zusammen mit der
Entwicklung des autonomen Fahrens und der Digitalisierung steigen die
Investitionen auf 44 Milliarden Euro. Über das Geld verfügen die
Wolfsburger offenbar. Trotz aller Krisen meldeten sie für 2018 einen
Gewinn nach Steuern von 12,1 Milliarden Euro. Der Verkauf weltweit
erreichte mit insgesamt 10,8 Millionen Fahrzeugen einen Rekordwert.
Der Konzernumsatz stieg auf 235,8 Milliarden Euro. VW ist bereits
Marktführer bei Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor und strebt diese
Position auch bei der Elektromobilität an.

Laut Diess wird Volkswagen in den kommenden Jahren Produktion und
weitere Wertschöpfungsstufen Schritt für Schritt auf CO2-Neutralität
ausrichten. Das wird der Beitrag von VW zur Begrenzung der
Erderwärmung sein. Maßgabe sind die Ziele des Pariser
Klimaschutzabkommens und individuelle Mobilität auch in Zukunft für
Millionen von Menschen. Neben einer wirksamen und nachhaltigen
Reduktion von CO2 soll die Energieversorgung auf erneuerbare Energien
umgestellt werden. Nicht vermeidbare verbleibende Emissionen werden
durch den Kauf von CO2-Zertifikaten kompensiert. Bis 2050 sollen
Fahrzeugflotte, Produktion und Verwaltung des Konzerns CO2-neutral
sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8092: Aus Forschung und Technik - 12.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Mobilfunkprovider O2 mit Netzproblemen

Dem Mobilfunkprovider O2 weht der Wind gegenwärtig scharf ins
Gesicht. In verschiedenen Regionen der Bundesrepublik klagen Kunden
über zum Teil heftige Netzprobleme. Wie das Magazin CHIP in seiner
Online-Ausgabe gerade meldete, sind die betroffenen Regionen über das
ganze Land verteilt. Vor allem Berlin, Hamburg, Stuttgart, Leipzig,
Frankfurt Am Main, Köln, München, Bochum, Essen und Heilbronn sollen
betroffen sein. Inzwischen hat O2 die Probleme via Twitter bestätigt,
bemühte sich aber dabei, das Ausmaß der Probleme als nicht ganz so
groß erscheinen zu lassen. Laut O2 soll es regional verteilt zu
vereinzelten Einschränkungen bei der mobilen Telefonie über das GSM-
und UMTS-Netz gekommen sein. LTE und Datenübertragung sollen davon
nicht betroffen sein. Die Techniker von O2 sollen mit Hochdruck daran
arbeiten, die Einschränkungen zügig zu beheben.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





STERN/393: Zombie-Sterne auf der Flucht (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 11.03.2019

Zombie-Sterne auf der Flucht



Unter Federführung von Astronomen der FAU hat ein internationales
Konsortium drei Hyper-Velocity-Sterne (HVS) entdeckt, die offenbar eine
Supernova überlebt haben. Die Zombie-Sterne könnten neue Erkenntnisse über
die Entstehung und Verteilung schwerer Elemente im Universum liefern. Mit
ihren Untersuchungen haben die Forscher nicht nur eine neue Klasse von
HVS, sondern auch einen neuen physikalischen Schleudermechanismus für
diese Sterne identifiziert. Die Studie wurde jetzt beim renommierten
Journal "Monthly Notices of the Royal Astronomical Society" eingereicht.

2005 wurden sie erstmals aufgespürt: Sterne, die sich so schnell durch die
Milchstraße bewegen, dass sie unsere Galaxie irgendwann verlassen werden.
Trotz intensiver Suche wurden bis heute nicht mehr als zwei Dutzend
solcher Hyper-Velocity-Sterne (HVS) entdeckt. Nicht eindeutig geklärt ist
bislang die Frage, woher die Schnellläufer den enormen Impuls bekommen, um
das Gravitationsfeld unserer Galaxie überwinden zu können. "Die bevorzugte
Erklärung ist das Auseinanderreißen eines Doppelsternsystems durch das
monströse Schwarze Loch im Zentrum der Milchstraße", sagt Prof. Dr. Ulrich
Heber vom Astronomischen Institut der FAU und einer der Entdecker der
ersten HVS. "Untersuchungen der vergangenen Jahre haben allerdings
gezeigt, dass das nicht der einzige Schleudermechanismus sein kann",
ergänzt sein FAU-Kollege Dr. Andreas Irrgang.

Neue Sternenklasse entdeckt

Das Gaia-Weltraumteleskop der Europäischen Weltraumorganisation ESA hat
nun eine Tür aufgestoßen, den Ursprung der HVS besser zu verstehen. Die im
April 2018 veröffentlichten astrometrischen Daten erlaubten es erstmals,
die Bahnen der HVS in der Milchstraße dreidimensional zu vermessen und
ihre Herkunft zu orten. Bei der systematischen Suche nach neuen
Schnellläufern kombinierten FAU-Forscher um Dr. Roberto Raddi die 
Gaia-Daten mit anderen astronomischen Katalogen und machten dabei eine
erstaunliche Entdeckung: Sie fanden drei HVS, die eine verblüffende
Ähnlichkeit mit dem exotischen HVS LP 40-365 zeigten, der anderen
Astronomen vor zwei Jahren zufällig ins Netz gegangen war. Beobachtungen
mit Großteleskopen, darunter dem Hubble-Weltraumteleskop, an denen sich
Astronomen von zehn weiteren Universitäten aus Deutschland,
Großbritannien, Italien und den USA beteiligten, brachten Gewissheit: Die
drei Kandidaten ähneln LP 40-365 wie ein Ei dem anderen - eine neue Klasse
von HVS war gefunden worden.

Chemische Zusammensetzung einzigartig

Das Besondere an diesen Sternen ist vor allem ihre chemische
Zusammensetzung: Sie bestehen überwiegend aus Neon und Sauerstoff und
weisen keinerlei Spuren von Wasserstoff und Helium auf, wie das bei
normalen Sternen der Fall ist. Wie ist das möglich? "Explosive
thermonukleare Fusionsprozesse, etwa in einer Wasserstoffbombe, können
leichte chemische Elemente in schwere Elemente bis hin zu Eisen
verwandeln", erklärt Roberto Raddi. "In der Astronomie konnte dies
tatsächlich bei Supernovae nachgewiesen werden, die durch die Explosion
eines sogenannten Weißen Zwergs, eines erdgroßen entarteten Sterns,
ausgelöst werden. Dieser explodiert, wenn er von einem Begleitstern
genügend Masse aufgesaugt hat."

Zombie-Zwerge überlebten Supernova

Haben die FAU-Astronomen Zombie-Zwerge aufgespürt, Überlebende einer
Supernova? Bisher legten numerische Simulationen nahe, dass eine solche
Explosion den Weißen Zwerg komplett zerreißen würde. Der Begleiter bliebe
allein zurück und würde als HVS aus der Milchstraße hinausgeschleudert.
Neue Explosionsmodelle zeigen nun, dass der Weiße Zwerg nicht in jedem
Fall vollständig zerstört wird: Etwa 20 Prozent seiner Masse könnte als
Rest überleben - bestehend aus den Kernfusionsprodukten Neon, Sauerstoff,
Magnesium, Aluminium und Elementen der Eisengruppe, beispielsweise Mangan.
Und genau dieser chemische Cocktail fand sich bei den HVS vom Typ LP
40-365. Noch ungeklärt ist, warum die Relikte eines dramatischen
Sternenexitus keinen Kohlenstoff enthalten, denn das müssten sie den
Simulationen zufolge eigentlich. "Das ist eine der offenen Fragen, die es
noch zu beantworten gilt", sagt Roberto Raddi.

Supernova-Explosion erzeugt zwei HVS

Wie aber werden die überlebenden Weißen Zwerge ausgeschleudert - und was
passiert mit ihren Begleitern? Die FAU-Forscher haben eine plausible
Erklärung: Damit es zu einem Massenaustausch und daher zur Explosion
kommen konnte, musste der Begleiter dem Weißen Zwerg sehr nahe gekommen
sein, wobei beide Sterne den gemeinsamen Massenschwerpunkt mit extremer
Geschwindigkeit umkreist haben. Bei seiner Explosion erfährt der Weiße
Zwerg einen Kick, der das Doppelsternsystem zerreißt, so dass beide
Partner mit hoher Geschwindigkeit in verschiedene Richtungen
auseinanderfliegen. "Eigentlich werden also gleichzeitig zwei HVS
erzeugt", sagt Ulrich Heber. "Leider wird es sehr schwierig sein, zu einem
Zombie-Zwerg auch den ehemaligen Begleitstern aufzuspüren, denn der
Auswurf liegt unseren Schätzungen zufolge 40 Millionen Jahre zurück."

Mit seinen Untersuchungen ist es dem FAU-Team gelungen, sowohl eine neue
Klasse von HVS zu entdecken, als auch einen neuen physikalischen
Schleudermechanismus für HVS zu identifizieren. Die Resultate sind zur
Publikation in der renommierten Fachzeitschrift "Monthly Notices of the
Royal Astronomical Society" eingereicht worden und über den Preprintserver
arXiv zugänglich.


Originalpublikation:

https://arxiv.org/abs/1902.05061

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, 11.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/539: Rätsel gelöst - Dresdner Biologen klären genetische Herkunft des Safran-Krokus (idw)


Technische Universität Dresden - 11.03.2019

Rätsel gelöst - Dresdner Biologen klären genetische Herkunft des
Safran-Krokus



Seit fast 100 Jahren wird kontrovers diskutiert, was die möglichen
Elternarten des Safran-Krokus sind. Würde man die Elternarten kennen,
könnte man Veränderungen durch Neuzüchtung in das Krokus-Genom
einbringen.Genau dieses Rätsel haben Dresdner Biologen nun gelöst. "Wir
haben die Entstehung des Safran-Krokus nachvollzogen und die Elternarten
mit molekularen und cytogenetischen Methoden aufgeklärt", sagt Thomas
Schmidt, Professor für Zell- und Molekularbiologie der Pflanzen am
Institut für Botanik der TU Dresden.

Heilmittel, Götter-Bett, Gewürz und Kriegsursache - der Luxusartikel
Safran hat eine bewegte Geschichte

Safran ist das teuerste Gewürz der Welt, der Preis liegt mit bis zu 30.000
Euro pro Kilogramm teilweise höher als bei Gold. Das typische Aroma wird
durch das Apocaretenoid Safranal erzeugt. Safran wird aus den Blüten des
nur im Herbst blühenden Safran-Krokus (Crocus sativus) gewonnen. Für die
Herstellung von einem Kilogramm Safran - gute Pflücker schaffen 60 bis 80
Gramm pro Tag - müssen 150.000 bis 200.000 Blüten von Hand geerntet
werden. Anschließend werden ebenfalls manuell die jeweils drei Blütenfäden
isoliert und getrocknet, die dann das Gewürz Safran darstellen. Ungefähr
200 Tonnen an Safran-Fäden werden jährlich weltweit gewonnen.

Für viele Landwirte in Mittelmeerländern, im Kaschmir, in Indien,
Afghanistan, dem Iran und Pakistan ist die Gewinnung von Safran der
Haupterwerbszweig, da der Safran-Krokus auch auf landwirtschaftlich nicht
nutzbaren Böden gedeiht. Sogar in der Nähe von Dresden wird seit einigen
Jahren wieder Safran angebaut, nachdem es ab 1570 eine Jahrhunderte lange
Unterbrechung gab. Die hiesigen Anbauer schwören auf die Qualität
deutschen Safrans. Der Frost mache die Pflanzen robuster, die Blütenfäden
damit aromatischer. Safran wurde in den vergangenen Jahrtausenden als
Gewürz, Färbemittel oder zur Heilung von Rheuma und Trunksucht eingesetzt.
Als Schmerzmittel half es bei Geburten und "dem Frauenleiden". Göttervater
Zeus schlief der griechischen Mythologie nach auf einem Bett aus Safran.
Schweizer Handelsleute wurden im "Safrankrieg von Balsthal" (14.
Jahrhundert) gar überfallen und ausgeraubt.

Aufgrund seines Wertes wird gemahlener Safran immer wieder durch Zugabe
von Streckmitteln wie Blütenstaub anderer Pflanzen "gefälscht". Experten
raten deshalb zum Kauf von ganzen Fäden.

Der Safran-Krokus ist eine triploide Hybridart, ist steril und kann nicht
gezüchtet werden. Obwohl seit mehr als 3500 Jahren im Anbau, stammen alle
weltweit kultivierten Pflanzen nur aus Tochterknollen. Seit fast 100
Jahren wird kontrovers diskutiert, was die möglichen Elternarten des
Safran-Krokus sind. Würde man die Elternarten kennen, könnte man
Veränderungen durch Neuzüchtung in das Krokus-Genom einbringen.

Und genau dieses Rätsel haben Dresdner Biologen nun gelöst. "Wir haben die
Entstehung des Safran-Krokus nachvollzogen und die Elternarten mit
molekularen und cytogenetischen Methoden aufgeklärt", sagt Thomas Schmidt,
Professor für Zell- und Molekularbiologie der Pflanzen am Institut für
Botanik der TU Dresden. "Unser Manuskript 'Adding color to a century-old
enigma: Multi-color chromosome identification unravels the autotriploid
nature of saffron (Crocus sativus) as a hybrid of wild Crocus
cartwrightianus cytotypes' wurde zur Veröffentlichung in der renommierten
Zeitschrift 'New Phytologist' angenommen und liefert für die
April-Printausgabe die Titel-Story und das Titelbild für die Ausgabe am
8. Mai."

Der Safran-Krokus stammt demnach nur von einer Art ab, der Krokus-Wildart
Crocus cartwrightianus, die in Griechenland vorkommt. Durch Sequenzierung
des Safran-Krokus-Genoms und die vergleichende Chromosomenanalyse
(Fluoreszenz-in situ-Hybridisierung, FISH) von verschiedenen Krokus-Arten
konnten die Dresdner Biologen aufzeigen, dass Genome von zwei Individuen
der Krokus-Wildart Crocus cartwrightianus verschmolzen sind, die auf
chromosomaler Ebene leichte Unterschiede besitzen. Diese Erkenntnisse
schließen nun die jahrhundertelange Suche nach den Ursprüngen dieser
mythisch aufgeladenen Pflanze ab.

Übrigens: Um den aromatischen Duft zu bewahren, sollte Safran nicht lange
gekocht werden. Es empfiehlt sich, die Fäden einige Minuten in etwas
warmem Wasser einzuweichen und mit der Flüssigkeit gegen Ende der Garzeit
dem Gericht zuzugeben. Eine noch intensivere Färbung erhält man, wenn die
Safranfäden frisch gemörsert werden.


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1111/nph.15715

https://nph.onlinelibrary.wiley.com/doi/epdf/10.1111/nph.15715

Weitere Informationen unter:

http://tu-dresden.de/bio

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution143

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Dresden, 11.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1316: Wie intelligent ist Künstliche Intelligenz? (idw)


Technische Universität Berlin - 11.03.2019

Gemeinsame Pressemitteilung der Technischen Universität Berlin und des
Fraunhofer Heinrich-Hertz-Instituts HHI

Wie intelligent ist Künstliche Intelligenz?

Wissenschaftler stellen KI-Systeme auf den Prüfstand



Algorithmen der Künstlichen Intelligenz (KI) und des Maschinellen Lernens
wie beispielsweise Deep Learning erobern immer mehr Bereiche unseres
Lebens: Sie ermöglichen digitale Sprachassistenten oder
Übersetzungsdienste, verbessern die medizinische Diagnostik und sind
unverzichtbarer Bestandteil von Zukunftstechnologien wie dem autonomen
Fahren. Gestützt durch eine stetig wachsende Anzahl verfügbarer Daten und
leistungsfähiger Rechnerarchitekturen, scheinen Lernalgorithmen der
menschlichen Leistungsfähigkeit gleichgestellt oder sogar überlegen. Das
Problem: Bislang bleibt es den Wissenschaftlern meistens verborgen, wie
die KI-Systeme zu ihren Entscheidungen kommen. Damit bleibt oft auch
unklar, ob es sich wirklich um intelligente Entscheidungen oder
statistisch erfolgreiche Verfahren handelt.

Forscher der Technischen Universität Berlin (TU Berlin), des Fraunhofer
Heinrich-Hertz-Instituts (HHI) und der Singapore University of Technology
and Design sind dieser Frage nachgegangen und haben in einer bei Nature
Communications veröffentlichten Arbeit das ganze "Intelligenz"-Spektrum
bestehender KI-Systeme mit einer speziellen, automatisierten Technologie
analysiert und quantifiziert.

Wichtigste Voraussetzung für die neue Technologie ist eine von der TU
Berlin und dem HHI entwickelte Technik, die sogenannte "Layer-wise
Relevance Propagation" (LRP), die sichtbar macht, aufgrund welcher
Kriterien KI-Systeme Entscheidungen treffen. Die Weiterentwicklung der
LRP-Technologie, die "Spectral Relevance Analysis" (SpRAy), identifiziert
und quantifiziert ein breites Spektrum erlernter Entscheidungsverhalten.
So wird es möglich, auch in sehr großen Datensätzen unerwünschte
Entscheidungen zu erkennen.

"Diese sogenannte 'explainable AI' (erklärbare Künstliche Intelligenz) ist
einer der wichtigsten Schritte für die praktische Anwendung und
Verbreitung von KI", so Dr. Klaus-Robert Müller, Professor für
Maschinelles Lernen an der TU Berlin: "Insbesondere in der medizinischen
Diagnostik oder in sicherheitskritischen Systemen dürfen wir keine
KI-Algorithmen mit unsicheren Problemlösungsstrategien oder sonstige
KI-Schummel-Kandidaten einführen."

Mit dem jetzt entwickelten Verfahren wurden nicht nur bestehende
KI-Systeme auf die Probe gestellt, sondern diese Systeme auch quantifiziert:
Vom naiven Problemlösungsverhalten, über Schummel-Strategien bis hin zu
hochelaborierten "intelligenten" strategischen Lösungsansätzen.

Dr. Wojciech Samek, Gruppenleiter am Fraunhofer HHI: "Wir waren sehr
erstaunt über die große Bandbreite der gelernten Problemlösungsstrategien.
Selbst moderne KI-Systeme haben nicht immer einen aus menschlicher
Perspektive sinnvollen Lösungsweg gefunden, sondern nutzten bisweilen
sogenannte 'Clever-Hans-Strategien'."

Der Kluge Hans (Clever Hans) war ein Pferd, das angeblich rechnen und
zählen konnte und in den Jahren um 1900 als wissenschaftliche Sensation
galt. Wie sich später herausstellte, beherrschte Hans nicht die
Mathematik, sondern konnte in etwa 90 Prozent der Fälle die richtige
Antwort aus der Reaktion des Fragestellers ableiten.

Ähnliche "Clever Hans"-Lösungsstrategien konnten Klaus-Robert Müller und
Wojciech Samek mit ihren Kolleg*innen auch bei verschiedenen KI-Systemen
finden. So verfolgte ein KI-System, das vor einigen Jahren mehrere
internationale Wettbewerbe zur Klassifikation von Bildern gewonnen hat,
eine aus menschlicher Sicht naive Lösungsstrategie: Es klassifizierte
Bilder vorwiegend anhand des Kontextes. Dabei wurden Bilder der Kategorie
"Schiff" zugeordnet, wenn viel Wasser im Bild zu sehen war. Andere Bilder
wurden als "Zug" klassifiziert, wenn Schienen vorhanden waren. Wieder
andere Bilder wurden anhand des Copyright-Schriftzuges der richtigen
Kategorie zugeordnet. Die eigentliche Aufgabe, nämlich Schiffe oder Züge
zu erkennen, hat dieses KI-System nicht gelöst - auch wenn es die Mehrzahl
der Bilder im Endeffekt korrekt klassifiziert hat.

Diese Art von fehlerhaften Lösungsstrategien fanden sich auch bei einigen
der neuesten KI-Algorithmen, den sogenannten tiefen neuronalen Netzwerken.
Diese stützen ihre Klassifikationsentscheidung zum Teil auf Artefakte, die
während der Präparation der Bilder entstanden und mit dem eigentlichen
Bildinhalt gar nichts zu tun haben.

"Solche KI-Systeme sind für den praktischen Einsatz völlig unbrauchbar.
Ihr Einsatz in der medizinischen Diagnostik oder in sicherheitskritischen
Bereichen birgt sogar enorme Gefahren", weiß Klaus-Robert Müller: "Es ist
durchaus denkbar, dass ungefähr die Hälfte der aktuell eingesetzten
KI-Systeme implizit oder explizit solche 'Clever Hans'-Strategien nutzen.
Es ist Zeit, das systematisch zu überprüfen, damit sichere KI-Systeme
entwickelt werden können."

Doch mit der neuen Technik wurden auch KI-Systeme identifiziert, die
unerwartet "intelligente" Strategien gelernt haben. Als Beispiele dienen
unter anderem die Systeme, die gelernt haben, die Atari-Spiele "Breakout"
und "Pinball" zu spielen. "Hier haben die KI-Systeme ganz klar das Konzept
des Spiels 'verstanden' und einen intelligenten Weg gefunden,
zielgerichtet und risikoarm sehr viele Punkte zu sammeln. Dabei schlägt
das System bisweilen Wege ein, die ein echter Spieler nicht nutzen würde",
so Wojciech Samek.

"Unsere automatisierte Technik ist Open Source und steht allen
Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen zur Verfügung. Wir sehen unsere
Arbeit als einen wichtigen ersten Schritt, KI-Systeme in Zukunft robuster,
erklärbar und sicher zu machen. Denn das ist die wesentliche Voraussetzung
für den Einsatz von KI überhaupt", so Klaus-Robert Müller.


Nature Communications

DOI: 10.1038/s41467-019-08987-4
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1315: Schnelle Reparatur von Datenbanken - Auszeichnung für neues Verfahren (idw)


Technische Universität Kaiserslautern - 11.03.2019

Schnelle Reparatur von Datenbanken:

Kaiserslauterer Informatiker für neues Verfahren ausgezeichnet



Ob Blutwerte von Patienten im Krankenhaus, Bausparverträge bei Banken
oder Kontaktdaten von Kunden bei Unternehmen - in vielen Bereichen stellen
Datenbanksysteme den Kern aller digitalen Anwendungen dar. Mit ihnen
lassen sich große Datenmengen einfach speichern und verwalten. Versagen
solche Systeme, kann schnell ein hoher Schaden in Millionenhöhe entstehen.
Zudem kann ein Ausfall etwa im Gesundheits- oder Finanzenwesen
weitreichende Folgen nach sich ziehen. Eine Technik, die solche Systeme
schneller als herkömmlich repariert, haben Informatiker der Technischen
Universität Kaiserslautern entwickelt. Nutzer haben hierbei auch die
Möglichkeit, während der Reparatur mit dem System zu arbeiten.

Bei der Reparatur von technischen Systemen geht meistens Zeit verloren.
"Wenn es eine Stunde dauert, bis ein Geldautomat wieder funktioniert, dann
möchte eine Bank sicherstellen, dass so ein Ausfall nur einmal im Monat
passiert", nennt Informatiker Caetano Sauer als Beispiel. "Ein Automat,
der einmal im Monat für eine Stunde außer Betrieb ist, hat eine
Verfügbarkeit von rund 99,9 Prozent." In der Informatik sprechen die
Fachleute in diesem Zusammenhang von einer Verfügbarkeit von "drei
Neunern". "Um diese zu erhöhen, das heißt, mehr Neuner hinzuzufügen, ist
es in vielen Fällen effektiver, die Reparaturzeit statt die Häufigkeit von
Fehlern zu vermindern", fährt er fort. Wird der Geldautomat also in zwei
Minuten statt in einer Stunde repariert, ist eine Verfügbarkeit von rund
99,99 Prozent erreicht, was "vier Neunern" entspricht.

Im Rahmen seiner Doktorarbeit hat sich Sauer zusammen mit Seniorprofessor
Dr. Theo Härder in der Arbeitsgruppe Datenbanken und Informationssysteme
mit dieser Problematik beschäftigt. Härder ist seit über 40 Jahren Experte
auf dem Gebiet "Fehlerbehandlung in Datenbanksystemen". Dank einer
Förderung durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) konnten die
Informatiker um Härder dieses Forschungsthema unter heute geänderten
Hardware-Bedingungen und Anwendungsanforderungen wieder aufgreifen, um
nach optimierten Lösungen zu suchen.

Dabei haben sie eng mit dem renommierten Datenbank-Spezialisten Dr. Goetz
Graefe vom Suchmaschinenanbieter Google zusammengearbeitet.

In der Regel arbeiten Fachleute daran, die Anzahl der Fehler zu senken.
Auf dem Campus in Kaiserslautern haben die Forscher eine andere
Herangehensweise gewählt: "Wir wollten Datenbanksysteme so entwickeln,
dass sie sich im Fall eines Fehlers wesentlich schneller als herkömmliche
Systeme reparieren lassen, ohne dass die Konsistenz und Sicherheit der
Daten beeinträchtigt wird und das System schnell wieder verfügbar ist",
sagt der Informatiker. Um ihr Ziel zu erreichen, haben sie darauf gesetzt,
die Software-Architektur der Datenbanksysteme zu verbessern.

Um Fehler in solchen Systemen zu beheben, kommen bestimmte Verfahren zum
Einsatz, sogenannte Recovery-Maßnahmen (zu Deutsch: Reparatur). "Dafür
müssen die vom Fehler betroffenen Speicherungseinheiten, die sogenannten
Seiten, wiederhergestellt werden", fährt Sauer fort. Dieser Begriff
erinnert an die Aufteilung von Informationen in Lexika, Wörter- oder
Telefonbüchern. Beispielsweise gehört jeder Eintrag in einem Telefonbuch
zu einer bestimmten nummerierten Seite. "Ist ein Telefonbuch beschädigt,
kann man es wiederherstellen, indem die betroffenen Seiten dank einer
gesicherten Kopie ersetzt werden", nennt er als Vergleich.

Im Kern ihrer Arbeit steht die Tatsache, dass nicht alle Seiten in einer
Datenbank gleich wichtig sind und deswegen nicht gleich behandelt werden
müssen. "Manche Seiten sind für die Anwendung wichtiger, weil sie Daten
enthalten, die etwa von einem Kunden sofort gebraucht werden oder auf die
viel öfter zugegriffen wird", sagt Sauer. Ähnlich wie bei einem
Telefonbuch, bei dem die Seiten mit dem Nachnamen "Schmidt" viel wichtiger
sind als die Seiten mit dem Buchstaben "Q".

Bei herkömmlichen Datenbanksystemen ist es während eines
Reparaturprozesses erst möglich, auf die Daten zuzugreifen, wenn alle
Seiten repariert sind. "Dies kann mehrere Stunden dauern", so Sauer. Bei
der Technik, die die Kaiserslauterer Informatiker entwickelt haben, ist
dies anders: Der Datenzugriff ist schon zu Beginn der Reparatur möglich.
Ein Algorithmus prüft dabei die jeweilig verwendete Seite. "Muss sie nicht
repariert werden, kann der Nutzer weiter arbeiten", sagt er. Muss eine
Seite allerdings wiederhergestellt werden, erfolgt die Reparatur selektiv
auf der betroffenen Seite, bevor sie für die Anwendung wieder zugänglich
ist. "Ein Nutzer, der auf das System zugreift, muss eine gewisse Wartezeit
in Kauf nehmen. Sie ist abhängig vom Nutzungsgrad der benötigten Seiten im
System."

Die Kaiserslauterer Informatiker haben ihre Methode bei existierenden
Datenbanksystemen getestet. "Wir haben die Verfügbarkeit um bis zu zwei
Neuner erhöht, das bedeutet, dass wir die im Beispiel angenommene
Reparaturdauer von rund zwei Minuten auf etwa eine Sekunde reduziert
haben", nennt Sauer als Ergebnis.

Sauer hat im Rahmen seiner Promotion "Modern techniques for
transaction-oriented database recovery" die Technik und die dafür
notwendigen Algorithmen entwickelt. Für diese Arbeit hat er nun den
deutschlandweiten Dissertationspreis des Fachbereichs Datenbanken und
Informationssysteme (DBIS) der Gesellschaft für Informatik (GI) erhalten.
Die Auszeichnung ist mit 2.500 Euro dotiert und wurde Sauer am 8. März in
Rostock während der Fachtagung "Datenbanksysteme für Business, Technologie
und Web" verliehen. Sauer hat seine Promotion im September 2017
abgeschlossen und arbeitet mittlerweile beim Softwareentwickler Tableau in
München.
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BILDUNG/929: Schulen endlich aus der Kreidezeit führen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. März 2019

Schulen endlich aus der Kreidezeit führen



Zur heutigen Bitkom-Studie zur digitalen Ausstattung an Schulen
erklärt Margit Stumpp, Sprecherin für Bildungspolitik:

Die Bitkom-Studie zeigt eindrücklich, dass sich der Großteil unserer
Schulen weiterhin in der Kreidezeit befindet. Die befragten
Lehrerinnen und Lehrer stellen ihren Schulen im besten Fall ein
mittelmäßiges Digital-Zeugnis aus und artikulieren sehr deutlich den
Wunsch, in digitalen Zusammenhängen besser fort- und weitergebildet zu
werden. Dem muss die Politik mithilfe ausgebauter Angebote Rechnung
tragen.

Der Digitalpakt, der in dieser Woche vermutlich alle politischen
Hürden nehmen wird, kann nur ein Anfang sein. Das ist auch die
einhellige Meinung der befragten Lehrkräfte. Auch wenn das
Kooperationsverbot nun leicht geöffnet wird, brauchen wir dringend
mehr Kooperation zwischen Bund, Ländern und Kommunen. Die Finanzierung
der Schule und ihre Ausstattung für die digitale Zukunft muss
nachhaltig und verlässlich erfolgen, damit die Digitalpakt-Milliarden
nicht verpuffen und teure Technik in den Schulen nicht ungenutzt
verstaubt. Dazu gehört zwingend auch, dass technisches Fachpersonal an
den Schulen angestellt wird, damit erfolgreicher digitaler Unterricht
nicht von engagierten Lehrkräften abhängt, die guten Unterricht machen
sollen, statt sich um WLAN und andere Technik zu kümmern.
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BILDUNG/928: Mehr öffentliches Engagement bei der Weiterbildung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. März 2019

Mehr öffentliches Engagement bei der Weiterbildung



Anlässlich der Veröffentlichung der Bertelsmann-Studie zur
Weiterbildung in Deutschland erklärt Beate Walter-Rosenheimer,
Sprecherin für Aus- und Weiterbildung und Obfrau in der
Enquetekommission für Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt:

Deutschland braucht einen Rechtsanspruch auf Weiterbildung. Das
lebensbegleitende Lernen ist Teil des öffentlichen Bildungsauftrags
und muss besser gefördert werden. Es ist ein Armutszeugnis, dass die
Weiterbildungsausgaben in den vergangenen zwanzig Jahren dramatisch
gesunken sind, während in der ganzen Republik die Fachkräfte fehlen.
Jede zweite Person in Deutschland arbeitet bereits zwei Jahre nach dem
Berufsabschluss nicht mehr im gleichen Bereich. Das zeigt, wie wichtig
Weiterqualifizierung und lebensbegleitendes Lernen heute sind. Dafür
muss Geld zur Verfügung gestellt werden. Besonders Menschen ohne
Beschäftigung benötigen Qualifizierung statt Druck, in eine
Beschäftigung zu wechseln, die nicht ihrem Qualifikationsniveau
entspricht. Weiterbildung muss Vorfahrt vor Vermittlung um jeden Preis
haben.

Mit einem Rechtsanspruch auf Weiterbildung können Menschen bei der
erforderlichen Zeit und den Kosten von Weiterbildung und
Lebensunterhalt während der Bildungsphase unterstützt werden. Dafür
muss das Aufstiegs-BAföG zu einem Gesetz für lebensbegleitendes Lernen
umgebaut werden und mehr Fortbildungen als Meister oder Fachwirte
fördern.

Es ist nicht hinnehmbar, dass vor allem Arme und gering Qualifizierte
vom Zugang zu Bildung quasi ausgeschlossen sind, weil die
Sozialgesetze noch immer das Fordern groß und das Fördern klein
schreiben. Wir brauchen hier schnelles Umdenken. Die Digitalisierung
ist dabei nicht Problem, sondern Chance. Der Fachkräftebedarf wird
durch den Wandel der Arbeitswelt weiter steigen. Damit die
Bildungsrepublik Deutschland nicht den Anschluss verliert, muss jetzt
kräftig in Köpfe investiert werden.
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EUROPA/1771: Katrin Göring-Eckardt zu Brexit, Europapolitik, Friday for Future und Große Koalition


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. März 2019

Dienstag-Statement von Katrin Göring-Eckardt



Zum Brexit:

"Heute ist in Großbritannien die letzte Chance dafür, einen geordneten
Brexit zu beschließen. Die Alternativen sind nur ein neues Referendum
oder Chaos. Das Entscheidende wird jetzt sein, ob sich Großbritannien
dafür entscheidet, einen geordneten Brexit hinzubekommen."

Zur Europapolitik:

"Die Antwort von Annegret Kramp-Karrenbauer auf den Appell des
französischen Präsidenten Macron, hinter die sich Angela Merkel
gestellt hat, ist mehr als ernüchternd.

Wir erleben, dass die CDU zurück will zu einem Europa der Vaterländer
statt zu einem gemeinsamen, vertieften Europa. Ich finde das
enttäuschend. Da waren Helmut Kohl und Angela Merkel früher jedenfalls
schon einmal deutlich weiter.

Was wir brauchen, ist ein Europa, das die sozialen und ökologischen
Probleme gemeinsam löst. Wir brauchen ein klares Stoppschild gegen
Populismus und ein Europa, das die Rechtsstaatlichkeit schützt.

Das Einzige, worin sich Macron und Kramp-Karrenbauer einig sind, sind
mehr Aufrüstung und mehr Rüstungsexporte. Es ist absurd, wenn Europa
nur noch für Aufrüstung stehen soll statt für mehr Gemeinsamkeit,
Solidarität und Ökologie."

Zu Scientists for Future / Fridays for Future:

"Wir haben in dieser Woche als Bundestagsfraktion eine aktuelle Stunde
angemeldet, die sich mit dem Klimaschutz beschäftigt. Wir wollen
Solidarität zeigen, mit den Schülerinnen und Schülern, die sich für
den Schutz unserer Lebensgrundlagen stark machen.

12.000 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler unterstützen die
jungen Menschen heute. Das ist ein sehr gutes Signal. Am Freitag
erwarten wir so viele Demos für Klimaschutz wie schon lange nicht
mehr. Da sind Profis unterwegs.

Christian Lindner sollte sich vielleicht mal anschauen, was da
passiert. Und vielleicht kann er sich dann noch mal überlegen, ob er
wirklich meint, dass das Engagement für Klimaschutz auf diese Art und
Weise diffamierbar sei."

Zu 1 Jahr Große Koalition:

"Ein Jahr Große Koalition heißt ein Jahr Ausfall beim Klimaschutz. Man
kann sich das auf allen Feldern anschauen. Nehmen wir die
Verkehrspolitik. Da wird darüber geredet, wo die Messstation steht und
wie man Grenzwerte heraufsetzen kann, statt die Probleme zu lösen, die
notwendig sind - dass es keine Betrugssoftware mehr gibt, dass der
öffentliche Nahverkehr ausgebaut wird, dass die Menschen tatsächlich
wieder saubere Luft atmen können.

Wir haben offensichtlich eine Umweltministerin, die nichts darf. Wir
haben eine Landwirtschaftsministerin, die nichts will, und wir haben
einen Verkehrsminister, der nichts kann. Das ist die Bilanz von einem
Jahr Großer Koalition bei der zentralen Menschheitsfrage Klimaschutz.

Bis heute gibt es keinen Fahrplan zur Umsetzung der Beschlüsse der
Kohlekommission. Das ist eine Katastrophe für das, was so dringend
notwendig ist. Jetzt müsste man mit RWE verhandeln, jetzt müsste man
dafür sorgen, dass Kraftwerke abgeschaltet werden. Nichts passiert.

Nichtstun erleben wir auch beim Artenschutz. Wir haben gerade ein
Massenaussterben von Pflanzen- und Tierarten und was macht die
Bundesregierung? Sie verlängert die Genehmigungen für schädliche
Pestizide."
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EUROPA/1770: Grüne begrüßen Einigung in Brüssel über Whistleblower-Schutzrichtlinie


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. März 2019

Europa schützt Zivilcourage - Grüne begrüßen Einigung in Brüssel über Whistleblower-Schutzrichtlinie



Zur Einigung von EU-Parlament, Rat und Kommission auf eine Richtlinie
zum Schutz von Hinweisgebern erklärt Dr. Manuela Rottmann, Obfrau im
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz:

Die Einigung auf einen besseren Schutz von Hinweisgebern ist ein
großer Fortschritt, auch für Deutschland. Einen umfassenden Schutz für
Menschen, die schwerwiegende Verstöße gegen Recht und Gesetz in
Unternehmen aufdecken, gibt es in Deutschland bisher nicht. Der
jahrelange Kampf der Grünen für Menschen, die aus Anstand schwerste
persönliche Konsequenzen in Kauf nehmen, hat sich gelohnt.

Die Große Koalition stand beim Hinweisgeberschutz in Deutschland immer
auf der Bremse. Auch die Einigung in Brüssel musste gegen die harte
Haltung von Bundesjustizministerin Barley erstritten werden.

Bei der Umsetzung dieser bis zuletzt von der Bundesregierung nicht
gewollten Richtlinie wird der Bundestag höllisch aufpassen müssen. Die
Erfahrung mit der Geheimnisschutzrichtlinie hat gezeigt, dass die
Bundesregierung erhebliche Kreativität an den Tag legt, Sinn und Zweck
europäischer Richtlinien nahezu ins Gegenteil zu verkehren, wenn der
Druck von Arbeitgeberseite nur groß genug ist.
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EUROPA/1769: Die EU muss sich wieder stärker an Friedensverhandlungen in Syrien beteiligen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. März 2019

Die EU muss sich wieder stärker an Friedensverhandlungen in Syrien beteiligen



Zu der morgen beginnenden EU-Syrien-Konferenz erklären Franziska
Brantner, Sprecherin für Europapolitik, und Omid Nouripour, Sprecher
für Außenpolitik:

Es ist richtig, dass die EU die syrische Bevölkerung und die
Nachbarländer in den nächsten Jahren weiter unterstützen möchte. Die
Einladung vieler syrischer Nichtregierungsorganisationen ist ein
wichtiges Zeichen an das Assad-Regime. Ein Neuanfang in Syrien kann
nur unter Einbeziehung der politischen Opposition in den
Verfassungsprozess und freier, fairer Wahlen stattfinden.

Die EU und die UN müssen wieder aktiver werden, um eine dauerhafte
politische Lösung der Krise im Einklang mit der Resolution 2254 des
VN-Sicherheitsrates zu finden. Syrien braucht endlich wieder einen
internationalen Friedensprozess und keine Nabelschau der sogenannten
Garantiemächte in Astana. Es ist wichtig, dass die Europäische Union
ihre Zurückhaltung der vergangenen Jahre aufgibt und sich wieder
stärker an den Friedensverhandlungen beteiligt.

Diejenigen, die sich an Kriegsverbrechen und
Menschenrechtsverletzungen in Syrien beteiligt haben, müssen für ihre
Taten gerade stehen. Deshalb braucht es weitere finanzielle Zusagen
für den VN-Mechanismus für die Untersuchung und Verfolgung von
schwersten Kriegsverbrechen in Syrien durch die Bundesregierung. Auch
die Staatsanwaltschaften, die in Deutschland die Kriegsverbrechen in
Syrien aufarbeiten, sollten zukünftig personell und finanziell besser
ausgestattet werden.

Für die Beteiligung am Wiederaufbau in Syrien muss die Bundesregierung
endlich klare Bedingungen aufstellen. Gelder, von denen das
Assad-Regime und seine Günstlinge profitieren, dürfen unter keinen
Umständen fließen. Ohne einen relevanten und inklusiven politischen
Prozess und ohne eine Freilassung der politischen Gegangenen darf es
auch keine finanzielle Unterstützung geben. Die Bundesregierung sollte
die Mittel für zivilgesellschaftliche Akteure ausbauen und gerade
Frauen in ihrer Beteiligung im Friedensprozess stärken.
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INNEN/3148: Rechte Netzwerke im Sport zerschlagen, demokratische Zivilgesellschaft stärken


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. März 2019

Rechte Netzwerke im Sport zerschlagen, demokratische Zivilgesellschaft stärken



Zu den rechtsextremen Vorfällen beim Chemnitzer FC erklärt Monika
Lazar, Sprecherin für Sportpolitik:

Die öffentlichen Trauerbekundungen für einen Neonazi im Stadion des
Chemnitzer FC sind ein neuer negativer Höhepunkt einer gefährlichen
Entwicklung. In Chemnitz gibt es ein strukturelles Problem mit
Rechtsextremismus. Laut Zahlen der Opferberatung der RAA Sachsen e.V.
vervierfachten sich die rechtsmotivierten Angriffe in Chemnitz im Jahr
2018 im Vergleich zum Vorjahr. Viele davon fanden während oder im
Nachgang der rechtsextremen Ausschreitungen Ende August 2018 statt,
bei denen auch rechte Hooligans und Kampfsportler aus der Chemnitzer
und anderen Fanszenen eine tragende Rolle spielten.

Es ist inakzeptabel, dass der Verein auf der Videoleinwand des
Stadions das Bild des Neonazis gezeigt hat. Diese und andere
Gedenkaktionenhätten vom Verein verhindert werden müssen. Die bisher
präsentierten Erklärungen des Chemnitzer FC sind nicht überzeugend.
Die Vorfälle müssen nun umfassend aufgearbeitet werden. Es braucht
mehr als Symbolpolitik. Auch die personellen Konsequenzen beim
Chemnitzer FC reichen nicht aus.

Notwendig ist nun eine langfristig angelegte Fußballfanarbeit mit
Bildungs- und Präventionsangeboten. Politik und Gesellschaft dürfen
die teilweise überforderten Fußballvereine in ganz Deutschland aber
auch nicht alleine lassen. Die Zivilgesellschaft als Ganzes und
Faninitiativen, die sich gegen rechts engagieren, im Speziellen müssen
gestärkt werden, anstatt ihnen von staatlicher Seite mit Misstrauen zu
begegnen. Die Verbände NOFV und DFB müssen die Vorkommnisse in
Chemnitz nicht nur verurteilen, sondern auch ihre Aufarbeitung aktiv
vorantreiben und mehr gegen Rechtsextremismus im Fußball tun. Vor
allem aber müssen die Sicherheitsbehörden bei der nationalen und
internationalen Vernetzung rechter Hooligans und Kampfsportler endlich
genau hinsehen und eingreifen, denn von dieser Entwicklung geht eine
Gefahr für unsere offene Gesellschaft aus.
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UMWELT/1823: Wo bleibt die "Regierung for Future"?


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. März 2019

Wo bleibt die "Regierung for Future"?



Zur heutigen Erklärung der "Scientists for Future" erklären Kai
Gehring, Sprecher für Forschung, Wissenschaft und Hochschule, und Lisa
Badum, Sprecherin für Klimapolitik:

Die weltweiten Proteste der "Fridays for Future"-Bewegung haben die
überlebenswichtige Frage des Klimaschutzes unüberhörbar auf die
Tagesordnung gesetzt. Mit der heute vorgestellten
Unterstützungserklärung tausender Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler muss auch dem letzten Klimaleugner klar sein, dass
sich das Engagement der jungen Menschen auf breite wissenschaftliche
Expertise stützt.

Nach "Fridays for Future" folgten die "Parents for Future" und nun die
"Scientists for Future". Wir brauchen jetzt aber endlich auch eine
"Regierung for Future", die den Klimaschutz ernst nimmt. Der
regierungsinterne Streit um das Klimaschutzgesetz ist der großen,
gemeinsamen Herausforderung Klimakrise unwürdig und lässt kostbare
Zeit verstreichen, in der weiter unablässig Treibhausgase emittiert
werden. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler weisen zu Recht
darauf hin, dass die fortschreitende Klimakrise immer weiter globale
Konflikte, Kriege und Fluchtbewegungen anheizt. Das ist
unverantwortlich.

Längst sollten alle Ressorts an einem Strang ziehen und von der
Klimaforschung bis zur Energiewende endlich mutig in unsere Zukunft
investieren. Wir werden da nicht locker lassen! Und alle Parteien
sollten den wissenschaftlichen Appell ernst nehmen, dass wir ab 2040
kein Treibhausgas mehr ausstoßen dürfen, wenn wir Schlimmeres
verhindern und das 1,5-Grad-Ziel noch erreichen wollen. Diese große
und breite Klimabewegung hat unsere vollste Unterstützung.
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WIRTSCHAFT/2861: Dramatische Entwicklung - Waffenverkäufe in Krisenregionen nehmen weiter zu


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. März 2019

Dramatische Entwicklung: Weltweite Waffenverkäufe und Rüstungsexporte in Krisenregionen nehmen weiter zu



Anlässlich der Veröffentlichung des diesjährigen SIPRI-Berichtes
erklärt Katja Keul, Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Dass die weltweiten Waffenverkäufe in den letzten fünf Jahren um
weitere 7,8 Prozent gestiegen sind, ist bestürzend und eine
außerordentlich traurige Bilanz.

Es verwundert nicht, dass die USA bei einer Steigerung ihrer
Waffenverkäufe um 30 Prozent wieder einmal ihren Rang als weltweiter
Spitzenexporteur verteidigen konnten. Dass über 50 Prozent der Waffen
in den Nahen Osten exportiert wurden beweist, dass die USA ihre Augen
vor der Menschenrechtslage in diesen Ländern fest verschließen.

Aber auch die Bilanz der Bundesregierung ist beschämend: Diese
verteidigte eifrig ihren vierten Platz unter den größten weltweiten
Waffenexporteuren und verbuchte sogar einen zweistelligen
Exportzuwachs um 13 Prozent seit 2013. Auch Deutschlands beste Kunden
sind vornehmlich im Pulverfass Naher Osten anzutreffen sowie in
Algerien. Besonders verheerend sind die hohen Exportzahlen nach
Ägypten und Algerien, in denen Demokratiebewegungen durch autoritäre
Regime immer mehr unter Druck stehen.

Es ist vollkommen absurd, dass die Bundesregierung angesichts dieser
Zahlen die deutschen Exportrichtlinien sogar noch lockern will, um
mehr Rüstungsgüter zu exportieren und mit Frankreich ein
Geheimabkommen dazu vorantreibt. Wir brauchen in Europa mehr und
strengere Rüstungskontrolle, nicht weniger!
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UMWELT/809: Fahrverbote müssen das letzte Mittel sein


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 12. März 2019

Fahrverbote müssen das letzte Mittel sein

Umweltausschuss des
Bundestages beschließt Änderung des Bundesimmissionsschutzgesetzes



Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit des
Deutschen Bundestages hat am heutigen Dienstag eine Änderung des
Bundesimmissionsschutzgesetzes beschlossen. Das Bundestagsplenum
entscheidet darüber am Donnerstag. Zur Einigung des Ausschusses
erklärt die umweltpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött:

"Es ist und bleibt unsere Aufgabe, die europäischen Vorgaben für die
Stickoxidemissionen einzuhalten. Fahrverbote müssen allerdings das
letzte Mittel sein. Denn Fahrverbote führen zu erheblichen Problemen
für Bürger und Unternehmen.

Mit dem heutigen Beschluss des Umweltausschusses des Deutschen
Bundestages zur Änderung des Bundesimmissionsschutzgesetzes legen wir
fest, dass Fahrverbote zur Reduzierung der Stickoxidbelastung in den
Städten bei geringen Grenzwertüberschreitungen von bis zu 50
Mikrogramm Stickoxid pro Kubikmeter Luft unverhältnismäßig sind.
Weiterhin wird mit dem Gesetz geregelt, dass es ebenfalls
unverhältnismäßig ist, Fahrzeuge mit geringen
Stickstoffoxidemissionen, also Euro-4- und Euro-5-Fahrzeuge, die
weniger als 270 Milligramm Stickoxid pro Kilometer ausstoßen, sowie
Euro-6-Fahrzeuge mit Fahrverboten zu belegen. Das sind gute
Nachrichten für Bürger, Handwerk und Mittelstand und schafft
Rechtssicherheit für die Kommunen.

Mit dem Gesetz erfolgt keine Änderung des Grenzwertes, wie immer
wieder behauptet wird. Denn festgelegt wird lediglich, dass bei
geringen Grenzwertüberschreitungen Fahrverbote unverhältnismäßig
sind, weil die Grenzwerte auch mit anderen Maßnahmen erreichbar sind.
So stehen den betroffenen Kommunen 1,5 Milliarden Euro im Rahmen des
Sofortprogramms 'Saubere Luft 2017-2020' zur Verfügung, um mit
Investitionen beispielsweise in Verkehrsinfrastruktur oder den ÖPNV
die Grenzwerte zu erreichen.

Mit der heutigen Entscheidung des Umweltausschusses ist der Weg frei,
das Gesetz noch in dieser Woche im Plenum des Deutschen Bundestages
und im Bundesrat zu beschließen."
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UMWELT/808: Globales Abkommen gegen Plastikmüll in den Weltmeeren ist dringend erforderlich


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. März 2019

Globales Abkommen gegen Plastikmüll in den Weltmeeren ist dringend
erforderlich 



Zu den Beratungen der UN-Umweltkonferenz in Nairobi über ein Abkommen
gegen Plastikmüll in den Weltmeeren erklärt die umweltpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött:

"Abfälle und gerade Plastikabfälle sind ein globales Problem. Deshalb
brauchen wir einen möglichst umfassenden und verbindlichen
internationalen Rechtsrahmen zur Müllvermeidung und zum Schutz der
Meere. Deutschland hat die Reduzierung der Meeresvermüllung im
Rahmen der internationalen Zusammenarbeit z.B. bei den G7- und bei
den G20-Treffen auf die Tagesordnung gesetzt. Wir müssen jetzt
gemeinsam mit unseren europäischen Partnern agieren und weiter
intensiv für einen globalen Handlungsrahmen werben. Diese Offensive
muss jetzt auf der UN-Konferenz in Nairobi Fahrt aufnehmen.

Gleichzeitig ist es wichtig, das Thema stärker in der
Entwicklungszusammenarbeit zu berücksichtigen. Denn ein großer Teil
der Abfälle in den Meeren kommen aus Entwicklungs- und
Schwellenländern. Wir haben im Haushalt 2019 rund 50 Millionen Euro
speziell für diese Zusammenarbeit bereitgestellt. Mit Partnern aus
der Wirtschaft, die Projekte mit finanzieren und mit umsetzen, können
wir schnell konkrete Vorhaben zum Aufbau von Abfallsammel- und
Verwertungssystemen starten."
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VERKEHR/747: Keine flächendeckenden Kontrollen von Diesel-Fahrverboten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 12. März 2019

Keine flächendeckenden Kontrollen von Diesel-Fahrverboten



Zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes (Kontrolle von
Diesel-Fahrverboten) können Sie den für Verkehr zuständigen
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, wie folgt zitieren:

"Bei den Kontrollen von Diesel-Fahrverboten steht für uns die
Verhältnismäßigkeit im Vordergrund. Wir schaffen die Grundlage für
die Kommunen, Verbote effektiv kontrollieren zu können.
Stichprobenartige Kontrollen mit mobilen Geräten sind dafür
ausreichend und der richtige Weg. Ob und wie die Kommunen, die von
Fahrverboten betroffen sind, von ihren Kontrollmöglichkeiten Gebrauch
machen, entscheiden diese Kommunen selbst. Eine flächendeckende
Überwachung wird mit dem Gesetzentwurf ausgeschlossen. Wir wollen die
Autofahrer schließlich nicht kriminalisieren, sondern gehen davon
aus, dass die allermeisten sich korrekt verhalten."
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WIRTSCHAFT/2808: Potentiale der Blockchain-Technologie nutzen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. März 2019

Potentiale der Blockchain-Technologie nutzen

Angemessenen Rechtsrahmen für den Handel mit Kryptowährungen und
Token entwickeln



Der Finanzausschuss des Deutschen Bundestages befasst sich am
heutigen Montag in einer Öffentlichen Anhörung mit der
Blockchain-Technologie und den damit verbundenen Chancen und
Herausforderungen für den Finanz- und Wirtschaftsstandort
Deutschland. Dazu erklären die finanzpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje Tillmann sowie der zuständige
Berichterstatter Matthias Hauer:

"Die Blockchain-Technologie hat das Potential, als Basistechnologie
die Digitalisierung maßgeblich zu beeinflussen. Auch wenn sich die
Technologie noch in einem frühen Stadium befindet, muss schon heute
der Grundstein dafür gelegt werden, dass dieses Potential zum Nutzen
der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit Deutschlands ausgeschöpft
werden kann.

Wir begrüßen, dass die Bundesregierung den Prozess zur Erarbeitung
einer Blockchain-Strategie gestartet hat, um die Entwicklung der
Technologie in verschiedenen Anwendungsfeldern konstruktiv zu
begleiten. Außerdem halten wir es für richtig, dass die
Bundesregierung bereits Blockchain-Pilotprojekte in den Bereichen
Elektromobilität, Stromhandel und im Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge fördert.

Wir erwarten, dass die Blockchain-Strategie der Bundesregierung für
diese Technologie in Deutschland zur Initialzündung wird und ihr hier
einen echten Anschub verleiht. Denn auch wenn sich in Deutschland
bereits Blockchain-Hubs mit zahlreichen Startups und vielen klugen
Köpfen gebildet haben, ist seit einiger Zeit eine zunehmende
Abwanderung von vielversprechenden Startups ins europäische und
außereuropäische Ausland festzustellen. Finanzierungsrunden auf Basis
der Blockchain-Technologie (sog. Initial Coin Offerings) finden
mittlerweile fast ausschließlich im Ausland statt.

Statt diese Entwicklungen weiter hinzunehmen, sollte mit der
Blockchain-Strategie die Basis für einen angemessenen Rechtsrahmen,
z.B. für den Handel mit Kryptowährungen und Token, geschaffen werden.
Das Potential der Blockchain-Technologie kann sich nur dann voll
entfalten, wenn Rechtssicherheit existiert und mögliche Risiken
reduziert werden. Ziel muss sein, die gesamte Wertschöpfung dieser
vielversprechenden Technologie in Deutschland zu behalten und unser
Land zu einem Vorreiter der Blockchain-Ökonomie zu entwickeln."
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EUROPA/1690: Katja Kipping zur EU-Digitalsteuer


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 12. März 2019

EU-Digitalsteuer



Beim heutigen Treffen der EU-Finanzminister in Brüssel ist der erneute
Vorstoß für eine EU-weite Online-Werbesteuer für Internetkonzerne
gescheitert. Dazu sagt Katja Kipping, die Vorsitzende der Partei DIE
LINKE:

Nachdem der Vorschlag einer EU-weiten Digitalsteuer heute gescheitert
ist wäre es naiv, auf eine weltweite Initiative für die gerechte
Besteuerung von Internetgiganten zu warten. Bundesfinanzminister Olaf
Scholz hat sich von dem französischen Präsidenten Macron links
überholen lassen - der hat die Steuer bereits vergangene Woche in
Frankreich eingeführt. Jetzt müssen alle fortschrittlichen Regierungen
der EU mitziehen, das erhöht den Druck auf jene Länder, für die
Steuerpreller wie Amazon, Google und Co. weiter sakrosankt sind.

Die Internetkonzerne drücken sich vor Steuern, indem sie ihre Gewinne
durch überzogene Lizenzgebühren an Mutterkonzerne, die in Steueroasen
sitzen, kleinrechnen. Steuertricks wie diese können unter anderem
durch eine Deckelung für so genannte Lizenzgebühren gesetzlich
verhindert werden.

Die Wahlkampfstrategie der SPD zum Europawahlkampf sieht vor, Konzerne
gerechter zu besteuern vor. Olaf Scholz muss nun als Finanzminister
beweisen, dass es der der SPD ernst ist. Wie heißt es so schön: an
ihren Taten sollt ihr sie messen.

 * 
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FRAKTION/076: Zur Ankündigung Sahra Wagenknechts, nicht wieder für den Fraktionsvorsitz zu kandidieren


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. März 2019

Zu der Ankündigung von Sahra Wagenknecht, nicht wieder für den Fraktionsvorsitz zu kandidieren, sagt Jörg Schindler, Wahlkampfleiter der Partei DIE LINKE:



"Wir respektieren die Entscheidung von Sahra Wagenknecht. Wir freuen
uns, dass die Fraktionsspitze bis zur Neuwahl kontinuierlich
weiterarbeiten kann und dass sie ihre Partei als prominente
Politikerin in den anstehenden Wahlkämpfen unterstützen wird."

 * 
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WIRTSCHAFT/2138: Betrogene Kunden blechen für den Gewinn von VW


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. März 2019

Betrogene Kunden blechen für den Gewinn von VW



"Wir warten noch immer auf die Wiedergutmachung von VW und den anderen
Autoherstellern. Nach wie vor müssen die Bürgerinnen und Bürger für
die Manipulationen des Autokonzerns geradestehen. Sie müssen die Zeche
für Dieselfahrverbote und den Werteverlust ihrer Fahrzeuge
begleichen", erklärt Ingrid Remmers, verkehrspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, anlässlich der von VW präsentierten
Geschäftszahlen für das Jahr 2018. Remmers weiter:

"Bei all den Diskussionen über Messstationen, Stickoxid-Grenzwerte und
Diesel-Fahrverbote wird oft vergessen, was der eigentliche Auslöser
für diesen Schlamassel war: Jahrelang haben Autokonzerne die Motoren
zu ihren Gunsten manipuliert und die Fahrzeuge mit der Betrugssoftware
an die Kunden verkauft. Bis heute weigern sich die Hersteller, diesen
Sachmangel vollständig auf ihre Kosten zu beseitigen. Der Gewinn von
VW fußt auf der weiter schwelenden Dieselkrise.

Der stolze Jahresgewinn von 12,1 Milliarden Euro von VW zeigt, dass
das Geld für bundesweite Hardware-Nachrüstungen da ist. Vertrauen wird
der Konzern nicht durch Diesel-Rabatte zurückgewinnen, sondern indem
er endlich den entstandenen Schaden begleicht. Ohne eine abschließende
Bewältigung der Dieselkrise wird VW die Chancen von Elektromobilität
und Digitalisierung nur sehr eingeschränkt nutzen können."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8125: Heute im Bundestag Nr. 259 - 12.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 259

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 12. März 2019, Redaktionsschluss: 15.06 Uhr

1. Ziele des Erasmus-Programms

2. Arbeitsbedingungen bei Paketzustellern

3. Vermittlung in Leiharbeit

4. Beratung von Menschen mit Behinderungen

5. Mittelkontrolle beim Qualitätspakt Lehre

6. Qualitätsoffensive Lehrerbildung



1. Ziele des Erasmus-Programms

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Mittelzuteilung für das zukünftige Programm
Erasmus+ ist Teil der noch nicht abgeschlossenen Verhandlungen zum
mehrjährigen Finanzrahmen der Europäischen Union (EU) für die Jahre
2021 bis 2027. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/8102) auf die Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/7338).

Erasmus+ fördere auf europäischer Ebene Aktivitäten, die dazu
beitragen, die im Rahmen des Bologna-Prozesses von den
EU-Hochschulministern beschlossenen Reformen umzusetzen und die
Internationalisierung der nationalen Hochschulsysteme voranzutreiben.
Auf europäischer Ebene soll das laufende Programm Erasmus+ (2014 bis
2020) einen Beitrag zur Umsetzung der Strategie Europa 2020 für
Wachstum, Beschäftigung, sozialer Gerechtigkeit und Inklusion leisten.
Dementsprechend seien die politischen Prioritäten des Programms unter
anderem an den Zielen von ET2020, dem strategischen Rahmen der EU für
allgemeine und berufliche Bildung, und der EU-Jugendstrategie,
ausgerichtet, schreibt die Bundesregierung.

Konkrete Ziele von Erasmus+ seien die Reduzierung der
Arbeitslosigkeit, insbesondere der Jugendarbeitslosigkeit, die
Förderung der Erwachsenenbildung - vor allem für neue und auf dem
Arbeitsmarkt benötigte Kompetenzen - die Motivation junger Menschen
zur Teilhabe am demokratischen Leben in der EU, die Förderung von
Innovation, Kooperation und Reform, die Senkung der Zahl der frühen
Schulabgänger, die Förderung der Zusammenarbeit und Mobilität im
Austausch mit Partnerländern der EU. Darüber hinaus stehe Erasmus+ mit
dem Ziel der Bundesregierung in Einklang, die europäische Mobilität in
Schule, beruflicher Bildung und Hochschule zu stärken.

Die Bundesregierung betont, dass die europäische Mobilität von
Studenten ein wichtiger Schritt in Richtung eines europäischen
Bildungsraums ist. Austausch und Zusammenarbeit trügen zur
Internationalisierung des deutschen Hochschulsystems bei und würden so
das Profil Deutschlands als exzellenten Wissenschaftsstandort stärken.
Lernaufenthalte im Ausland würden junge Menschen auf die Anforderungen
des modernen Arbeitsmarktes vorbereiten. Ihre fachlichen, sprachlichen
und sozialen Kompetenzen würden ausgebaut werden und ihre
Beschäftigungsfähigkeit erhöht werden. Die Mobilitätsprogramme der EU
würden die für den internationalen Arbeitsmarkt geforderten
Schüsselkompetenzen stärken und die Bereitschaft junger Menschen
erhöhen, eine Arbeitsaufnahme in einem anderen europäischen Land in
Betracht zu ziehen. All das trage zur Fachkräftesicherung und
letztlich zur Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands und Europas in der
Welt bei. Die Bedeutung von Studienaufenthalten und Praktika im
Ausland für den erfolgreichen Einstieg in den Arbeitsmarkt belegten
unter anderem die vom DAAD in Kooperation mit dem Institut der
deutschen Wirtschaft zu diesem Thema durchgeführte Erhebung
"Hochschulabsolventen mit Auslandserfahrung auf dem deutschen
Arbeitsmarkt" von 2015.

 * 

2. Arbeitsbedingungen bei Paketzustellern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Arbeitsbedingungen bei Paket- und
Kurierdienstleistern stehen im Zentrum einer Kleinen Anfrage (19/8133)
der Fraktion Die Linke. Die Bundesregierung soll unter anderem
beantworten, wie sich der Umsatz und die Löhne in der Branche
entwickeln, wie viele Stunden die Beschäftigten im Durchschnitt
arbeiten und wie viele über Leiharbeitsfirmen angestellt sind.

 * 

3. Vermittlung in Leiharbeit

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die Vermittlung Arbeitsloser in die
Leiharbeitsbranche durch die Bundesagentur für Arbeit interessiert
sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage
(19/8156). Die Bundesregierung soll unter anderem beantworten, wie die
Altersstruktur der Leiharbeitskräfte im Jahr 2018 war und wie viele
Beschäftigte ergänzend auf Arbeitslosengeld II angewiesen waren.

 * 

4. Beratung von Menschen mit Behinderungen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/8157) zur Beratung arbeitsloser Menschen mit Behinderungen
durch die Jobcenter gestellt. Sie fragt die Bundesregierung unter
anderem, wie die Bundesagentur für Arbeit sicherstellt, dass der
Rehabilitationsstatus der Kunden zu Beginn des Verfahrens abgeklärt
wird, damit eine zielführende Beratung stattfinden kann.

 * 

5. Mittelkontrolle beim Qualitätspakt Lehre

Haushalt/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Mittelverwendung im Rahmen des Qualitätspakt
Lehre macht die FDP Fraktion zum Thema einer Kleinen Anfrage
(19/8187). Die Bundesregierung soll angeben, auf welchen rechtlichen
Grundlagen die Verwendung der Mittel im Rahmen des Qualitätspakt Lehre
kontrolliert wird und über welche Punkte Länder und Hochschulen den
Bund jeweils berichten müssen.

 * 

6. Qualitätsoffensive Lehrerbildung

Haushalt/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Qualitätsoffensive Lehrerbildung ist Thema einer
Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/8188). Die Abgeordneten wollen
wissen, auf welchen rechtlichen Grundlagen die Bundesregierung die
Verwendung der Mittel im Rahmen dieser Qualitätsoffensive
kontrolliert. Außerdem wird danach gefragt, über welche Punkte Länder
und Hochschulen dem Bund berichten müssen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8124: Heute im Bundestag Nr. 258 - 12.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 258

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 12. März 2019, Redaktionsschluss: 14.26 Uhr

1. Regierung: Freiwilligendienste in Teilzeit

2. Tourismusförderung der Bundesregierung

3. Änderung des Batteriegesetzes

4. Reduzierung des Plastikmülls

5. Zukunft der deutschen Sauenhaltung

6. Armutsassoziierte Krankheiten



1. Regierung: Freiwilligendienste in Teilzeit

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/AW) Die Jugendfreiwilligendienste und der
Bundesfreiwilligendienst soll bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres
zukünftig auch in Teilzeit absolviert werden können. Dies sieht ein
Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/7839) zur Änderung des
Jugendfreiwilligendienstgesetzes und des
Bundesfreiwilligendienstgesetzes vor. Nach dem Gesetzentwurf soll ein
Freiwilligendienst von mindestens 20 Wochenstunden ermöglicht werden,
wenn ein berechtigtes Interesse des Freiwilligen und das
Einverständnis der Einsatzstelle vorliegt. Ein berechtigtes Interesse
soll analog zum Berufsbildungsgesetz vorliegen, wenn der Freiwillige
ein eigenes Kind oder einen nahen Angehörigen betreut, schwerbehindert
ist oder aus anderen gesundheitlichen Gründen den Freiwilligendienst
nicht in Vollzeit leisten kann beziehungsweise vergleichbare
schwerwiegende Gründe vorliegen.

Bislang war lediglich der Bundesfreiwilligendienst ab der Vollendung
des 27. Lebensjahr in Teilzeit möglich. Eine Ausnahme bildete das
dreijährige Sonderprogramm "Bundesfreiwilligendienst mit
Flüchtlingsbezug", das Ende 2018 ausgelaufen ist.

 * 

2. Tourismusförderung der Bundesregierung

Tourismus/Antwort

Berlin: (hib/wid) In den Jahren seit 2005 haben sich die Ausgaben des
Bundes mit direkter oder indirekter Wirkung auf die Tourismusbranche
in Deutschland auf insgesamt mindestens 34,6 Millionen Euro summiert.
Der Löwenanteil von knapp 15,8 Millionen Euro stammte aus dem Etat des
Wirtschaftsministeriums (BMWi), wie aus der Antwort der Regierung
(19/8095) auf eine parlamentarische Anfrage der FDP-Fraktion (19/7593)
weiter hervorgeht. An zweiter Stelle unter den Gebern stand mit einem
Betrag von knapp 8,5 Millionen Euro das Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF). Auch die Ministerien für Verkehr und
Infrastruktur (BMVI) sowie für Umwelt (BMU) stellten Mittel zur
Verfügung.

Mit knapp 14,7 Millionen Euro förderte das Wirtschaftsministerium
zwischen 2006 und 2018 insgesamt 39 "tourismusrelevante Projekte"
anderer Träger. Die Spitzenplätze unter den Empfängern belegten das
Deutsche Seminar für Tourismus, das für die Einführung des
Kennzeichnungssystems "Reisen für Alle" in vier Jahren 2,1 Millionen
und in zwei weiteren Fällen Einzelzuwendungen von jeweils mehr als
einer Million Euro erhielt, sowie die "Ruhrgebiet Tourismus GmbH", die
Bundesmittel für die Teilnahme der Region als "Kulturhauptstadt
Europas 2010" an der Internationalen Tourismusbörse (ITB) 2009 bezog.
Mehrfachempfänger war auch der Deutsche Tourismusverband, der unter
anderem für die "Evaluierung des Oder-Neiße-Radweges", eine
Untersuchung über "innovativen Gesundheitstourismus" sowie die
Verleihung einer Auszeichnung im Bereich "Wassertourismus" Geld bekam.

In den Jahren von 2009 bis 2017 investierte das Wirtschaftsministerium
darüber hinaus insgesamt knapp 1,1 Millionen Euro in selbst initiierte
Auftragsforschung, unter anderem zum Thema "Tagesreisen der
Deutschen", zur touristischen Verwertung des 25-jährigen
Mauerfall-Jubiläums, zum "Wassertourismus" und zum "Kulturtourismus in
ländlichen Räumen". Im selben Zeitraum förderte das
Bildungsministerium insgesamt 24 Forschungs- und Ausbildungsvorhaben
mit mehr oder weniger ausgeprägtem Tourismusbezug im In- und Ausland.
Dabei ging es um Themen wie "Narrative urbane Entwicklungen und
Zustände von der Frühen Neuzeit bis heute und die Formung
touristischer Erwartungen", die "Generation und Transformation von
Wissen im Literaturmuseum", die "Migration der Dinge in
transkulturellen Gesellschaften", aber auch um Alexander von Humboldts
Amerikanische Reisetagebücher.

Das Verkehrsministerium förderte aus Mitteln des "Nationalen
Radverkehrsplans" zwischen 2007 und 2014 unter anderem die
Beschilderung von Radwegen, Radwegekarten, ein touristisches
Informationssystem für Radfahrer in Thüringen, einen Fahrradverleih
auf der Insel Usedom. Weitere gut zwei Millionen Euro flossen in das
Projekt "Radweg Deutsche Einheit". Das Umweltministerium zahlte seit
2005 bis heute gut 2,9 Millionen Euro unter anderem für eine
Energieeffizienzkampagne im Gastgewerbe, ein Klimasschutzkonzept für
Reisebüros sowie Studien zum nachhaltigen Tourismus, zu
umweltverträglichen Geschäftsreisen und zu "umweltbildungsorientierten
Naturerlebnisangeboten". Auch aus einem Fördertopf zur "Anpassung an
den Klimawandel" flossen seit 2013 bisher knapp 2,4 Millionen Euro in
den Tourismussektor.

In ihrer Antwort weist die Bundesregierung zudem darauf hin, dass
Unternehmen der Gast- und Beherbungsgewerbes auch von der
Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur" (GRW) profitieren können. In diesem Rahmen
förderte der Bund die Branche von 2007 bis 2017 mit knapp 900.000
Euro.

 * 

3. Änderung des Batteriegesetzes

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Stiftung Gemeinsames Rücknahmesystem Batterien
(GRS) hat dem Bundesumweltministerium im Januar 2019 mitgeteilt, dass
zum 1. Juli 2019 die Entsorgungskostenbeiträge um durchschnittlich 45
Prozent angehoben werden. Kurz darauf habe die herstellerseitige
Kündigung finanzierungsrelevante Inverkehrbringungsmengen noch einmal
reduziert. Dies geht aus einer Antwort (19/8174) auf eine Kleine
Anfrage (19/7910) der FDP-Fraktion hervor. Darin hatten sich die
Fragesteller nach Maßnahmen zur Neuregelung der Wettbewerbsbedingungen
durch die Änderung des Batteriegesetzes erkundigt.

Für das Jahr 2020 ergebe sich zudem eine weitere Finanzierungslücke,
die über Preiserhöhungen gedeckt werden müsse, heißt es in der Antwort
weiter. Ziel der Novelle des Batteriegesetzes (BattG) sei es, "zu
langfristig, tragfähigen Lösungen für eine flächendeckende Sammlung
von Gerätaltbatterien", einem wirtschaftlichen Gesamtsystem und einem
qualitativ hochwertigen Batterierecycling zu kommen, schreibt die
Bundesregierung.

 * 

4. Reduzierung des Plastikmülls

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Bundesregierung hat keine quantifizierbaren
Erkenntnisse über die Beiträge regionaler und globaler Konventionen
zur Reduktion des Eintrags von Plastik in die Weltmeere. Dies geht aus
der Antwort (19/8173) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/7895) hervor, in der sich die Fragesteller nach den
Möglichkeiten einer einheitlichen internationalen Regelung zur
Bekämpfung des Plastikmülls erkundigt hatten. Die Unterschiede bei der
Umsetzung der Konventionen seien vielfältig und beträfen "rechtliche
Regelungen in den Staaten sowie deren Einhaltung beziehungsweise
Vollzug", schreibt die Bundesregierung weiter.

Erfolge bei der Erstellung von Aktionsplänen zur Bekämpfung der
Meeresvermüllung seien erst "mit angemessener zeitlicher Verzögerung
zu erkennen". Insgesamt gehe die Bundesregierung aber davon aus, "dass
eine bessere Umsetzung der bereits existierenden Konventionen und
Vereinbarungen zu einer signifikanten Reduzierung des Eintrags von
Plastikmülll in die Umwelt und die Weltmeere führen wird". Auch
international unterstütze die Bundesregierung entsprechende
Vereinbarungen. Dies könne etwa "ein Abkommen zur Reduzierung der
Plastikmülleinträge unter dem Dach der Vereinten Nationen sein", heißt
es in der Antwort weiter.

 * 

5. Zukunft der deutschen Sauenhaltung

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert die
Zukunft der Sauenhaltung in Deutschland. In einer Kleinen Anfrage
(19/8145) wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung unter
anderem wissen, wie viele Betriebe mit Sauenhaltung es bis Ende 2018
in der Bundesrepublik gab. Darüber hinaus soll angegeben werden, wie
viele Sauen gehalten und wie viele Ferkel pro Jahr geboren werden.
Auch die möglichen Gründe für die Abnahme der Betriebsanzahl bei
gleichzeitiger Zunahme der Betriebsgröße soll in der Antwort
berücksichtigt werden.

 * 

6. Armutsassoziierte Krankheiten

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Armutsassoziierte und vernachlässigte Krankheiten
(poverty-related and neglected dieseas, PRNDs) sind Krankheiten, die
vor allem Menschen in Ländern mit geringem oder mittlerem Einkommen,
aber auch benachteiligte Gruppen in Ländern mit hohem Einkommen
betreffen. Diese Krankheiten sind eng mit Armut, schlechten
Lebensbedingungen und schwachen Gesundheitssystemen verknüpft,
schreibt Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen einer Kleinen Anfrage
(19/8135). Die Krankheiten weisen strukturelle Forschungsdefizite auf.
Zu den Krankheiten gehören Tuberkulose, Malaria und HIV/AIDS, aber
auch 20 weitere von der WHO definierte tropische Krankheiten. Als
vernachlässigt gelten sie, da hier eine zahlungsschwache Nachfrage
bestehe und für die Industrie kaum Anreize für die Entwicklung neuer
Arzneimittel und Medizinprodukte entstünden.

2017 habe der Bericht des Büros für Technikfolgenabschätzung beim
Deutschen Bundestag (TAB) "Neue Arzneimittel gegen vernachlässigte
armutsassoziierte Krankheiten" eine Reihe zentraler Handlungsbedarfe
für das medizinisch-technische Innovationssystem in Deutschland
identifiziert. Die Abgeordneten wollen nun erfahren, seit wann der
TAB-Bericht der Bundesregierung bekannt ist und welche konkreten
Maßnahmen sie seitdem in die Wege geleitet hat. Insbesondere
interessiert die Faktion, welche Hürden die Bundesregierung bezüglich
der effektiven Erforschung und Behandlung armutsassoziierter und
vernachlässigter Krankheiten sieht und wie sich die Ausgaben für
Forschung und Entwicklung seitens der Bundesregierung seit der
Veröffentlichung des TAB-Berichts in den Bereichen Tuberkulose,
Malaria, HIV/AIDS und vernachlässigte tropische Krankheiten (zum
Beispiel bei Schistosomias und Helminthosen) entwickelt haben.

 * 
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BUNDESTAG/8123: Heute im Bundestag Nr. 257 - 12.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 257

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 12. März 2019, Redaktionsschluss: 13.16 Uhr

1. Änderung bei Stromsteuer-Befreiungen

2. Pfandbriefdeckung nach dem Brexit

3. AfD fragt nach Entwertung von Bargeld

4. Mittelkontrolle beim Digitalpakt

5. Verwendung der Flüchtlingsrücklage

6. Umgang mit Chinas Wirtschaftskraft



1. Änderung bei Stromsteuer-Befreiungen

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Bisher gewährte Befreiungen von der Stromsteuer zum
Beispiel für Kleinanlagen bis zu einer Nennleistung bis zu zwei
Megawatt gelten als staatliche Beihilfen im Sinne des EU-Vertrages.
Die Bundesregierung hat daher einen Gesetzentwurf eingebracht, um
diese Befreiungen von der Steuer beihilferechtskonform auszugestalten.
"Dabei sollen die Steuerbefreiungen einen klar definierten
Anwendungsbereich erhalten und für die Zukunft rechtssicher und ohne
großen bürokratischen Aufwand gewährt werden können", heißt es in dem
Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung von Stromsteuerbefreiungen
sowie zur Änderung energiesteuerrechtlicher Vorschriften (19/8037)

Die Stromsteuerbefreiung nach Paragraf 9 Absatz 1 Nummer 1 des
Stromsteuergesetzes (StromStG) umfasst künftig Strom, der in
Stromerzeugungsanlagen mit einer elektrischen Nennleistung von mehr
als zwei Megawatt aus erneuerbaren Energieträgern erzeugt und zum
reinen Eigen- beziehungsweise Selbstverbrauch des Betreibers der
Stromerzeugungsanlage verwendet wird. Das Erfordernis eines
"Grünstromnetzes" fällt weg. Dadurch und durch die Beschränkung auf
den Selbstverbrauch erhält die Befreiung nach Angaben der Regierung
innerhalb des Stromsteuerrechts einen klar definierten
Anwendungsbereich, "der bei Stromerzeugungsanlagen dieser
Größenordnung zudem nicht Gegenstand der maßgeblichen Förderung für in
das Netz eingespeisten Strom nach den bestehenden
Begünstigungsregelungen ist".

Die Grundstruktur der bisherigen Steuerbefreiungen nach Paragraf 9
Absatz 1 Nummer 3 des Stromsteuergesetzes für Erzeugungsanlagen mit
einer elektrischen Nennleistung von bis zu zwei Megawatt soll erhalten
bleiben. Die Befreiungen sollen künftig jedoch auf Strom, der aus
erneuerbaren Energieträgern oder mittels umweltfreundlicher
Kraft-Wärme-Kopplungs-Technologie (KWK) erzeugt wird, beschränkt
werden.

Der Bundesrat meldet in seiner Stellungnahme mehrere Änderungswünsche
an, die die Bundesregierung prüfen will oder ablehnt.

 * 

2. Pfandbriefdeckung nach dem Brexit

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Die Deckungsfähigkeit von deutschen Pfandbriefen
soll auch nach dem Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union
mit britischen Werten möglich bleiben. Dies sieht der von der
Bundesregierung vorgelegte Entwurf eines Gesetzes zur weiteren
Ausführung der EU-Prospektverordnung und zur Änderung von
Finanzmarktgesetzen (19/8005) vor. Wie die Bundesregierung erläutert,
ist das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland nach dem
Brexit und dem Ausscheiden aus dem Europäischen Wirtschaftsraum als
Drittstaat zu behandeln. Im Bereich des Pfandbriefrechts würde dies
bedeuten, dass keine Indeckungnahme von Werten im Vereinigten
Königreich mehr möglich wäre.

Das Vereinigte Königreich soll daher in den Kreis von Drittstaaten
aufgenommen werden, in denen Deckungswerte möglich sind, um den
Pfandbriefbanken weiterhin eine bessere Diversifizierung der
Deckungsmasse zu ermöglichen. Zu diesen Drittländern gehören unter
anderem Japan, Kanada, die Schweiz und die USA.

Außerdem sieht der Gesetzentwurf Änderungen an den im vergangenen Jahr
beschlossenen Ausnahmen bei der Prospektpflicht für die Herausgabe von
Wertpapieren vor. Bisher entfiel die Prospektpflicht für öffentliche
Angebote von Wertpapieren bei einem Volumen bis acht Millionen Euro,
bei Banken bis fünf Millionen Euro. Dieser Schwellenwert für die
Ausnahme von der Prospektpflicht soll auf acht Millionen Euro
vereinheitlicht werden.

 * 

3. AfD fragt nach Entwertung von Bargeld

Finanzen/Große Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Eine "De-facto-Besteuerung und Entwertung von
Bargeld" ist das Thema einer Großen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/8124). Die Abgeordneten beziehen sich dabei auf ein Arbeitspapier
des Internationalen Währungsfonds (IWF) vom 5. Februar 2019. In dem
Papier geht es um das Funktionieren negativer Zinssätze. Als eine
Möglichkeit, negative Zinsen einzuführen, werde die Abschaffung des
Bargelds genannt. Der Internationale Währungsfonds schlage auch vor,
die lokale Währung in zwei Währungen aufzuspalten: in Bargeld und
elektronisches Geld. Beim Abheben würde das elektronische Geld mit
einem Umrechnungskurs in Bargeld transferiert. Dieser Umrechnungskurs
solle den negativen Zinssatz reflektieren. Bei einem negativen
Zinssatz von drei Prozent pro Jahr würde der Umrechnungskurs 0,97
Prozent betragen. "Für 100 Euro Bankguthaben erhielte der Kunde nur 97
Euro Bargeld. Das Bankguthaben würde durch den negativen Zins im
Zeitraum von einem Jahr auf den gleichen Betrag abschmelzen",
schreiben die Abgeordneten in der Großen Anfrage und erklären, "mit
diesem System wäre es Zentralbanken möglich, sehr niedrige negative
Zinsen zu implementieren, ohne dass es zu Bargeldabhebungen in
größerem Umfang käme".

Die Bundesregierung soll angeben, ob ihr die Bestrebungen des
Internationalen Währungsfonds bekannt sind und wie sie den Vorschlag
des IWF einschätzt. Außerdem soll die Bundesregierung angeben, ob sie
internationale Initiativen zur Abschaffung des Bargeldes unterstützen
wird. Die Abgeordneten wollen von der Regierung auch wissen, ob sie
ihre Auffassung teilt, "dass mit dem beschriebenen System zur Rettung
der Konjunktur die Sparer ausgebeutet werden sollen".

 * 

4. Mittelkontrolle beim Digitalpakt

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Auf welchen rechtlichen Grundlagen die Verwendung
der Mittel im Rahmen des Digitalpakts kontrolliert werden soll, will
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8189) in Erfahrung
bringen. Die Bundesregierung wird gefragt, ob sie weitere
Vereinbarungen mit Ländern, Kommunen und Schulen über die Kontrolle
der Mittelverwendung plant. Außerdem wird nach der Information des
Bundes durch Länder, Kommunen und Schulen gefragt. In der Vorbemerkung
zur Kleinen Anfrage heißt es, Bund und Länder hätten einen Digitalpakt
Schule ausgehandelt, um die Schulen besser mit digitaler Technik
auszustatten. Das Volumen solle fünf Milliarden Euro über fünf Jahre
betragen. Der Pakt sei seit 2016 angekündigt, aber noch nicht
unterzeichnet worden.

 * 

5. Verwendung der Flüchtlingsrücklage

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welche Kriterien die Bundesregierung für Entnahmen
aus der Flüchtlingsrücklage aufgestellt hat, will die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/7988) erfahren. Die Bundesregierung soll
auch angeben, in welcher Höhe sie in ihrer mittelfristigen
Finanzplanung bis 2022 eine Entnahme von Mitteln aus der
Flüchtlingsrücklage plant. Zudem wird nach einer Bewertung des
kontinuierlichen Anwachsens der Flüchtlingsrücklage auf inzwischen
rund 35 Milliarden Euro und damit rund zehn Prozent des Gesamtvolumens
des Bundeshaushaltes 2019 gefragt. Die Bundesregierung soll auch zur
Vorhaltung von Haushaltsüberschüssen über mehrere Jahre hinweg
Stellung nehmen, besonders vor dem Hintergrund, dass die
Bundeshaushaltsordnung vorschreibt, einen Überschuss insbesondere zur
Reduzierung des Kreditbedarfs oder zur Tilgung von Schulden zu
verwenden. Aus Sicht der FDP-Fraktion fungiert die Flüchtlingsrücklage
als Überlaufbecken für nicht benötigte Steuergelder, um sie in
späteren Jahren ausgeben zu können, anstatt sie zu Tilgung alte
Schulden zu benutzen.

 * 

6. Umgang mit Chinas Wirtschaftskraft

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/8137)
zum Umgang der Bundesregierung mit der Rolle Chinas als prägender
Wirtschaftsmacht gestellt. Darin will sie von der Bundesregierung
unter anderem erfahren, ob diese die Auffassung des Bundesverbandes
der Deutschen Industrie (BDI) teile, dass China ein systemischer
Wettbewerber sei.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 256

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 12. März 2019, Redaktionsschluss: 11.16 Uhr

1. Mittel für Katastrophenschutz-Fahrzeuge

2. Zusammenarbeit des Bundes mit Ditib

3. Polizei- und Zolleinsätze im Ausland

4. Zahl von Entfernungsanordnungen

5. Via Interpol verteilte Haftbefehle

6. Gestehen angeblicher Straftaten



1. Mittel für Katastrophenschutz-Fahrzeuge

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Für den Erwerb von Fahrzeugen zur Ergänzung des
Katastrophenschutzes der Länder stellt der Bund für die Haushaltsjahre
2019 bis 2022 laut Bundesregierung jährlich investive Mittel in Höhe
von rund 60 Millionen Euro zur Verfügung. Da der Bund auch die Kosten
für die Unterbringung, Wartung und Instandsetzung sowie die
Ersatzbeschaffung trage und auch die Kosten für die Ausbildung und
gesundheitlichen Untersuchungen der Erst- und Zweitbesatzungen der vom
Bund zur Verfügung gestellten Fahrzeuge übernehme, würden zusätzliche
Haushaltsmittel in Höhe von rund 18 Millionen Euro bereitgestellt,
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8107) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/7806). Danach werden die vom Bund
finanzierten Fahrzeuge, Ausstattung und Geräte für den ergänzenden
Katastrophenschutz nach einem zwischen Bund und Ländern abgestimmten
Ausstattungskonzept beschafft und an die Innenressorts der Länder zur
Verteilung in eigener Zuständigkeit übergeben.

 * 

2. Zusammenarbeit des Bundes mit Ditib

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Türkisch-Islamische Union der Anstalt für
Religion e. V. (Ditib) ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/8125) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/7790). Wie die Bundesregierung darin ausführt, wird die
"personelle und strukturelle Anbindung" der Ditib an die türkische
staatliche Religionsbehörde "insbesondere vor dem Hintergrund der
verstärkten politischen Einflussnahme des türkischen Staates auf Ditib
in den letzten Jahren kritisch gesehen".

Seit 2016 äußere sie sich "öffentlich kritisch bezüglich der
verstärkten politischen Steuerung von Ditib durch den türkischen
Staat", schreibt die Bundesregierung weiter. Die Zusammenarbeit des
Bundes mit Ditib sei bereits seit 2017 deutlich reduziert worden. So
seien zum Beispiel keine Anträge auf Projektförderung in Trägerschaft
von Ditib mehr bewilligt worden.

Zugleich führt die Bundesregierung laut Vorlage "den bestehenden
kritischen Dialog" mit Ditib unmittelbar oder zum Beispiel im Rahmen
der Deutschen Islam Konferenz fort. Ditib sei "mit nach eigenen
Angaben 860 Moscheegemeinden sowie ebenfalls nach eigenen Angaben
200.000 ordentlichen Mitgliedern, deren Familien und weiteren
Gemeindebesuchern Bezugspunkt und Ansprechpartner für eine große Zahl
in Deutschland lebender Muslime". Die Gemeinden vor Ort mit ihren
zahlreichen auch ehrenamtlichen Mitarbeitern böten religiöse und
soziale Dienstleistungen an und seien damit zentraler Bestandteil des
muslimischen Lebens in Deutschland.

 * 

3. Polizei- und Zolleinsätze im Ausland

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Polizei- und Zolleinsätze im Ausland" thematisiert
die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/8118). Unter
anderem wollen die Abgeordneten wissen, wie die Bundesregierung die
politische und militärische Gefährdungslage in den jeweiligen
Einsatzgebieten bewertet.

 * 

4. Zahl von Entfernungsanordnungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke möchte erfahren, wie viele
Entfernungsanordnungen von der bei Europol eingerichteten Meldestelle
für Internetinhalte nach Kenntnis der Bundesregierung mit Stichtag 1.
Februar 2019 an die Internetdienstleister ergangen sind. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/8116) danach, welche
dieser Anordnungen "terroristische oder gewaltverherrlichende
beziehungsweise extremistische Inhalte" betrafen und welche der
Verhinderung einer "potenziellen Beihilfe zur illegalen Einwanderung
in die EU" dienten. Ferner fragt sie unter anderem, in welchem Umfang
den Anordnungen entsprochen wurde.

 * 

5. Via Interpol verteilte Haftbefehle

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele via
Interpol an das Bundeskriminalamt verteilte Haftbefehle den Vermerk
tragen, dass die Gesuchten in einem Staat Asyl beantragt oder erhalten
haben. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/8115)
unter anderem danach, wie viele "der seit 2014 von Interpol
zurückgezogenen 130 Fahndungsersuchen" nach Kenntnis der
Bundesregierung für Asylsuchende ausgestellt waren.

 * 

6. Gestehen angeblicher Straftaten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Vermeidung der Abschiebung durch Gestehen
angeblicher Straftaten von Asylbewerbern" lautet der Titel einer
Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/8113). Darin schreibt die
Fraktion, mehrere Bundesländer gäben bekannt, "dass sich immer mehr
Asylbewerber selbst beschuldigen, in ihren Heimatländern schwere
Straftaten begangen zu haben, zum Beispiel des Mords,
Terroranhängerschaft oder des Drogenhandels, um einer Abschiebung zu
entgehen". Selbst wenn der Straftatbestand nachgewiesen werden könne
und es nach einem Verfahren zu einer Verurteilung komme, bleibe die
Abschiebung aus, da in vielen Herkunftsländern Verurteilte mit
schweren Strafen rechnen müssten. Wissen wollen die Abgeordneten, wie
viele Asylbewerber sich bundesweit zwischen dem 1. Januar 2016 und 31.
Dezember 2018 selbst schwerer Straftaten bezichtigten, "so dass sie
aufgrund Paragraf 60 Absatz 2 und 3 Aufenthaltsgesetz nicht in ihr
Heimatland abgeschoben werden können".

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 255

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 12. März 2019, Redaktionsschluss: 10.04 Uhr

1. Experten betonen Chancen der KI

2. Weitere Ausnahmen von Fahrverboten

3. Einhaltung angeordneter Fahrverbote



1. Experten betonen Chancen der KI

Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche Verantwortung und
wirtschaftliche Potenziale/Ausschuss

Berlin: (hib/suk) Die Entwicklung Künstlicher Intelligenz (KI)
schreitet mit großen Schritten voran - und birgt dabei Chancen und
Herausforderungen gleichermaßen. Dies wurde klar in einer Sitzung der
Enquete-Kommission "Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche
Verantwortung und wirtschaftliche, soziale und ökologische Potenziale"
am Montagnachmittag. In öffentlicher Sitzung hielten fünf
Wissenschaftler Impulsvorträge zu verschiedenen Aspekten der KI.

Aus der Perspektive der Ethik näherte sich Alexander Filipovic von der
Hochschule München dem Thema: So gehe es in der Diskussion um KI immer
auch um Fragen von Autonomie, Freiheit und Menschsein. Er halte einen
dynamischen Menschenbegriff für nötig, der davon ausgehe, dass der
Mensch verschiedene Dimensionen habe und immer gleichzeitig autonom
sei und sich der Gesellschaft verdanke. Umbrüche und Wissenschaft und
Technologie, wie wir sie gerade erlebten, veränderten das
Selbstverständnis von Menschen stark. Idealerweise sollten
KI-Techniken die Freiheit des Menschen vergrößern und sein Leben
vereinfachen. Dabei sei es wichtig zu bedenken, dass Menschen
"konstitutiv anders als Maschinen" seien und KI-Systeme so gestaltet
werden müssten, dass sie "Freiräume für spezifisch Menschliches"
enthielten. Dafür seien verschiedene rechtliche Regelungen nötig: Es
müsse etwa Transparenzpflichten geben, die Menschen müssen
Abwehrrechte und das Recht auf informationelle Selbstbestimmung haben.
Zudem müsse es eine sehr sensible "Güterabwägung" geben - dafür sei
eine gesellschaftliche Debatte nötig.

Emmanuel Müller von der Fraunhofer-Gesellschaft führte in seinem
Vortrag aus, es gebe mehrere neue Herausforderungen im Zusammenhang
mit der KI: So müsse ein sorgsamer Umgang mit den Daten garantiert
sein, es brauche Nachvollziehbarkeit und Vertrauen in die Technik.
Zudem müsse die Frage nach der Haftung im Fall von Fehlern - etwa beim
Einsatz von KI bei der medizinischen Diagnostik - geklärt werden. Es
brauche dringend selbsterklärende, menschzentrierte und verständliche
Methoden. Was aktuell fehle, seien ausreichend Experten. Die
Fraunhofer-Gesellschaft schule deshalb in Fortbildungen Vertreter der
Industrie. Sie setze zudem stark auf "hybride KI", in der menschliches
Wissen und maschinelle Lernmethoden zusammengeführt würden.

Morris Riedel von der Helmholtz-Gemeinschaft sagte, es sei eine der
großen Herausforderungen der KI, dass im Zusammenhang mit ihr viele
verschiedene Begriffe auf Gesellschaft und Politik wirkten. Weil heute
immer mehr Daten verfügbar seien, seien immer bessere Modelle
entstanden. Es gebe die nötigen Speichermöglichkeiten und die
geeignete Software - weil all diese Faktoren in Kombination vorlägen,
sei aktuell der richtige Zeitpunkt für die Weiterentwicklung der KI.
Deutschland drohe aber einerseits von den großen Akteuren wie Amazon,
Google oder Facebook abgehängt zu werden, zum anderen sei man in den
USA und China schon deutlich weiter - obwohl die deutsche KI-Strategie
gut sei. Man müsse hierzulande für eine stärkere Vernetzung der
Forscher sorgen, wenn man international mithalten wolle.

Die großen Durchbrüche in der KI in der jüngeren Vergangenheit habe es
vor allem dank immer größerer und leichter zugänglicher Datensätze
gegeben, betonte auch Sören Auer von der Leibniz-Gemeinschaft - die
verwendeten Algorithmen seien dagegen häufig schon viele Jahre alt.
Der "eigentliche Wert und Wettbewerb" liege daher in der Datenhoheit.
Die KI dürfe keine Black Box sein; es sei unabdingbar, ein gemeinsames
und transparentes Verständnis der Daten zu entwickeln. Die KI stelle
auch die Wissenschaft vor große Umbrüche: So seien deren Methoden zur
Kommunikation von Forschungsergebnissen in den vergangenen 500 Jahren
nahezu gleich geblieben. Hier könne die KI helfen, sich deutlich
schneller einen Überblick über den Forschungsstand zu verschaffen. Um
dies zu erreichen, brauche es auch neue Ansätze in der
Forschungsförderung.

Dies unterstrich auch Klaus-Robert Müller von der
Max-Planck-Gesellschaft: Es gebe aktuell viele Wissenschaftler, die
von KI sprechen würden und nur wenige, die wirklich welche betrieben.
Um den Anschluss nicht zu verpassen, würden aber viel mehr Professoren
gebraucht, die wirkliche Grundlagenforschung betrieben. Müller
betonte, das maschinelle Lernen und Big Data seien der "technische
Unterbau der KI", deshalb sei hier Forschung wichtig. Insbesondere das
maschinelle Lernen sei ein "riesiger ökonomischer Faktor", deshalb
würden Unternehmen wie Google, Amazon oder Facebook immense Summen in
diesen Bereich investieren - der Weg von neuen Algorithmen zu
konkreten Produkten sei "extrem kurz".

 * 

2. Weitere Ausnahmen von Fahrverboten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit hat am Dienstagmorgen der Novelle des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in geänderter Fassung
zugestimmt. Gegen den Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/6335;
19/6927) stimmten die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen,
die FDP-Fraktion enthielt sich.

Mit der Novelle will die Bundesregierung mögliche Fahrverbote für
Diesel-Fahrzeuge aufgrund der Überschreitung des EU-Grenzwertes für
Stickstoffdioxid einschränken. Sie sollen künftig nur dann in Erwägung
gezogen werden können, wenn in den betroffenen Gebieten ein
Jahresmittelwert von 50 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft überschritten
wird. Der EU-Grenzwert liegt bei 40 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft.
Außerdem sollen Fahrzeuge der Schadstoffklassen Euro 6 sowie Euro VI,
bestimmte Euro 4 und 5 sowie unter bestimmten Bedingungen
nachgerüstete Busse, schwere Kommunalfahrzeuge und Handwerker- und
Lieferfahrzeuge (2,8 bis 7,8 Tonnen) von den Verboten ausgenommen
werden.

Der Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen bezieht sich vor allem
auf Klarstellungen bei den Ausnahmen. So sollen auch schwere Fahrzeuge
(ab 3,5 Tonnen) der privaten Entsorgungswirtschaft bundesweit
einheitlich von Verkehrsverboten ausgenommen werden, wenn sie eine
Allgemeine Betriebserlaubnis für ein Stickstoffdioxid-Minderungssystem
mit erhöhter Minderungsleistung haben und dieses die technischen
Anforderungen für eine finanzielle Förderung des Bundes erfüllt. Die
Ergänzung bezieht sich auf Abfallbeförderungen durch private
Entsorgungsunternehmen ohne Beauftragung der Kommunen sowie die
Beförderung von Verpackungsabfällen durch duale Systeme (gelbe Tonne)
und Beförderungen von Bau- und Abbruchabfällen. Schwere
Kommunalfahrzeuge, die im Auftrag der Kommunen tätig werden, waren
schon im Ursprungsentwurf von den Ausnahmeregelungen erfasst.
Erweitert wurden außerdem die Ausnahmen für Handwerkerfahrzeuge, diese
sollen nicht nur in besonders belasteten Gebieten, sondern bundesweit
gelten. Neu eingefügt wurde in den Gesetzentwurf, dass lokale Behörden
künftig weitere Ausnahmen von den Fahrverboten erlassen können.

Die Unionsfraktion zeigte sich zufrieden, dass sie mit der
vorliegenden Fassung nun "den Segen der EU-Kommission" habe und
betonte, dass die Grenzwerte der EU dadurch nicht verändert werden.
Dies stimme so nicht, denn es gebe nach wie vor kritische Stimmen aus
der EU, entgegnete die FDP-Fraktion. Sie kritisierte unter anderem,
dass es für Euro-6-Fahrzeuge keine Mobilitätsgarantie gebe und
bezeichnete die Festlegung auf einen Grenzwert von 50 Mikrogramm als
nicht nachvollziehbar. Die SPD-Fraktion betonte, ihr komme der Entwurf
viel zu spät, nun sei es aber wichtig, dass die Autoindustrie endlich
eine Handlungsgrundlage habe. Deutliche Kritik übten Grüne und Linke.
Es könne nicht sein, dass jene als Gesetzesbrecher hingestellt würden,
die auf die Einhaltung des 40-Mikrogramm-Grenzwertes und damit
letztlich auf Einhaltung der Gesetze pochen. Wie die Linken befanden
auch die Grünen, dass dieser Gesetzentwurf unnötig sei. Beide
Fraktionen warfen der Regierung vor, die Grenzwerte zu manipulieren.
Die AfD-Fraktion sagte, bei der Aufstellung der Messstationen hätten
die Kommunen viel Spielraum und könnten diese also politisch
manipulieren, um auf die gewünschten Werte zu kommen.

 * 

3. Einhaltung angeordneter Fahrverbote

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Verkehrsausschuss hat den Weg frei gemacht für
gesetzliche Regelungen zur Überprüfung der Einhaltung von Fahrverboten
wegen Grenzwertüberschreitungen bei den Stickstoffdioxid-Emissionen.
Während einer Sondersitzung am Dienstagmorgen votierte der Ausschuss
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen für den von der
Bundesregierung vorgelegten Entwurf eines Neunten Gesetzes zur
Änderung des Straßenverkehrsgesetzes (19/6334) in einer auf Antrag von
Unions- und SPD-Fraktion geänderten Fassung. Die Oppositionsfraktionen
lehnten die geplante Novellierung ab. Am Donnerstag soll die Vorlage
abschließend im Plenum des Bundestages beraten werden.

Laut dem Gesetzentwurf sollen Verkehrsüberwachungsbehörden auf die
Daten des Zentralen Fahrzeugregisters zugreifen können, um
fahrzeugindividuell anhand der dort gespeicherten technischen Daten
über das Fahrzeug die Einhaltung der Verkehrsbeschränkungen und
Verkehrsverbote überprüfen zu können.

Dazu ist die Aufnahme eines Paragrafen 63c in das
Straßenverkehrsgesetz geplant. Darin ist vorgesehen, dass die
zuständigen Landesbehörden spezielle Daten für Kontrollen "erheben,
speichern und verwenden" dürfen. Dazu gehören der Vorlage zufolge "das
Kennzeichen des Fahrzeugs oder der Fahrzeugkombination, die in einem
Gebiet mit Verkehrsbeschränkungen oder Verkehrsverboten am Verkehr
teilnehmen", die "für die Berechtigung zur Teilnahme am Verkehr in
Gebieten mit Verkehrsbeschränkungen oder Verkehrsverboten
erforderlichen Merkmale des Fahrzeugs oder der Fahrzeugkombination",
das "Bild des Fahrzeugs und des Fahrers" sowie "den Ort und die Zeit
der Teilnahme am Verkehr im Gebiet mit Verkehrsbeschränkungen oder
Verkehrsverboten".

Durch den Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen wird unter anderem
festgeschrieben, dass es sich um "stichprobenartige Überprüfungen mit
mobilen Geräten" und nicht um flächendeckende Überprüfungen handeln
solle. Eine verdeckte Datenerhebung ist der Vorlage zufolge unzulässig
- ebenso wie Bewegtbildaufzeichnungen (Videoaufzeichnungen). Was die
Löschfrist der Daten angeht so ist geregelt, dass die Daten im Falle
des berechtigten Befahrens der Fahrverbotszone unverzüglich zu löschen
sind. Im anderen Falle müssen die Daten nach maximal zwei Wochen
gelöscht werden, "selbst wenn die Verfolgung eines Verstoßes dadurch
gehindert werden würde".

Trotz der Änderungen äußerten die Oppositionsfraktionen während der
Ausschusssitzung Kritik an dem Gesetzentwurf sowie an dem
Gesetzgebungsverfahren an sich, das ein Hauruck-Verfahren darstelle.
Erst am Vorabend der Sitzung hätten die Änderungsvorschläge der
Koalition auf dem Tisch gelegen.

Aus Sicht der Grünen ist der Gesetzentwurf untauglich: Mit ihm werde
eine Technik eingeführt, die weder erprobt noch zugelassen sei, sagte
der Fraktionsvertreter. Kein Wort verliere der Gesetzentwurf auch über
den Umgang mit den Ausnahmen von den Fahrverboten, die die Kommunen
erlassen könnten. Ebenso wenig werde auf die Möglichkeit einer Blauen
Plakette eingegangen, die aus Sicht der Grünen besser zur Überprüfung
der Fahrverbotseinhaltung geeignet ist.

Der AfD-Vertreter kritisierte, es gebe eine Vielzahl von nicht
geklärten Ausnahmen, die dazu führe, dass es keine gleichberechtigte
Überprüfung geben könne. Im Ausland zugelassene Fahrzeuge etwa könnten
weiterhin bedingungslos die Fahrverbotszonen befahren, weil sie nicht
überprüft werden könnten. Es stelle sich die Frage, welchen Sinn ein
Gesetz macht, das in weiten Teilen konsequenzlos ignoriert werden
könne.

Von einem hochproblematischen Verfahren sprach der Vertreter der
FDP-Fraktion. Das Grundsatzproblem der Verhältnismäßigkeit bleibe auch
nach den Änderungen weiter bestehen, sagte er. Der Verstoß bleibe eine
Ordnungswidrigkeit. Dafür massenhaft Daten von Autofahrern zu erfassen
sei schwierig und werde vor Gerichten keinen Bestand haben, so der FDP-
Vertreter. Zu kritisieren sei außerdem, dass die mit dem Gesetzentwurf
verbundenen Kosten für die Kommunen nicht geregelt seien.

Mit dem Gesetz erreiche die Überwachung des öffentlichen Raumes ein
nicht mehr hinnehmbares Maß, befand der Vertreter der Linksfraktion.
Das Gesetz sei unverhältnismäßig, urteilte er. Die Blaue Plakette sei
eine Alternative, bei der man keine neuen Daten erheben müsse.

Die Vertreterin der Unionsfraktion wies den Vorwurf eines
Hauruck-Verfahrens zurück. Ziel der Koalition sei es gewesen, das
Gesetz - ebenso wie die vom Umweltausschuss ebenfalls in einer
Sondersitzung beratene Änderung des Bundesimmissionsschutzgesetzes -
noch in dieser Woche am Donnerstag durch den Bundestag und am Freitag
vor den Bundesrat bringen zu können. Das Gesetz sei nötig, weil die
Kommunen gesetzliche Möglichkeiten bräuchten, um die Einhaltung der
Fahrverbote überprüfen zu können, sagte sie.

Mit den Änderungen trage man den vom Bundesrat und von
Sachverständigen geäußerten Bedenken Rechnung, sagte der Vertreter der
SPD-Fraktion. Es werde ein notwendiger und angemessener Rahmen für die
Überprüfung geschaffen, betonte er.

Der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium für Verkehr
und digitale Infrastruktur, Steffen Bilger (CDU), sagte auf Nachfrage,
die Bundesregierung halte die vorliegende Regelung für zielführender
als eine Plakettenlösung. Damit könne nur der ruhende Verkehr
überwacht werden. Da es aber um die Frage gehe, wer in die
Verbotszonen einfährt, müssten Fahrzeuge im Falle einer Blauen
Plakette zur Überprüfung aus dem rollenden Verkehr herausgezogen
werden, was nicht zielführend sei, sagte Bilger.

 * 
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BUNDESTAG/8120: Heute im Bundestag Nr. 254 - 12.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 254

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 12. März 2019, Redaktionsschluss: 09.19 Uhr

1. Lob und Kritik für Starke-Familien-Gesetz

2. Grüne fragen nach Handel mit dem Iran

3. Zukunft der Peene-Werft in Wolgast

4. Studien des Wirtschaftsministeriums

5. Grüne fragen nach Meisterpflicht

6. Studien zum Klimaschutz

7. Nutzung von Palmöl nimmt zu



1. Lob und Kritik für Starke-Familien-Gesetz

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Anhörung

Berlin: (hib/AW) Die geplante Erhöhung des Kinderzuschlags von 170
Euro auf 185 Euro pro Kind und Monat sowie die Verbesserungen beim
Bildungs- und Teilhabepaket werden von Sachverständigen prinzipiell
begrüßt. Zugleich warnen sie davor, dass auch zukünftig zu wenige
Anspruchberechtigte in den Genuss der Leistungen kommen werden. Dies
war der Tenor in einer öffentlichen Anhörung des Familienausschusses
am Montag zu dem von Bundesfamilienministerin Franziska Giffey (SPD)
vorgelegten Starke-Familien-Gesetzes (19/7504) sowie zwei Anträgen der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Bekämpfung von Kinderarmut
(19/1854, 19/7451).

Der Volkswirtschaftler Holger Bonin vom Forschungsinstitut zur Zukunft
der Arbeit (IZA) begrüßte die Gesetzesreform als "ökonomisch klug".
Die Ausweitung des Kinderzuschlags könne dazu führen, dass mehr von
Armut bedrohte Familien vor dem SGB-II-Bezug bewahrt werden. So
stellten der Plan, bei Inanspruchnahme des Kinderzuschlags jeden
zusätzlich verdienten Euro der Eltern nur noch mit 45 statt wie bisher
50 Prozent anzurechnen, und der Wegfall der sogenannten Abbruchkante
positive Erwerbsanreize dar.

Den Wegfall der Abbruchkante und die geringere Anrechnung zusätzlichen
Einkommens wurde auch von Birgit Fix vom Deutschen Caritasverband
prinzipiell positiv bewertet. Sie sprach sich zugleich aber für ein
echtes Wahlrecht zwischen dem SGB-II-Bezug und dem Bezug des
Kinderzuschlags aus, bei dem weder Vorleistungen noch
Einkommensgrenzen eine Rolle spielen. Die Evaluierung des
Kinderzuschlags durch das Bundesfamilienministerium habe ergeben, dass
sich bei einem echten Wahlrecht eine Mehrheit für den Kinderzuschlag
entscheiden würde.

Der Humanwissenschaftler Michael Klundt von der Hochschule
Magdeburg-Stendal bewertete das Starke-Familien-Gesetz skeptisch bis
kritisch. Die Erhöhung des Kinderzuschlags und die Verbesserungen beim
Bildungs- und Teilhabepaket seien "überfällig" und reichten vor allem
nicht aus, um die verdeckte Armut zu bekämpfen. Schon heute würden
lediglich 30 Prozent der Anspruchberechtigten den Kinderzuschlag auch
beziehen. Die Bundesregierung selbst gehe davon aus, dass sich dieser
Anteil lediglich auf 35 Prozent erhöhen werde. Auf diesen Umstand
verwies auch Jana Liebert vom Deutschen Kinderschutzbund. Sie
plädierte dafür, den Kinderzuschlag möglichst automatisiert
auszuzahlen, wie dies auch die Grünen fordern.

Auch Jürgen Liminski, Publizist und Geschäftsführer des Instituts für
Demographie, Allgemeinwohl und Familie, bezweifelte, dass das
Starke-Familien-Gesetz seinem Anspruch, Kinder- und Familienarmut zu
beheben, erfülle. Er bemängelte ganz prinzipiell, dass die
Kindergelderhöhungen der Vergangenheit in keinem Verhältnis zu den
gestiegenen Kosten für Familien stünden. Der Erziehungsleistung von
Eltern werde nicht ausreichend Rechnung getragen. In der
Familienpolitik müsse ein Paradigmenwechsel von der Bedürftigkeit als
Kriterium hin zur Leistungsgerechtigkeit eingeleitet werden.

Einhellig begrüßt wurde es von den Sachverständigen, dass die
Beantragung des Kinderzuschlags und der Leistungen aus dem Bildungs-
und Teilhabepaket vereinfacht werden soll. Karsten Bunk von der
Bundesagentur für Arbeit mahnte, dass der Erfolg der Reform des
Kinderzuschlags maßgeblich von einer guten Beratung der
anspruchsberechtigten Familien abhängen werde. Die Bundesagentur werde
deshalb auch eine Online-Beratungsmöglichkeit einführen. Für eine
bessere Beratung auch außerhalb der üblichen Öffnungszeiten von
Behörden warb Insa Schöningh von der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft
Familie. Zudem müsse die Beantragung von Leistungen aus dem Bildungs-
und Teilhabepaket deutlich entbürokratisiert werden. Um in den Genuss
aller Leistungen zu kommen, müsste ein Elternpaar mit zwei Kindern
derzeit etwa 17 verschiedene Anträge ausfüllen. Für einen Abbau von
Bürokratie durch den Wegfall gesonderter Antragstellung beim Bildungs-
und Teilhabepaket warben auch Markus Mempel vom Deutschen Landkreistag
und Nikolas Schelling von der Bundesvereinigung der kommunalen
Spitzenverbände.

 * 

2. Grüne fragen nach Handel mit dem Iran

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/8160) zum Handel mit dem Iran und den US-Sanktionen
gestellt. Sie fragt die Bundesregierung unter anderem, in welchem
Umfang deutsche Kreditinstitute derzeit weiter Iran-Geschäfte
finanzieren.

 * 

3. Zukunft der Peene-Werft in Wolgast

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Zur Zukunft der Peene-Werft in Wolgast hat die
AfD-Fraktion eine Kleine Anfrage (19/8142) gestellt. Sie fragt die
Bundesregierung unter anderem, was diese unternehme, um den
Werftstandort auch nach dem Rüstungsexportstopp nach Saudi-Arabien zu
erhalten.

 * 

4. Studien des Wirtschaftsministeriums

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen interessiert sich
dafür, welche Studien zum Klimaschutz das Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie im Zuge der Energiewende seit Januar 2017 in
Auftrag gegeben hat. In einer Kleinen Anfrage (19/8121) fragt sie
unter anderem nach bisher unveröffentlichten Studien.

 * 

5. Grüne fragen nach Meisterpflicht

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die Wiedereinführung der Meisterpflicht
interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen
Anfrage (19/8132) fragt sie die Bundesregierung unter anderem danach,
ob es Pläne gibt, die Meisterpflicht wiedereinzuführen und wenn ja,
für welche Berufe.

 * 

6. Studien zum Klimaschutz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/8122) zu Studien des Bundesumweltministeriums zum Thema
Klimaschutz gestellt. Darin fragt die Fraktion die Bundesregierung
unter anderem nach den Themen der Studien, dem Ort ihrer
Veröffentlichung und deren Einfluss auf die Klimapolitik.

 * 

7. Nutzung von Palmöl nimmt zu

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Palmöl wird immer häufiger zur Herstellung von
Biodiesel genutzt. Nach einem rückläufigen Trend bis zum Jahr 2015 sei
die Nutzung von Palmöl im Jahr 2016 wieder gestiegen und folge somit
dem EU-weiten Trend einer weiter steigenden Nutzung von Palmöl als
Rohstoff für die Biodieselproduktion. In Deutschland sei der Anteil
von Palmöl als Ausgangsstoff für alle Biokraftstoffarten von 10,5
Prozent auf 14,5 Prozent gestiegen. Dies entspreche einem Anstieg um
41 Prozent, heißt es in dem von der Bundesregierung als Unterrichtung
vorgelegten Bericht über die Umsetzung und Effekte der
Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung respektive der
Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung für den Berichtszeitraum 2015
bis 2016 (19/7990). Gestiegen ist demnach die Nutzung von Abfall und
Reststoffen, während die Nutzung von Raps und Zuckerrüben in
Deutschland rückläufig gewesen sei.

Wie aus der Unterrichtung hervorgeht, stammen 98 Prozent des Palmöls
für die in Deutschland in Verkehr gebrachten Biokraftstoffe aus Asien.
Seinen Ursprung habe es 2015 zu 69 und 2016 zu 93 Prozent in
Indonesien und zu 31 beziehungsweise sieben Prozent in Malaysia
gehabt. "Damit trägt Indonesien mit den bekannten ökologischen und
sozialen Problemen des Palmölanbaus den größten Anteil an Palmöl zur
energetischen Verwertung bei", heißt es in der Unterrichtung

 * 
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BUNDESTAG/8119: Heute im Bundestag Nr. 253 - 11.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 253

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 11. März 2019, Redaktionsschluss: 17.48 Uhr

1. Umstrittene Presseauskunftsrechte

2. Vergleich mit Österreich und der Schweiz



1. Umstrittene Presseauskunftsrechte

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Journalisten und Zeitungsverleger sprechen sich für
eine bundesgesetzliche Regelung des Presseauskunftsrechts gegenüber
Bundesbehörden aus. Das wurde bei einer öffentlichen Anhörung des
Innenausschusses am Montagnachmittag deutlich. Dabei äußerten der
Medienrechtler Professor Matthias Cornils von der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz ebenso wie Professor Klaus Ferdinand
Gärditz von der Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn Zweifel an der
Verfassungskonformität einer solchen bundesgesetzlichen Regelung.

In dem der Anhörung zugrunde liegenden Gesetzentwurf der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/4572(neu)) wird darauf verwiesen, dass nach
einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwGE 146, 56, Rz 22ff,
26, 28f) und einem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts (1 BvR
1452/13) der konkrete Umfang des Presseauskunftsrechts gegenüber
Bundesbehörden im Ungewissen bleibe. Das Bundesverwaltungsgericht
hatte die Auskunftspflicht von Bundesbehörden gegenüber der Presse auf
Basis der Landespressegesetze negiert. Als Lösung sieht der Entwurf
die Regelung des Presseauskunftsrechts gegenüber Bundesbehörden "auf
mindestens den Landespressegesetzen entsprechenden gleichwertigem
Niveau" durch ein Bundesgesetz, die Klarstellung, dass das
Informationszugangsrecht auch Einsichtnahme umfasst sowie die
Erleichterung des Eilrechtsschutzes in Presseauskunftsverfahren vor.

Auch die FDP-Fraktion will ein Presseauskunftsrecht gegenüber
Bundesbehörden gesetzlich verankern. In ihrem Antrag (19/6054) fordert
sie die Bundesregierung auf, einen Gesetzesentwurf vorzulegen, der
sich an den bestehenden Landespressegesetzen orientiert und der neben
dem Recht auf Auskunftserteilung auch ein Recht auf Akteneinsicht für
die Presse vorsieht. Eingeschränkt werden dürfe das
Presseauskunftsrecht nur aus Gründen der Geheimhaltung oder aus
öffentlichem Interesse.

Journalisten bräuchten Rechtssicherheit für ihre Arbeit, sagte
Klaus-Josef Döhring, Hauptgeschäftsführer des Deutschen
Journalisten-Verbandes (DJV). Daher müsse das Recht auf Information
"glasklar geregelt sein", forderte er. Grundsätzlich müsse gelten: Was
mit Steuergeldern finanziert worden sei, müsse öffentlich zugänglich
sein.

Christoph Fiedler, Geschäftsführer für Europa- und Medienpolitik beim
Verband Deutscher Zeitschriftenverleger, sagte, es sei an der Zeit,
dass der Bundesgesetzgeber einen solchen Auskunftsanspruch gegenüber
Bundesbehörden normiere. Der derzeitige "gesetzlose Zustand für
Auskunftsansprüche gegenüber Bundesbehörden" müsse entweder durch eine
eindeutige gesetzliche Regelung beendet werden, oder dadurch, dass der
Bundesgesetzgeber die landesgesetzlichen Presseauskunftsansprüche
gegenüber Bundesbehörden "wieder" für anwendbar erklärt. Aus Sicht
Fiedlers ist ersteres vorzuziehen. Verfassungsrechtliche Bedenken
stünden dem nicht im Wege, befand er.

Tania Röttger vom Rechercheverbund Correctiv begrüßte die Initiativen
von FDP und Grünen. Ein zu schaffendes Bundesgesetz, so ihre
Forderung, müsse jedoch weit über die in den Landespressegesetzen
enthaltenen Ansprüche hinausgehen.

Der Rechtsanwalt Christoph Partsch nannte die derzeitige Praxis
verfassungswidrig. Eine Vielzahl von Bundesbehörden lehne jegliche
Auskünfte ab. Auch wenn viele Gerichte inzwischen das
Recherchebedürfnis der Presse anerkennen und kreativ ableiten würden,
"gibt es Rechtssicherheit und schnelle Ergebnisse für den
recherchierenden Journalist derzeit nicht", sagte er.

Aus Sicht von Professor Klaus Ferdinand Gärditz ist jedoch keine
Bundeskompetenz für eine solche Regelung zu erkennen auch wenn
grundrechts- und demokratiepolitisch betrachtet Gründe dafür sprächen,
ein Bundespresseauskunftsrecht zu schaffen. Mit Blick auf die
Rechtsprechung des BVerwG ist es aus Sicht des Staatsrechtlers
sinnvoll, keine "große Lösung" eines Presseauskunftsgesetzes
anzustreben, "sondern sich mit sektoralen Regelungen im jeweiligen
Fachrecht zu begnügen, die Konflikte spezifisch und innerhalb der
Aufgabenstruktur der jeweiligen Bundesbehörde zu lösen versuchen".

Professor Matthias Cornils zog in Zweifel, ob eine bundesgesetzliche
Regelung tatsächlich von Vorteil wäre. In der bisherigen
Rechtsprechung sei die Frage der Auskunftsansprüche immer wieder
erörtert worden. Man überschätze die Gesetzgebung in ihrer Bedeutung,
wenn man annehme: "Wird das alles aufgeschrieben, hat man sehr viel
gewonnen". Eine bundesgesetzliche Regelung des medienrechtlichen
Auskunftsanspruchs gegen Bundesbehörden sei also verfassungsrechtlich
nicht zwingend geboten und verbessere auch nicht substantiell den
Rechtsstatus der Medien, sagte Cornils. Sie entspräche aber
Bedürfnissen der Rechtsklarheit und einer rechtsstaatlichen
"Normalisierung", die in der "Bestimmung von Rechten und Pflichten
durch parlamentarisches Gesetz und nicht durch richterliche
Verfassungsauslegung besteht", fügte er hinzu.

 * 

2. Vergleich mit Österreich und der Schweiz

Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt/Anhörung

Die Einschätzungen des Eidgenössischen Hochschulinstituts für
Berufsbildung (EHB) in der Schweiz sowie des Österreichischen
Instituts für Bildungsforschung (öifb) sind am Montag Thema einer
öffentlichen Anhörung der Enquete-Kommission "Berufliche Bildung in
der digitalen Arbeitswelt" gewesen. Die externen Sachverständigen
sprachen in der 8. Sitzung des Gremiums über die berufliche Aus- und
Weiterbildung im internationalen Vergleich und darüber, welche Ansätze
Hinweise zur Weiterentwicklung der deutschen Systeme liefern können.

Patrizia Salzmann (EHB) stellte den Kommissionsmitgliedern das
schweizerische Berufsbildungssystem vor, das 230 Berufe umfasst. "Die
höhere Berufsbildung hat in der Schweiz eine große Bedeutung", sagte
sie. "Ein Drittel der Abschlüsse in der Tertiärstufe werden dort
gemacht", betonte Salzmann. Das System sei dabei geprägt von der
Orientierung an nachgefragten Qualifikationen und Arbeitsplätzen.
Bestätigt habe dies auch die OECD, die dem Land eine
Spitzenreiterposition bei der dualen Berufsbildung bescheinigt habe.
"59 Prozent der Jugendlichen absolvieren eine duale beruflichen
Grundbildung", sagte Salzmann, gleichzeitig könne aber nicht
beobachtet werden, dass bei der Anzahl der akademischen Abschlüsse
negative Effekte zu verzeichnen seien. Besonders sei am
schweizerischen System auch die hohe Durchlässigkeit, mit der eine
Steigerung der Karriereperspektiven einherginge.

Im Hinblick auf informell erworbener Kompetenzen und
Bildungsleistungen sei es wichtig, zwischen Anrechnung und Validierung
zu unterscheiden, sagte Salzmann. "Von 8.500 Erwachsenen, die 2016 in
der Schweiz eine berufliche Grundausbildung abgeschlossen haben, haben
550 Personen dies über eine Validierung von Bildungsleistungen
erreicht", sagte die Forscherin. Dies entspreche 6,5 Prozent der
Abschlüsse, also weniger als einem Prozent der Gesamtabschlüsse im
Bereich Berufsbildung in der Sekundarstufe II. Eine Anrechnung sei in
allen Formen der beruflichen Grundausbildung möglich wohingegen die
Validierung aktuell in nur 14 Berufen erfolge. Auch in der
Tertiärstufe seien eine vollständige und eine teilweise Validierung
für einzelne Abschlüsse möglich. Für einen solchen Prozess müssen
mindestens fünf Jahre Berufserfahrung nachgewiesen werden. Wenn
gewisse Kompetenzen für die Zertifizierung fehlen, bestehe zudem die
Möglichkeit, diese nachzuholen.

"Die Systeme in Deutschland, Österreich und der Schweiz sind sich
ähnlich, unterscheiden sich in Details aber sehr stark", sagte Peter
Schlögl (öifb). Gemeinsam sei den Ländern vor allem "die Reform der
kleinen Schritte sowie eine starke Konzentration auf die betriebliche
Ausbildung". Die Betriebsstrukturen in den Ländern seien jedoch sehr
unterschiedlich. In Österreich führe die Ausbildung an einer höheren
Schule etwa zu einer eigenen Hochschulzugangsberechtigung, sagte
Schlögl. "Mittlerweile lässt sich sagen, dass dort mehr Reifeprüfungen
abgelegt werden als im allgemeinbildenden Zweig". Auch die
Beruflichkeit als Bildungsziel eine die drei Länder, auch wenn "die
Verbleibraten in Berufen deutlich kürzer werden", sagte Schlögl. In
Zukunft komme es daher auch darauf an, Berufe etwas weiter zu fassen
und übergreifende Fachkompetenzen zu stärken.

Mit Blick auf die Übergänge von der Schule in die berufliche Bildung
verwies Schlögl auf das österreichische Modell des "Jugendcoaching",
bei dem Schüler in der vorletzten Schulstufe durch Lehrer und
Sozialarbeiter stärker begleitet würden. "Das Coaching kommt aus den
1990er Jahren , in denen es eine große Lehrstellenlücke gab",
berichtete Schlögl und nannte es eine "Erfolgsgeschichte" in Bezug auf
die Problematik, Jugendliche am Übergang von der Schule in den Beruf
zu verlieren. Ähnlich erfolgreich sei auch das Angebot der
Lehrwerkstätten, da dort ein vollwertiger Berufsabschluss absolviert
werden könne. Maßnahmen, die nicht berufsqualifizierend seien, gebe es
im österreichischen System nicht, betonte Schlögl. Wichtig sei für ihn
"ein modernes Verständnis von aktivem Qualitätsmanagement von
Betrieben" in der Aus- und Weiterbildung, so wie es in der Schweiz
bereits praktiziert werde, sagte Schlögl.

In Ihren Nachfragen konzentrierten sich die Abgeordneten und
Sachverständigen auf mögliche Lehren für das deutsche
Berufsbildungssystem. Die CDU/CSU-Fraktion wollte wissen, warum die
Durchlässigkeit im schweizerischen Berufsbildungssystem so gut sei und
fragte nach Details zum österreichischen "Jugendcoaching". Die
AfD-Fraktion interessierte sich dafür, welche Herausforderungen aus
immer kürzeren Verweildauern in Berufen entstünden. Die FDP-Fraktion
fragte bezüglich der Validierung von Kompetenzen, wie
Beratungsangebote und Prüfkommission sich im schweizerischen System
finanzieren.

Die Fraktion die Linke interessierte sich dafür, warum in nur 14
Berufen in der Schweiz eine Validierung erfolge und fragte nach dem
Einfluss der Digitalisierung auf die Anpassung von Berufsprofilen in
den beiden Ländern. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wollte wissen,
wie sich die Zahl der Abiturienten in der Schweiz entwickelt habe und
fragte nach Schwierigkeiten bei der Rekrutierung und Fortbildung von
Berufsschullehrern. Die SPD-Fraktion konzentrierte sich in ihren
Nachfragen darauf, welche Auswirkungen die überbetriebliche Ausbildung
auf das Angebot an Lehrstellen habe.
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1. Zustimmung und Skepsis bei Blockchain



1. Zustimmung und Skepsis bei Blockchain

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/fla) Zwischen deutlicher Zustimmung und einiger Skepsis
haben die Experten-Meinungen zum Umgang mit Daten mittels
Blockchain-Technologie in einer Anhörung des Finanzausschusses am
Montagnachmittag gereicht. Unterschiedlich wurden auch Notwendigkeit
und Umfang gesetzgeberischer Reaktionen in Bezug auf diese neuartige
Technologie beurteilt, die unter anderem bei Bitcoin-Transaktionen
eingesetzt wird

Grundlage der Anhörung war ein Antrag der FDP-Fraktion (19/4217) mit
dem Titel: "Zukunftsfähige Rahmenbedingungen für die
Distributed-Ledger-Technologie im Finanzmarkt schaffen". Wie die FDP
erläutert, bezeichne man mit dieser als DLT abgekürzten Technologie
dezentral geführte Datenbanken, die Teilnehmern des Netzwerks eine
gemeinsame Schreib-, Lese- und Speicherberechtigung erteilen und ohne
zentrale Autorität gepflegt werden. Blockchain zähle dazu. Es handle
sich um eine chronologische Kette von Datenblöcken, in denen
Transaktionen verschlüsselt gespeichert werden. Das Vertrauen in das
System werde nicht mehr durch die Autorität eines zentralen Organs
hergestellt, sondern durch den Einsatz kryptografischer Verfahren.

Die FDP macht geltend, dass das Potenzial der Blockchain-Technologie
nur ausgeschöpft werden könne, wenn Rechtssicherheit für die Anwendung
bestehe und ein praktikabler Rechtsrahmen für die Nutzung gegeben sei.
Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) und das
Bundesfinanzministerium hätten es bis jetzt verpasst, entsprechende
Kompetenzen aufzubauen und die nötigen gesetzlichen Anpassungen
vorzunehmen.

Für die BaFin versicherte Oliver Fußwinkel, sie habe sich seit 2011 im
Zusammenhang mit der Kryptowährung Bitcoin mit Blockchain
auseinandergesetzt. Seitdem habe sie Strukturen entwickelt, um immer
am Ball zu bleiben.

Professor Wolfgang Prinz von der Fraunhofer-Gesellschaft stellte fest,
dass es bisher keine Blockchain-Professur gebe. Über
Forschungsförderung im Bereich der Daten-Technologien müsse wegen der
rasanten Entwicklung möglichst kurzfristig und über zeitlich
eingegrenzte Projekte entschieden werden. Womöglich werde über
Blockchain schon in drei bis vier Jahren nicht mehr geredet.

Ralph Bärligea, BearingPoint GmbH, äußerte Zweifel, ob man für
Blockchain neue Gesetze brauche. Eine bestimmte Technologie dürfe vom
Gesetz her weder behindert, noch bevorzugt werden. Kritik etwa an
Massenüberwachung stellte er gegenüber, "dass wir ohne die
fortschrittlichsten intellektuellen und technologischen Mittel in
Deutschland und Europa nicht über die erforderlichen Werkzeuge
verfügen werden, unsere Werte auch durchzusetzen".

Martin Fries, Privatdozent an der Juristischen Fakultät der
Ludwig-Maximilians-Universität München, machte "erhebliche Spannungen
zwischen dem in Europa soeben erst weitgehend harmonisierten
Datenschutzrecht und der Blockchain-Technologie" aus. Im Kern gehe es
darum, dass die europäische Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) ein
Recht auf Vergessenwerden statuiere, während DLT-Technologien im
Grundsatz ein lückenloses Gedächtnis hätten. Zwar gelte die DSGVO nur
für personenbezogene Daten. Doch sei ein solcher Personenbezug bei
Finanztransaktionen regelmäßig herstellbar. Das Dilemma lasse sich nur
auflösen, wenn man entweder das geltende Datenschutzrecht lockere oder
die Blockchain-Technologie entsprechend anpasse.

Katharina Gehra, Geschäftsführerin von Immutable Insight, verwies
darauf, dass die Blockchain-Technologie bisher in der öffentlichen
Wahrnehmung etwa mit Geldwäsche in Verbindung gebracht worden sei.
Auch das augenscheinliche Maß an Anonymität habe zu einem Image
beigetragen, das Misstrauen nähre. Tatsächlich sei aber auf der Basis
von Algorithmen eine Methodik entwickelt worden, die dem Gesetzgeber
eine Transparenz ermögliche, die weit über das Maß hinausgehe, das in
den bestehenden Aktien- oder Anleihemärkten möglich sei. 100 Prozent
aller Transaktionen würden bei Blockchaine erfasst. Missbrauchsfälle
und Marktanomalien könnten präzise identifiziert und nachgewiesen
werden. Geldwäsche, Betrug und Manipulation folgten Schemata, die auf
Basis schon einiger weniger Parameter identifiziert werden könnten.
Gehra: "Wir suchen nicht die Nadel im Heuhaufen, sondern wir sieben
den Heuhaufen kontinuierlich und finden Nadeln, von denen Sie nicht
wussten, dass es sie gibt."

Rechtsanwältin Claudia Otto von COT Legal beschied: "Die ideale
Blockchain-Welt gibt es nicht." Die Nutzer bestimmten, welches Wissen
sie mit anderen teilen möchten. Weil die Abstimmung darüber zum
regelmäßigen Aufstauen neuer Einträge führen würde, werde der
Abstimmungsprozess durch einen neuen Konsensmechanismus ersetzt. Das
bedeute, dass auch keine inhaltliche Prüfung der Einträge stattfinde:
"Aus diesem Grund gelangen ungehindert falsche Daten und Behauptungen,
strafbare Inhalte und sonstig rechtlich problematische Materialien in
die gemeinsame Datensammlung." Grundsätzlich könnten bewährte
Technologien eine bessere, verlässlichere und sicherere Umsetzung
gewährleisten.

Eric Romba, von "lindenpartners", einer Partnergesellschaft von
Rechtsanwälten, meinte, Blockchain und DLT dürften nicht auf den
Anwendungsfall von Kryptowährungen reduziert werden. Bitcoin sei im
Jahre 2009 ein erster Anwendungsfall gewesen. Die Technologie habe
sich jedoch in den vergangenen Jahren massiv weiterentwickelt. Es
ergäben sich mannigfaltige Anwendungsfälle. Neben der Finanzwirtschaft
spiele das Thema im Bereich Mobilität, Infrastruktur, Energie und
Immobilien eine Rolle. Er vertrat die Auffassung, Deutschland brauche
weder ein DLT-Sonderrecht, noch ein DLT-Gesetz, aber Rechtssicherheit.
Gerade auch in steuerlicher Hinsicht gebe es dafür ein großes
Bedürfnis.
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PRESSEKONFERENZ/1831: Regierungspressekonferenz vom 11. März 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 11. März 2019

Regierungspressekonferenz vom 11. März 2019



Themen: Konferenz zur Rüstungskontrolle "2019. Capturing Technology.
Rethinking Arms Control.", Absturz eines Flugzeugs des Typs Boeing 737 MAX
8 in Äthiopien, Rüstungsexporte in den Nahen Osten, zehnter Jahrestag des
Amoklaufs in Winnenden, Meinungs- und Pressefreiheit in der Türkei, Lage in
Venezuela, Europa-Konzept von Annegret Kramp-Karrenbauer


Sprecher: StS Seibert, Burger (AA), Strater (BMVI), Geißler (BMWi),
Petermann (BMI)

Vorsitzender Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Burger: Guten Tag! Für Freitag, den 15. März, lädt Außenminister Maas zu
einer Konferenz zur Rüstungskontrolle ins Auswärtige Amt. Bei der Konferenz
"Capturing Technology. Rethinking Arms Control." wollen wir gemeinsam mit
Diplomaten, Militärs und Wissenschaftlern über die Risiken diskutieren, die
mit der militärischen Verwendung neuer Technologien verbunden sind. Diese
können die Kriegsführung nachhaltig verändern und wurden bislang von
Überlegungen der Rüstungskontrolle zu wenig erfasst. Die Konferenz widmet
sich dabei vor allem den Bereichen letaler autonomer Waffensysteme, neuer
Trends der Raketentechnologie, Cyberinstrumenten und des möglichen
Missbrauchs von Biotechnologie.

Wir erwarten 400 Experten, vor allem aus Nato- und aus EU-Staaten, aber
auch aus China, Russland, Japan und Indien. Auch die schwedische
Außenministerin Margot Wallström und der niederländische Außenminister Stef
Blok werden dabei sein. - Vielen Dank.

Frage: Können Sie uns sagen, wer aus Russland und China teilnehmen wird?
Sind das Regierungsvertreter?

Burger: Ja, aus China und Russland erwarten wir Regierungsvertreter auf
hoher Arbeitsebene.

Frage: Meine Frage geht an das Verkehrsministerium. Es gibt Berichte,
wonach verschiedene Fluggesellschaften prüfen, ob bei dem Modell, das in
Äthiopien abgestürzt ist, möglicherweise ein Problem vorliegt, das auch für
andere Abstürze verantwortlich war.

Laufen in Ihrem Haus schon irgendwelche Untersuchungen an, oder wissen Sie
auf europäischer Ebene schon etwas?

Strater: Zunächst gebe ich den Hinweis, dass für die Musterzulassung von
Luftfahrzeugen die europäische Luftfahrtbehörde EASA zuständig ist.

Derzeit wird unsererseits in Zusammenarbeit mit der nationalen Fachbehörde,
also dem Luftfahrt-Bundesamt, und der EASA geprüft, welche Maßnahmen
anlässlich der Ereignisse mit dem Flugzeugmuster Boeing 737 MAX 8 zu
treffen sind. Ich kann Ihnen jetzt noch keine weiteren Schritte nennen.
Vielleicht nur der Hinweis, dass nach dem jetzigen Kenntnisstand von
deutschen Luftfahrtunternehmen keine Flugzeugmuster Boeing 737 MAX 8 im
gewerblichen Flugbetrieb eingesetzt werden.

Zur Flugunfalluntersuchung: Natürlich hat auch unsere Bundesstelle für
Flugunfalluntersuchung diesen Absturz im Blick. Sie wissen, dass die
deutschen Behörden, sobald Deutsche beteiligt sind, nicht nur die
Möglichkeit, sondern auch das Recht haben, sich an dieser Untersuchung zu
beteiligen. Es wird gerade geprüft, inwieweit das erfolgt.

Das ist der Stand, den ich Ihnen im Moment dazu nennen kann.

Burger: Ich denke, das gehört an dieser Stelle traurigerweise zur
Vollständigkeit, auch wenn es der eine oder die andere von Ihnen vielleicht
schon gesehen hat: Wir müssen traurigerweise bestätigen, dass mindestens
fünf deutsche Staatsangehörige unter den Todesopfern sind. Das Auswärtige
Amt und die betroffenen Auslandsvertretungen, insbesondere die Botschaft in
Addis Abeba, stehen mit den Angehörigen in Kontakt und werden sie, so gut
es bei derart schrecklichen Ereignissen möglich ist, betreuen. Der Minister
hat sich bereits gestern dazu geäußert und den Angehörigen der Opfer sein
tief empfundenes Beileid ausgesprochen. - Danke.

Frage: Können Sie etwas über die Identität der deutschen Staatsangehörigen
sagen, die dort zu Opfern geworden sind, wenn schon nicht die Namen, dann
aber vielleicht die Zugehörigkeit? Waren es Uno-Mitarbeiter, oder waren sie
vom World Food Programme?

Burger: Ich muss um Verständnis dafür bitten, dass ich mit Rücksicht auf
die Persönlichkeitsrechte der Betroffenen keine weiteren Angaben zu den
Identitäten der Betroffenen machen kann.

Frage: Meine erste Frage geht an Herrn Seibert und das
Wirtschaftsministerium. Gibt es einen aktuellen Stand zu der anstehenden
Entscheidung zu Rüstungsexporten nach Saudi-Arabien?

Meine zweite Frage bezieht sich auf die heutige Veröffentlichung des
Berichts des Friedensforschungsinstitutes SIPRI, worin das Institut zu dem
Ergebnis kommt, dass es auch in Deutschland einen Anstieg der
Rüstungsexporte gebe und auch aus Deutschland vor allen Dingen der Export
in Länder des Nahen und Mittleren Ostens gewachsen sei. Wie geht das mit
der restriktiven Rüstungsexportpolitik zusammen, die sich darauf richtet,
nicht in Konflikt- und Krisenregionen zu liefern, und von der hier immer
die Rede ist?

StS Seibert: Zum ersten Teil Ihrer Frage kann ich Ihnen nichts Neues
bieten. Wir haben hier in der vergangenen Woche zweimal darüber gesprochen.
Ich kann es nur noch einmal wiederholen: Wir wissen, dass die Zeit drängt,
dazu zu Entscheidungen zu kommen. Deswegen führen wir in der
Bundesregierung zu dem ganzen Themenkomplex intensiv Gespräche. Wir werden
im Laufe des Monats März, der nun gerade begonnen hat, eine Entscheidung
über das weitere Vorgehen treffen.

Zu SIPRI: Ich will einfach wiederholen, dass sich an den Grundsätzen, denen
wir uns als Bundesregierung verpflichtet fühlen, nichts geändert hat, auch
nicht an der Befolgung dieser Grundsätze. Ich habe Ihnen genannt, welche
das sind. Das sind die politischen Grundsätze aus dem Jahr 2000; das ist
der gemeinsame Standpunkt des Rates der EU aus dem Jahre 2008; das ist der
Vertrag über den Waffenhandel aus dem Jahre 2014. Es ist und bleibt so,
dass Genehmigungen erst nach eingehender Prüfung im Einzelfall erteilt
werden. Insbesondere wird auch geprüft, ob deutsche Rüstungsgüter für
Menschenrechtsverletzungen missbraucht werden können. Genauso gehören zu
der Prüfung, ob genehmigt werden kann oder nicht, außenpolitische und
sicherheitspolitische Fragen.

Geißler: Zu SIPRI kann ich sagen, dass diese Studie andere Prüffaktoren hat
als der Rüstungsexportbericht Deutschlands, nicht die tatsächlichen
Ausfuhren, sondern sogenannte "trade values", die sich anhand der
Produktionskosten von Rüstungsgütern bemessen. Daraus kann man nicht
ableiten, ob tatsächlich eine mehr oder weniger restriktive Rüstungspolitik
Deutschlands passiert. Wir werden im April einen neuen
Rüstungsexportbericht vorlegen. Darin werden die tatsächlichen
Genehmigungen, die tatsächlichen Fälle veröffentlicht werden. Insofern ist
das für uns jetzt nicht aussagekräftig.

Zum Problem "Naher Osten" kann man hier nur ein Stichwort sagen: Zum Nahen
Osten gehört auch das Land Israel. - Mehr kann ich dazu nicht sagen.

Frage: Frau Petermann, heute jährt sich zum zehnten Mal der Amoklauf in
Winnenden. Das heißt, auch das Thema des privaten Waffenbesitzes ist heute
wieder aktuell. Die Grünen haben dazu zum Beispiel schon einen Vorstoß
gewagt und gesagt, der private Besitz von Waffen müsse endlich schärfer
reglementiert werden. Auch die Gewerkschaft der Polizei ist für ein
rigideres Waffenrecht und macht sich zum Beispiel Sorgen über den enormen
Anstieg der Zahl der Anträge für den Kleinen Waffenschein.

Ist das Problembewusstsein bei Ihnen im Hause da, und ist dazu irgendetwas
geplant?

Petermann: Selbstverständlich ist das Problembewusstsein da. - Sie haben
das Thema "10 Jahre Winnenden" angesprochen. Auch damals hat es im Nachgang
zu dieser Bluttat, bei der die verwendete Waffe ja dem Vater gehört hat,
der Sportschütze war und die Waffe nicht ordnungsgemäß aufbewahrt hatte,
eine Änderung des Waffengesetzes gegeben. Zum Beispiel wurde damals die
Mindestaltersgrenze für das Schießen mit sogenannten großkalibrigen Waffen
im Schießsportverein von 14 auf 18 Jahre angehoben. Für die Waffenbehörden
wurde die Möglichkeit geschaffen, ohne Ankündigung verdachtsunabhängig zu
kontrollieren, ob die Waffen ordnungsgemäß aufbewahrt werden. Es gab die
Amnestie bis 2009, eine auf zwölf Monate befristete Amnestie, damit
Besitzer illegaler Waffen diese straffrei abgeben konnten. Das führte
immerhin dazu, dass 71 000 Waffen abgegeben wurden. Außerdem wurde
vorzeitig das Nationale Waffenregister eingeführt.

Derzeit befindet sich der Referentenentwurf des Dritten
Waffenrechtsänderungsgesetzes in der Abstimmung. Es ist eigentlich vom
Grundsatz eine Umsetzung der novellierten EU-Feuerwaffenrichtlinie in
deutsches Recht. Hintergrund waren die Terroranschläge in Paris im Januar
und im November 2015. Ziel dieser Überarbeitungsnovelle ist es, die Nutzung
von Schusswaffen für terroristische und kriminelle Zwecke zu erschweren,
zum Beispiel durch die Begrenzung der Magazinkapazität bei Halbautomaten,
durch die regelmäßige Pflicht zur Überprüfung der Erlaubnisvoraussetzungen,
also auch die Prüfung des Bedürfnisses, was neu ist, und auch durch
Vorgaben zur Verbesserung der Nachverfolgbarkeit von Waffen im Nationalen
Waffenregister, zum Beispiel durch Kennzeichnungspflichten und die Pflicht
zur Registrierung in einem Waffenregister.

Wir glauben, dass das ein sehr angemessener Ausgleich zwischen den Belangen
der Sicherheit auf der einen Seite und den legitimen Interessen der Jäger
sowie der Sport- und Brauchtumsschützen ist.

Frage: Frau Petermann, was für Waffen waren diese innerhalb der Amnestie
abgegebenen 31 000 Waffen? Waren das Jagdgewehre, die vielleicht vom Opa
zum Enkel übergegangen sind, oder waren das Pistolen aus dem Zweiten
Weltkrieg? Können Sie dazu etwas Näheres sagen?

Petermann: Wenn Sie mir einen Augenblick Zeit lassen, finde ich vielleicht
etwas dazu.

Vorsitzender Mayntz: Gibt es zu dem Thema noch eine andere Frage, die wir
dann vorziehen können? - Nein. Dann geben wir Ihnen einen Augenblick Zeit.

Petermann: Sie können ruhig fortfahren. Ich schaue in meinen Unterlagen, ob
ich dazu noch eine genaue Aufschlüsselung habe.

Vorsitzender Mayntz: Gut, dann kommen wir zum Thema Türkei.

Frage: Die beiden ersten Korrespondenten haben die Türkei am Wochenende
verlassen. Die bisherige Reaktion der Bundesregierung war, das inakzeptabel
zu nennen, und es hieß, dass das auch mit unserem Verständnis von
Pressefreiheit nicht zu vereinbaren sei. Wird die Bundesregierung noch in
anderer Weise auf die Türkei einwirken oder in anderer Weise reagieren?

StS Seibert: Danke, dass Sie die bisherige Reaktion der Bundesregierung in
Ihren Worten zusammengefasst haben. Ich würde es gerne selber auch noch
einmal sagen, weil wir ja nun gestern den traurigen Anlass der Ausreise
dieser beiden Journalisten hatten:

Die Bundesregierung nimmt mit Bedauern und auch mit Unverständnis zur
Kenntnis, dass drei Journalisten aus Deutschland die Akkreditierung
verweigert wurde und dass zwei gestern aus der Türkei ausreisen mussten.
Für uns ist diese Verweigerung der Akkreditierung nicht nachvollziehbar.
Die Korrespondenten müssen in der Türkei ihre Arbeit frei tun können, und
wir erwarten, dass die türkische Regierung eine rasche Lösung für die
deutschen und europäischen Korrespondenten findet, die ja, wie Sie wissen,
im Moment noch auf Nachricht warten, ob ihre Akkreditierung verlängert wird
oder nicht. Das muss rasch gelöst werden.

Ich will es noch grundsätzlicher sagen: Der Grundsatz der Meinungs- und
Pressefreiheit ist ein hohes Gut. Das heißt, dass Journalisten ganz
grundsätzlich in der Türkei die freie Ausübung ihrer Tätigkeit ermöglicht
wird, und dazu sind wir weiterhin mit der türkischen Regierung in engem
Kontakt. Auch die Angelegenheit dieser beiden jetzt ausgereisten
Journalisten ist mit der Ausreise für uns nicht erledigt, sondern wir
werden deren Interessen weiter vertreten.

Burger: Wenn ich noch kurz ergänzen darf: Es gab dazu ja auch hochrangige
Gespräche zwischen der Bundesregierung und der Türkei. Außenminister Maas
hat dazu letzten Mittwoch mit seinem türkischen Amtskollegen telefoniert,
und natürlich haben auch unsere Auslandsvertretungen in der Türkei intensiv
das Gespräch mit der Türkei gesucht. Wir haben dabei unsere Haltung sehr
klar gemacht: Wir erwarten, dass deutsche Auslandskorrespondenten in der
Türkei unter angemessenen Bedingungen arbeiten können. Wir haben am
Wochenende auch unsere Reise- und Sicherheitshinweise dazu aktualisiert,
und wir werden uns auch weiter für die Pressefreiheit in der Türkei
einsetzen und das Thema gegenüber den türkischen Gesprächspartnern
ansprechen.

Zusatzfrage: Ist vorgesehen, den türkischen Botschafter in dieser Sache
einzubestellen?

Burger: Wir werden das Thema auch weiterhin gegenüber türkischen
Gesprächspartnern in der jeweils geeigneten Form ansprechen. Dazu kann ich
Ihnen heute keine neuen Termine ankündigen.

Frage: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

Burger: Wie gesagt, wir sind dazu auf den verschiedensten Ebenen im
Gespräch mit der Türkei. Wir machen unsere Erwartungen immer wieder
deutlich und werden das auch weiter tun und immer wieder betonen, dass die
Situation so, wie sie im Moment ist, für uns nicht akzeptabel ist.

Frage: Es gab Berichte, wonach von türkischer Seite das Angebot vorlag, die
betreffenden Korrespondenten durch andere auszutauschen, die dann
akkreditiert würden. Gab es gegenüber der Bundesregierung eine
entsprechende Kommunikation von türkischer Seite?

Burger: Ich glaube, Sie beziehen sich da auf Berichte der betroffenen
Medien über die Kommunikation zwischen diesen Medien und der türkischen
Seite. Ich glaube, ich würde jetzt nicht aus Sicht der Bundesregierung
kommentieren wollen, welche Kommunikation da stattgefunden hat. Ich glaube,
das sollten Sie bei den betroffenen Medienhäusern direkt erfragen.

Zusatzfrage: Ich meinte eher, ob auch an das Auswärtige Amt solch ein
Vorschlag herangetragen wurde, da Sie ja im Dialog mit der türkischen Seite
waren.

Burger: Ich glaube, auch der türkischen Seite ist klar, dass nicht die
Bundesregierung über die Besetzung von Korrespondentenstellen entscheidet.

StS Seibert: Es würde an unserem Unverständnis über diese Verweigerung der
Akkreditierungen auch nichts ändern.

Frage: Erkennt die Bundesregierung in der Verweigerung der Akkreditierung
vor allem - da sie ja nicht begründet wurde - eine Strategie der
Verunsicherung generell seitens der türkischen Regierung gegenüber
ausländischen Korrespondenten?

Burger: Ich würde das nicht weiter interpretieren wollen. Für uns ist es in
erster Linie ein Problem, weil es die Arbeitsmöglichkeiten deutscher
Journalistinnen und Journalisten in der Türkei beschränkt und insofern ganz
unmittelbar eine Einschränkung der Pressefreiheit ist.

Zusatzfrage: Ich frage auch deswegen, weil kritische türkische
Journalisten, unter anderem solche, die in Deutschland leben und
publizieren, sehr wohl eine generelle Einschüchterungsabsicht der Regierung
dahinter sehen. Das möchten Sie nicht kommentieren?

Burger: Diese Einschätzung möchte ich in dieser Form nicht kommentieren.
Wir haben uns hier im vergangenen Jahr häufig zum Thema Meinungs- und
Pressefreiheit in der Türkei und zu verschiedenen Entwicklungen, die uns in
dieser Hinsicht Sorgen machen, geäußert. Wir weisen in unseren Reise- und
Sicherheitshinweisen beispielsweise seit geraumer Zeit darauf hin, dass
Äußerungen, die in Deutschland von der Meinungsfreiheit gedeckt sind, in
der Türkei strafbar sein können. Insofern ist uns die Problematik natürlich
auch über den Einzelfall hinaus bekannt und ein Anliegen. Aber wie gesagt,
ich würde mich hier heute nicht daran beteiligen, einen einzelnen Vorgang
so zu interpretieren.

StS Seibert: Ich will auch nicht interpretieren, ich will nur wiederholen -
wir hatten hier schon mehrfach Anlass, das zu besprechen -, dass wir uns
der sehr schwierigen Situation des freien Journalismus in der Türkei
bewusst sind. Ich habe in der vergangenen Woche auch die Besorgnis der
Bundesregierung über die jetzt bevorstehenden Strafprozesse gegen eine Zahl
von türkischen Journalisten, Kulturschaffenden, Intellektuellen zum
Ausdruck gebracht. Das alles passt in dieses Bild.

Vorsitzender Mayntz: Frau Petermann wird die Antwort auf die Frage zu den
Waffen nachreichen, sodass wir jetzt zum Thema Venezuela kommen können.

Frage: An das Auswärtige Amt: Herr Guaidó hat in einem am Donnerstag
veröffentlichten Interview auf die Frage, ob es nach der Ausweisung des
deutschen Botschafters in Venezuela durch die Maduro-Administration nun
geboten sei, den venezolanischen Botschafter aus Deutschland auszuweisen,
erklärt, das sei nicht nötig, denn der werde ja schon nicht mehr anerkannt;
man - in dem Fall also Guaidó - habe einen neuen Vertreter benannt. Ist das
die Sachlage, wie auch das Auswärtige Amt sie sieht? Wird der bisherige
venezolanische Botschafter in Deutschland nicht mehr anerkannt?

Burger: Ich kann bestätigen, dass wir am 5. März eine Anfrage erhalten
haben, Herrn Otto Gebauer als Vertreter des Interimspräsidenten Juan Guaidó
wahrzunehmen. Wir möchten mit Herrn Gebauer gern ins Gespräch kommen; dazu
wird auf der Ebene des Chefs des Protokolls noch nach einem geeigneten
Termin gesucht. Dazu ist allerdings auch zu sagen: Der bisherige
Botschafter Venezuelas ist bisher nicht abberufen worden; mit ihm finden
aber derzeit keine politischen Gespräche auf Botschafterebene statt.

Zusatzfrage: Aber seine Akkreditierung beziehungsweise Anerkennung ist
nicht zurückgenommen worden, wie Herr Guaidó in dem Interview insinuiert
hat? Das ist nicht erfolgt?

Burger: Wie gesagt, er ist bisher nicht abberufen worden.

Zusatzfrage: Ja, aber die Wortwahl von Herrn Guaidó war ja, er werde nicht
mehr anerkannt. Das insinuiert eine aktive Äußerung der Bundesregierung
"Diesen Botschafter erkennen wir nicht mehr an". Eine solche Äußerung, eine
solche Entscheidung gibt es aber offenbar nicht?

Burger: Ich glaube, wir haben uns hier in den vergangenen Wochen ganz
ausführlich dazu geäußert, wie wir zu der Rolle von Interimspräsident Juan
Guaidó stehen. Wir sind überzeugt davon und unterstützen ihn in seiner
Rolle, Venezuela in der bestehenden Krise zu Neuwahlen zu führen. Ich habe
auch gesagt: Wir sind daran interessiert, mit dem von Ihnen benannten
Vertreter Otto Gebauer ins Gespräch zu kommen. Gleichzeitig ist es so, dass
der bisherige Botschafter Venezuelas nicht abberufen worden ist. Das ist
sozusagen ein formaler gesandtschaftsrechtlicher Schritt, der bisher nicht
erfolgt ist.

Zusatzfrage: Entschuldigung, aber Guaidó hat gesagt, der bisherige
Botschafter werde von Deutschland nicht mehr anerkannt. Das ist die Aussage
eines von Ihnen als Interimspräsidenten anerkannten Politikers. Dann bitte
ich doch darum, dass Sie sagen, ob er mit dieser Aussage recht hat oder ob
er nicht recht hat.

Burger: Ich habe Ihnen gesagt, dass er aus unserer Sicht derzeit nicht der
Gesprächspartner ist, mit dem wir politische Gespräche führen. Ich habe
Ihnen auch gesagt, dass sozusagen der gesandtschaftsrechtliche Schritt der
Abberufung bisher nicht erfolgt ist.

Ich glaube, aus der Lage, wie sie sich in Venezuela im Moment darstellt -
wir haben ein Regime, das sich für uns und die internationale Gemeinschaft
auf Grundlage inakzeptabler Wahlen weiterhin an der Macht hält, und einen
Interimspräsidenten, der vom demokratisch gewählten Parlament getragen wird
- ergeben sich natürlich alle möglichen Komplikationen und Widersprüche.
Das werde ich für Sie hier auch in der Begrifflichkeit nicht immer auflösen
können.

Aber unsere Haltung ist: Wir führen mit dem bisherigen venezolanischen
Botschafter hier keine politischen Gespräche.

Zusatzfrage: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

Burger: Also ich kann Ihnen sagen, dass es auch in den letzten Tagen
Gespräche mit Herrn Guaidó gegeben hat und dass angesichts der dramatischen
Lage im Land natürlich auch das Thema der Energie, der Stromausfälle im
Land, dabei Thema war. Darüber hinaus kann ich Ihnen hier keine weiteren
Angaben machen.

Frage: Herr Burger, wenn die Bundesregierung mit dem venezolanischen
Botschafter keine politischen Gespräche führt, wie kommuniziert die
Bundesregierung denn mit der von Ihnen nicht anerkannten Regierung Maduro?
Oder tut man es nicht?

Burger: Wie gesagt, aus unserer Sicht ist derjenige, der die politische
Legitimität in Venezuela hat, der die beste demokratische Repräsentativität
hat, der Interimspräsident, Herr Guaidó. Dort, wo es in der Praxis die
Notwendigkeit gibt, mit Vertretern von Regierungsinstitutionen, die im
Moment dem Maduro-Regime unterstehen, Kontakte zu haben, Absprachen zu
treffen, geschieht das eben auf den Arbeitsebenen, auf denen diese Themen
zu besprechen sind. Aber, wie gesagt, aus politischer Sicht: Der politisch
legitimierte Ansprechpartner Venezuelas ist aus unserer Sicht der
Interimspräsident Guaidó.

Frage: Der Machtkampf in Venezuela wird ja auch auf der Ebene der Deutung
von Bildern und Ereignissen geführt. Zu den Ereignissen oder Nachrichten,
die besondere Empörung erzeugt hatten, gehörte, dass angeblich Maduros
Militär- oder Sicherheitskräfte einen Lastwagen des Hilfskonvois in Brand
gesetzt hätten. Nun haben Videos, die u. a. die "New York Times" aktuell
veröffentlicht hat, eher das Bild ergeben, dass dieser Lkw durch einen
verunglückten Molotowcocktail eines Anti-Maduro-Demonstranten in Brand
gesetzt wurde. Ich weiß nicht, ob die Bundesregierung sich damals den
Vorwurf der Brandstiftung oder Inbrandsetzung zu eigen gemacht hatte. Aber
wenn es sich jetzt komplett anders herum verhält, ändert das in irgendeiner
Weise Ihre Einschätzung der Ereignisse?

Burger: Also ich glaube, auch über die Ereignisse eines Tages hinaus ändert
das eigentlich nicht sehr viel an der Grundkonstellation, dass das 
Maduro-Regime ja nicht erst seit gestern und nicht erst seit der jüngsten
politischen Krise die Lieferung humanitärer Leistungen, humanitärer Hilfe,
in Venezuela verhindert und verweigert. Da herrscht ja nicht erst seit
wenigen Monaten, sondern seit Jahren eine schwere humanitäre Krise - es
gibt einen Versorgungsnotstand im medizinischen Bereich, bei
Nahrungsmitteln wie bei einfachen Gütern des täglichen Bedarfs -, die
wirklich viele Menschen in ihrem täglichen Leben und Überleben gefährdet.
Wir sind auch nicht erst seit Januar intensiv darum bemüht, dort Hilfe zu
leisten. Wir waren bisher nur in der Lage, das in den Nachbarländern zu
tun, wo venezolanische Flüchtlinge sich aufhalten. Das haben wir im letzten
Jahr allein mit 12 Millionen Euro gefördert, eben weil in Venezuela selbst
eine solche Hilfe vom Maduro-Regime verhindert wurde.

Insofern ändert sich an unserer Einschätzung, dass es inakzeptabel ist,
dass das Maduro-Regime seine Macht missbraucht, um zu verhindern, dass
Menschen dringend benötigte Hilfe zukommt, überhaupt nichts.

Zusatzfrage: Wie verhält es sich mit dem deutschen Botschafter? Auch da
hatte Herr Guaidó in dem Interview vergangene Woche darum gebeten, dass er
auf jeden Fall wieder nach Caracas geschickt wird. Die letzte Information,
die wir hier erhalten hatten, war, dass er zu politischen Gesprächen nach
Deutschland zurückgeholt wurde. Hält er sich nach wie vor hier auf? Wird er
wieder nach Caracas geschickt? Was können Sie uns da sagen?

Burger: Der letzte Stand ist, dass Botschafter Kriener sich auf der
Rückreise nach Deutschland befindet. Er musste seine Ausreise aufgrund der
Stromausfälle verschieben, weil auch der Flugverkehr schwer beeinträchtigt
war. Wie gesagt, er wurde zu Konsultationen nach Berlin zurückgerufen.
Diese Konsultationen werden in den nächsten Tagen stattfinden. Dann wird zu
entscheiden sein, wie man weiter vorgeht.

Frage: An Herrn Burger noch eine Lernfrage, weil ich mir vorstellen kann,
dass es ungewöhnlich ist, dass der noch nicht abberufene Botschafter eines
Landes nicht mehr der offizielle Ansprechpartner für das Auswärtige Amt
ist. Gibt es da in der jüngeren oder auch längeren Geschichte ähnliche
Fälle, wo das Auswärtige Amt nicht mehr den offiziellen Botschafter als
Gegenüber sah, sondern jemand anderen? Oder ist das gerade ziemlich
einmalig?

Burger: Also ich bin immer sehr vorsichtig, solche Parallelen oder
Analogien zu ziehen, weil letztlich doch jeder Fall für sich individuell zu
betrachten ist und die Parallelen dann eben nur einen gewissen Tragwert
haben. Deshalb würde ich hier von dieser Stelle jetzt nicht sagen: Das ist
jetzt sozusagen die Analogie zu Fall XY aus der Vergangenheit.

Zusatzfrage: Aber vielleicht könnten Sie zumindest sagen, ob es einen
solchen Fall gegeben hat, dass man mit dem Botschafter die politischen
Gespräche abgebrochen und stattdessen mit jemand anderem in Deutschland als
Vertreter gehandelt hat. Also unabhängig davon, was es für ein Fall war,
könnten Sie vielleicht auch sagen, es war zweimal der Fall, ohne mir das
Land zu nennen. Das könnten Sie ja wahrscheinlich sagen.

Burger: Wie gesagt: Wenn Sie solche Vergleiche zu Fällen aus der
Vergangenheit ziehen wollen, dann ist das Ihr gutes Recht. Ich werde es von
dieser Stelle aus nicht tun.

Frage: Herr Seibert, mich würde interessieren, ob die Kanzlerin mit allen
Thesen von Frau Kramp-Karrenbauer einverstanden ist, die gestern in der
"Welt am Sonntag" als Antwort auf den französischen Präsidenten
veröffentlicht wurden?

StS Seibert: Ich habe ja hier in der vergangenen Woche ausführlich darüber
gesprochen, wie intensiv die Zusammenarbeit zwischen der deutschen
Regierung und der französischen Regierung ist, auch zwischen der
Bundeskanzlerin und dem französischen Präsidenten Macron persönlich. Ich
habe Ihnen auch gesagt, wie die Bundeskanzlerin den Artikel von Präsident
Macron einordnet.

Dabei habe ich auch, wenn Sie sich erinnern, gesagt, dass es im beginnenden
Europa-Wahlkampf - das ist ja die Zeit, in der wir uns jetzt befinden -
eben die die Koalition tragenden Parteien bei uns in Deutschland sind, die
den Bürgern ihre Programme vorstellen. In dem Zusammenhang hat Frau 
Kramp-Karrenbauer - das ist gut und wichtig - jetzt die Vorschläge der CDU
dargelegt. Sie stehen im Einklang mit den Gedanken der Bundeskanzlerin.
Aber Weiteres möchte ich dann wirklich den Parteisprechern überlassen. Das
habe ich ja letzte Woche auch schon gesagt.

Die Kanzlerin wird in der kommenden Woche vor dem Europäischen Rat im
Bundestag eine Regierungserklärung abgeben, in der sie mit Sicherheit auch
über die europäischen Herausforderungen und Aufgaben sprechen wird.

Frage: In diesem Zusammenhang, Herr Seibert: Die Kanzlerin ist insofern in
einer Situation, die für sie, glaube ich, neu ist, dass sehr offen
diskutiert wird, auch von wichtigen Vertretern der Koalitionsparteien, ob
sie überhaupt noch die volle Amtszeit durcharbeiten wird oder ein
vorzeitiger Amtswechsel ansteht. Ist das etwas, was die Kanzlerin bewegt?
Sieht sie sich darin in ihrer politischen Autorität eingeschränkt,
erodiert?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat sich im Oktober vergangenen Jahres
geäußert, als sie bekannt gab, dass sie auf den Parteivorsitz verzichten
würde. Diesen Äußerungen ist nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Wenn ich das richtig im Gedächtnis habe, dann waren die
Äußerungen dahingehend, dass sie vorhabe, die komplette Legislaturperiode
als Kanzlerin zu bestreiten. Das gilt dann nach wie vor, wenn ich mich
nicht in der Erinnerung täusche?

StS Seibert: Sie haben das ziemlich richtig in Erinnerung. Sie hat damals
im Oktober ihre Bereitschaft erklärt, das Amt der Bundeskanzlerin bis zum
Ende der Legislaturperiode auszuüben. Dem habe ich nichts hinzuzufügen.

Montag, 11. März 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 11. März 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-11-maerz-2019-1588506
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AUSSEN/1885: Russland hat Schlüssel zur konstruktiven Zusammenarbeit


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. März 2019

LAMBSDORFF:
Russland hat Schlüssel zur konstruktiven Zusammenarbeit



Zum fünften Jahrestag der Krim-Annexion erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Die Fraktion der Freien Demokraten strebt nach Aussöhnung und guter
Zusammenarbeit mit Russland. Doch durch den Einmarsch in der Ukraine
und die Annexion der Krim hat Moskau die Friedensordnung in Europa
schwer gestört. Danach brach der Kreml einen Krieg im Osten der
Ukraine vom Zaun, der nicht nur diplomatische Verwerfungen gebracht,
sondern mehr als 10.000 Menschen das Leben gekostet hat. Dieser Preis
erschien Putin angemessen, um innenpolitisch zu punkten und der
Ukraine deutlich zu machen, dass sie aus Sicht Moskaus kein
souveränes Land ist. Innenpolitisch ist die Wirkung verpufft: Die
Proteste gegen die Rentenreform haben gezeigt, dass die Menschen in
Russland Wirtschaftswachstum und soziale Absicherung wünschen und
keine Repression. Und außenpolitisch hat die Reaktion der
Staatengemeinschaft auch durch gezielte Sanktionen gezeigt, dass das
UNO- und OSZE-Mitglied Ukraine sehr wohl ein souveräner Staat mit
Anspruch auf territoriale Unversehrtheit ist.

Die FDP-Fraktion will gute Beziehungen zu Russland. Doch solange in
der Ostukraine geschossen wird, solange dort weiter Menschen sterben,
solange kann der Westen nicht einfach zur Tagesordnung übergehen. Als
erstes Zeichen guten Willens sollte Moskau einer UNO-Blauhelm-Mission
mit einem starken Mandat in der Ostukraine zustimmen. Die
Bereitschaft zur konstruktiven Zusammenarbeit ist da, der Schlüssel
liegt in Moskau."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





AUSSEN/1884: Deutschland muss Friedensprozess zwischen USA und Taliban unterstützen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. März 2019

LAMBSDORFF: Deutschland muss Friedensprozess zwischen USA und
Taliban unterstützen



Zur Afghanistan-Reise von Bundesaußenminister Maas erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Es ist höchste Zeit, dass sich Bundesaußenminister Maas nach einem
Jahr im Amt endlich selbst ein Bild von der Lage in Afghanistan
macht. Gemeinsam mit den europäischen Partnern muss Deutschland den
Friedensprozess zwischen den USA und den Taliban unterstützen. Der
nächste Schritt muss sein, dass sich die Taliban mit der Regierung in
Kabul an einen Tisch setzen. Außerdem muss die Bundesregierung den
USA klarmachen, dass in dieser heiklen Phase ein Abzug ihrer Truppen
fatale Folgen hätte. Denn dann könnte sich die bestehende
Pattsituation zwischen den Konfliktparteien zu Gunsten der Taliban
verschieben.

Deutschland leistet mit der Beteiligung an der
NATO-Ausbildungsmission 'Resolute Support' und der damit verbundenen
Ausbildung afghanischer Sicherheitskräfte einen entscheidenden
Beitrag für Stabilität und Frieden in der Region. Nach 17 Jahren
Einsatz muss die Bundesregierung aber eine unabhängige und
ressortübergreifende Bewertung des deutschen Engagements in
Afghanistan vorlegen. Dies gilt umso mehr vor dem Hintergrund der
Äußerungen des amerikanischen Präsidenten."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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EUROPA/1593: May muss mit erneuter EU-Rückversicherung endlich Mehrheit organisieren


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. März 2019

LINK: May muss mit erneuter EU-Rückversicherung endlich Mehrheit
organisieren



Zu den Zugeständnissen der EU beim Brexit-Abkommen erklärt der
europapolitische Sprecher der FDP-Fraktion Michael Georg Link:

"Es ist ein gutes Signal, dass sich die EU und die britische
Regierung trotz aller Hochs und Tiefs der letzten Monate auf eine
gemeinsame Interpretation des Backstops verständigt haben. Denn in
der aufgeheizten Debatte darf das Wesentliche nicht übersehen werden:
Niemand will doch, dass der Backstop überhaupt zum Tragen kommt. Mit
dieser erneuten Rückversicherung seitens der EU muss die britische
Premierministerin May nun endlich eine Mehrheit organisieren. Schafft
sie das nicht, müssen alle Abgeordneten, die einen unkontrollierten
Brexit verhindern wollen, Farbe bekennen und im Parlament eine
Mehrheit für ein zweites Referendum organisieren. Es ist an der Zeit,
Verantwortung zu übernehmen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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MEDIEN/234: Bundesregierung muss deutsche Medien unterstützen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. März 2019

JENSEN: Bundesregierung muss deutsche Medien unterstützen



Zum Umgang der türkischen Regierung mit deutschen Journalisten
erklärt die menschenrechtspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion und
Vorsitzende des Menschenrechtsausschusses Gyde Jensen:

"Die Weigerung der türkischen Behörden, die Arbeitsgenehmigungen
deutscher Journalisten zu verlängern, kommt einer Zensur gleich. Eine
solche Behinderung freier Berichterstattung ist Zeichen von
Diktaturen, nicht von rechtsstaatlichen Demokratien. Präsident
Erdogan will sich offenbar jegliche Kritik vom Hals halten. Es ist
gut, dass deutsche Medien nicht klein beigeben. Die Bundesregierung
muss sie dabei rückhaltlos unterstützen. Ein deutliches Signal wäre
es, den türkischen Botschafter einzubestellen, damit die türkische
Regierung sich auch gegenüber der Bundesregierung zu diesem
inakzeptablen Vorgang erklärt."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990
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WIRTSCHAFT/3035: Index der Digitalisierung ist Armutszeugnis für die Bundesregierung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. März 2019

SITTA: Index der Digitalisierung ist Armutszeugnis für die
Bundesregierung



Zum Deutschland-Index der Digitalisierung des Fraunhofer-Instituts
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Frank Sitta:

"Der Index ist ein Armutszeugnis für die Digitalpolitik die
Bundesregierung. Denn während Bundesverkehrsminister Scheuer und
Digital-Staatsministerin Bär Flugtaxis bewundern, kommt die
Digitalisierung in Deutschland nicht voran. Beim Infrastrukturausbau
hängt unser Land Jahre hinterher: Der Ausbau mit Glasfaser geht im
Schneckentempo voran, Funklöcher sind noch immer Alltag und bei der
5G Frequenzvergabe herrscht Chaos. Bei der digitalen Verwaltung ist
die Lage besonders besorgniserregend. Trotz E-Government-Gesetzen ist
die digitale Behördenkommunikation sogar zurückgegangen. Das ist ein
Alarmsignal für Deutschland. Der digitale Staat muss endlich
nutzerfreundlicher und bürokratieärmer werden. Die Bundesregierung
darf dem nicht länger tatenlos zusehen und muss eine
Digitalisierungsoffensive starten. Andere Länder wie die Schweiz,
Estland und Dänemark machen es längst vor."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1086: Eröffnung der bundesweiten Internationalen Wochen gegen Rassismus 2019 (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 25/2019

Botschafterin der bundesweiten Internationalen Wochen gegen
Rassismus 2019

Präsidentin Aras: "Vielfalt und Offenheit sind der Wesenskern unserer
Demokratie"



Stuttgart/München. "Bei den Internationalen Wochen gegen Rassismus
geht es um mehr als nur um das Zusammenleben von Menschen
unterschiedlicher Herkunft. Es geht immer auch um unser demokratisches
Gemeinwesen als Ganzes", betonte Landtagspräsidentin Muhterem Aras
(Grüne) anlässlich der Eröffnung der bundesweiten Internationalen
Wochen gegen Rassismus 2019 am Montagabend, 11. März 2019, in München.

"Ich nehme die Rolle als Botschafterin sehr gerne an. Denn
insbesondere die Themen Umgang mit Minderheiten und Menschenrechte
waren es auch, die mich ursprünglich in die Politik gebracht haben",
sagte Muhterem Aras. Im Alter von zwölf Jahren sei sie mit ihren
Geschwistern nach Deutschland gekommen, ohne ein Wort Deutsch zu
sprechen. "Aber wir waren neugierig und die anderen waren es auch. Wir
haben uns schnell angenommen gefühlt."

"Ich engagiere mich als Botschafterin gegen Rassismus, weil es um mehr
geht, als 'nur das Zusammenleben von Menschen unterschiedlicher
Herkunft'", ist es der Präsidentin wichtig hervorzuheben. Es gehe um
die Grundwerte, die Deutschland ausmachten und Grundlage für unser
Zusammenleben seien. "Das sind für mich Offenheit, Gleichberechtigung,
aber auch Gemeinsinn, Solidarität, soziale Verantwortung und
streitbare Demokratie." Diese Werte ließen sich aus dem Grundgesetz
ableiten. Und: "Vielfalt und Offenheit sind der Wesenskern unserer
Demokratie", so Aras.

"Das Grundgesetz schafft einen gemeinsamen, vertrauten, weithin
akzeptierten Werterahmen. Gleichzeitig ist es auf Vielfalt angelegt.
Innerhalb dieses Werterahmens sind die unterschiedlichsten
Lebensmodelle möglich", so die Präsidentin. Das Grundgesetz atme den
Geist, dass eine Gemeinschaft lebendige Untergemeinschaften erträgt,
solange sich die Vielfalt in der Einheit gemeinsamer Grundwerte
bewähre. "Darum geht es meiner Meinung nach auch beim Kampf gegen
Rassismus. Wir müssen Ausgrenzung zurückweisen und die populistische
Strategie des 'wir gegen die' durchkreuzen. Das schaffen wir am besten
durch ein Bekenntnis zu einem umfassenden, offenen 'wir'". Dafür
brauche es starke Symbole. Symbole, an denen sich Menschen in einer
schnelllebigen Zeit orientieren könnten. Dies könne ein
Verfassungspatriotismus leisten. "Ein Patriotismus der gemeinsamen
Werte", so Landtagspräsidentin Aras.

In Stuttgart findet am morgigen Dienstag die Eröffnungsveranstaltung
zur Internationalen Woche gegen Rassismus Stuttgart statt, bei der
Landtagspräsidentin Aras auch sprechen wird. Insgesamt beteiligen sich
in der Landeshauptstadt ein breites Bündnis von über 50 Organisationen
und Veranstalterinnen und Veranstaltern mit über 80 Angeboten für
Schulklassen, Fortbildungen und öffentliche Veranstaltungen.

Ausführlichere Infos gibt es unter:

 http://heimat-wochen.de

 * 
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HAMBURG/4696: CCH-Renovierung - 36 Millionen Mehrkosten sind wohl erst der Anfang (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 12. März 2019

CCH-Renovierung: 36 Millionen Mehrkosten sind wohl erst der Anfang



Die Modernisierung des CCH wird wesentlich teurer als geplant -
aktuell nennt der Senat Mehrkosten von 36 Millionen Euro. Erst vor
wenigen Tagen hatte der Landesrechnungshof in seinem Bericht
"überhöhte und nicht transparente Kosten" kritisiert. "Und auf einmal
werden 50.000 Kubikmeter Asbestschrott, jede Menge Rost hinter der
Glasfassade und Streusalzschäden in der Tiefgarage 'entdeckt' - schwer
vorstellbar, dass diese riesigen Schäden den beteiligten Unternehmen
und Gutachtern erst so plötzlich aufgefallen sein sollen", kommentiert
Norbert Hackbusch, finanz- und haushaltspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Ich vermute
eher, dass die Projektbeteiligten - wie so häufig - das Ausmaß der
tatsächlichen Schäden und damit der Zusatzkosten zurückhalten wollten.
Bei dieser Salamitaktik ist zu befürchten, dass die nun bekannt
gewordenen Mehrkosten von 36 Millonen Euro auch nicht ausreichen
werden. Mit dem Senatsanspruch des 'kostenstabilen Bauens' hat das
alles nichts mehr zu tun."

 * 
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HAMBURG/4695: Das Denkmal Schiller-Oper ist noch immer nicht gesichert (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 11. März 2019

Das Denkmal Schiller-Oper ist noch immer nicht gesichert



Der Senat hat die Sicherung der denkmalgeschützten Schiller-Oper immer
noch nicht veranlasst. Das deckt eine Anfrage Drs. 21/16374) der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft auf. Bereits seit
Oktober 2018 wird eine so genannte Sicherungsverfügung gegen die
private Eigentümerin der Schiller-Oper vorbereitet, Anfang 2019 sollte
sie fertig sein.

"Der Senat lässt sich von der Eigentümerin des Gebäudes auf der Nase
rumtanzen, die Gesprächs- und Begehungstermine mutwillig verzögert",
stellt Heike Sudmann fest, die stadtentwicklungspolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Er nimmt
sehenden Auges in Kauf, dass durch die Verzögerung die Schiller-Oper
so weit zerfällt, dass ein Erhalt nicht mehr möglich wird. Damit hätte
die Eigentümerin ihr Ziel erreicht."

Der von der Behörde ursprünglich für Januar 2018 vorgesehene
Begehungstermin hat erst ein Jahr später, am 11. Januar 2019,
stattgefunden. Der Senat begründet das auf eine weitere Anfrage der
Fraktion (Drs. 21/15547, Nr. 5.3) hin damit, dass die Eigentümerin
entweder die Termine nicht bestätigt, kurzfristig abgesagt oder
Einschreibebriefe angeblich nicht erhalten habe.

"Obwohl der Senat Anfang 2019 die Verfügung zu den Sicherungsmaßnahmen
erlassen wollte, ist jetzt - Mitte März 2019 - anscheinend noch nicht
mal die 'fachliche Klärung der erforderlichen Maßnahmen'
abgeschlossen", kritisiert Sudmann. "Die aktuellen Kontakte mit dem
Oberbaudirektor lassen befürchten, dass die Frage der Bebauung dem
Senat wichtiger ist als der Erhalt der Schiller-Oper und der
Denkmalschutz."

 * 
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HAMBURG/4694: Senat muss Verantwortung für Hamburger IS-Kämpfer wahrnehmen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 10. März 2019

Senat muss Verantwortung für Hamburger IS-Kämpfer wahrnehmen



Hamburg soll sich dafür einsetzen, in Syrien festgenommene deutsche
IS-Anhänger_innen, insbesondere die Kinder unter ihnen, nach
Deutschland zurückzuführen - und sich unter anderem unter
strafrechtlichen und Rehabilitations-Gesichtspunkten auf sie
vorbereiten. Das fordert die Fraktion DIE LINKE in einem Antrag zur
nächsten Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft. Außerdem soll der
Senat die Mittel für Beratungsstellen und Familien-, Kinder- und
Jugendhilfemaßnahmen in diesem Zusammenhang aufstocken.

"Der Senat unterschätzt die auf uns zukommende Problematik", erklärt
die sozialpolitische Sprecherin der Fraktion, Cansu Özdemir. "Die
gefangenen deutschen IS-Kämpfer und deren Angehörige gehören nach
Deutschland. Sie sind schließlich Deutsche und haben sich auch hier
radikalisiert. Allein aus Hamburg sind nach Angaben der
Sicherheitsbehörden 86 Personen ausgereist, um den IS zu unterstützen.
20 sollen ums Leben gekommen und 29 Männer und drei Frauen bereits
nach Hamburg zurückgekehrt sein. Einfach nur abwarten hilft hier
niemandem."

Özdemir erinnert daran, dass die kurdischen Kräfte in
Nordsyrien/Rojava mehr als reichlich Opfer im Kampf gegen den
"Islamischen Staat" gebracht haben: "Und das nicht nur um ihrer selbst
willen, sondern auch, um die ganze Menschheit von diesem Terror zu
befreien. Deutschland darf sich jetzt nicht einfach zurücklehnen und
seine Zuständigkeit leugnen. Ein ganz konkreter Schritt zur
Unterstützung dieses Kampfes wäre, endlich Verantwortung für die
eigenen Staatsbürger_innen zu übernehmen. Die Bundesrepublik und auch
Hamburg werden diese Problematik nicht einfach durch Wegducken,
unglaubwürdige Argumente und fragwürdige Pläne für Ausbürgerungen
los."

 * 
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HAMBURG/4693: Fehlstart ins Berufsleben - wann wacht Rabe auf? (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 10. März 2019

Fehlstart ins Berufsleben - wann wacht Rabe auf?



Trotz des vielfach beklagten Fachkräftemangels beginnt für viele
Hamburger Jugendliche das Berufsleben mit einem Fehlstart. Seit
Schulsenator Rabe im Amt ist, hat sich daran nichts geändert, wie eine
aktuelle Anfrage (Drs. 21/16301) der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft belegt. "Die ineffiziente und teure
Berufsbildungspolitik der Schulbehörde ist gescheitert", kritisiert
Sabine Boeddinghaus, bildungspolitische Sprecherin der Fraktion. "Wie
der Senat zugeben muss, beginnen nur gut 40 Prozent der
Schulabgänger_innen eine Ausbildung. Der Rest befindet sich in
Vorbereitungsmaßnahmen oder anderen Warteschleifen."

Auch hier schlägt die soziale Spaltung extrem durch: "Nach Klasse 10
verlässt niemand mehr das Gymnasium - weil bereits nach Klasse 6 mit
der so genannten Abschulung sozial bereinigt wurde", so Boeddinghaus.
"Die Ungleichheit in der Bildung zeigt sich besonders in den
finanziell schwächeren Stadtteilen. So ist im Bezirk Mitte für knapp
70 Prozent der Schüler_innen der MSA bereits der höchste Abschluss.
Gegen diese Ungleichheit und strukturelle Benachteiligung muss der
Schulsenator jetzt endlich mal aktiv werden."

 * 
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2376: Zukunft des Rheinischen Reviers (Li)


Landtag intern 2/2019

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

PLENUM

Zukunft des Rheinischen Reviers

Landtag streitet über Folgen des geplanten Kohleausstiegs

von Thomas Becker und Sonja Wand



20. Februar 2019 - Was kommt, wenn die (Braun-)Kohle geht? Diese
Frage stand im Mittelpunkt einer hitzigen Debatte des Landtags. Zuvor
hatte Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) in einer Unterrichtung des
Landtags die Haltung der Landesregierung zum geplanten Ausstieg aus
der Kohleverstromung und den damit verbundenen Strukturwandel im
Rheinischen Braunkohlerevier erläutert.


Nach Willen der von der Bundesregierung eingesetzten
Kohlekommission soll Deutschland spätestens bis 2038 die
Kohleverstromung beenden.

Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) wies darauf hin, dass der
Bund zunächst über die Finanzierung einer neuen Energiepolitik
entscheiden müsse. Für den damit einhergehenden Strukturwandel im
Rheinischen Revier sei in Nordrhein-Westfalen anschließend eine neue
Leitentscheidung zu treffen, die langfristig verbindlich sein müsse.
Der Energiekonzern RWE habe am Vortag bestätigt, die Rodung des
Hambacher Forstes bis Herbst 2020 auszusetzen. Für die direkt an den
Tagebau Garzweiler angrenzenden Orte seien "soziale und
wirtschaftliche Härten" zu vermeiden, sagte Laschet. Es gelte der
Satz: "Niemand fällt ins Bergfreie."

"Zur Chefsache machen"

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Thomas Kutschaty kritisierte,
Laschet habe kaum Neuigkeiten vorgetragen. "Eine solche
Respektlosigkeit hat dieses Parlament selten so zu erfahren bekommen."
Die Menschen wollten endlich wissen, wie genau die Landesregierung den
Strukturwandel gestalten wolle. Der Verweis auf Zuständigkeiten des
Bundes in Fragen der Energiepolitik sei "billig und einfach", sagte
Kutschaty. Laschet spiele den Ball nach Berlin in der Erwartung, dass
dort mit RWE verhandelt werde, statt die Gestaltung des
Strukturwandels zur Chefsache zu machen. Das sei "eine
Selbstverzwergung ohnegleichen".

Der CDU-Fraktionsvorsitzende Bodo Löttgen hielt seinem
Vorredner entgegen, Laschet habe einen klaren "Kompass für den
Strukturwandel" im Revier vorgelegt. "Er hat Auskunft zu Planungen der
Landesregierung gegeben und erklärt, wie diese umgesetzt werden
können." Den Strukturwandel erfolgreich zu gestalten, sagte Löttgen,
sei eine "Gemeinschaftsaufgabe", bei der Versöhnung statt Spaltung
gefragt sei. Die Landesregierung habe u. a. 123 Sofortmaßnahmen
vorgelegt, aus denen wichtige Impulse für die Region ersichtlich
würden - zur Förderung der Wirtschaft, Infrastruktur und
Daseinsvorsorge sowie von Wissenschaft und Innovation.

Die Äußerungen des Ministerpräsidenten wertete Monika Düker,
Fraktionsvorsitzende der Grünen, als "Politikverweigerung": "Sie sind
nicht dafür gewählt worden, alles nach Berlin zu delegieren und RWE
das Feld zu überlassen." Sie forderte Laschet zu einer Kehrtwende in
der Energiepolitik auf, beispielsweise die Windenergie zu
"entfesseln". Die Landesregierung solle aktiv daran mitarbeiten, bis
zum Jahr 2022 3.000 Megawatt Leistung von Kohlekraftwerken aus dem
Markt zu nehmen. Sie solle auch Klarheit für die Menschen in den
Umsiedlungsgebieten schaffen und einen klaren Bestandsschutz für den
Hambacher Wald aussprechen.

FDP-Fraktionschef Christof Rasche sprach von "gewaltigen
Aufgaben, aber auch einer Riesenchance für die Region". Kein einziges
Industrieland setze sich so hohe Klimaziele und steige gleichzeitig
aus der Kohleförderung und der Atomkraft aus. Der Ausstieg müsse
finanziert werden. Es gelte, das Geld für Innovationen und
Infrastruktur zu verwenden: "Da entsteht ein richtiges
Zukunftsbudget." Rasche warnte: Selbst wenn es bis 2030 gelinge,
65 Prozent der Energie aus erneuerbaren Ressourcen zu erzeugen, bleibe
die Frage, woher die restlichen 35 Prozent der Energie kommen sollen.

"Sie wollen den nächsten Strukturwandel erzwingen, nachdem der erste
größtenteils gescheitert ist", warf Christian Loose (AfD) der
Landesregierung vor. Sie verrate und verkaufe den innovativen
Fortschritt des Landes, denn der gehe mit der Stilllegung moderner
Kraftwerke verloren - "alles für ihre Klimaziele", verwies der
Abgeordnete auf Kanzlerin Merkel. "Wind und Solar können kein einziges
Grundlast-Kraftwerk ersetzen", gab er zu bedenken. Zudem bringe der
deutsche Kohleausstieg keinen Effekt: China und Indien könnten im
Gegenzug Kraftwerkskapazitäten ausbauen und mehr CO2 ausstoßen
- sanktionslos.


Die Unterrichtung des Ministerpräsidenten trug den Titel
 "Klima schützen, Wohlstand und Beschäftigung sichern - Mit der
 Versöhnung von Ökologie und Ökonomie stärken wir das Industrieland
 Nordrhein-Westfalen". Der anschließenden Debatte lagen ein Antrag
 der Grünen-Fraktion (17/5050) sowie ein Entschließungsantrag von
 CDU und FDP (17/5179), ein Antrag der SPD-Fraktion (17/5059) und
 ein Entschließungsantrag von CDU und FDP (17/5180) sowie ein Antrag
 der AfD-Fraktion (17/5075) zugrunde.



 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5082: Marie Curie als Inspiration für moderne Frauenrechtlerinnen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 12.03.2019

Diskussionsveranstaltung: Marie Curie als Inspiration für moderne
Frauenrechtlerinnen



"Starke Frauen": Frauenministerin Anne Spiegel und Drehbuchautorin Dr.
Andrea Stoll sprechen auf Einladung der GRÜNEN Landtagsfraktion vor
rund 90 Besucherinnen und Besuchern über Frauenrechte.

Rund 90 Gäste, die meisten davon Frauen, waren am Montagabend der
Einladung der Landtagsfraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gefolgt, sich
gemeinsam mit der rheinland-pfälzischen Frauenministerin Anne Spiegel
und der Drehbuchautorin Dr. Andrea Stoll im Institut Français unter
dem Titel "Starke Frauen" über Frauenrechte auszutauschen. Roter Faden
des von der Parlamentarischen Geschäftsführerin der Fraktion, Pia
Schellhammer, moderierten Gesprächs war die Vita der zweifachen
Nobelpreisträgerin Marie Curie. Deren Leben ist auch das Thema des
Filmes "Marie Curie" von Dr. Andrea Stoll, der im Anschluss an die
Diskussion im vollbesetzten Kinosaal des CinéMayence gezeigt wurde.

Bereits im Grußwort der frauenpolitischen Sprecherin der Fraktion,
Jutta Blatzheim-Roegler, wurde deutlich, dass das Ziel einer
Gleichstellung von Frauen in Gesellschaft und Beruf, Politik und
Wissenschaft auch im Jahr 2019 noch in weiter Ferne liegt. "Wir feiern
in diesem Jahr 100 Jahre Frauenwahlrecht, aber noch immer sind in den
Parlamenten viel mehr Männer als Frauen vertreten. Frauen bekommen
weniger Geld als ihre männlichen Kollegen, arbeiten allzu oft im
Niedriglohnsektor, sind häufiger von Altersarmut betroffen und ihre
Durchsetzungsfähigkeit wird immer wieder infrage gestellt. Das zeigt,
dass Frauen in unserer Gesellschaft nach wie vor strukturell
benachteiligt werden und dass die Frauenbewegung noch lange nicht am
Ziel angekommen ist. Immerhin dokumentieren öffentliche Debatten
wie #metoo, dass die Frauenbewegung stark ist und Frauen weiterhin für
ihre Rechte eintreten."

Besonders im Umfeld von Film und Fernsehen, wo die #metoo-Debatte
ihren Ursprung hat, habe sie große Wellen geschlagen, betonte auch Dr.
Andrea Stoll - und es sei gut, dass damit endlich der in der Branche
allgegenwärtige Sexismus thematisiert werde. Zum Thema Sexismus nicht
länger zu schweigen, ist auch einer der Schwerpunkte der Kampagne
LAUT♀STARK des Frauenministeriums, die Dr. Stoll als
Botschafterin unterstützt. Neben mehr Gleichberechtigung im Beruf
forderte Frauenministerin Spiegel mehr Gleichberechtigung in den
Familien, in denen auch die Männer Verantwortung für Haushalt und
Kindererziehung übernehmen müssten.

"Weibliche Vorbilder wie Marie Curie, die sich trotz aller
Widrigkeiten als Wissenschaftlerin im Patriarchat behauptet hat, geben
Mut. Nichtsdestotrotz: Der Kampf für Frauenrechte und eine
Gleichstellung, die den Namen verdient, ist so aktuell wie eh und je",
so Jutta Blatzheim-Roegler.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. März 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





THÜRINGEN/096: Thüringer Landtagskurier Ausgabe 2/2019


THÜRINGER LANDTAGSKURIER - Ausgabe 2/2019

Aus dem Plenum und den Ausschüssen



Festakt zu 100 Jahre Weimarer Reichsverfassung

Am 6. Februar 2019, genau 100 Jahre nach der Eröffnung der
Nationalversammlung im Deutschen Nationaltheater in Weimar, würdigten
Vertreter der Bundes- und Landespolitik, der Kirchen und des
konsularischen Corps gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern der
Stadt Weimar das Verfassungsjubiläum mit einem großen Festakt.

Zu Beginn begrüßten Landtagspräsidentin Birgit Diezel,
Ministerpräsident Bodo Ramelow und der Oberbürgermeister der Stadt
Weimar, Peter Kleine, die geladenen Mandatsträger bei ihrer Ankunft
auf dem Herderplatz. Im Anschluss ging es gemeinsam mit fast 600
Gästen in die Stadtkirche St. Peter und Paul zu einem ökumenischen
Gottesdienst, der das Jubiläum eröffnete. Im Anschluss zogen die
Spitzen der Landes- und Bundespolitik zum Wittumspalais in der
Innenstadt weiter. Hier trugen sich neben der Landtagspräsidentin und
dem Ministerpräsidenten auch die Vertreter des Bundes -
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier, Bundestagspräsident Wolfgang
Schäuble, Bundeskanzlerin Angela Merkel sowie Bundesratspräsident
Daniel Günther - in ein Gedenkblatt zur Erinnerung an das Jubiläum
ein. Die Feiern in Weimar erreichten ihren Höhepunkt mit dem Festakt
im Deutschen Nationaltheater am Nachmittag, an dem ca. 800 Gäste
teilnahmen. Landtagspräsidentin Diezel und Ministerpräsident Ramelow
begrüßten hier die Gäste mit einer szenischen Lesung von
Originalzitaten einiger Teilnehmer der Weimarer Nationalversammlung.
In ihrer Rede erinnerte Präsidentin Diezel an den wichtigen
demokratischen wie auch föderalen Impuls, der von der Weimarer
Verfassung ausging und in unserer kommunalen, regionalen und
Ländervielfalt bis heute fortlebt. Nach der Ansprache von
Ministerpräsident Bodo Ramelow würdigte Bundespräsident Steinmeier in
seiner Festrede die demokratisch-republikanischen Grundlagen, die die
Weimarer Verfassung gelegt hat und die bis heute tragend sind. Nachdem
die Nationalhymne im Saal verklungen war, rundete ein Empfang im Foyer
des Nationaltheaters die Feierlichkeiten ab.

 * 

AUS DEM LANDTAG

Landtagspräsidentin Diezel eröffnet Festakt "100 Jahre Weimarer
Reichsverfassung"

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Frauen und Männer, die sich vor genau 100 Jahren in diesem
ehrwürdigen Haus versammelten, ließen die Idee eines demokratischen
Verfassungsstaates auf deutschem Boden zum ersten Mal lebendig werden.
Sie versammelten sich in einer Zeit größter Not und tiefgreifender
Umbrüche - und gestalteten einen demokratischen Aufbruch. Damit wurde
die Stadt Weimar, die zu jener Zeit nur knapp 37.000 Einwohner zählte,
das politische Zentrum Deutschlands.

Selbstredend waren die Gründe dafür vielfältig. Sicherheitspolitische
Erwägungen und die geografische Mittellage sprachen für Weimar. Aber
die Stadt war vor allem - und ist es, wie ganz Thüringen, bis heute -
ein Zentrum deutscher Kultur und ein Spiegel europäischer Einflüsse.
Folglich bot Weimar, die Stadt der Klassik und des Bauhauses, einen
überaus passenden Rahmen, um die Vielfalt der deutschen Länder und die
verschiedenen landsmannschaftlichen Prägungen in eine demokratische
Verfassung zu gießen.

Bis heute ist die Vielfalt unserer Regionen und die Eigenständigkeit
der Länder ein Kernelement deutscher Staatlichkeit. Länder und
Regionen bleiben eine Kraftquelle unserer Entwicklung und gleichzeitig
Bewahrer des Vertrauten. Hier wird staatliches Handeln greifbar und
nachvollziehbar. Und das ist eine unabdingbare Voraussetzung für die
Tragfähigkeit und die Akzeptanz demokratischer Entscheidungen auch auf
nationaler Ebene. Deshalb lassen Sie uns gemeinsam die Vielfalt der
Länder, der Regionen und der Kommunen hochhalten. Auch wenn die damit
im politischen Gefüge einhergehenden Prozesse gelegentlich viel Kraft
und Geduld erfordern. Eine auf gemeinsames Handeln ausgerichtete
Balance zwischen Europa, Bund und Ländern ist grundlegend für unsere
freiheitliche Ordnung. Über Jahrhunderte entwickelte sich in
Deutschland und Europa ein ganz spezifisches Bewusstsein der Einheit
in Vielfalt. Dieses Selbstverständnis bleibt auch künftig von
unschätzbarem Wert für unsere Demokratie.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Landtagspräsidentin Birgit Diezel und Ministerpräsident Bodo Ramelow
eröffnen im Deutschen Nationaltheater den Festakt anlässlich des
100-jährigen Jubiläums des Zusammentritts der Verfassungsgebenden
Deutschen Nationalversammlung und der Entstehung der Weimarer
Reichsverfassung

- "Zukunft - Hoffnung - Zuversicht": Ökumenischer Gottesdienst mit
fast 600 Besuchern in der Stadtkirche St. Peter und Paul
(Herderkirche) in Weimar.

 * 

AUSSTELLUNGEN IM LANDTAG

Figurationen und Handschriften 1970 - 2019

Erfurter Bildhauer Lutz Hellmuth stellt im Landtag aus

Seit den frühen 1970er Jahren gehört der in Erfurt tätige Bildhauer
und Plastiker Lutz Hellmuth mit seiner prägnanten künstlerischen
Handschrift und Qualität zu den weit über Thüringen hinaus präsenten
Künstlern der Gegenwart. Hellmuth akzentuiert und prägt seit
Jahrzehnten mit seinen Skulpturen und Plastiken den öffentlichen Raum.
Aufträge hierfür erhielt er von zahlreichen Thüringer Städten, aber
auch aus verschiedenen europäischen Ländern sowie von Privatsammlern
in Deutschland und in der Schweiz.

Vom 13. März 2019 an würdigt ihn der Thüringer Landtag mit einer
Retrospektive seines Schaffens von 1970 bis 2019. Es wird nach seiner
viel beachteten Ausstellung im Kreuzgang des Augustinerklosters Erfurt
im Jahre 2013 die umfänglichste Werkpräsentation des Künstlers sein.

Die Ausstellung "Lutz Hellmuth. Figurationen-Handschriften 1970-2019"
wird bis zum 22. April 2019 im Thüringer Landtag gezeigt.

Der Eintritt ist frei. Die Ausstellung hat montags bis freitags von 8
bis 18 Uhr geöffnet. (Am Wochenende nach Vereinbarung.)


Die Reichskanzler der Weimarer Republik - Zwölf Lebensläufe
in Bildern

An das 100-jährige Bestehen der Weimarer Reichsverfassung erinnerte
der Thüringer Landtag auch mit der Ausstellung der
Reichspräsident-Friedrich-Ebert-Stiftung aus Heidelberg "Die
Reichskanzler der Weimarer Republik - Zwölf Lebensläufe in Bildern".
Bei der Vernissage verwies Landtagspräsidentin Birgit Diezel auf die
Eröffnung der Deutschen Nationalversammlung am 6. Februar 1919 und auf
die wenige Tage später stattfindenden Feierlichkeiten in Weimar.
Zwischen der Eröffnung der Nationalversammlung in Weimar am 6. Februar
1919 und der Machtergreifung Hitlers am 30. Januar 1933 haben zwölf
Reichskanzler die Weimarer Republik regiert. Aufgrund ihrer kurzen
Amtszeit sind sie zu Unrecht in Vergessenheit geraten. Mit zwölf
Lebensläufen in Bildern erinnert die
Reichspräsident-Friedrich-Ebert-Stiftung in Heidelberg an Philipp
Scheidemann, Gustav Bauer, Herrmann Müller, Constantin Fehrenbach,
Joseph Wirth, Wilhelm Cuno, Gustav Stresemann, Wilhelm Marx, Hans
Luther, Heinrich Brüning, Franz von Papen und Kurt von Schleicher. In
den höchst unterschiedlichen Biografien dieser Ausstellung spiegelt
sich die deutsche Geschichte vom Kaiserreich bis in die Bundesrepublik
Deutschland. Noch bis einschließlich 3. März wird die Ausstellung im
Thüringer Landtag zu sehen sein. Ein Begleitheft zur Ausstellung ist
zum Preis von 7,50 Euro ebenfalls im Landtag erhältlich. Umfangreiche
Einblicke in vierzehn Jahre Weimarer Republik und die Biografien ihrer
zwölf Reichskanzler bietet ein ebenfalls zu der Ausstellung
herausgegebener Bildband, der im Droste Verlag erschienen ist.


Beste "PresseFotos Hessen-Thüringen 2018" im Landtag

Am 15. Januar 2019 eröffnete Landtagspräsidentin Birgit Diezel
gemeinsam mit der Vorsitzenden des Deutschen Journalisten-Verbandes
Thüringen, Heidje Beutel, die Ausstellung "PresseFoto Hessen-Thüringen
2018".

Zum 12. Mal machte die Schau der Siegerarbeiten des Wettbewerbs im
Landtag Station. Zu den Siegern zählten unter anderem die Thüringer
Fotojournalisten Sascha Fromm, Volker Hielscher und Jens Meyer.

 * 

AUS DER ARBEIT DER AUSSCHÜSSE

"Die Welt spricht Kindergarten" im Petitionsausschuss

Kindergarten! Kindertagesbetreuung! Kindertageseinrichtung! Der
Petitionsausschuss im Thüringer Landtag hat unlängst in seiner Sitzung
beschlossen, eine öffentliche Anhörung zur Petition "Die Welt spricht
KINDERGARTEN" durchzuführen. Mit der Petition soll erreicht werden,
den Begriff "Kindergarten" wieder in den offiziellen Sprachgebrauch
einzuführen. Die Unterstützer der Petition setzen sich insbesondere
dafür ein, die Begriffe "Kindertagesbetreuung" oder
"Kindertageseinrichtung" im öffentlichen Sprachgebrauch, z.B. in
Gesetzestexten oder Bildungsplänen, durch den ursprünglichen Begriff
"Kindergarten" zu ersetzen.

Die Petition wurde auf der Petitionsplattform des Thüringer Landtags
veröffentlicht und von rund 900 Bürgerinnen und Bürgern unterstützt.
Das erforderliche Quorum von 1.500 Petenten für eine Anhörung wurde
jedoch nicht erreicht. Angesichts des öffentlichen Interesses bei den
Bürgerinnen und Bürgern hat sich der Petitionsausschuss ausnahmsweise
verständigt, dennoch eine öffentliche Anhörung durchzuführen. Das
Thüringer Petitionsgesetz lässt diese Option zu.

Der Petitionsausschuss weist allerdings nachdrücklich darauf hin, dass
die auf privaten Petitionsplattformen gesammelten Unterschriften mit
Blick auf ein mögliches parlamentarisches Petitionsverfahren ohne
jegliche Bedeutung sind. Private Petitionsportale können
interessierten Bürgerinnen und Bürgern lediglich ein weiteres Werkzeug
an die Hand geben, Unterstützer für ein bestimmtes Anliegen zu
gewinnen. Damit diese Anliegen aber nicht leer laufen, muss gezielt
der Weg in das parlamentarische Petitionsverfahren gesucht werden. Wer
also eine parlamentarische Prüfung seiner Petition erreichen möchte,
gegebenenfalls sogar im Rahmen einer öffentlichen Anhörung, sollte
daher auf jeden Fall die Petitionsplattform des Landtags
(www.petitionen-landtag.thueringen.de) nutzen. Der Termin für die
öffentliche Anhörung wird zeitnah bekannt gegeben. Der
Petitionsausschuss ist zuständig, wenn Eingaben Entscheidungen von
Landesbehörden oder anderen Stellen betreffen, die der Aufsicht des
Freistaats Thüringen unterliegen. Der Petitionsausschuss befasst sich
beispielsweise mit sozialen Angelegenheiten, Kommunalabgaben,
Umweltproblemen, Fragen der öffentlichen Ordnung oder baurechtlichen
Angelegenheiten. Der Ausschuss nimmt auch Anregungen zur Änderung von
Landesgesetzen entgegen. Privatrechtliche Angelegenheiten wie
beispielsweise Mietstreitigkeiten kann der Petitionsausschuss nicht
überprüfen. Im Thüringer Petitionsausschuss sind alle im Landtag
vertretenen Fraktionen repräsentiert. Ausschussvorsitzender ist der
Landtagsabgeordnete Michael Heym.

Die nächste Bürgersprechstunde des Petitionsausschusses findet am
Dienstag, 12. März 2019 im Landratsamt Sonneberg, Bahnhofstraße 66,
96515 Sonneberg statt.







Barrierefreie Anhörung im Sozialausschuss

Ein absolutes Novum fand am 24. Januar 2019 im Ausschuss für Arbeit,
Soziales und Gesundheit des Thüringer Landtags statt. In der
öffentlichen Anhörung zum Maßnahmenplan der Landesregierung zur
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention wurde die Sitzung in
voller Länge von Gebärdensprachdolmetschern übersetzt und durch
Schriftdolmetscher mit Untertiteln unterlegt. Die Anhörung konnte
zudem live im Internet mitverfolgt werden. Die Ausschusssitzung war
damit auch für Menschen mit Seh- oder Hörbeeinträchtigungen
zugänglich. In der Sitzung waren insgesamt 18 Thüringer Vereine,
Verbände und Arbeitsgruppen eingeladen, um zu den konkreten Zielen und
Einzelmaßnahmen des Maßnahmenplans Stellung zu nehmen.

Zum weiteren Verlauf der Beratung zum Maßnahmenplan in Drucksache
6/6119 sowie zu allen weiteren parlamentarischen Beratungen können
sich interessierte Bürger auch in der Parlamentsdokumentation des
Thüringer Landtags unter www.parldok.thueringen.de informieren.







Inklusion an Thüringer Schulen im Mittelpunkt

Am 7. Februar 2019 fand im Plenarsaal des Thüringer Landtags die
mündliche Anhörung des Ausschusses für Bildung, Jugend und Sport zu
dem Gesetzentwurf der Landesregierung zum Thüringer Gesetz zur
Weiterentwicklung des Schulwesens vom 29. November 2018 statt.
Innerhalb von 16 Stunden wurde bis 1:00 Uhr nachts mit 30 Anzuhörenden
der Gesetzentwurf ausführlich diskutiert.

Aufgrund des großen Interesses daran, der Anhörung als Teilnehmer oder
auch als Zuschauer beizuwohnen, musste zeitweise das Geschehen im
Plenarsaal in andere Räumlichkeiten übertragen werden, da die Plätze
auf der Zuschauertribüne nicht mehr ausreichten. Angehört wurden neben
den kommunalen Spitzenverbänden unter anderem der Beauftragte der
Landesregierung für Menschen mit Behinderungen,
Gewerkschaftsvertreter, Vertreter der Handwerkskammern und der IHK,
Eltern- und Schülervertreter, verschiedene Lehrerverbände,
Universitätsprofessoren und Vereine zur Förderung von Kindern mit
Behinderungen. Insbesondere die Kommunalen Spitzenverbände nutzen die
Gelegenheit, um ausführlich mündlich Stellung zu nehmen und Bedenken
vorzubringen.

Die Anzuhörenden hinterfragten vor allem die Festlegungen zu den
Schul- und Klassengrößen sowie die Kooperationsregelungen. Des
Weiteren wurde von einigen Anzuhörenden angemerkt, dass die
Kostenfolgen des Gesetzentwurfs noch nicht absehbar seien. Ebenso
wurde die Befürchtung geäußert, dass die neuen Regelungen zu
Schulschließungen führen könnten.

Andererseits wurde vielfach der Notwendigkeit zugestimmt, im Rahmen
eines neugefassten Schulgesetzes mit strukturellen Veränderungen das
Bildungswesen in Thüringen zukunftsfest zu gestalten. Vornehmlich
wurde auch das Anliegen, mit dem Gesetzentwurf das Förderschulgesetz
in das Schulgesetz zu integrieren und dadurch die Inklusion an den
Thüringer Schulen voranzutreiben, von vielen Anzuhörenden begrüßt, um
damit den Vorgaben der UN-Behindertenrechtskonvention gerecht zu
werden. Mehrere Anzuhörende wiesen auch darauf hin, dass dennoch eine
Förderung von Schülerinnen und Schülern mit besonderem Förderbedarf
weiterhin gewährleistet werden müsse.

Ergänzend zu der mündlichen Anhörung führt der Ausschuss für Bildung,
Jugend und Sport eine schriftliche Anhörung durch, in deren Rahmen
noch weitere Anzuhörende zu Wort kommen können. Das ausführliche
Anhörungsverfahren soll den Abgeordneten eine umfassende
Entscheidungsgrundlage bieten sowie möglichst vielen Betroffenen und
Beteiligten die Gelegenheit einräumen, sich in dem
Gesetzgebungsverfahren im Landtag einbringen zu können.

 * 

AUS DEM LANDTAG

Landtag auf der Internatinalen Grünen Woche in Berlin

Auch in diesem Jahr war die Vielfalt der Thüringer Landwirtschaft auf
der Internationalen Grünen Woche in Berlin zu erleben. Davon konnten
sich die vielen Besucher der Messe wie auch die Mitglieder des
Landwirtschaftsausschusses des Thüringer Landtags sowie
Landtagspräsidentin Birgit Diezel überzeugen. An den Ständen der 45
Thüringer Aussteller gab es wie gewohnt eine breite Palette
kulinarischer Genüsse aus dem Freistaat zu erleben.

Zwischen Verbänden, Landwirten und internationalen Gästen bot sich
aber auch Gelegenheit zum Austausch über aktuelle Fragen der
Agrarwirtschaft. Landtagspräsidentin Birgit Diezel sagte hierzu: "Die
Land- und Ernährungswirtschaft zählt zu den wichtigen Säulen des
Wirtschaftsstandorts Thüringen. Ihre Leistungskraft garantiert ein
hochwertiges Angebot an heimischen Produkten und leistet einen
erheblichen Beitrag zur Wertschöpfung im Freistaat."

Neben den 1750 Ausstellern auf der Grünen Woche, u.a. aus dem
diesjährigen Partnerland Finnland, war die Thüringer Landwirtschaft
wieder mit einem Gemeinschaftsstand auf ca. 2000 Quadratmetern
vertreten.


Fortsetzung der Vorlesungsreihe mit Norbert Lammert und
Karola Wille

Unter dem Titel "Medien. Demokratie. Bildung." setzten der Thüringer
Landtag, die Universität Erfurt und die Mediengruppe Thüringen auch im
neuen Jahr ihre gemeinsame Vortragsreihe fort. Am 10. Januar 2019
referierte die Intendantin des Mitteldeutschen Rundfunks, Prof. Dr.
Karola Wille, im Plenarsaal des Landtags zu den neuen und sich immer
rascher wandelnden Formen der Mediennutzung. Wille betonte, dass durch
die Fülle von neuen und freien Informationskanälen im Internet die
Manipulierbarkeit von Informationen deutlich zugenommen habe.
Traditionelle Medien stünden daher vor der Herausforderung, im
Onlinebereich ein Gegengewicht zu schaffen und gerade das digitale
Angebot an Qualitätsjournalismus auszubauen. Bundestagspräsident a.D.
Prof. Dr. Norbert Lammert setzte die Reihe am 31. Januar 2019 an der
Universität Erfurt fort. In seinem Vortrag "Wer vertritt das Volk?"
kam Lammert auf aktuelle Herausforderungen der demokratischen
Repräsentation in Deutschland und Europa zu sprechen. Hinsichtlich der
oftmals geäußerten Kritik an der derzeitigen Debattenkultur sagte
Lammert, "Streit muss sein. Solange wie es in einer Gesellschaft auch
nur ein Mindestmaß an individueller Freiheit gibt, wird in ihr
gestritten werden." Schließlich "erhebe die Demokratie nicht den
Anspruch den Streit zu vermeiden, sondern ihn auszutragen." Die
Vortragsreihe stieß auch im neuen Jahr auf große Resonanz in Plenar-
und Hörsaal und wird in einem weiteren Teil mit einer Vorlesung des
Bundesministers a.D. Dr. Thomas de Maizière fortgesetzt. Der genaue
Termin sowie die Möglichkeit zur Anmeldung werden demnächst auf der
Homepage des Thüringer Landtags unter www.thueringer-landtag.de
bekanntgegeben.

 * 

AUS DEN AUSSCHÜSSEN

Holocaust-Gedenkstunde im Plenarsaal des Thüringer Landtags

In einer Gedenkstunde am 25. Januar 2019 gedachten die Mitglieder des
Thüringer Landtags gemeinsam mit der Jüdischen Landesgemeinde der
Opfer des Holocaust während der nationalsozialistischen Diktatur. Die
Überlebenden des Konzentrationslagers in Buchenwald Eva Pusztai,
Günter Pappenheim und Heinrich Rotmensch nahmen als Ehrengäste an der
Veranstaltung teil. In ihren einleitenden Worten bedankte sich
Landtagspräsidentin Birgit Diezel bei den Zeitzeugen für ihr Kommen,
gerade vor dem Hintergrund der schrecklichen Erinnerungen. In
Anberacht neuer antisemitischer Übergriffe in Deutschland und Europa
erklärte Diezel: "Wir verurteilen jede Form des Antisemitismus und
werden als demokratische Gesellschaft jedem entgegentreten, der daran
Zweifel aufkommen lässt." In einer anschließenden Gedenkrede erinnerte
der Journalist und Historiker Götz Aly an die ideologischen
Wegbereiter des Nationalsozialismus im damaligen Thüringen und
beleuchtete die Rolle der Wehrmacht am Holocaust. Zur historischen
Einordnung des Kriegsendes und der Befreiung vom Nationalsozialismus
sagte Aly: "Auch wenn wir Heutigen es selten aussprechen, begreifen
wir den Mai 1945 doch weit überwiegend als den Beginn der
menschlichen, kulturellen und politischen Wiedergeburt unseres
Landes." Nach einem Gespräch zwischen den anwesenden Zeitzeugen und
Schülern der Wieratalschule Langenleuba-Niederhain fand am Nachmittag
eine Kranzniederlegung auf dem ehemaligen Appellplatz der Gedenkstätte
Buchenwald zu Ehren der Opfer des Nationalsozialismus statt.

 * 

Die CDU-Fraktion im Thüringer Landtag
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Mohring: "Unterstützt wird nur, wer integrationswillig ist"

Die CDU-Landtagsfraktion will per Gesetz die Integration von Migranten
fördern. "Unser Integrationsgesetz zielt auf eine staatliche Förderung
all jener ab, die länger bei uns leben werden. Es fordert vom
Migranten zugleich den Willen zur Integration ein", so
CDU-Fraktionschef Mike Mohring. Die Union erwarte den Respekt vor den
Grundwerten der Verfassung, gesetzestreues Verhalten und den Willen
zur Teilnahme an Arbeitsund gesellschaftlichem Leben. "Voraussetzung
für die Integration ist aber der Spracherwerb, den Thüringen laut
unseres Gesetzentwurfs bis zu sechs Jahre lang fördern soll", so
Mohring. In individuellen Vereinbarungen sollen Schritte zur
Integration verbindlich festgelegt werden. Wer sie nicht einhalte,
könne zu Schulungen etwa zu Kultur, Religionsfreiheit und Fragen der
Gleichberechtigung von Mann und Frau im Gastland verpflichtet werden.
Auch Geldstrafen und Leistungskürzungen seien denkbar, so Mohring.







Chance vertan, rechte Szene zu schwächen

Gemeinsam mit der AfD-Fraktion hat Rot-Rot-Grün im Thüringer Landtag
einen Entwurf der CDU-Fraktion für ein Thüringer Versammlungsgesetz
abgelehnt. Das hatte unter anderem zum Ziel, Rechtsrockkonzerte zu
verhindern. "Die Linkskoalition hat die Chance vertan, gemeinsam mit
der CDU-Fraktion nach Wegen zu suchen, der tiefbraunen
Gelddruckmaschine den Strom abzustellen", sagte dazu der
parlamentarische Geschäftsführer der CDU-Landtagsfraktion, Jörg
Geibert. Zuvor hatten Linke, Grüne, SPD und AfD gegen die sonst in
solchen Fällen übliche Ausschussüberweisung gestimmt.

Mit ihrem Gesetzentwurf steht die CDU-Fraktion in guter Tradition mit
fünf Bundesländern, die bereits eigene Versammlungsgesetze beschlossen
haben. Mit Hinweis auf die Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts zur Love-Parade machte Geibert deutlich,
dass der Grad der Kommerzialisierung einer Veranstaltung ein Kriterium
sein kann, ob diese tatsächlich als Versammlung einzustufen und
entsprechend zu genehmigen ist. Demnach muss bei als Versammlung
angemeldeten Veranstaltungen die öffentliche Meinungsbildung im
Vordergrund stehen. "Wir wollen verhindern, dass Rechtsextremisten
hier unter dem Deckmantel der Versammlungsfreiheit mit kommerziellen
Veranstaltungen Kasse machen können. Leider zeigt sich Rot-Rot-Grün
nicht einmal bereit, über diese Möglichkeit auch nur zu diskutieren,"
so Geibert.







"Nachhaltige Finanzpolitik sieht anders aus"

Die CDU-Fraktion im Thüringer Landtag kritisiert die Finanzpolitik der
Regierung Ramelow als verlorene Jahre für Thüringen. "Trotz
Rekordeinnahmen für die Landeskasse sollen 2020 nur 65 Millionen Euro
an Schulden getilgt werden", sagte der haushaltspolitische Sprecher
der CDU-Landtagsfraktion, Maik Kowalleck (Foto), im Landtag. Die
rot-rot-grüne Landesregierung gebe das Geld mit vollen Händen in einer
finanzpolitischen Geisterfahrt aus. Daher könne ein ausgeglichener
Etat nur vorgelegt werden, indem die noch angesparten Rücklagen des
Freistaats bis Ende 2020 aufgebraucht würden. 2017 habe die Rücklage
noch mehr als 1,3 Milliarden Euro betragen. Angesichts der sich
eintrübenden Konjunktur könne dieser Haushalt nur als
Schönwetterhaushalt angesehen werden. "Nachhaltigkeit in der
Finanzpolitik sieht jedenfalls anders aus", so Kowalleck.



CDU-Fraktion fordert besseren Schutz vor Hackern

Die CDU-Landtagsfraktion fordert einen besseren Schutz von Bürgern und
Unternehmern vor Cyberkriminalität. "Die entsprechenden personellen
Kapazitäten im Verfassungsschutz und Landeskriminalamt gehören massiv
aufgestockt", so der CDU-Innenpolitiker Raymond Walk. Ohne
ausreichendes Personal werde Thüringen Hackern, der
Wirtschaftsspionage und Internet-Kriminellen schutzlos ausgeliefert.

Die Energieversorgung, unsere Telekommunikationssysteme aber etwa auch
Talsperren oder Landesrechenzentrum müssen laut Walk mit allen Mitteln
vor Angriffen auch aus dem Internet geschützt werden." Doch offenbar
lasse sich mehr Personal hierfür in einer linksgeführten
Landesregierung nicht durchsetzen. Walk erinnert in dem Zusammenhang
daran, dass die Linksfraktion im Landtag den Verfassungsschutz lieber
heute als morgen komplett abschaffen möchte.







Werkstätten für Behinderte erhalten

Die CDU-Fraktion im Thüringer Landtag warnt vor der flächendeckenden
Abschaffung von Behindertenwerkstätten im Land. Damit wendet sie sich
gegen Forderungen der "LIGA der Selbstvertretung Thüringen e.V." als
Dachverband der im Freistaat aktiven Behinderteneinrichtungen. Die
sozialpolitische Sprecherin der CDU-Fraktion im Landtag, Beate
Meißner, sagt: "In den Behindertenwerkstätten wird eine tolle Arbeit
geleistet. Das aufzugeben, wäre falsch und würde der auch von der
Union angestrebten Inklusion von benachteiligten Menschen
entgegenwirken."

Das Ziel einer Inklusion aller behinderten Arbeitnehmer auf dem ersten
Arbeitsmarkt sei unrealistisch, so Meißner. "Was ist mit den Menschen,
die in einer Behindertenwerkstatt ein passendes Angebot finden und
sich dort wohlfühlen? Ohne echte Chancen auf eine Inklusion in
Betriebe des ersten Arbeitsmarkts würden diese Menschen an den Rand
der Gesellschaft gedrängt werden."



Beauftragter für Datenschutz muss Fragen beantworten

Der Thüringer Datenschutzbeauftragte, Lutz Hasse, muss wegen einer
fragwürdigen Unternehmensumfrage dem Wirtschaftsausschuss im Landtag
Rede und Antwort stehen. Hasse hatte Ende 2017 etwa 17.000 Fragebögen
an Thüringer Firmen versendet. Die Unternehmen sollten mitteilen, in
welchem Umfang und mit wie vielen Mitarbeitern sie personenbezogene
Daten verarbeiten und wie sie den Informationspflichten nachkommen.
Nach Auffassung der CDU-Landtagsfraktion wurden die Unternehmen damit
aufgefordert, sich möglicherweise selbst zu belasten. Die
CDU-Wirtschaftsexperten Marcus Malsch und Mario Voigt kritisierten,
Hasse habe in dem Anschreiben an die Unternehmen eine Teilnahmepflicht
suggeriert, die gar nicht bestand.

 * 

Fraktion.DIE LINKE im Thüringer Landtag
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Wir gehen es an

Von Ute Lukasch, LINKE-Wohnungspolitikern

Wohnen ist ein Menschenrecht und keine Ware wie jedes andere
Wirtschaftsgut. Wohnen ist der bedeutendste Teil der Infrastruktur und
des Gemeinwesens.

Das ARD-Magazin Panorama hat offengelegt, dass in 64 Städten
Mieterinnen und Mieter mehr als 30 Prozent ihres Einkommens für Mieten
aufwenden. Wer in Jena wohnt zahlt 32,6 Prozent seines Einkommens für
die Miete, in Erfurt ist es genauso. Hier lag der Durchschnittslohn
2017 bei 1.926 Euro. In Jena sind es 2.081 Euro. Was bleibt da noch
netto übrig für Essen, Kinder, Kleidung Fahrgeld und, und, und ...

Wir fordern sozialen Wohnungsbau für alle, die ihn brauchen. Vor allem
auch für Rentnerinnen und Rentner. Denn fast jede zweite Rente in
Deutschland liegt unter 800 Euro. Da bleibt nach Abzug der Miete fast
nichts übrig. Wie sollen sich das die Seniorinnen und Senioren
beispielsweise in Erfurt oder Jena leisten können? Und da gibt es noch
mehr Kommunen in Thüringen, wo das der Fall ist.

Die Städte und Gemeinden in Thüringen, vor allem in den Brennpunkten,
sind aufgefordert, sich mit dafür zu engagieren, dass wir das Ziel des
sozialen Wohnungsbaus für alle, die ihn brauchen, auch erreichen. Und
dies ist auch unsere Aufgabe als Abgeordnete, denn das ist in unserer
Thüringer Verfassung fest verankert.

Der Jurist Peter Weber hat in seinem vielbeachteten Beitrag in der
Juristenzeitung deutlich aufgezeigt, wie es gehen kann.
Mietendeckelung ist Ländersache. Wir gehen es an.



Empfang unter bunten Schirmen und Regenbogenfahnen

Bunte Schirme, Regenbogenfahnen, freundliche Menschen und gute
Stimmung - der Festempfang der rot-rot-grünen Fraktionen am 23. Januar
im Landtag war eine rundum gelungene Veranstaltung. Es galt, das
"Landesprogramm für Akzeptanz und Vielfalt" zu feiern und die
AkteurInnen, die mit ihrer vorwiegend ehrenamtlichen Arbeit für
Vielfalt stehen, in den Vordergrund zu stellen. Dabei machten die
RednerInnen - unter ihnen Ministerin Heike Werner (LINKE) - auch
deutlich, dass es das Landesprogramm seit nunmehr einem Jahr gibt, ist
nur ein Etappensieg auf dem Weg zur selbstverständlichen Vielfalt
geschlechtlicher Identitäten, sexueller Orientierungen und
Beziehungsweisen. Insofern sei der Empfang auch eine Art
Zwischenkundgebung, so die Ministerin, die das Programm als eines der
ausdifferenziertesten der bisher existierenden 14 Landesprogramme
bezeichnete. Es ziele auf Veränderungen in der gesamten Gesellschaft.

Notwendig sind weitere Maßnahmen zur Überwindung diskriminierender
Regelungen und Verfahren, Aufklärungs- und Sensibilisierungsprojekte,
Vernetzungsstrukturen, Bildungsangebote und anderes mehr. Die im
Oktober vergangenen Jahres in der Schopenhauerstraße 21 in Weimar
eröffnete LSBTIQ*-Koordinierungsstelle leistet in diesem Sinne eine
wichtige Arbeit. Karola Stange, gleichstellungspolitische Sprecherin
der Linksfraktion, dankte ausdrücklich im Namen von Rot-Rot-Grün all
den Engagierten aus der Thüringer Zivilgesellschaft, aus den Vereinen,
Projekten und Initiativen.



Viel Zustimmung für den Weltkindertag als neuen Thüringer Feiertag


Bei einer Anhörung des Innenausschusses zum Gesetzentwurf der
Koalitionsfraktionen zur Einführung eines zusätzlichen Feiertages, des
Weltkindertags am 20. September, hatte es große Zustimmung gegeben.
Vertreter für Kinder und Jugendliche, wie die Landeselternvertretung
für Kindertagesstätten und der Kinderschutzbund, aber auch von
gewerkschaftlicher Seite, wie Ver.di, DGB und NGG, und UNICEF,
sprachen sich dafür aus. Dabei gehe es auch darum, für Kinderrechte
nach der UN-Kinderrechtskonvention zu sensibilisieren. "Viele Verbände
begrüßten insbesondere wegen der zunehmenden Arbeitsverdichtung die
kollektive Arbeitsunterbrechung, auch weil andere Länder längst über
deutlich mehr Feiertage als Thüringen verfügen", so der
LINKE-Innenpolitiker Steffen Dittes.

Bedenken von Vertretern der Wirtschaft wurde entgegnet, dass die
Thüringer Arbeitnehmer deutschlandweit am längsten arbeiten, bis zu
drei Wochen länger als in anderen Ländern, dass die Wirtschaft in
Ländern mit mehr Feiertagen auch floriere und dass die Beschäftigten
in Thüringen im Jahr 2017 rund 11,82 Millionen unbezahlte Überstunden
angehäuft haben. Bei einer durchschnittlichen Bruttolohnstunde von 20
Euro sind das etwa 236 Millionen Euro im Jahr, ein Betrag, der zu
großen Teilen längst der Wirtschaft geschenkt wurde.



Landeshaushalt 2020: Fortsetzung sozialer Politik in Thüringen


Der Entwurf für den Landeshaushalt 2020 steht nach Überzeugung der
Linksfraktion für eine gute Fortsetzung der Ära sozialer Politik in
Thüringen. "Das vorgelegte Zahlenwerk ist eine Demonstration der
zukunftspolitischen Handlungsfähigkeit dieser Landesregierung", sagt
der haushaltspolitische Sprecher der LINKEN, Ronald Hande, und
verweist auf Mehrausgaben in wichtigen Bereichen des öffentlichen
Lebens: Mehr Geld für Qualität und weniger Gebühren im Bereich der
Kindertageseinrichtungen, Stopp des Stellenabbaus im Lehrerbereich.
Damit könnten jetzt alle befristet eingestellten Lehrer entfristet und
auch die Vertretungsreserve ausgebaut werden.

Im Verlauf der parlamentarischen Haushaltsberatungen bis zur
Verabschiedung des Haushaltsplans am 13. Juni könnten noch Änderungen
vorgenommen werden. Wichtig sei aber, dass der eingeschlagene Weg
fortgesetzt und Planungssicherheit für alle Beteiligten erreicht
werde. Für die LINKE ist Kontinuität im Bereich der Investitionen von
besonderer Bedeutung. Gerade hier müsse noch viel nachgeholt und
korrigiert werden, was in den vergangenen Jahrzehnten liegengeblieben
sei. Der erneute Anstieg der Investitionsausgaben im kommenden
Haushalt sei möglich, weil die gute Steuereinnahmesituation dies
erlaube. "Auf diese Weise geben wir das vorhandene Geld denjenigen
zurück, die es erarbeitet haben, den Menschen im Freistaat Thüringen",
betont der LINKE-Politiker.

 * 
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Grundrente: Lebensleistungen anerkennen

Endlich ist die Debatte um eine Grundrente, die von der SPD seit
vielen Jahren geführt wird, auch in der breiten Öffentlichkeit
angekommen - sogar die Union beschäftigt sich neuerdings damit, dabei
hatte sie in den vergangenen Jahren alle Anstrengungen dazu
ausgebremst.

Mit ihrer aktuellen Stunde "Lebensleistungen anerkennen - Auswirkungen
der angestrebten Grundrente auf Thüringen" hat die SPD-Fraktion noch
einmal darauf hingewiesen, dass eine Grundrente besonders für die
Menschen in Ostdeutschland wichtig ist. Denn gerade hier können die
Beschäftigten nicht auf eine gerechte Rente setzen. Gründe sind zum
einen niedrige Löhne und zum anderen gebrochene Erwerbsbiografien.

"Die Grundrente ist mehr als ein Wahlkampfslogan. Für uns ist die
Grundrente schon seit langer Zeit ein Baustein, um Altersarmut zu
verringern", so die arbeitsmarktpolitische Sprecherin Diana Lehmann.
Es braucht eine starke gesetzliche Rente, die zwei Dinge in den Blick
nehmen muss: "Menschen dürfen im Alter nicht in Armut leben. Sie
sollen die Rente bekommen, die ihnen zusteht. Das bedeutet eine
Alterssicherung, die es ihnen ermöglicht, ein gutes Leben zu führen -
auch im Ruhestand. Gleiches muss für diejenigen gelten, die erst in 20
oder 30 Jahren in Rente gehen. Das ist auch eine Frage der
Generationengerechtigkeit", so Lehmann.


Transparente Verwaltung

Verständlich, prägnant und für alle offen, so sollen
Verwaltungsvorgänge in Thüringen künftig sein. Dafür soll das
Informationsfreiheitsgesetz durch ein modernes Thüringer
Transparenzgesetz abgelöst werden. Bürgerinnen und Bürgern soll damit
ein unkomplizierter und kostenfreier Informationszugang ermöglicht
werden. Unter anderem soll ihnen ein Portal Einblick in
Verwaltungsvorgänge erlauben.

Warum ist das wichtig?

Die Verwaltung ist ein Dienstleistungsbereich für Bürgerinnen und
Bürger. Deshalb haben sie auch das Recht, sich zu informieren - dafür
müssen sie bisher die Behörde vor Ort aufsuchen. "Mit einem
Transparenzportal im Internet entlasten wir die Verwaltung, die
wichtige Unterlagen von allgemeinem Interesse, wie Beschlüsse und
Verträge, einfach online stellen kann. Und wir entlasten die
Bürgerinnen und Bürger, die mit einem Klick die Informationen abrufen
können, ohne den Weg zur Behörde anzutreten", so die Sprecherin für
digitale Gesellschaft, Dorothea Marx, die betont, dass alle Vorgänge
unter Beachtung sämtlicher Datenschutzrichtlinien ablaufen werden.

Wie gut solche Transparenzportale von den Menschen aber auch Behörden
angenommen werden, zeigen die Bundesländer Rheinland-Pfalz und
Hamburg.


Vergabegesetz

Bürokratie wird abgebaut, der Aufwand reduziert und die Verfahren
werden vereinfacht - das sind die Ziele der Landesregierung bei der
Novellierung des Thüringer Vergabegesetzes. Denn das nützt vor allem
den kleinen und mittelständigen Unternehmen des Freistaates und trägt
zum Erhalt der thüringischen Unternehmens- und Wirtschaftsstrukturen
bei.

"Mit der Einführung des Bestbieterprinzips, nachdem nur das
Unternehmen, das den Zuschlag nach der Durchführung einer
Angebotsbewertung erhält, die erforderlichen Nachweise einreichen
muss, erleichtern wir kleinen Unternehmen das Teilnahmeverfahren. Das
wurde aus den vielen Anhörungen deutlich", so die
wirtschaftspolitische Sprecherin Eleonore Mühlbauer. Der im Entwurf
festgeschriebene vergabespezifische Mindestlohn unterstützt die
Arbeitnehmer*innen, die nicht von einem tariflichen Mindestlohn
profitieren. Zudem gibt das Gesetz allen tariflichen Regelungen
Priorität - Unternehmen mit Tarifverträgen erhalten Vorrang. Für die
Höhe des Mindestlohnes gibt es für ein Bundesland strenge Vorgaben der
Europäischen Union. Die 10,04 Euro, die Wirtschaftsminister Wolfgang
Tiefensee im Vergabegesetz festgeschrieben hat, sind rechtssicher.
"Für uns gilt ganz klar der Grundsatz: Lieber die 10,04 Euro
rechtssicher haben, als nur von 14 Euro zu träumen. Natürlich setzt
sich auch die SPD langfristig für eine Steigerung des Mindestlohns
ein. Das haben wir immer und das werden wir auch weiterhin. Aber eben
auf einem rechtssicheren Weg", so Mühlbauer.


Planungssicherheit

Rot-Rot-Grün trifft Vorsorge für die Zukunft des Freistaates
Thüringen. Mit der Einbringung des Landeshaushaltes 2020 wurde eines
deutlich: Bei einem Gesamtvolumen von rund 11,05 Mrd. Euro liegt das
Augenmerk auf einer ausgewogenen Mischung aus Tilgung, Vorsorge und
Investitionen. "Dieser Haushalt gestaltet Thüringen, gibt
Planungssicherheit für wichtige Projekte in den Bereichen Bildung,
Polizei aber auch in den Kommunen selbst", so der finanzpolitische
Sprecher Dr. Werner Pidde.

Damit unterstreicht R2G die solide und erfolgreiche Finanzpolitik
dieser Legislaturperiode. Dank guter wirtschaftlicher
Rahmenbedingungen kann Thüringen im kommenden Jahr rund 400 Millionen
Euro mehr ausgeben als 2019. Das eröffnet zusätzliche Spielräume, um
die wichtigen Herausforderungen Thüringens anzugehen. Gleichzeitig
kommt der Haushaltsentwurf erneut und das sechste Jahr in Folge ohne
neue Schulden aus, bei gleichzeitiger Tilgung alter Verbindlichkeiten.
"Die Schwarzmaler der vergangenen Jahre lagen daneben - nicht nur
knapp, sondern um Lichtjahre", so Pidde zu den von der Opposition
immer wieder prophezeiten Schreckensszenarien.

 * 
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AfD bringt Gesetzentwurf zur Harmonisierung des Schulbeginnes ein


"Uns ist wichtig, dass alle Kinder wach und ausgeschlafen am
Unterricht teilnehmen können - auch und gerade diejenigen, die
aufgrund längerer Fahrtwege und frühem Unterrichtsbeginn momentan sehr
früh das Haus verlassen müssen", erklärt die bildungspolitische
Sprecherin Wiebke Muhsal den Gesetzentwurf der Fraktion. Beginne der
Unterricht zu früh, wirke sich das negativ auf die Konzentrations- und
Leistungsfähigkeit der Schüler aus, das belegen sowohl
wissenschaftliche als auch pädagogische Studien. Wiebke Muhsal: "Eine
vom Kind und von den Schülern her gedachte Schulpolitik muss diese
Gegebenheiten ernst nehmen und die Organisation der Schulen
entsprechend gestalten." Durch einen späteren Unterrichtsbeginn werde
an den Thüringer Schulen ein besseres Lernklima geschaffen und
zugleich ein größerer Lernerfolg erzielt. Um dies tatsächlich zu
erreichen, solle der Unterrichtsbeginn durch den Landesgesetzgeber
geregelt werden. Eine Harmonisierung des Schulbeginns habe weitere
Vorteile, schließt Wiebke Muhsal: "Die allgemeine Festlegung des
Unterrichtsbeginns ermöglicht auch eine Anpassung des ÖPNV. Ein
späterer Unterrichtsbeginn als der bisher übliche entspannt außerdem
den Lebensalltag von Schülern und Eltern."



Die Landesregierung hat keinen wirtschaftspolitischen Kompass

Zur Novellierung des Thüringer Vergabegesetzes sagt Björn Höcke,
Vorsitzender der AfD-Fraktion im Thüringer Landtag: 

"Der deutsche Staat ist auch in der Wirtschaftspolitik zu einer Krake
geworden, die sich in viele Bereiche des Wirtschaftslebens einmischt,
in denen sie nichts zu suchen hat. Wir von der AfD setzen uns für
einen schlanken Staat ein, der seine Bürger eben nicht bevormundet,
sondern sich auf das Notwendige beschränkt." Diesem Ansatz werde die
rot-rot-grüne Novellierung des Thüringer Vergabegesetzes nicht
gerecht. Der zunehmende Wust an vergabefremden Kriterien für
öffentliche Aufträge führe zu einem immer größer werdenden
Zielkonflikt zwischen der Maßgabe des Prinzips der Wirtschaftlichkeit
in der Beschaffung und den sogenannten 'strategischen - also
vergabefremden - Beschaffungszielen'. Schon heute existiere eine kaum
noch durchschaubare Fülle von Regeln und Normen im Vergabebereich.
Daraus schließt Höcke: "Aus diesem Grund lehnen wir auch die stärkere
Berücksichtigung grüner Weltverbesserungsziele im Vergaberecht ab.
Beim Vergaberecht darf es nur um Rechtssicherheit, Transparenz und
Wirtschaftlichkeit in der Beschaffung gehen - nicht um die
Durchsetzung ideologischer Ziele." Eine Ausnahme stellte aus Gründen
der Gleichberechtigung der Vergabemindestlohn dar: "Im Durchschnitt
verdient eine in Thüringen beschäftigte Person 76 Prozent des Lohnes
bzw. Gehaltes einer westdeutschen Person." So steht es im aktuellen
IAB-Betriebspanel. Höcke: "Das ist ein für uns inakzeptabler Zustand!
Gleiches Geld für gleiche Arbeit - das ist unsere Forderung!" Hier
habe auch der Freistaat Thüringen die Pflicht, seinen Beitrag zu
leisten. "Darum fordert die AfD-Fraktion einen Vergabemindestlohn, der
um eben diese etwa 20 Prozent höher liegt, als der
allgemeinverbindliche Mindestlohn - dies entspricht 11,03 Euro", so
Höcke.


Höcke MdL, Muhsal MdL und Schlund MdB beim Wintersport

Der Wintersport in Oberhof ist für die Region von großer Bedeutung.
Deshalb besuchten der AfDFraktionsvorsitzende Björn Höcke und die
stellvertretende Fraktionsvorsitzende Wiebke Muhsal gemeinsam mit dem
Thüringer AfD-Bundestagsabgeordneten Robby Schlund am 10. Januar den
Biathlon-Weltcup in Oberhof. In einem vollbesetzten Stadion schauten
sie sich den Biathlon-Sprint der Frauen an. Die Veranstaltung zeigte
erneut, dass Thüringen im Wintersport einiges zu bieten hat. Deshalb
muss auch der Tourismus in der Region gefördert werden.


Der Verfassungsschutz verweigert sich der Realität

Thüringens Verfassungsschutzchef Stephan Kramer forderte im Kampf
gegen Rechtsextremismus mehr Personal. Die Mitarbeiterzahl sei nicht
wie erhofft aufgestockt worden. Kramer sagte, dass dies vielleicht
nach der Landtagswahl mit einer neuen Landesregierung gelänge. Dazu
sagt Stefan Möller, parlamentarischer Geschäftsführer der
AfD-Fraktion: "Die Fixierung des Verfassungsschutzpräsidenten Stephan
Kramer auf den Kampf gegen Rechtsextremismus bekommt angesichts der
Realitäten in Deutschland mittlerweile skurrile Züge. Es ist die
islamistische Terrorgefahr, die unser Land bedroht und von den
politisch Verantwortlichen allzu bereitwillig ins Land gelassen wurde.
Das Landesamt für Verfassungsschutz muss nach der Abwahl der
rot-rot-grünen Landesregierung im Herbst wieder zu einer neutralen
Behörde umgebaut werden." Nur so werde es den wirklichen Gefahren für
die Sicherheit und Verfassungsordnung des Freistaates wirksam
vorbeugen können. Dabei müssen es auch um eine ausreichende
Personalausstattung des Amtes gehen. "In erster Linie wird jedoch die
Neubesetzung der Amtsspitze erforderlich sein", schließt Möller.

 * 
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Ein Paritätsgesetz auch für Thüringen

Am 31. Januar hat der Landtag in Brandenburg ein Paritätsgesetz
verabschiedet, mit dem die Parteien verpflichtet werden, auf ihren
Wahllisten abwechselnd Frauen und Männer aufzustellen. "Ich gratuliere
den Brandenburgerinnen und Brandenburgern sehr zu diesem
fortschrittlichen Gesetz", erklärt der Fraktionsvorsitzende der
bündnisgrünen Fraktion Dirk Adams. "100 Jahre nach Einführung des
Frauenwahlrechts ist es endlich an der Zeit, dass die Parlamente
paritätisch besetzt werden." Das Gesetz in Brandenburg basierte auf
einer Initiative der Brandenburger Bündnisgrünen. Für Dirk Adams wurde
damit ein wichtiges Zeichen für die ganze Bundesrepublik gesetzt.
Derzeit sind Frauen in Parlamenten noch deutlich unterrepräsentiert,
wobei Thüringen mit ca. 40 Prozent Frauenanteil noch an der Spitze
aller Bundesländer liegt. Auch hier hat die grüne Fraktion den
Koalitionspartnern bereits vor geraumer Zeit einen solchen
Gesetzentwurf vorgelegt. "Leider haben wir es bisher nicht geschafft,
diesen gemeinsam der Öffentlichkeit zu präsentieren", so Dirk Adams.
"Brandenburg hat jetzt vorgelegt und zeigt: Es geht!" Auch mehrere
Gutachten verdeutlichen, dass ein Paritätsgesetz in Thüringen
rechtssicher umsetzbar ist. "Thüringen sollte jetzt schnellstmöglich
nachlegen, damit auch wir ein Paritätsgesetz bekommen", fordert der
bündnisgrüne Fraktionsvorsitzende. "Wir jedenfalls stehen bereit."


Haushalt 2020 schafft Planungssicherheit

Die Vergangenheit hat gezeigt, dass es durch schwierigere
Mehrheitsverhältnisse nach einer Wahl mitunter lange dauern kann bis
sich eine Regierung gebildet hat und einen Haushalt aufstellt. Bis
dahin würden Kommunen sowie durch Landesgeld geförderte oder
finanzierte Projekte und ehrenamtliche Initiativen keine finanzielle
Sicherheit haben. Um das zu verhindern und um allen, die auf das Geld
angewiesen sind, Planungssicherheit zu gewährleisten, bringt
Rot-Rot-Grün einen Haushalt für 2020 auf den Weg. Dieser wurde nun im
Januarplenum durch die Landesregierung eingebracht und wird ab sofort
im Landtag beraten. Dank guter wirtschaftlicher Rahmenbedingungen kann
Thüringen im kommenden Jahr rund 400 Millionen Euro mehr ausgeben als
2019. "Das eröffnet zusätzliche Spielräume, um die wichtigen
Herausforderungen Thüringens anzugehen", erklärt Olaf Müller,
haushaltspolitischer Sprecher der Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
"Mit über 15 Prozent ist die Investitionsquote im vorgelegten Haushalt
wiederholt auf Spitzenniveau, auch im Bundesländervergleich." Würde
man die Investitionen für mehr Lehrer*innen und die verbesserte
Bezahlung der Lehrer*innen an den Regelschulen miteinrechnen, so wäre
die Investitionsquote gar noch höher.

"Trotz der wichtigen Ausgaben plündern wir nicht die Rücklage, sondern
sorgen mit finanziellen Mitteln in Rekordhöhe für schlechte Zeiten
vor", erklärt Olaf Müller weiter. "Zusammen mit einer wiederholten
Schuldentilgung ist dieser Haushalt verantwortungsvoll und nachhaltig.
Wir freuen uns auf die Beratung in den Ausschüssen."


Mehr Transparenz schafft Vertrauen

"Wir freuen uns, dass nach fast zweijährigem Verzug das
Transparenzgesetz endlich im Landtag beraten wird", so Madeleine
Henfling, netzpolitische Sprecherin der Landtagsfraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN. "Für uns als Fraktion ist das Transparenzgesetz die
Basis einer gelingenden bürgernahen Demokratie. Gerade in Zeiten
schwindender Demokratie- und Politikbindung kann der Staat echte
Punkte sammeln und Vertrauen bei seinen Bürger*innen gewinnen, wenn er
nachvollziehbar und transparent handelt." Für Madeleine Henfling
umfasse das alle Lebensbereiche. Das Transparenzgesetz sieht vor, die
bisher oft gelebte Realität umzukehren: Nicht die Bürger*innen sollen
Bittsteller gegenüber der Verwaltung sein, sondern die Verwaltung ist
Dienstleisterin für die Bürger*innen.

"Wir brauchen ein starkes Transparenzgesetz, das die Bürger*innen in
die Lage versetzt, ohne viel Bürokratie Einblick in Verwaltungshandeln
zu erhalten", erklärt Madeleine Henfling weiter.

In einer breiten Anhörung soll der Gesetzesvorschlag der
Landesregierung nun im Landtag unter die Lupe genommen und
Verbesserungsvorschläge erarbeitet werden. "Wir sehen schon einige
Punkte, die aus unserer Sicht nachgebessert werden müssen", so die
bündnisgrüne Netzpolitikerin. Dabei legt sie den Grundsatz, dass mit
Steuergeldern erhobene Daten allen gehören und zugänglich gemacht
werden sollen, zugrunde. "Entscheidungen sollen frühzeitig
nachvollziehbar sein. Eine Veröffentlichung erst nach Abschluss eines
Verwaltungsprozesses läuft dieser Überzeugung entgegen. Dies trifft
auch auf die Ausnahmebereiche des Entwurfes zu. Hier wollen wir einen
großen Schritt weitergehen."



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Seit einem Jahr gibt es das Landesprogramm Akzeptanz und Vielfalt in
Thüringen. Dieses kleine Jubiläum nahmen die rot-rot-grünen
Koalitionsfraktionen zum Anlass, um Danke zu sagen an alle, die an dem
Programm mitgearbeitet haben. Nach dem Grußwort von Babett
Pfefferlein, gleichstellungspolitische Sprecherin der bündnisgrünen
Fraktion, bot sich außerdem die Gelegenheit, um über den aktuellen
Stand der Maßnahmen aus dem Programm zu diskutieren.

Zum Gedenken an die Opfer des Nationalsozialismus fand nach der
Gedenkveranstaltung und der ergreifenden Rede von Prof. Dr. Götz Aly
im Landtag die Kranzniederlegung mit Überlebenden der Shoah in der
Gedenkstätte Buchenwald statt. Für Dirk Adams, Fraktionsvorsitzender
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ist dieser Tag des Gedenkens und der Trauer
auch ein Tag der Mahnung.

 * 

DER BÜRGERBEAUFTRAGTE DES FREISTAATS THÜRINGEN


Adoptiert zur NS-Zeit: Bürgerbeauftragter verhilft zu Namensänderung


Eine Bürgerin strebte die Änderung, genauer: Ergänzung ihres
Nachnamens um ihren Geburtsnamen (= Namen ihrer leiblichen Mutter) an.
1936 geboren, war sie nämlich zwei Jahre später adoptiert worden,
womit der Name ihrer leiblichen Mutter untergegangen war. In ihrer mit
dem Hakenkreuz-Stempel gesiegelten Geburtsurkunde war ihre Mutter als
"unverehelichtes Hausmädchen" bezeichnet. Über die Adoption gab es,
wie Recherchebemühungen der Bürgerin erbracht hatten, seltsamerweise
auch keine Unterlagen, obwohl die Archive sonst lückenlos waren. Die
zuständige Namensänderungsbehörde mochte den Wunsch der Bürgerin,
ihrer Mutter deren Namen und damit ihr etwas Würde "zurückzugeben"
bzw. sie wieder "namhaft" zu machen, jedoch überhaupt nicht folgen.
Stattdessen traktierte man die alte Dame mit immer neuen Forderungen
nach nachzureichenden Unterlagen, u.a. psychologische Gutachten.
Hierdurch zermürbt, suchte die Bürgerin Hilfe beim Bürgerbeauftragten.
Dieser sah die Voraussetzungen für eine Namensänderung, die im
Namensänderungsgesetz und der dazugehörigen Verwaltungsvorschrift
niedergelegt sind, als gegeben an, und zwar aus folgendem Grund: Nach
aktuellem Forschungsstand gehörte das Adoptionsrecht zur NS-Zeit zu
den nahezu lückenlos durch Justiz, Verwaltung und NSDAP kontrollierten
familienrechtlichen Rechtsgebieten. Deshalb müsse mit großer
Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden, dass die leibliche Mutter
bei der Adoption nicht oder nur eingeschränkt frei gehandelt habe bzw.
die Adoption unter Umständen stattfand, die nach heutigen Maßstäben
als ethisch höchst bedenklich zu bewerten wären. Auf diesen Kontext
wies der Bürgerbeauftragte die zuständige Behörde sehr nachdrücklich
hin und konnte so eine Sensibilisierung des Standesamtes für die
besondere Thematik erreichen, so dass die Bürgerin Anfang 2019 ihren
langersehnten Namenszusatz erhielt.




LANDESBEAUFTRAGTER FÜR DEN DATENSCHUTZ UND DIE INFORMATIONSFREIHEIT


Bürgerfragestunde(n) des TLfDI zum 13. Europäischen Datenschutztag


Anlässlich des 13. Europäischen Datenschutztags (Data Protection Day)
hat der Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit (TLfDI), Dr. Lutz Hasse, alle interessierten
Bürgerinnen und Bürger zu einer Frage- und Antwortrunde, speziell auch
zu Fragen, die die Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) betreffen, in
den Thüringer Landtag eingeladen. Von 10 bis 14 Uhr beantworteten vier
Mitarbeiterinnen des TLfDI die Fragen der Interessierten. Der
Europäische Datenschutztag wurde 2006 auf Initiative des Europarats
ins Leben gerufen und wird seit 2007 jährlich begangen. Die Wahl des
Datums fiel auf den 28. Januar, da an diesem Tag im Jahr 1981 die
Europaratskonvention Nr. 108, das Übereinkommen zum Schutz des
Menschen bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten,
unterzeichnet wurde. Ziel des Tages, an dem sich alle mit Datenschutz
befassten Stellen in Europa mit Veranstaltungen und Aktionen
beteiligen, ist es, das Bewusstsein der Bevölkerung im Kontext des
Datenschutzes und der Privatsphäre zu erhöhen. Die Fragestunde war
eine willkommene Möglichkeit, sich unverbindlich nach dem neuen Recht
zu erkundigen. Die interessierten Bürger sowohl aus den öffentlichen
und nicht-öffentlichen Bereichen erhielten eine intensive Beratung.
Fragen zum datenschutzkonformen Umgang mit personenbezogenen Daten
kamen dabei u.a. aus dem Bildungsbereich, so zum Beispiel, wie eine
OnlineLernplattform datenschutzgerecht konfiguriert werden kann. Aus
Unternehmen und öffentlichen Einrichtungen gab es Anfragen dazu,
welche Informationen beim Internetauftritt zur Verfügung gestellt
werden müssen. Auch über den Umfang des Auskunftsrechts der
betroffenen Personen wurden Erkundigungen eingezogen. Hier war nicht
klar, wie weit der Anspruch geht und welche Informationen konkret
herauszugeben sind. Den Vertretern von Einrichtungen wurde detailliert
dargelegt, wie die nach der Datenschutz-Grundverordnung bestehenden
Dokumentationspflichten richtig ausgefüllt werden. Fragen lohnt sich -
der TLfDI bedankt sich für das rege Interesse!



LANDESBEAUFTRAGTER DES FREISTAATS THÜRINGEN ZUR AUFARBEITUNG
DER SED-DIKTATUR

12. Geschichtsmesse in Suhl

Vom 24. bis 26. Januar fand mit der 12. Geschichtsmesse eine
bedeutende Fachtagung zur Auseinandersetzung mit der deutschen und
europäischen Zeitgeschichte in Suhl statt.

Der Landesbeauftragte Dr. Peter Wurschi diskutierte auf dem
Eröffnungspodium gemeinsam mit dem Thüringer Ministerpräsidenten Bodo
Ramelow, der Sächsischen Staatsministerin für Gleichstellung und
Integration, Petra Köpping, dem ehemaligen Beauftragten der
Bundesregierung für die neuen Bundesländer, Dr. Christoph Bergner und
dem Bürgerrechtler Frank Richter. Zentrale Frage der Runde war, welche
Demokratieerfahrungen die Deutschen in den vergangenen drei
Jahrzehnten gemacht haben und welches Demokratieverständnis sich
daraus entwickelt hat.

Auf die Frage nach seinem eindringlichsten Demokratieerlebnis
erläuterte der Landesbeauftragte, dass ihn 1990 als Schüler in Suhl
besonders jene Möglichkeiten prägten, die sich mit der Friedlichen
Revolution eröffneten. Dazu gehörten vor allen Dingen die Kraft von
Freiheit und Selbstmotivation. "Es war ein tolles Gefühl, endlich jene
Dinge umsetzen zu können, die vorher als Idee im Kopf entstanden
waren: So organisierten wir z.B. Studentendemos oder gründeten die
erste Schülerzeitung in Thüringen", erinnert sich Dr. Wurschi.

Die Geschichtsmesse findet jährlich im Januar in Suhl statt; dabei
finden sich rund 300 Vertreterinnen und Vertreter aus Politik,
politischer Bildung, Schule und Aufarbeitung zusammen und tauschen
sich an drei Veranstaltungstagen über aktuelle Themen und Projekte im
Bereich der politisch-historischen Bildung aus.

Die Landesbeauftragten

Der Bürgerbeauftragte des Freistaats Thüringen

http://www.buergerbeauftragter-thueringen.de

Mail: post@buergerbeauftragter-thueringen.de

Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz

und die Informationsfreiheit

http://www.tlfdi.de

Mail: poststelle@datenschutz.thueringen.de

Landesbeauftragter des Freistaats Thüringen

zur Aufarbeitung der SED-Diktatur (ThLA)

www.thla-thueringen.de

Mail: info@thla.thueringen.de
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RECHT/681: Bessere Hilfe für Opfer von Terrorismus im sozialen Entschädigungsrecht


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 11. März 2019

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Bessere Hilfe für Opfer von Terrorismus



Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin:

Am heutigen Europäischen Gedenktag für die Opfer des Terrorismus
gedenken wir all jenen, die bei Anschlägen getötet, verletzt oder
traumatisiert wurden sowie deren Angehörigen. Sie benötigen alle
Hilfen, um die Folgen von Gewalttaten zu bewältigen und wieder im
Alltag zurechtzukommen. Mit der Reform des Sozialen
Entschädigungsrechts werden diese Menschen dabei künftig besser
unterstützt.

"Das Entschädigungsrecht, das bisher gilt, ist nicht nur hoch
kompliziert, sondern berücksichtigt die Bedürfnisse von Terroropfern
nicht ausreichend. Dass staatliche Hilfe künftig vereinfacht,
gebündelt und besser auf Opfer von Gewalttaten zugeschnitten werden,
ist ein längst überfälliger Schritt.

Mit dem neuen Sozialen Entschädigungsrecht weiten wir den Kreis der
Berechtigten aus. So erhalten künftig auch Menschen einen gesetzlichen
Anspruch auf Entschädigung, die durch das Miterleben von Gewalttaten
beeinträchtigt sind sowie Opfer psychischer Gewalt. Zudem werden alle
Opfer von Gewalttaten in Deutschland gleichbehandelt, unabhängig von
ihrer Staatsangehörigkeit und vom Aufenthaltsstatus.

Darüber hinaus garantieren wir gesetzlich Leistungen in
Trauma-Ambulanzen und machen diese flächendeckend zugänglich -
niedrigschwellig und unbürokratisch. So kann Hilfe nach einer
Gewalttat viel schneller erbracht werden.

Geschädigte und Hinterbliebene werden in Zukunft höhere
Entschädigungszahlungen erhalten als bisher. Diese Zahlungen ergänzen
wir außerdem durch Leistungen zur Teilhabe, damit Opfer von
Terrorismus und Gewalt schneller wieder ins Leben zurückfinden. Die
Leistungen werden grundsätzlich ohne Einkommens- und
Vermögensanrechnung erbracht."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle
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VERBAND/2347: "Klöckner muss Motor für enkeltaugliche Landwirtschaft und Ernährung werden" (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 12. März 2019

BÖLW zu 1 Jahr GroKo: 

"Klöckner muss Motor für enkeltaugliche Landwirtschaft und Ernährung
werden"



Berlin, 12.03.2019. Ein Jahr Landwirtschafts- und Ernährungspolitik der
Großen Koalition kommentiert der Vorstandsvorsitzende des Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), Dr. Felix Prinz zu Löwenstein:

"Die Bundesregierung hat sich für Landwirtschaft und Ernährung richtige
Themen auf die Agenda gesetzt. Besonders das Koalitionsvertragsziel 20 %
Ökolandbau bis 2030 drängt mit Blick auf Klimakrise, verschmutztes
Grundwasser, ernährungsbedingte Krankheiten, Artensterben und dem, was
immer mehr Bauern und Kunden wollen.

Die 20 % Öko fallen aber nicht vom Himmel. Es braucht eine ambitionierte
Politik, die alle verfügbaren Instrumente auf das Öko-Ziel ausrichtet: Von
EU-Agrarpolitik über Düngeverordnung, öffentlicher
Gemeinschaftsverpflegung, Forschung, Klimapolitik und Tierwohllabel bis zur
Züchtung muss Öko zum Anliegen der gesamten Bundesregierung werden. Nur
dann klappt es mit 20 % Öko und enkeltauglicher Landwirtschaft und
Ernährung.

Julia Klöckner muss dafür die Federführung übernehmen. Nur wenn die
Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft sich als Motor des Umbaus
begreift, kann diese Bundesregierung die selbstgesteckten Ziele erreichen!

Bio wirkt positiv auf Umwelt, Klima, Tiere und damit auch auf den Menschen.
Das zeigte zuletzt die größte wissenschaftliche Vergleichsstudie sehr
deutlich, die das staatliche Thünen-Institut zum Jahresbeginn
veröffentlichte."


Hintergrund

Entscheidend für enkeltaugliche Landwirtschaft und Ernährung sind:

• Öko stärken! Das Koalitionsvertrags-Ziel der Bundesregierung von 20
% Öko-Landbau bis 2030 (ab Zeile 3912) muss durch konkrete Maßnahmen
umgesetzt werden. Dazu muss die Zukunftsstrategie Öko-Landbau (ZöL)
umgesetzt sowie mit den notwendigen Ressourcen ausgestattet werden. Bio
muss in allen relevanten Vorhaben der Bundesregierung angemessen
berücksichtigt werden.

• EU-Agrarpolitik umbauen! Die Gemeinsame Europäische Agrarpolitik
(GAP) muss darauf ausgerichtet werden, dass diejenigen Bauern honoriert
werden, die Umwelt, Klima und Tiere schützen. Für die aktuelle GAP muss die
Bundesregierung dafür sorgen, dass 70 % der Steuergelder für die Förderung
von Umwelt-, Klima- und Tierschutz reserviert werden.

• Neues Öko-Recht praxistauglich gestalten! Ab 2021 wird ein neues Bio
Recht gelten. Über 40.000 deutsche Bio-Unternehmen und hunderttausende
weitere Bio-Bauern, -Verarbeiter und -Händler in ganz Europa sowie
unzählige weitere außerhalb der EU müssen sich nun auf eine neue
EU-Öko-Verordnung einstellen. Entscheidende Detailregelungen mit großen
Auswirkungen für die Bio-Betriebe und -Unternehmen sind noch in Arbeit und
müssen sinnvoll ausgestaltet werden, damit Bio sich positiv
weiterentwickeln kann.

• Wirksam kennzeichnen! Produkte aus guter Tierhaltung kann man
bereits heute erkennen: am Bio-Siegel. Was fehlt, ist eine verpflichtende
Haltungskennzeichnung wie beim Ei, die mittelfristig zu einer europäischen
Kennzeichnung taugt. Eine staatliche, freiwillige Kennzeichnung, die nur
einen Teil der Produkte abdeckt und Bio nicht berücksichtigt, stärkt den
Status quo und sendet nur halbherzige Signale an Betriebe und Kunden.

• Ganzheitlich gesunde Ernährung stärken! Der Bund muss mit deutlich
mehr Bio die öffentliche Gemeinschaftsverpflegung als wirksames Instrument
zur Förderung einer gesunden wie nachhaltigen Ernährung nutzen und im
Konzert mit den Ländern die Ernährungsbildung voranbringen, um die
Ernährungskompetenz von Kindern und Jugendlichen nachhaltig zu stärken -
von der Kita bis zum Schulabschluss.

• Verursacher packen, Gewässerschützer unterstützen! Das Düngerecht
muss gezielt darauf ausgerichtet werden, dass die Betriebe umsteuern
müssen, die das Grundwasser verschmutzen. Auf den Flächen dürfen nur so
viele Tiere gehalten werden, wie Böden und Gewässer verkraften
(Flächenbindung). Ohne diesen wichtigen Schritt kann der Nitratüberschuss
in unseren Gewässern langfristig nicht reduziert werden. Auch synthetische
Stickstoffdünger, die Probleme verursachen, weil ein hoher Teil des
Nährstoffes gar nicht von den Pflanzen aufgenommen wird, müssten im
Düngerecht mitgeregelt und ihre Ausbringung aus der Perspektive des
Gewässerschutzes reglementiert werden. Bio-Betriebe schonen mit ihrer
Wirtschaftsweise das Grundwasser (s. auch Thünen-Studie), deshalb dürfen
sie nicht unsinnig belastet werden.

• Nachhaltige Forschung ausbauen! Es muss sichergestellt werden, dass
Forschung auf die Ziele der Nachhaltigkeitsstrategie ausgerichtet wird. Wer
heute 20 % Bio anstrebt, muss auch ausreichend in Öko-Forschung
investieren, um das Innovationspotential von Bio voll zu heben. Aktuell
werden nur etwa 1,5 % der Agrarforschungsmittel für Bio-Themen investiert.

• Gentechnik und Patente: Die neue Bundesregierung muss sicherstellen,
dass Verbote der Patentierung von Pflanzen und Tieren tatsächlich wirksam
werden. Für Konstrukte aus neuartigen Gentechnikverfahren wie CRISPR-Cas
müssen praktikable Nachweisverfahren etabliert werden, damit auch diese
gentechnisch veränderten Organismen (GVO) reguliert und gekennzeichnet
werden können.

Die in der Meldung gewählte männliche Form schließt immer gleichermaßen
alle Geschlechter ein.

Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und Händler
von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen der
Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit 
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 40.000 Bio-Betrieben
10.91 Mrd. Euro umgesetzt.

 * 

Quelle:

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon ++49 (0)30.28482-300, Fax ++49 (0)30 28482-309

E-Mail: info@boelw.de

Internet: www.boelw.de
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KULTUR/427: Kulturministerkonferenz tagt zum ersten Mal (Kulturrat)


Deutscher Kulturrat e.V. - Pressemitteilung vom 12. März 2019

Kulturministerkonferenz tagt morgen zum ersten Mal: Es wurde Zeit und
die Erwartungen sind hoch

Kultur-MK muss jetzt zeigen, dass es den Ländern wirklich ernst damit ist,
mehr kulturpolitische gesamtstaatliche Verantwortung wahrzunehmen



Berlin, den 12.03.2019. Die Kultusministerkonferenz hatte beschlossen, dass
die Kulturminister der Länder künftig eigenständige Beratungen unter dem
Dach der Kultusministerkonferenz durchführen. Den Vorsitz der neu
gegründeten Kulturministerkonferenz (Kultur-MK) hat der Hamburger Senator
für Kultur und Medien, Carsten Brosda übernommen.

Die Kultur-MK behandelt Angelegenheiten der Kulturpolitik von
überregionaler Bedeutung mit dem Ziel einer gemeinsamen Meinungs- und
Willensbildung und der Vertretung gemeinsamer Anliegen gegenüber der
Bundesregierung. Sie führen ihre Beratungen in einer Frühjahrs- und einer
Herbstsitzung durch. Die erste Tagung der Kultur-MK findet morgen in Berlin
statt. Hier soll u.a. eine gemeinsame Positionierung der Länder für den
Umgang mit Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten gefunden werden.

Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der Bundeskulturverbände, hat
nicht nur die Einsetzung der Kultur-MK begrüßt, sondern hat auch selbst ein
umfangreiches Positionspapier mit Vorschlägen zum Umgang mit Sammlungsgut
aus kolonialen Kontexten vorgelegt.

Der Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates, Olaf Zimmermann, sagte:
"Endlich haben die Länder eine Kulturministerkonferenz eingerichtet, um
sich in kulturpolitischen Fragen abzustimmen. Der Deutsche Kulturrat
fordert schon seit langem ein stärkeres Engagement der Länder in Fragen der
nationalen Kulturpolitik. Nun haben sich die Länder mit dem Umgang mit
Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten ein sehr wichtiges, aber zugleich
auch äußerst schwieriges, Thema für ihre erste Beratung ausgewählt. Die
Erwartungen an die Kultur-MK sind hoch. Sie muss jetzt zeigen, dass es den
Ländern wirklich ernst damit ist, mehr kulturpolitische gesamtstaatliche
Verantwortung wahrzunehmen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. März 2019

Deutscher Kulturrat e.V.

Mohrenstr. 63, 10117 Berlin
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AFRIKA/2190: CRISPR-Cas - Versuchsstadium ... (SB)




Malaria ist für den Tod von weltweit über 435.00 Menschen jährlich
verantwortlich. Eine Forschergruppe unter anderem vom Imperial
College London will noch in diesem Jahr in Burkina Faso Mücken
(Anopheles gambiae) freisetzen, deren Genom so verändert wurde, daß
sie als Malariaüberträger ausgerottet werden. Obschon die
Voruntersuchungen und Versuche seit Jahren laufen und die Forscher
mit - aus ihrer Sicht - großer Umsicht zu Werke gehen, hat das
Projekt Kritik auf sich gezogen, die nicht von der Hand zu weisen
ist. [1]

Die mittels der Gen-Schere CRISPR-Cas vorgenommenen
Genomveränderungen verbreiten sich möglicherweise nicht nur in den
Ziel-Insekten, sondern auch in verwandten Arten und bewirken dort
unerwünschte Veränderungen. Burkina Faso würde zum ersten Testfeld
dieser Art auf afrikanischem Boden. In mehreren Ländern
Lateinamerikas wurden schon Experimente mit genetisch veränderten
Mücken in diesem Fall im Kampf gegen Dengue- und Zika-Viren
durchgeführt, doch in Burkina Faso soll erstmals die Methode des
Gene-Drive (Gen-Antrieb) eingesetzt werden.

Beim Gene-Drive wird nicht nur das Genom mittels eines
Gen-Schere-Enzyms aufgeschnitten, um eine bestimmte Eigenschaft
auszuschalten (oder umgekehrt eine Eigenschaft einzubauen), so daß
die Veränderung an die Hälfte der nächsten Generation weitergegeben
wird, sondern es wird die Gen-Schere selbst vererbt. Die verrichtet
ihr Werk dann bei nahezu allen Nachkommen, da sie sowohl das
mütterliche als auch das väterliche Erbgut zerschneidet.

Der bereits von der Regierung Burkina Fasos genehmigte Versuch des
Forschungszusammenschlusses Target Malaria, an dem 16 Institutionen
beteiligt sind, läuft letztendlich darauf hinaus, genomveränderte
Mückenmännchen freizusetzen, die sich mit Weibchen paaren und dabei
die Gen-Schere weitergeben. Nur Weibchen übertragen den
Malariaerreger. Kommen die weiblichen Nachkommen steril zur Welt, wie
mittels der Gen-Schere CRISPR-Cas herbeigeführt, könnten sie keine
Nachkommen zeugen. Innerhalb weniger Reproduktionszyklen bzw. rund
zwei Jahren besäßen nahezu alle Mücken die Gen-Schere und wären auch
keine Malaria-Überträger mehr.

Zu den Voruntersuchungen von Target Malaria gehörte beispielsweise
ein Experiment, bei dem 500 normale Mücken mit einem fluoreszierenden
Puder bestäubt und freigesetzt wurden. So fand man heraus, daß sich
ein Gene-Drive-Experiment innerhalb eines Jahres rund 20 Kilometer um
den Freilassungsort herum ausbreitet. [2] Solche Versuche begründen
die Idee der Bill und Melinda Gates Stiftung, die hier als
Hauptgeldgeber auftritt, irgendwann im Abstand von 50 Kilometern
genomveränderten Mücken auszusetzen und Malaria großmaßstäblich
auszurotten. Ein weiterer Sponsor ist das Open Philanthropy Project,
hinter dem unter anderem Facebook steckt.

Der für dieses Jahr angekündigte Versuch sieht die Freilassung von
10.000 sterilen Männchen vor. Sie sind gentechnisch verändert, aber
noch nicht mit Gene Drive ausgerüstet. Ein solcher Versuch folgt
später. Mit dem Gen Drive wird ein Mechanismus vom Labor in die freie
Wildbahn entlassen, und niemand kann kontrollieren, was anschließend
geschieht.

Zum Vergleich zwischen Gentechnik und Gene-Drive: Ein Kritikpunkt an
der Herstellung von GMOs (gentechnisch manipulierten Organismen)
lautet, daß sich die gentechnischen Eigenschaften in der freien Natur
ausbreiten können. So hat der US-Konzern Monsanto Landwirte verklagt,
weil sie angeblich sein genetisch verändertes Saatgut verwendet
haben, ohne dafür Lizenzen zu entrichten. Die Landwirte selbst jedoch
behaupten, die GMO-Veränderung sei mit dem Pollenflug in ihr Feld
geweht worden und habe es kontaminiert. So kontrovers dieses
Szenario auch ist, Gene-Drive geht weit darüber hinaus. Denn es
könnte bedeuten, daß sich die Genveränderung innerhalb kurzer Zeit
über das ganze Feld ausbreitet (da das Gen-Schere-Enzym mit dem
Wachstum der Pflanze in allen Pflanzenzellen verankert werden könnte)
und/oder daß auch die nachfolgenden Generationen, sofern sie
überhaupt noch über die ursprüngliche Eigenschaft verfügen, ebenfalls
genomisch verändert würden.

Das bedeutet, daß der Mensch in die Biodiversität eingreift und
womöglich ganze Ökosysteme dauerhaft verändert. Das macht er zwar
sowieso, denn menschliche Aktivitäten bewirken zur Zeit das sechste
Massensterben unter Tier- und Pflanzenarten in der Erdgeschichte,
aber das ist sicherlich nichts, worauf man die Befürwortung der
Gene-Drive-Versuche stützen sollte.

Vielleicht gelingt es der Forschung im Rahmen von Target Malaria, die
Gen-Schere mit einem Mechanismus auszustatten, so daß sie irgendwann
unwirksam wird. Damit wäre die Gefahr jedoch weiterhin nicht gebannt,
denn, wie gesagt, die Gen-Schere könnte, noch bevor sie stumpf wird,
auf artverwandte Arten übergehen. So hat das renommierte
Pasteur-Institut in Paris vor acht Jahren in Burkina Faso einen neuen
Mückentyp entdeckt, der ebenfalls zu der Gruppe der Anopheles gambiae
gehört, aber bis dahin nicht erkannt worden war, weil er außerhalb
der menschlichen Siedlungen brütet. Dieser neue Typ nimmt den
Malariaerreger (Plasmodium falciparum) leichter auf als seine
Verwandten. [3] Was die Gen-Schere im Genom der verschiedenen
Subtypen der Mücken anrichtet, weiß man nicht, warnt die Website
testbiotech. Theoretisch vorstellbar sei, daß der massenhafte
Mückentod Lücken im Ökosystem öffnet, die von anderen Insekten
gefüllt werden. Das könnten dann zum Beispiel Pflanzenschädlinge
sein. [4]

In dem Fall hätte man den Teufel mit dem Beelzebub ausgetrieben. Doch
das Problem existiert hier nicht, behauptet Target Malaria. Innerhalb
des Ökosystems Westafrikas gilt die Mücke nicht als Schlüsselspezies,
deren Verschwinden große Lücken reißen würde. Auch sind keine
Predatoren bekannt, die geschädigt würden, wenn es die Mücke nicht
mehr gäbe. Das Mückenweibchen ist nach der Befruchtung auf die
Proteine menschlichen oder tierischen Bluts angewiesen, um Eier
entwickeln zu können. In Regionen, in denen die Malariamücken durch
konventionelle Methoden, vor allem durch die Verbreitung von
Moskitonetzen, sehr stark zurückgedrängt wurden, seien keine
ökologischen Folgeschäden dieser Art der Reduzierung bekannt. [5]

Bei Laborversuchen in London war es vorgekommen, daß der Gene Drive
nach wenigen Generationen bei einigen Mücken unwirksam wurde und sich
diese Insekten daraufhin stark vermehrten. Andererseits war es im
Labor gelungen, das Mückengenom mittels CRISPR-Cas so zu bearbeiten,
daß aus den Eiern nur noch Männchen und unfruchtbare Weibchen
schlüpften. In einem Versuch dauerte es acht in einem anderen elf
Generationen, bis die Weibchen keine Eier mehr legten und die
Mückenpopulation zusammenbrach. [6]

Würde das in der freien Wildbahn passieren, wäre das Malariaproblem
gelöst, so die unausgesprochene Botschaft. Target Malaria gibt sich
viel Mühe, nicht als typisches postkoloniales Experiment über die
Köpfe der Menschen in Afrika hinweg zu erscheinen. Vor Ort arbeitet
man mit dem Institut de Recherche en Sciences de la Santé (IRSS) in
Bobo-Dioulasso zusammen.

Jene 10.000 Mücken, für deren Freisetzung in den Dörfern Bana und
Sourkoudingan man die Genehmigung eingeholt hat, tragen noch nicht
den Gene-Drive-Mechanismus in sich. Der Versuch dient dazu, die
Ausbreitung zu erforschen, die eigenen Sicherheitssysteme zu testen
und auch herauszufinden, inwiefern die Versuche in der lokalen
Bevölkerung, die angeblich über den jeweiligen Stand der Forschungen
informiert wird, akzeptiert werden. Außerdem würde es nicht genügen,
nur die Mücken zu beseitigen, denn auch jeder vierte Mensch in
Westafrika ist Überträger des Malariaerregers. Das heißt, zu der
Kampagne gehört ebenfalls die klassische Malariabekämpfung mit der
Vergabe von Medikamenten. Dabei verfolgt Target Malaria einen
interdisziplinären Ansatz und sorgt dafür, daß in Burkina Faso sowie
den ebenfalls beteiligten Ländern Uganda und Mali Fachkräfte
ausgebildet werden, welche die Forschungen weiterbetreiben.
Zivilgesellschaftliche Organisationen wie Terre à Vie bemängeln
jedoch die Intransparenz der Versuche. [7]

In Burkina Faso sterben jedes Jahr mehrere tausend Menschen an
Malaria, hauptsächlich Kinder. Darüberhinaus verschlingt die
Malariabekämpfung und -behandlung einen beträchtlichen Teil des
Gesundheitshaushalts des Landes. Angesichts dessen wundert es nicht,
daß die Regierung Burkina Fasos Forschungen unterstützt, die ein
solches Massaker, das jeden bewaffneten Konflikt zahlenmäßig weit in
den Schatten stellt, fördert. Allerdings wäre die Regierung gut
beraten, auch auf kritische Stimmen zu hören und die Versprechungen
der Gentechniklobby sorgsam zu prüfen. Zumal das Land bereits
schlechte Erfahrungen mit der Gentechnologie gemacht hat. Der Anbau
gentechnisch veränderter Baumwolle ist gescheitert. Bei der
Ausrottung von Malaria steht noch mehr auf dem Spiel als "nur" die
ökonomischen Verluste zahlreicher Kleinbauern.


Fußnoten:

[1] http://www.etcgroup.org/content/do-not-betray-africa-synbio-and-gene-drives

[2] http://www.heise.de/-3326265

[3] https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC3065189/

[4] http://www.testbiotech.org/sites/default/files/Fragen_und_Antworten_zu_Gene-Drive-Mu%CC%88cken.pdf

[5] https://targetmalaria.org/category/blog/

[6] https://www.nature.com/articles/nbt.4245.pdf

[7] tinyurl.com/y2gagg7e
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AFRIKA/2189: Algerien - Scheinkompromisse ... (SB)


Algerien - Scheinkompromisse ...



Was sich derzeit in Algerien abspielt, erinnert an den Roman "Der
Herbst des Patriarchen" aus der Feder des Literaturnobelpreisträgers
Gabriel García Márquez nur mit dem Unterschied, daß sich all das nicht
im lateinamerikanischen Kulturraum der zweiten Hälfte des 20.
Jahrhunderts, sondern im nordafrikanischen zu Anfang des 21. abspielt.
Die letzten Tage des 82jährigen Abd Al Aziz Bouteflika als algerischer
Präsident weisen skurrile Züge auf, wie sie sich der kolumbianische
Meister des "magischen Realismus" besser nicht hätte ausdenken können.
Wie bei García Márquez' in seinem Mausoleum liegenden Caudillo weiß
niemand außer auserwählten Eingeweihten, ob Bouteflika überhaupt noch
lebt. So oder so macht er als politische Leiche eine erstaunliche
Karriere.

2013 hat Bouteflika, der 1999 per allgemeiner Wahl erstmals Präsident
Algeriens geworden war, einen schweren Hirnschlag erlitten. Seitdem
hat man ihn praktisch nicht mehr in der Öffentlichkeit gesehen - und
wenn, dann nur im Rollstuhl. Im Wahlkampf 2014 hat er keine einzige
Veranstaltung abgehalten und konnte nicht zuletzt dank kräftiger
Manipulationen der Behörden 81 Prozent der abgegebenen Stimmen für
sich verbuchen. Dieser vierter Wahlsieg in Serie war wie auch der
dritte nur durch eine Aufhebung der in der Verfassung verankerten
Beschränkung der Präsidentschaft auf zwei Amtszeiten möglich geworden.
Die Nominierung Bouteflikas Mitte Februar für eine fünfte Amtszeit hat
landesweite Massenproteste ausgelöst. Die meisten Algerier sahen es
nicht mehr ein, von einem Staatsoberhaupt vertreten zu werden, das
nicht mehr handlungsfähig ist, sondern lediglich als Galionsfigur
eines Klüngels herhält, der aus seinem Bruder Said Bouteflika,
Generalstabschef Ahmed Gaïd Salah und alternden Militärs, Politikern
sowie gut vernetzten Oligarchen besteht.

Bouteflika hat seine Kandidatur nicht selbst bekanntgegeben. Das
machte sein Wahlkampfmanager für ihn. Das Gleiche galt für die
Übergabe der 60.000 Stimmen bei der Wahlkommission am 3. März. Zu
diesem Pflichttermin ist der Präsident deshalb nicht persönlich
erschienen, weil er sich seit Mitte Februar zur medizinischen
Behandlung im Genfer Universitätskrankenhaus aufhielt. Doch in
Reaktion auf die enorme Protestwelle kündigte er am 3. März an, nach
der Wahl am 18. April - deren Ausgang er schlicht vorwegnahm - nur
noch ein Jahr im Amt zu bleiben und in dieser Zeit dringend nötige
politische Reformen auf den Weg zu bringen. Der Landesvater gab an,
die Stimmen seiner Kinder gehört zu haben und deren Rufen nach
Veränderung Folge leisten zu wollen.

Doch die Beschwichtigungen ihres abwesenden Präsidenten aus der
Schweiz haben die algerische Jugend nicht besänftigt. Am 8. März, dem
internationalen Weltfrauentag, gingen in Algerien Millionen von
Menschen auf die Straße und forderten ein Ende des seit 1962 von der
Front de Liberation National (FLN) - die einst die Unabhängigkeit von
Frankreich erkämpfte - geführten "Regimes" in Algier. Am selben Tag
wurde der Politaktivist Rachid Nekkaz, der sich seit einigen Jahren in
Algerien als Reformer einen Namen macht, beim allzu hartnäckigen
Versuch, von der Genfer Universitätsklinik doch noch einen glaubhaften
Beweis dafür zu erhalten, daß Bouteflika noch lebt und sich dort in
Behandlung befindet, von der eidgenössischen Polizei festgenommen.
Gleichzeitig wurde bei einem Schweizer Gericht anonym eine gesetzliche
Vormundschaft für den "sterbenskranken" Bouteflika beantragt, um
diesen vor der "Ausbeutung" durch sein Umfeld zu schützen.

Am 10. März kam es in ganz Algerien zum Generalstreik. Schulen,
Hochschulen, Betriebe und Läden blieben geschlossen. Auch die
Bediensteten des öffentliche Nahverkehrs in Algier erschienen nicht
zur Arbeit, sondern demonstrierten für den Wandel mit. Für Bouteflika
wurde es eng, als 10.000 Richter erklärten, sie würden im Falle seiner
erneuten Kandidatur um die Präsidentschaft nicht für eine ordentliche
Durchführung der Wahl sorgen, und sich sogar Mitglieder der
Organisation der Veteranen des Unabhängigkeitskriegs gegen Frankreich
mit den Demonstranten solidarisierten und deren Forderung nach einer
gesellschaftlichen Erneuerung anschlossen.

Am 11. März kehrte der Präsident angeblich heim. Jedenfalls strahlte
an diesem Tag das algerische Staatsfernsehen Bilder aus, wie die
Präsidialmaschine am Flughafen von Algier landete und Insassen des
Flugzeugs das Rollfeld in schwarzen Limousinen mit verdunkelten
Scheiben verließen. Am Abend folgte dann eine sensationelle
Verlautbarung aus dem Präsidentenamt. Bouteflika zog die erneute
Kandidatur für die Präsidentschaft zurück, beugte sich damit scheinbar
dem öffentlichen Druck, lobte seine Landsleute für ihr großes
Engagement und ihren friedlichen Eifer und erklärte gleichzeitig die
geplante Wahl Mitte April für gestrichen. Bouteflika - oder wer auch
immer die Erklärung formulierte - begründete die Aussetzung der Wahl
mit dem Versprechen, eine neue Verfassung ausarbeiten zu lassen, über
die innerhalb eines Jahres das Volk abstimmen dürfe. Bis die
Herkulesaufgabe erledigt sei, werde er, Bouteflika, im Amt bleiben.

In Algerien wußten die meisten Menschen nicht recht, wie sie auf die
Ankündigung reagieren sollten. Die Freude über den Rückzug der fünften
Kandidatur Bouteflikas ist weit verbreitet, doch ebenso die
Einschätzung, daß sich der unbeliebte Präsident durch die
selbstherrliche Aussetzung der Wahl nicht nur ein weiteres Jahr im Amt
verschaffen, sondern genau jene Willkür fortsetzen will, von der die
Algerier die Nase voll haben. Während ein Teil der Demonstranten die
Proteste fortsetzen will, dürfte sich der größere Teil vorerst mit der
Aufnahme der Arbeit zu einer Verfassungskonvention zufriedengeben,
selbst wenn diese durch die FLN und die seit Jahren mit ihr
kooperierenden Kleinparteien und Gewerkschaften dominiert wird. Wer
aber auf noch raschere oder grundlegendere Veränderung drängt, der
dürfte es schnell mit Polizei und Armee zu tun bekommen.
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AUSSENHANDEL/1716: Waffen für die Welt (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 12. März 2019

german-foreign-policy.com

Waffen für die Welt



BERLIN - Deutschland hat seine Rüstungsausfuhr in den vergangenen fünf
Jahren gegenüber dem vorigen Fünfjahreszeitraum um mehr als ein Achtel
gesteigert und war damit der viertgrößte Waffenexporteur der Welt. Dies
geht aus aktuellen Zahlen des Forschungsinstituts SIPRI hervor. Die
angebliche Friedensmacht EU nimmt demnach auf der Rangliste der größten
Rüstungsexporteure den zweiten Platz nach den USA ein - mit über einem
Viertel aller Lieferungen weltweit. Die NATO-Staaten kommen demzufolge auf
einen Anteil von fast zwei Drittel der globalen Ausfuhr von Kriegsgerät -
mehr als dreimal so viel wie Russland und dreizehnmal so viel wie China.
Mehr als ein Siebtel aller Lieferungen geht nach Saudi-Arabien und in die
Vereinigten Arabischen Emirate, die beiden Länder, die Iran zum Hauptfeind
erklärt haben und im Jemen einen Stellvertreterkrieg gegen Teheran führen.
Darüber hinaus zählen Staaten rings um die Volksrepublik, die teils
gespannte Beziehungen zu Beijing haben, zu den großen Waffenkäufern der
Welt. Auch sie werden insbesondere von westlichen Mächten beliefert.

Viertgrößter Waffenexporteur weltweit

Deutschland hat seine Rüstungsexporte in den vergangenen fünf Jahren (2014
bis 2018) um 13 Prozent gegenüber den fünf Jahren zuvor (2009 bis 2013)
gesteigert und liegt mit einem Anteil von 6,4 Prozent am globalen
Rüstungsexport auf der Rangliste der größten Waffenlieferanten weltweit auf
Platz vier. Dies berichtet das Forschungsinstitut SIPRI (Stockholm
International Peace Research Institute).[1] SIPRI berechnet
Fünfjahreszeiträume, weil die Ausfuhr von Waffen wertmäßig höheren
Schwankungen unterliegt als der zivile Handel und ein
Fünfjahresdurchschnitt einen realistischen Vergleich zulässt. Auf Rang drei
hat Frankreich die Bundesrepublik abgelöst; traditionell wechselt dieser
Platz immer wieder zwischen den Hauptmächten der EU. Dabei ist der reale
Anteil der deutschen Rüstungsproduktion noch etwas höher als der von SIPRI
berechnete Wert, da der Export von Eurofighter-Kampfjets nach Saudi-Arabien
und Oman über London abgewickelt und in den Statistiken Großbritannien
zugerechnet wird.[2] Rund 30 Prozent der milliardenschweren Arbeiten am
Eurofighter werden allerdings in Deutschland getätigt.

Die "Friedensmacht" EU

SIPRI liefert auch Daten über die Rüstungsexporte der EU. Demnach ist die
Union, die sich gern als angebliche Friedensmacht inszeniert, nicht nur mit
sechs Ländern unter den Top 10 der globalen Rüstungsexporteure vertreten
(Frankreich, Deutschland, Großbritannien, Spanien, Italien, Niederlande).
Sie stellt auch zusammengenommen rund 27 Prozent aller Waffenausfuhren
weltweit. Damit liegt sie hinter den Vereinigten Staaten (36 Prozent), aber
noch deutlich vor Russland (21 Prozent) und uneinholbar weit vor China (5,2
Prozent) auf Platz zwei beim globalen Rüstungsexport. Das ändert sich auch
nicht durch Großbritanniens Austritt aus der Union: Die EU-27 erreichten im
Fünfjahreszeitraum von 2014 bis 2018 immer noch einen Anteil von 22,8 an
der globalen Ausfuhr von Kriegsgerät - mit steigender Tendenz gegenüber den
fünf Jahren von 2009 bis 2013. Eine weitere Zunahme wird in der EU offen
angestrebt: Die Konzentration der europäischen Rüstungsindustrie, die in
Brüssel zum Ziel erklärt worden ist [3], soll nicht zuletzt größere
Weltmarktanteile sichern.

Das westliche Kriegs- und Rüstungsbündnis

Legen die SIPRI-Daten die führende Rolle der USA und der EU bei der
Belieferung der Welt mit Kriegsgerät offen, so zeigen sie auch absolut
dominierende Stellung des transatlantischen Bündnisses: Die Waffenschmieden
aus NATO-Mitgliedstaaten stehen für annähernd zwei Drittel des globalen
Rüstungsexports - mehr als dreimal so viel wie Russland sowie ungefähr
dreizehnmal so viel wie China. Zwar stellen die Länder auf beiden Seiten
des Atlantik die Waffensysteme, mit denen sie ihre eigenen Streitkräfte
aufrüsten, zum guten Teil selbst her; doch beziehen sie ihre Zukäufe
überwiegend voneinander. So sind die Vereinigten Staaten wichtigster
Lieferant etwa Großbritanniens, Italiens, Norwegens und Finnlands, während
die Bundesrepublik das bedeutendste Herkunftsland von US-Rüstungseinfuhren
ist. Deutschland taucht seinerseits auf der SIPRI-Liste der 40 größten
Rüstungskäufer überhaupt nicht auf [4]: Berlin ist bemüht, die Bundeswehr
weitestgehend mit Kriegsgerät aus deutscher Produktion auszustatten - mit
Erfolg.

Top-Waffenkäufer

Die Waffenkäufer, die den globalen Anstieg der Rüstungslieferungen und
insbesondere den wachsenden Anteil der westlichen Staaten maßgeblich
verantworten, sind arabische Staaten. Laut SIPRI nahmen etwa die deutschen
Rüstungsexporte in den Nahen und Mittleren Osten im vergangenen
Fünfjahreszeitraum gegenüber den Jahren von 2009 bis 2013 um 125 Prozent
zu; damit ging ein Viertel der gesamten deutschen Waffenausfuhr in die
Region, die für ihre politischen Spannungen und ihre Kriege berüchtigt
ist.[5] Allein Saudi-Arabien kaufte zwölf Prozent der globalen
Rüstungsexporte - vorwiegend bei US-Lieferanten (68 Prozent), aber auch in
Großbritannien (16 Prozent, vor allem Eurofighter mit beträchtlichem
deutschen Produktionsanteil) und in Frankreich (4,3 Prozent). Die
Vereinigten Arabischen Emirate wiederum nahmen 3,7 Prozent des globalen
Rüstungsexports ab. Damit gingen über ein Siebtel aller Waffenausfuhren
weltweit an die beiden Länder auf der Arabischen Halbinsel, die Iran als
Hauptfeind betrachten und zur Zeit im Jemen einen Stellvertreterkrieg gegen
Teheran führen. Iran selbst, von den Vereinten Nationen mit einem
Waffenembargo belegt, kaufte lediglich 0,9 Prozent der Rüstungsgüter, die
in den Nahen und Mittleren Osten geliefert wurden. Das Zahlenverhältnis ist
geeignet, die Behauptung, Iran sei militärisch eine Bedrohung für die
gesamte Region, in ein sachlicheres Licht zu rücken.

Ein Ring um China

Die SIPRI-Statistiken zeigen nicht zuletzt, dass gut ein Viertel der
globalen Rüstungsexporte an Länder geliefert wird, die in einem Halbkreis
um China liegen und zumindest teilweise ein angespanntes Verhältnis zur
Volksrepublik haben. Lieferanten sind in den meisten Fällen Waffenschmieden
aus NATO-Staaten.[6] So ist Australien, dessen Regierung einen harten Kurs
gegen Beijing fährt, viertgrößter Waffenimporteur und nimmt 4,6 Prozent
aller globalen Lieferungen ab; der größte Teil kommt aus den Vereinigten
Staaten, Spanien und Frankreich. Südkorea (3,1 Prozent) wiederum bezieht
seine Waffen meist aus den USA, Deutschland und Großbritannien. Indonesien
(2,5 Prozent) kauft vor allem in Großbritannien, den USA und den
Niederlanden, während Taiwan (1,7 Prozent) sein Kriegsgerät fast
ausschließlich in den Vereinigten Staaten sowie zu einem geringen Teil in
Deutschland und Italien beschafft. Auch Indien (9,5 Prozent) und Vietnam
(2,9 Prozent), traditionelle Rivalen Chinas, kaufen große Mengen an Waffen,
werden aber vor allem von Russland beliefert - ein Hinweis darauf, dass
auch Moskau, das anderweitig eng mit Beijing kooperiert, den Aufstieg der
Volksrepublik zumindest ein wenig zu bremsen sucht.


Anmerkungen:

[1] Pieter D. Wezeman, Aude Fleurant, Alexandra Kuimova, Nan Tian, Siemon
T. Wezeman: Trends in International Arms Transfers, 2018. SIPRI Fact Sheet,
March 2019.

[2] Eurofighter bilden einen Großteil der britischen Rüstungsexporte nach
Saudi-Arabien und Oman, die zusammen 59 Prozent der gesamten britischen
Waffenausfuhren ausmachen. Großbritannien wiederum stellte in den fünf
Jahren von 2014 bis 2018 rund 4,2 Prozent des globalen Rüstungsexports.

[3] S. dazu Europas strategische Rüstungsautonomie
https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7544/

und Die Armee der Europäer (II).

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7810/

[4], [5], [6] Pieter D. Wezeman, Aude Fleurant, Alexandra Kuimova, Nan
Tian, Siemon T. Wezeman: Trends in International Arms Transfers, 2018.
SIPRI Fact Sheet, March 2019.
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AUSSENHANDEL/1715: Internationale Waffenexport-Zahlen - Schweiz ganz vorne mit dabei (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Internationale Waffenexport-Zahlen: Schweiz ganz vorne mit
dabei

Pressemitteilung von GSoA - Gruppe für eine Schweiz ohne Armee [1], 11. März 2019



Die heute veröffentlichen Zahlen des renommierten
Friedensforschungsinstituts SIPRI [2] zeigen: Die Schweiz gehört
volumenmässig zu den 15 grössten Waffenexporteuren weltweit. Pro Kopf
steht die Schweiz in der Periode von 2014 bis 2018 gar auf Platz vier,
wie eine Auswertung der Zahlen durch die GSoA zeigt. Beunruhigend ist
die grundlegende Tendenz des steigenden Waffenhandels weltweit.

Die Schweiz steht beinahe auf dem Podest: Nach Israel, Russland und
den Niederlanden gehört sie zu den weltweit grössten Waffenexporteuren
pro Kopf. Aber auch wenn nur das Gesamtvolumen betrachtet wird, ist
die Schweiz, über die Periode 2014 bis 2018 gesehen, weit vorne auf
dem 13. Platz der weltweit grössten Waffenexporteure zu finden.




[image: Quelle: SIPRI]

Tabelle: Waffenexporte pro Kopf (2014-2018)

Quelle: SIPRI



Lewin Lempert, GSoA-Sekretär, erstaunen die Zahlen nicht: "Es ist zwar
vielen Menschen nicht bewusst, aber die Schweiz hat verglichen mit
anderen Staaten eine grosse Rüstungsindustrie. Dass ein neutrales Land
wie die Schweiz zu den grössten Waffenexporteuren weltweit zählt,
stellt ihr friedenspolitische Engagement massiv in Frage."

Seit dem Beginn des War on Terror Anfang der 2000er-Jahren steigen die
internationalen Waffenexportzahlen. GSoA-Sekretär Lewin Lempert ist
beunruhigt: "Die Waffenexporte gerade auch von westlichen Ländern
kurbeln viele Kriege und Konflikte weiter an. Eine effektive
Friedenssicherung sieht fundamental anders aus!"


Sipri Bericht März 2019: 

https://www.sipri.org/sites/default/files/2019-03/fs_1903_at_2018.pdf


Anmerkungen:

[1] https://www.gsoa.ch/

[2] https://www.sipri.org/sites/default/files/2019-03/fs_1903_at_2018.pdf


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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ENERGIE/2360: Costa Rica - Abschied von fossilen Brennstoffen bis 2050 (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Costa Rica

Abschied von fossilen Brennstoffen bis 2050

Von José Díaz



(Lima, 27. Februar 2019, Servindi) - Costa Rica legt einen nationalen
Plan zum Kohleausstieg und anderen fossilen Brennstoffen vor. Bis 2050
will das mittelamerikanische Land zu hundert Prozent auf fossile
Brennstoffe verzichten. Begonnen wird mit der Umstellung der
Energieversorgung im Transport- und Bausektor. Der Plan soll durch die
Förderung von erneuerbaren Energien umgesetzt werden - und zwar nicht
nur im öffentlichen und privaten Transportsektor, sondern auch in
anderen Wirtschaftszweigen. Es ist vorgesehen, die Abfallentsorgung
auf Gemeindeebene, die Gebäudetechnik und auch die
landwirtschaftlichen Aktivitäten so umzubauen, dass sie sich durch
Nachhaltigkeit auszeichnen.

"Das ist die große Herausforderung für unsere Generation. Eine
Verpflichtung, die wir als Regierung übernehmen, an der aber alle
teilnehmen müssen. Der Klimawandel ist die wichtigste Herausforderung
der nächsten 30 Jahre, die Erderwärmung ist die größte Bedrohung für
das Land, die Region und die Welt", erklärte Costa Ricas Präsident
Carlos Alvarado. Um den Ausstieg aus fossilen Brennstoffen
wirtschaftlich gangbar zu machen, hat sich Costa Rica für die
Modernisierung der Wirtschaft mit Hilfe digitalisierter Projekte
entschieden. Eines der wichtigsten Ziele für das Land ist, dass im
Jahr 2035 70 Prozent aller Busse und Taxis emissionsfrei sind.


Reaktionen aus dem Ausland

Auf internationaler Ebene hat der von Costa Rica angekündigte Plan
positive Reaktionen hervorgerufen. Spaniens Ministerpräsident Pedro
Sánchez lobte die Umweltpolitik des zentralamerikanischen Landes -
wenige Tage nachdem er selbst seiner Regierung ein Energie- und
Klimapaket präsentiert hatte. "Costa Rica legt seinen nationalen Plan
zum Ausstieg aus fossilen Brennstoffen vor - eine inspirierende und
innovative Vision, um das 2015 verabschiedete Pariser Klimaabkommen zu
erfüllen", gab Pedro Sánchez an. Er hoffe, dass das costa-ricanische
Modell beispielhaft für andere Länder im Kampf gegen den Klimawandel
sei.

In Zahlen: Das Ziel Costa Ricas ist es, dass im Jahr 2050 der gesamte
Transport und die Industrie auf die Versorgung mit Strom umgestellt
sein wird. Das brächte dem Land eine Vorreiterrolle im Kampf für die
Umwelt. Dieser Erfolg würde sich zu seinem historischen Rekord der
Aufforstung hinzugesellen: Von 1980 bis heute erhöhte sich die
Aufforstung von 20 auf insgesamt 55 Prozent der nationalen Fläche.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/costa-rica-abschied-von-fossilen-brennstoffen-bis-2050/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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FORSCHUNG/936: Deutschlands Stärke liegt in der Vielfalt seiner Regionen und Unternehmen (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 11.03.2019

Deutschlands Stärke liegt in der Vielfalt seiner Regionen und Unternehmen



In Deutschland ist keine Region wie die andere. Eine Studie des
Braunschweiger Thünen-Instituts zeigt, dass diese Vielfalt an Standorten,
Unternehmen und Angeboten viel zu Deutschlands wirtschaftlicher Stabilität
beiträgt. Die ländlichen Räume spielen dabei als Standorte für Industrie
und Handwerk eine tragende Rolle.

Deutschlands ländliche Räume sind sehr vielgestaltig. Strukturelle
Unterschiede gibt es nicht nur zwischen Ost und West oder Nord und Süd,
sondern auch innerhalb dieser Regionen. Viele Unternehmen haben sich
optimal an die jeweiligen Standortbedingungen angepasst. Dr. Anne
Margarian, Wissenschaftlerin am Thünen-Institut, sagt daher: "Eine
besondere Stärke der deutschen Wirtschaft besteht darin, dass sie auch in
der Fläche über produktive Arbeitsplätze verfügt. Auch deshalb sind
räumliche und soziale Spannungen in Deutschland weniger ausgeprägt als
etwa in den USA, die insgesamt eine höhere Produktivität aufweisen als
Deutschland."

Gut bezahlte Arbeitsplätze werden in ländlichen Räumen vor allem von
Industrie und Handwerk bereitgestellt. Unternehmen dieser Branchen nutzen
hier den Vorteil einer langfristigen Zusammenarbeit mit ihren
Mitarbeitern. Beschäftigte in Industrie und Handwerk sammeln so oft über
Jahre und Jahrzehnte wertvolles Erfahrungswissen. Dieses Wissen zu Märkten
und Produktionsprozessen ist nicht ohne Weiteres an andere Unternehmen und
Standorte übertragbar. Es legt somit den Grundstein für eine starke
Stellung der Unternehmen auf den nationalen, europäischen und globalen
Märkten. Die Thünen-Studie "Strukturwandel in der Wissensökonomie"
bestätigt die besondere Bedeutung des verarbeitenden Gewerbes für die
wirtschaftliche Entwicklung, auch wenn es gegenüber den Dienstleistungen
beständig Beschäftigungsanteile verliert.

Die Studie zeigt aber auch, wie schwierig es für produzierende Unternehmen
in den neuen Bundesländern ist, den Erfahrungsvorsprung der Unternehmen im
Westen aufzuholen. Sie müssen sich daher anders aufstellen und sind häufig
in Bereichen tätig, in denen es um die Produktion großer Mengen zu
möglichst geringen Kosten geht. Auf diesen Märkten herrscht eine harte,
teils globale Konkurrenz. Niedrige Lohnkosten und die Verfügbarkeit gering
qualifizierter Beschäftigter sind hier deshalb ein Standortvorteil. Eine
solche Marktpositionierung wirkt sich kurzfristig positiv auf die
Beschäftigungsentwicklung an den ländlichen Standorten des Ostens aus. Sie
sollte aber mittel- und langfristig zugunsten einer wissensintensiveren
Produktion überwunden werden.

Leider kann Erfahrungswissen nicht herbeisubventioniert werden, sondern
muss sich in Jahrzehnten aufbauen. Es ist daher nicht sicher, ob sich in
ländlichen Regionen des Ostens langfristig ähnliche Strukturen entwickeln
wie im Westen. Das Ziel sollte aber angesichts der hohen wirtschaftlichen
und sozialen Bedeutung gut bezahlter Arbeitsplätze in der Fläche nicht
leichtfertig aufgegeben werden. Daher ist es notwendig, hier stabile und
auch stabilisierende Rahmenbedingungen zu schaffen. Bei größeren
Umbrüchen, wie sie etwa mit der fortschreitenden Digitalisierung
einhergehen könnten, kann auch eine unterstützende Begleitung der unter
starken Wettbewerbszwängen stehenden Unternehmen erforderlich werden.


Die Studie "Strukturwandel in der Wissensökonomie: Eine Analyse von
Branchen-, Lage- und Regionseffekten in Deutschland" ist als Thünen-Report
60 erschienen. Sie ist als kostenfreier Download erhältlich unter:

https://www.thuenen.de/media/publikationen/thuenen-report/Thuenen_Report_60.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johann Heinrich von Thünen-Institut,

Bundesforschungsinstitut für Ländliche Räume, Wald und Fischerei, 11.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/851: Deutsche Konjunktur schwächer, aber keine Anzeichen für Rezession (idw)


RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 11.03.2019

Deutsche Konjunktur schwächer, aber keine Anzeichen für Rezession



Das RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung senkt seine Prognose
für das deutsche Wirtschaftswachstum im Jahr 2019 auf 0,9 Prozent, für
2020 von 1,6 auf 1,5 Prozent. Die für 2020 höhere Rate beruht vor allem
auf deutlich mehr Arbeitstagen. Die Arbeitslosenquote dürfte weiter auf
4,8 Prozent in diesem und 4,6 Prozent im kommenden Jahr zurückgehen. Die
Inflationsrate dürfte mit 1,4 Prozent in diesem und 1,6 Prozent im
kommenden Jahr moderat bleiben. Die öffentlichen Haushalte werden 2019 und
2020 voraussichtlich Überschüsse von gut 36 bzw. knapp 30 Milliarden Euro
erzielen. Inlands- und Weltkonjunktur dürften sich zwar abschwächen, aber
nicht in eine Rezession abgleiten.


Die wichtigsten Ergebnisse:

• Das RWI senkt seine Prognose des deutschen Wirtschaftswachstums für
2019 gegenüber Dezember vergangenen Jahres von 1,4 auf 0,9 Prozent. Für 2020
erwartet es 1,5 statt 1,6 Prozent. Die höhere Rate für 2020 beruht vor
allem auf deutlich mehr Arbeitstagen.

• Obwohl die Wirtschaft im zweiten Halbjahr 2018 mehr oder weniger
stagnierte, ist dies kein Hinweis auf eine Rezession. Ausschlaggebend
waren Sonderfaktoren, insbesondere die Probleme der Automobilindustrie bei
der Umsetzung der Abgas- und Verbrauchsnorm WLTP und Produktionsausfälle
in der Chemischen Industrie aufgrund des Niedrigwassers. Allerdings dürfte
die Entwicklung in der Industrie auch in diesem Jahr nicht allzu dynamisch
sein, worauf auch die heute veröffentlichte Industrieproduktion hinweist.

• Am Arbeitsmarkt wird sich der Beschäftigungsaufbau voraussichtlich
fortsetzen, aber im Einklang mit der schwächeren gesamtwirtschaftlichen
Expansion etwas an Tempo verlieren. Die Arbeitslosenquote dürfte damit auf
4,8 Prozent in diesem und 4,6 Prozent im kommenden Jahr sinken.

• Die Inflation dürfte mit 1,4 Prozent in diesem und 1,6 Prozent im
kommenden Jahr moderat bleiben. Der Rückgang des Ölpreises seit Herbst
vergangenen Jahres wirkt in diesem Jahr dämpfend. Die Kerninflation
(Preise ohne Energie) wird sich im Prognosezeitraum, bei anhaltend hoher
Kapazitätsauslastung der Wirtschaft, leicht beschleunigen.

• Der staatliche Budgetüberschuss dürfte nach einem Höchststand von 58
Milliarden Euro im vergangenen Jahr in diesem Jahr auf gut 36 Milliarden
Euro und 2020 auf knapp 30 Milliarden Euro zurückgehen. Damit dürfte die
Überschussquote des Staates auf 1,0 Prozent des BIP in diesem und 0,8
Prozent im kommenden Jahr sinken. Insbesondere in diesem Jahr, aber auch
2020 ist die Finanzpolitik expansiv ausgerichtet. Zudem nehmen die
Staatseinnahmen aufgrund der nachlassenden konjunkturellen Dynamik
langsamer zu.

• Die Expansion der Weltwirtschaft dürfte im Prognosezeitraum weiter an
Tempo verlieren. Das weltweite BIP dürfte in diesem Jahr mit 3,0 Prozent
und im kommenden Jahr mit 2,8 Prozent wachsen. Der Welthandel wird sich
voraussichtlich um 2,5 Prozent in diesem und 3,0 Prozent im kommenden Jahr
ausweiten.

Zu den Risiken einer Rezession sagt RWI-Konjunkturchef Roland Döhrn: "Die
deutsche Wirtschaft entwickelt sich derzeit zwar nicht allzu dynamisch, es
deutet jedoch nichts auf eine Rezession hin. Dies gilt auch international:
Die Konjunktur schwächelt zwar, sie wird aber durch eine Reihe von
Faktoren gestützt."


(veröffentlicht in "RWI Konjunkturberichte", Heft 1/2019)


Originalpublikation:

http://www.rwi-essen.de/media/content/pages/publikationen/rwi-konjunkturberichte/rwi-kb_1-2019.pdf

(RWI-Konjunkturbericht, März 2019)

http://www.rwi-essen.de//media/content/pages/publikationen/rwi-konjunkturberichte/rwi_kb_2019_01_eckwerte.jpg

(Eckwertetabelle zum RWI-Konjunkturbericht)

Weitere Informationen unter:

http://www.rwi-essen.de/kb 

- Hier finden Sie die RWI-Konjunkturberichte auf der RWI-Homepage.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, 11.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TOURISTIK/443: Neue Studie - Barrierefreier Tourismus für Alle (idw)


IUBH Internationale Hochschule GmbH - 11.03.2019

Neue IUBH-Studie: Barrierefreier Tourismus für Alle

• Größte deutsche Online-Studie unter behinderten Reisenden und deren
Angehörigen

• Behinderte Reisende haben dieselben Urlaubsinteressen wie alle
anderen Gäste, bevorzugen aber individuelle Angebote

• Reiseanbieter können durch barrierefreie Angebote und bessere
Online-Kommunikation punkten



Barrierefreier Tourismus ist in Deutschland von großer wirtschaftlicher
Bedeutung - ist Barrierefreiheit doch für 40% der Bevölkerung notwendig
und für 100% ein Qualitätsmerkmal. Aber was ist für mobilitäts- oder
aktivitätseingeschränkte Gäste beim Reisen wichtig? Und wie können sich
Reiseanbieter darauf einstellen? Im Rahmen ihres "IUBH Touristik-Radars
2019" ging die IUBH Internationale Hochschule in Zusammenarbeit mit dem
Beratungsbüro NeumannConsult und dem Spezialreiseveranstalter RUNA REISEN
diesen Fragen auf den Grund. Die ersten Ergebnisse der Umfrage*, mit über
1.300 Teilnehmern die größte deutsche Online-Studie unter behinderten
Reisenden und deren Angehörigen, zeigen: Behinderte Reisende haben
dieselben Urlaubsinteressen wie Gäste ohne Einschränkung, bevorzugen aber
individuelle Angebote - und legen bereits bei der Buchung großen Wert auf
Barrierefreiheit.


Behinderte Reisende haben dieselben Urlaubsinteressen wie alle
anderen auch

Noch immer haben viele Reiseanbieter und Destinationen Berührungsängste
mit dem Thema Barrierefreiheit, scheuen sie doch vermeintliche
Spezialwünsche dieser Reisegruppe. Dabei zeigt die Studie der IUBH: Die
Urlaubswünsche behinderter Reisender unterscheiden sich nicht von denen
nicht-behinderter Gäste. Faulenzen und Entspannen gehören genauso wie
Wandern und Kulturerlebnisse zu den bevorzugten Urlaubsaktivitäten. Die
beliebtesten Urlaubsarten sind Badeurlaube und Städtereisen.

Reisebuchung verläuft meist online

Bei der Reisevorbereitung steht das Internet an erster Stelle der
Informationsquellen; die Befragten bevorzugen spezielle Webseiten mit
Informationen zum barrierefreien Reisen. Die meisten Reisenden buchen
anschließend online ihre Unterkunft - am liebsten direkt beim Vermieter.

"Unterkunftsbetriebe sollten daher auf ihrer Webseite detaillierte
Informationen zur Barrierefreiheit bereithalten", empfiehlt Prof. Dr.
Peter Neumann, Studienleiter und Professor für Tourismuswirtschaft an der
IUBH. Um sich als Destination für barrierefreien Tourismus zu profilieren,
schlägt Neumann einen Kommunikationsmix aus
"Special-Interest"-Informationen - beispielsweise mittels Webseiten, die
die Barrierefreiheit einer Urlaubsregion gebündelt vorstellen - und in
die Standardmedien, wie z. B. die Webseite des Beherbergungsbetriebes,
integrierte Angaben zur Barrierefreiheit vor.

Für 95 Prozent ist Barrierefreiheit am Urlaubsort wichtig

Reisende mit einer Behinderung buchen besonders gerne Individualreisen mit
Partner, Familie oder Freunden. Gruppenreisen sind weit weniger beliebt.
Bei der Auswahl des Urlaubsziels ist für rund 95% der Befragten die
Barrierefreiheit vor Ort wichtig oder sehr wichtig. "Barrierefreiheit
bezieht sich aber nicht nur auf das einzelne touristische Angebot, z.B.
den Fahrstuhl im Hotel", so Prof. Dr. Peter Neumann. "Vielmehr muss die
gesamte Servicekette barrierefrei sein und dem Gast, egal ob mit oder ohne
Behinderung, ein sicheres und komfortables Urlaubserlebnis bieten -
beginnend bei der barrierefreien Anreise über komfortable Kultur- oder
Naturerlebnisse bis hin zu Restaurantbesuchen mit allergikergerechten
Speisen."


(*) Die verwendeten Daten beruhen auf einer Online-Umfrage, an der
1.361 Personen zwischen dem 27.11.2018 und 27.01.2019 teilnahmen, die
entweder selbst eine Behinderung haben oder mit Menschen mit Behinderung
verreist sind.


Weitere Informationen unter:

https://www.iubh.de/wp-content/uploads/1903_Themenmappe-Tourismus-mit-Behinderung_fin_web.pdf

https://www.iubh.de/wp-content/uploads/IUBH-Infografik-Barrierefrei-reisen_web.jpg

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2019

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

IUBH Internationale Hochschule GmbH, 11.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KIRCHE/2180: Frühjahrs-Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz eröffnet (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 11.03.2019

"Reinigung des Gedächtnisses bleibende Aufgabe"

Eröffnungsgottesdienst zur Frühjahrs-Vollversammlung der Deutschen
Bischofskonferenz in Lingen



Mit einem feierlichen Gottesdienst ist am Montag (11. März 2019) in Lingen
die Frühjahrs-Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz eröffnet
worden. Zu Beginn begrüßte der Bischof von Osnabrück, Bischof Dr.
Franz-Josef Bode, die 65 anwesenden Bischöfe, Vertreter der Weltkirche und
zahlreiche Gläubige in der überfüllten Pfarrkirche St. Bonifatius. Dabei
erinnerte er an die Vollversammlung der deutschen Bischöfe, die 1999 in
Lingen stattgefunden hatte. Auch jetzt ständen aktuelle Fragen, die viele
Menschen bewegten, auf der Tagesordnung, so Bischof Bode.

Der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, Kardinal Reinhard Marx,
appellierte an die Gläubigen, Religion nicht als Auslaufmodell zu sehen.
Die russische Schriftstellerin Tatjana Goritschewa habe noch in
kommunistischer Zeit das Buch "Von Gott zu reden, ist gefährlich"
geschrieben. Darin werde deutlich, dass die Rede über Gott Widerstand
hervorrufe, so Kardinal Marx. Auch heute erscheine es oft so, dass es
gefährlich sei, von Gott zu sprechen. "Das Gegenteil aber ist der Fall:
Gott ist da! Die Religion verschwindet nicht. Natürlich hat es in den
vergangenen Jahren Diskussionen über die Religion gegeben: Religionen, die
missbraucht worden sind, die missbraucht haben, die für politische Zwecke
verwendet wurden. Auf diesen Missbrauch müssen wir als gläubige Menschen
eine Antwort geben", sagte Kardinal Marx.

Neu sei, dass Religion oft instrumentalisiert, verharmlost oder banalisiert
werde. In den zehn Geboten heiße es: "Du sollst den Namen Gottes nicht
missbrauchen. Haben wir die Heiligkeit Gottes erkannt und uns dafür
eingesetzt?", fragte Kardinal Marx. Oft genug sei in den zurückliegenden
Wochen und Monaten deutlich geworden, dass im Namen der Religion und im
Namen Gottes andere missbraucht worden seien. Wenn die Bischofkonferenz
über Missbrauch nachdenke, sei damit die Frage des sexuellen Missbrauchs
gemeint, aber auch der Missbrauch, wenn sich die Religion über andere
erhebe. "Deshalb brauchen wir einen Weg der Erneuerung. Gerade die
österliche Bußzeit ruft uns auf, diesen Weg als ganzes Gottesvolk zu gehen.
Von Gott zu sprechen sollten wir demütig und verantwortungsvoll tun und
nicht von oben herab", so Kardinal Marx.

Die Gottesbegegnung zeige sich in der Person Jesu von Nazareth und im
Nächsten. "In der konkreten Wahrnehmung der Nächstenliebe komme ich dem
Geheimnis Gottes auf die Spur - wenn wir dem Armen und Kranken, dem
Missbrauchten und Ausgestoßenen begegnen. Nur so können wir eine neue
Glaubwürdigkeit gewinnen, nachdem, was manche Priester anderen angetan
haben. Die Ausbeutung, die durch Missbrauch geschehen ist, kann nie
gutgeheißen werden. Sind wir uns darüber bewusst, wie viel Leben und wie
viel Glauben zerstört wurde?", fragte Kardinal Marx.

Der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz betonte in seiner Predigt,
dass die Bischöfe alles tun würden, um Missbrauch aufzuklären. "Aber es
geht um mehr, es geht um das, was Papst Johannes Paul II. zum Heiligen Jahr
2.000 als ?Reinigung des Gedächtnisses? bezeichnet hat: Eine Reinigung im
umfassenden Sinne - der Kirche, der Theologie, der Tradition, der
Geschichte!" Dieser Prozess der Reinigung sei nicht nach drei Tagen
abgeschlossen, sondern ein kontinuierlicher Weg. "Ich glaube, dass wir an
einer neuen Epochenschwelle der Kirche stehen: tastend und suchend, aber in
der Verantwortung von allen im Gottesvolk. Nur so können wir eine Reinigung
ermöglichen, die dann ahnen lässt, was das Heilige, was Gott bedeutet", so
Kardinal Marx.


Die Deutsche Bischofskonferenz ist ein Zusammenschluss der
katholischen Bischöfe aller Diözesen in Deutschland. Derzeit gehören ihr 67
Mitglieder (Stand: März 2019) aus den 27 deutschen Diözesen an. Sie wurde
eingerichtet zur Förderung gemeinsamer pastoraler Aufgaben, zu
gegenseitiger Beratung, zur Koordinierung der kirchlichen Arbeit, zum
gemeinsamen Erlass von Entscheidungen sowie zur Kontaktpflege zu anderen
Bischofskonferenzen. Oberstes Gremium der Deutschen Bischofskonferenz ist
die Vollversammlung aller Bischöfe, die regelmäßig im Frühjahr und Herbst
für mehrere Tage zusammentrifft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 033 vom 11. März 2019

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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SCHACH-SPHINX/06864: Auch Lehrsätze haben ihre Tücken (SB)


Mit einem sensationellen Start machte der Hamburger Meister Uwe
Kunsztowicz 1980 in Bad Neuenahr-Ahrweiler, wo zum dritten Mal nach
1957 und 1978 die Deutsche Einzelmeisterschaft ausgetragen wurde, von
sich reden. Nach einer längeren Turnierpause kehrte er zurück in die
Arena und wütete denn auch gleich wie ein Gladiator. Seine ersten vier
Gegner wurden im Nu und teilweise mit glänzenden Paraden eingesackt.
Erst in der fünften Runde konnte der spätere Turniersieger Eric Lobron
den Siegeslauf des Hamburgers stoppen. Für Kunsztowicz reichte es
schließlich dennoch für einen verdienten dritten Platz. Seine schönste
Partie - viele behaupteten hinterher, es wäre überhaupt die beste der
Meisterschaft gewesen - spielte er gegen den Porzer Mathias Gerusel,
der, mit den schwarzen Steinen, ganz offensichtlich der Devise folgte,
in bedrängter Lage sei es das Beste, die Damen zu tauschen. Daher
hatte er zuletzt 1...Df8-g7?? gezogen und wurde prompt darüber
belehrt, daß Lehrsätze so ihre Tücken haben. Das doppelte Fragezeichen
hinter seinem Zug war zwar berechtigt, dennoch ist es nicht leicht, im
heutigen Rätsel der Sphinx die schillernde Widerlegung zu finden,
oder, Wanderer?






[image: SCHACH-SPHINX/06864: Auch Lehrsätze haben ihre Tücken (SB)]



Kunsztowicz - Gerusel

Bad Neuenahr-Ahrweiler 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die hohen Erwartungen, die der holländische Großmeister Jan Timman mit
seinem Empfehlungszug 1...Tb8-b2 verknüpfte, wurden enttäuscht, als
sein Kontrahent Yassir Seirawan nachwies, daß in diesem Falle 2.g3xf4
Tb2xf2 3.Dd7-b7! Tf2-g2+ 4.Kg1-h1 Tg2-g3 5.Sf3-g1 Da2-f2 6.Db7-a8+ Kg8-
h7 7.Da8-e4+ bequem zum Sieg geführt hätte.



Erstveröffentlichung am 13. März 2006

12. März 2019
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BERICHT/052: Beteiligungsmodul Psychologie - intellektuelle Opportunität ... (SB)




[image: Titelseite des Programmflyers -Quelle: Neue Gesellschaft für Psychologie (NGfP)]

Quelle: Neue Gesellschaft für Psychologie (NGfP)



Der diesjährige Kongress der Neuen Gesellschaft für Psychologie (NGfP)
in Berlin trug den Titel "Krieg nach innen - Krieg nach außen /
Intellektuelle als Stützen der Gesellschaft?". Wissenschaftler und
Praktiker verschiedener Disziplinen näherten sich der Beantwortung der
Frage, welche Rolle Intellektuelle im Land zu großen Teilen spielen,
ob und wie sie ihrer Verantwortung gerecht werden und wie sie sich
selbst, ihre Rolle und Funktion sehen aus verschiedenen Blickwinkeln.
Der Vorsitzende der NGfP, Prof. Dr. Klaus-Jürgen Bruder, zieht eine
positive Bilanz, auch wenn die anvisierte Teilnehmerzahl von 200 in
diesem Jahr nicht ganz erreicht wurde.

"Das Feedback aus den Reihen der Teilnehmer war gut bis
 enthusiastisch, und das nicht nur wegen einer großen Zahl
 ausgezeichneter Referenten, sondern auch wegen der Möglichkeiten
 zur Vernetzung und wegen der Diskussionen, für die man gern noch
 viel mehr Zeit gehabt hätte. Die angesichts der unbefriedigenden
 politischen Lage, des Zustands der Friedensforschung, ja, der
 Sozialwissenschaften insgesamt immer wieder gestellte Frage 'Was
 tun?' war damit eine Frage an sich selbst, die jeder für sich
 beantworten muss."



Die Intellektuellen, so Bruder, sind ja selbst Teil der Gesellschaft,
ausgestattet mit den Instrumenten und Mitteln der Produktion von
Wissen. Ihre Bedeutung können sie erst entfalten, wenn nicht nur die
Herrschenden, sondern die Gesellschaft es ihnen erlaubt und möglich
macht. Sie brauchen eher die Gesellschaft als ihre Stütze, als
dass sie umgekehrt Stützen der Gesellschaft wären.

"Damit sind wir bei uns selbst und der Frage nach der Verantwortung
 von Psychologen und Psychotherapeuten, deren Funktion Basaglia
 einmal als 'Befriedungsverbrecher' gebrandmarkt hat; oder als
 Kriegshelfer, wenn Soldaten therapiert werden, um rasch wieder an
 die Front geschickt werden zu können."



Die Intellektuellen besetzen Bruder zufolge eine Zwischenposition. Sie
sei jedoch nur die Bedingung für die Möglichkeit, eine Stütze der
Herrschenden zu werden. Die Position sei umkehrbar, wenn sich die
Intellektuellen nämlich mit denen in Solidarität verbündeten, die sich
gegen die Herrschaft der herrschenden Minderheit zur Wehr setzen.

"Sie ist umkehrbar, indem sie diesen das Wissen zur Verfügung
 stellen, das sie ursprünglich im Dienst biopolitischer Bemächtigung
 und ökonomischer Ausbeutung produziert haben, und die Interessen
 des Kapitals durchschaubar machen. So würden sie zugleich der
 eigenen Selbstbefreiung dienen, sprich: der sozialen Revolution."



In mehreren Referaten und Diskussionen ging es um genau diese
Problematik. "Psychotherapeuten neigen oft dazu, gesellschaftliche
Verhältnisse auszublenden", erklärte die Gestalttherapeutin Katharina
Stahlmann. Trotz scheinbarer Pluralität und Freiheit finde eine
problematische Zurichtung der Menschen für Märkte statt. Therapeuten
kümmerten sich mehr um die Anpassung von Klienten und Patienten an im
Grunde unmenschliche Zustände und profitierten so indirekt sogar von
den krankmachenden Wirkungen des Neoliberalismus. "Es darf aber nicht
nur darum gehen, erfahrenes Leid zu verarbeiten, sondern auch darum,
Leid zu verhindern, indem man die Verhältnisse verändert."

Einer von den Psychologen, die in diesem Sinne handeln - Georg Rammer -
 hat 34 Jahre in der Kinder- und Jugendhilfe gearbeitet und viele
Familien in schwierigen Verhältnissen erlebt. Er erkannte, dass
psychologische Arbeit immer auch eine politische Dimension hat. Bis
heute macht es ihn wütend, wenn wieder eine neue Studie über
Kinderarmut erscheint, für einen Moment Aufregung in den Medien und
der Öffentlichkeit erzeugt, Politiker zu Statements veranlasst,
während über Jahrzehnte zugelassen wurde, dass Kinderarmut mitwuchs
mit der Kluft zwischen Arm und Reich in der Gesellschaft. Sein Fazit:

"Das kann nicht an einem Behördenmitarbeiter oder einer Behörde
 liegen. Es ist nicht erklärbar mit einem einzigen schlecht
 gemachten Gesetz. Die Ursache muss in Machtverhältnissen gesucht
 werden, die durch neoliberale Politik immer weiter zuungunsten des
 größeren Teils der Bevölkerung verschoben wurden."



Als um die Jahrtausendwende die rot-grüne Bundesregierung viele
Menschen enttäuschte, die sich gerade von der SPD und den Grünen eine
andere Politik versprochen hatten als Hartz IV-Gesetze und
Militarisierung, schloss Georg Rammer sich Attac an, wo er noch heute
im Arbeitskreis "Solidarisch leben" aktiv ist. Er und weitere Redner
übten scharfe Kritik an den Mainstreammedien. Durch Auswahl und
Präsentation von Nachrichten sorgten sie häufig für Desinformation.
"Die Relation zwischen Fakten und offiziellen Verlautbarungen von
Politikern, Verbänden und dergleichen tendiert stark zulasten von
Tatsachen, Hintergründen und Zusammenhängen", so der Psychologe.

Eröffnet hatte den Kongress Ernst Ulrich von Weizsäcker mit einem
Vortrag über den jüngsten Bericht des Club of Rome, in dem es um die
notwendigen Schritte zur Rettung des Planeten Erde geht. Von
Weizsäcker stieß bei mehreren Teilnehmern auf harsche Kritik. Er
musste sich von einer jungen Psychologiestudentin sagen lassen, dass
er und mit ihm der Club of Rome mit ihren Forderungen längst nicht
weit genug gehen. Weizsäcker reagierte souverän und erklärte, er sei
sehr froh über diese Reaktion. In anderen Veranstaltungen werde von
einem hohen Prozentsatz der Teilnehmer eher die Umsetzbarkeit seiner
Forderungen infrage gestellt, würden die Kosten ins Feld geführt und
andere Scheinargumente, weil eine Mehrheit noch längst nicht
verstanden habe, wie ernst es um den Planeten steht. Seine
Zurückhaltung in Formulierungen rechtfertigte er damit, dass er sich
durch weitergehende Forderungen seiner Wirkungschancen nicht berauben
möchte. Dass der über 80jährige sein Eröffnungsreferat stehend, von
Gehhilfen gestützt, in freier Rede, faktenreich und mit großer
Leidenschaft angesichts der Bedrohung der Erde durch Klimakatastrophen
und Wachstumswahn vortrug, unterstrich seine Entschlossenheit, sich
weiter unermüdlich für eine Drosselung des Wachstums und für mehr
Maßnahmen zum Klimaschutz einzusetzen. Bis zum Ende des Kongresses
blieb sein Vortrag ein Thema. Die Urteile reichten - auch wenn er
nicht zur Revolution aufrief - von "akzeptabler Partner im gemeinsamen
Kampf für die Rettung des Planeten" bis zur totalen Ablehnung.

Ein Highlight am letzten Kongresstag war - auch wenn das auf den
ersten Blick seltsam klingen mag - eine Wiederbegegnung mit Bertolt
Brecht und seinem Werk "Turandot oder der Kongress der Weißwäscher".
Die Psychoanalytikerin, Dipl.-Psychologin und Buchautorin Dr. Almuth
Bruder-Bezzel sorgte mit der Entscheidung für dieses Stück, aus dem
Szenen von dem nicht nur dem Hamburger Theaterpublikum bekannten
Schauspieler Michael Weber gelesen, ja, dargestellt wurden. Besser als
durch dieses Brecht'sche Werk ließ sich die Dienstbarkeit von
Intellektuellen für Herrschende nicht sinnlich erfahrbar machen.

12. März 2019
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - PERFORMANCE/218: Theater Bremen - Doppelabend von Shailesh Bahoran und Redouan Ait Chitt, 16.3.2019


THEATER BREMEN

Gastspiel: 

Redo - Doppelabend von Shailesh Bahoran und Redouan Ait Chitt

Ein Gastspiel von tanzbar_bremen im Rahmen von "eigenARTig - Tanz für
Alle"

Samstag, 16. März, 20 Uhr im Kleinen Haus, Theater Bremen



Was bedeutet mir "Heimat"? Diese Frage stellen sich die Breakdancer
Redouan Ait Chitt und Shailesh Bahoran im Doppel-Tanzabend "Redo".
Chitt zeichnet in "Redo" seinen eigenen Lebensweg als Straße, auf der
er selbst sein größter Gegner war und doch seine innere Heimat fand.
Seit Geburt mit körperlichen Besonderheiten ausgestattet, nutzt er
diese eindrucksvoll. Shailesh Bahoran sucht in "Heritage" nach seiner
Herkunft, indem er vor dem Hintergrund indischer Tanztradition die
Genres Breakdance und Popping untersucht. Der Doppelabend von Shailesh
Bahoran und Redouan Ait Chitt ist ein Gastspiel von tanzbar_bremen im
Rahmen von "eigenARTig - Tanz für Alle" und am Samstag, dem 16. März,
um 20 Uhr im Kleinen Haus des Theater Bremen zu sehen.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INFOPOOL / TIERE / FAKTEN





VETERINÄR/467: Hochschule Hannover erforscht Methoden zum Trockenstellen von Eutervierteln beim Milchrind (idw)


Hochschule Hannover - 11.03.2019

Hochschule Hannover erforscht Methoden zum Trockenstellen von
Eutervierteln beim Milchrind



"SmartDryOff" - Ziel des Projektes ist die Entwicklung eines
Arzneimittels, das einzelne Euterviertel von Milchkühen bei einer
Erkrankung vorübergehend oder permanent trockenstellt. Bestehende
mikrobielle Infektionen können so ausheilen und das Milchrind im
Milchbetrieb verbleiben.

Eine Mastitis (Euterentzündung) ist eine der wirtschaftlich bedeutendsten
Erkrankungen des Milchrinds. Sie verursacht erhebliche Kosten durch
Milchverluste, Mehrarbeit und Therapie. Euterviertel mit chronischen und
therapieresistenten Infektionen sind demnach ein großes Problem für
milchviehhaltende Betriebe. Sie verursachen Behandlungskosten sowie
zusätzlichen Arbeitsaufwand. In der Regel weisen nur ein bis zwei
Euterviertel chronische und therapieresistente Infektionen auf. Daher wäre
es sinnvoll, diese aus der Milchproduktion zu nehmen. Das hat den Vorteil,
dass die Tiere für die Produktion erhalten bleiben. Das sogenannte
Trockenstellen von Einzelvierteln während der Laktation ermöglicht es,
erkrankte Viertel aus der Milchproduktion zu nehmen, ohne die
Milchleistung des gesamten Euters oder sogar die Kuh zu verlieren.

An dieser Stelle setzt das Vorhaben "SmartDryOff" unter der Leitung von
Prof. Dr. Volker Krömker (Hochschule Hannover, Fakultät II - Maschinenbau
und Bioverfahrenstechnik) ein. Das Ziel ist es, eine effektive und
zugleich schonende, die Mikroorganismenvermehrung in der Milchdrüse
begrenzende Methode zum Trockenstellen einzelner Euterviertel zu
entwickeln. Dadurch wird den behandelnden Tierärztinnen und Tierärzten
oder Landwirtinnen und Landwirten eine vertretbare und sichere
Therapiemöglichkeit geboten.

Derzeit können Milchkühe mit chronisch kranken Eutervierteln entweder nur
mit niedrigen Heilungschancen therapiert werden oder das Melken der
erkrankten Viertel wird eingestellt. In jedem Fall stellt die Erkrankung
ein gesundheitliches Risiko für das betroffene Tier und eine mögliche
Infektionsquelle für andere Tiere dar. Diese gilt es aus Tierschutz- als
auch aus ökonomischen Gründen zu beseitigen. Die Merzung betroffener Tiere
stellt eine Verschwendung landwirtschaftlicher Ressourcen dar. Zudem
widerspricht sie dem Streben nach Verlängerung der Nutzungs- und
Lebensdauer der Milchkühe.

Bislang fehlen unter anderem alternative Behandlungsmaßnahmen, um
chronisch kranke Euterviertel permanent aus der Produktion zu nehmen. Wenn
dies gelänge, könnten betroffene Milchkühe im Milchbetrieb verbleiben,
anstatt aus Tierschutzgründen gemerzt zu werden.


Die Arbeitshypothesen des Vorhabens sind:

1. Desinfizierende Substanzen können in vitro und in vivo euterpathogene
Mikroorganismen im Wachstum hemmen, ohne Epithelgewebe im Euter zu
zerstören.

2. Der Einsatz der desinfizierenden Substanz in Kombination mit einer
trockenstellenden Substanz lässt eine Addition der Wirkmechanismen zu.

3. Die Anwendung beider Substanzen in vivo kann zum schonenden,
nachhaltigen Trockenstellen einzelner Euterviertel während der Laktation
genutzt werden sowie beim planmäßigen Trockenstellen ganzer Milchdrüsen
Anwendung finden.


Das Vorhaben dauert insgesamt 30 Monate und ist in fünf Arbeitspakete
unterteilt:

1. Identifikation und Auswahl von (1) Substanzen zur Induktion
physiologischer Vorgänge des Trockenstellprozesses sowie (2)
Identifikation von schwach desinfizierenden Substanzen mit möglicher
Anwendung an Drüsenepithelien.

2. Entwicklung und Prüfung einer geeigneten desinfizierenden,
trockenstellenden Lösung

3. Feldversuch: Trockenstellen einzelner Euterviertel in der Laktation

4. Feldversuch: vorübergehendes Trockenstellen ganzer Milchdrüsen

5. Ergebnisauswertung, -darstellung sowie -publikation


Durch das Vorhaben sollen der Tierschutz verbessert, die Nutzungs- und
Lebensdauer von Milchkühen verlängert und Antibiotikagaben verringert
werden, um damit die Umweltauswirkungen der Land- und Ernährungswirtschaft
zu reduzieren und die Qualität der Rohmilch zu verbessern.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution68

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Hannover, 11.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





POLITIK/860: Mehr Tierschutz durch Routine-Kontrollen (NDSML)


Niedersächsisches Ministerium für Ernährung,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Pressemitteilung Nr. 21 vom 12.03.2019

Mehr Tierschutz durch Routine-Kontrollen

Landwirtschaftsministerin Barbara Otte-Kinast bringt Initiative im
Bundesrat ein



Hannover/Berlin. Niedersachsen treibt die Verbesserung des Tierschutzes
weiter voran. Erstmals wird Landwirtschaftsministerin Barbara Otte-Kinast
auf der Bundesratssitzung in Berlin am kommenden Freitag (15. März) eine
neue Initiative vorstellen. Damit wird der Bund aufgefordert, die
rechtliche Grundlage für routinemäßige Tierschutzkontrollen in
Verarbeitungsbetrieben für Tierische Nebenprodukte (VTN) zu schaffen. "Wir
wollen in Niedersachsen den Tierschutz in allen Bereichen stärken. Deshalb
müssen wir die Verursacher des Tierleids ausfindig machen. Bislang sieht
das deutsche Recht nicht vor, dass angelieferte Tiere auf Verstöße gegen
das Tierschutzrecht untersucht werden können. Das wollen wir ändern."

Aus Sicht Niedersachsens ist außerdem auch eine lückenlose
Rückverfolgbarkeit der Tiere erforderlich. Dies ist derzeit nicht bei allen
Tierarten gegeben, die in den Tierkörperbeseitigungsanlagen landen. Dazu
ein Beispiel: Schweine werden bislang mit der Ohrmarke des Ferkelerzeugers
gekennzeichnet und können bei Anlieferung von einem Mastbetrieb nicht bis
zum letzten Tierhalter zurückverfolgt werden. Auch dies muss sich aus Sicht
Niedersachsens bei Kadavern dringend ändern. Sofern Vorgaben des EU-Rechts
dem Anliegen entgegenstehen, soll sich die Bundesregierung bei der 
EU-Kommission für eine entsprechende Überarbeitung des EU-Rechts
beziehungsweise die Ausweitung nationaler Regelungsspielräume einsetzen.

Hintergrund für die Bundesratsinitiative ist eine Studie der Stiftung
Tierärztliche Hochschule Hannover. Das Ergebnis: Bei mehr als zehn Prozent
der angelieferten Tierkörper deuteten festgestellte Veränderungen darauf
hin, dass die betroffenen Tiere vor ihrem Tod länger anhaltenden Schmerzen
und Leiden ausgesetzt waren. "Mit diesen fürchterlichen Bildern muss
endlich Schluss sein", sagte Ministerin Otte-Kinast und nahm die Studie zum
Anlass, sich für regelmäßige Kontrollen in VTN einzusetzen. Manche Verstöße
können nur hier festgestellt werden.

Auf der Tagesordnung der nächsten Bundesratssitzung steht außerdem ein
weiteres Tierschutzthema aus Niedersachsen: Der Entschließungsantrag zur
Einführung von kameragestützten Überwachungssystemen in Schlachthöfen. Nach
der Beratung in den Ausschüssen erfolgt nun die Abstimmung über die
Aufforderung an den Bund, einen entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen.

Die Bundesratssitzung wird am Freitag im Live-Stream übertragen unter
www.bundesrat.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 21 vom 12.03.2019

Niedersächsisches Ministerium für Ernährung,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Calenberger Straße 2, 30169 Hannover

Telefon: (0511) 120 - 2095/2135/2136/2137, Telefax: (0511) 120 - 23 82

E-Mail: pressestelle@ml.niedersachsen.de

Internet: https://www.ml.niedersachsen.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





INITIATIVE/404: 30 Jahre erfolgreicher Wanderfalkenschutz in NRW (NABU NRW)


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 11. März 2019

30 Jahre erfolgreicher Wanderfalkenschutz in NRW

AG Wanderfalkenschutz stellt Brutbilanz des Wanderfalken in NRW für
2018 vor | Stabiler Bestand von rund 230 Wanderfalkenpaaren |
Sportlicher und schwindelfreier Nachwuchs gesucht



Düsseldorf/Recklinghausen - "Die Brutsaison der Wanderfalken in
Nordrhein-Westfalen war im vergangenen Jahr mit 230 Revierpaaren und
403 ausgeflogenen Jungfalken wieder erfolgreich", erklärte Michael
Kladny, Sprecher der Arbeitsgemeinschaft Wanderfalkenschutz des NABU
NRW (AGW-NRW), auf dem Jahrestreffen der Wanderfalkenschützer am
vergangenen Wochenende in Recklinghausen. Die Wanderfalkenpopulation
sei damit auf einem hohen Niveau stabil, bedürfe aber weiter der
menschlichen Unterstützung, damit dies so bleibt.

"Mit einer solchen Erfolgsgeschichte habe vor 30 Jahren niemand
gerechnet", so Kladny weiter. Es sei der Verdienst aller in der AG
Wanderfalkenschutz über die Jahre aktiven ehrenamtlichen Helfer. Sie
hätten nicht nur ansiedlungswilligen Wanderfalkenpaaren Brutunterlagen
an Gebäuden angeboten und so erst eine Rückbesiedlung ermöglicht,
sondern bis heute auch möglichst viele Jungfalken in diesen
Brutunterlagen Jahr für Jahr beringt. Dieser Aufwand wurde bei
steigenden Paar- und Jungenzahlen von Jahr zu Jahr größer.

Für die Beringung suche die AGW denn auch dringend ehrenamtliche
Helfer, die möglichst Schwindelfreiheit und körperliche Fitness
mitbringen sollten. Aber auch für die Beobachtung und Kontrolle der
angesiedelten Paare und Revierhalter, fotographische Dokumentationen
und die exakte Ablesungen mit Code-Ringen beringter Falken würden
aktive Unterstützer gesucht. Kladny: "Wir müssen uns als AG
Wanderfalkenschutz in NRW kontinuierlich verjüngen und neu aufstellen,
damit wir dieses große und aufwendige Projekt weiterführen können."

Der Aufwand, den die AGW mit der Beringung treibe, lohne sich aber,
denn dies sei die Basis für zahlreiche wissenschaftliche Erkenntnisse
zum Verhalten und zur Brutbiologie des Wanderfalken, die die AGW in
den vergangenen Jahren gewinnen konnte. In diesem Jahr seien wieder
mehr als zwei Drittel der ausgeflogenen Jungfalken beringt worden.
Insbesondere beeindruckte die Tagungsteilnehmer die Gesamtzahl von
rund 3400 Wanderfalken, die bis Ende 2018 in NRW durch die Aktiven der
AGW beringt wurden.

In der vergangenen Brutsaison erhärtete sich die seit 2016 angedeutete
"Sättigung" bei der Bestandsentwicklung des Wanderfalken in NRW
weiterhin. Die Grenzen beim Brutplatzangebot scheinen erreicht zu
sein. So liege die Zahl der Revierpaare seit 2016 stabil bei rund 230.
Der Bruterfolg sei im vergangenen Jahr aber mit 403 ausgeflogenen
Jungtieren wieder erfreulich hoch gewesen. Hier machten sich die im
vergangenen Jahr idealen Brutbedingungen für den Wanderfalken
bemerkbar, die zahlreiche Spätbruten und insgesamt 34 Bruten mit vier
ausgeflogenen Jungfalken begünstigten. "Die AGW rechnet aber insgesamt
weiterhin mit einer Abschwächung der Dynamik in der Bestandszunahme
und damit einhergehend auch des Bruterfolges der 
nordrhein-westfälischen Wanderfalkenpopulation", sagte Kladny. Zumal 
die Konkurrenz um Brutplätze mit dem Uhu der Wanderfalkenpopulation 
in NRW Grenzen setze.

In den Regierungsbezirken (RB) Arnsberg, Münster und Düsseldorf flogen
im vergangenen Jahr rund 78 % aller in NRW flügge gewordenen
Wanderfalken aus. Im RB Köln flogen 13 Prozent aller Jungfalken aus,
in Detmold waren es 9 Prozent. Von 231 Revierpaaren begannen 202 mit
einer Brut. Davon waren 157 Brutpaare erfolgreich. Von den
ausgeflogenen 403 Jungfalken konnten 285 beringt werden.



Mehr zur Arbeit der AG Wanderfalkenschutz in NRW und alle
Jahresberichte der vergangenen Jahre unter 

https://nrw.nabu.de/wanderfalkenschutz-nrw/index.html.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 13/2019, 11.03.2019

NABU Nordrhein-Westfalen

Völklinger Straße 7-9, 40219 Düsseldorf

Tel.: 0211/15 92 51-14, Fax: 0211/15 92 51-15

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de

Internet: www.nabu-nrw.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





AKTION/663: Wissenschaftsinitiative Science4Future unterstützt Fridays4Future (Science4Future)


Science4Future - 12. März 2019

Science4Future unterstützt Fridays4Future



Ergänzend zu der Fridays-for-Future-Initiative, in deren Rahmen seit
Monaten freitags Tausende Schülerinnen und Schüler für eine
nachhaltige Energiepolitik demonstrieren, gibt es jetzt auch eine
Initiative von Wissenschaftlern. Unter dem Hashtag #Scientists4Future
unterstützen sie die Anliegen der jungen Menschen von #Fridays4Future.
Die Kernaussage der Organisatoren in Bezug auf die
Freitagsdemonstrationen ist: "Diese Anliegen sind berechtigt und gut
begründet. Die derzeitigen Maßnahmen zum Klima-, Arten-, Wald-, Meeres-
 und Bodenschutz reichen bei weitem nicht aus."

Die S4F-Initiative setzt sich aus allen wissenschaftlichen Disziplinen
zusammen. Dazu heißt es: "Die Aufgabe, eine nachhaltige Gesellschaft
zu schaffen, können wir nur in der Zusammenarbeit von Human-, Sozial-,
Geistes-, Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- und Rechtswissenschaften
lösen." Unter den 716 Erstunterzeichnern waren unter anderem Prof.
Carsten Agert, Dr. Franz Alt, Prof. Claudia Kemfert, Prof. Volker
Quaschning, Prof. Stefan Rahmstorf, Prof. Michael Sterner, Prof. Ernst
Ulrich von Weizsäcker u. v. a. m. Den Twitter-Account von
Science4Future gibt es seit 2009. Damals gründete sich diese
Graswurzel-Initiative mit 20 bis 50 engagierten Personen ohne
Organisation im Hintergrund. Anfang März 2019 hatte S4F über 12.000
Follower auf Twitter.

Seitens der Organisatoren heißt es: "Alle Kolleginnen und Kollegen,
die eine Beziehung zu deutschsprachigen Ländern haben, sind
eingeladen, diese Erklärung bis zum 14. März 2019 zu unterschreiben.
Dies schließt alle aktiven und ehemals aktiven Forschenden ein, die
bereits einmal wissenschaftlich publiziert haben, oder eine Referenz
für anderweitige wissenschaftliche Zusammenarbeit angeben. Auch
Bürgerwissenschaftlerinnen und Bürgerwissenschaftler sind herzlich
eingeladen (separate Zählung)."

Unterzeichnung: http://eepurl.com/giu9av

 * 

Quelle:

Science4Future

weitergeleitet durch:

Hydrogeit

E-Mail: kontakt@hydrogeit.de

Internet: www.hydrogeit.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





AKTION/662: Klimastreik am 15. März - Solidarität mit protestierenden Schülerinnen und Schülern (Public Eye)


Public Eye - 9. März 2019

Klimastreik am 15. März 

Public Eye ruft zur Solidarität mit protestierenden Schülerinnen und
Schülern auf



Mit dem Klimastreik nehmen junge Menschen die Zukunft des Planeten in
die eigenen Hände und prangern Gleichgültigkeit und Egoismus der
Mächtigen an. Beharrlich und radikal stellen sie etablierte
Verhältnisse und gefährliche Gewohnheiten infrage.

Dazu haben die Jugendlichen allen Grund - und sie haben unsere
Unterstützung. Denn globale Verantwortung (und damit auch
Klimagerechtigkeit) beginnt bei uns.

Die seit Dezember auch in der Schweiz streikenden Jugendlichen wurden
in einen klimapolitischen Stillstand hineingeboren und rufen zurecht:
"Wir sind hier! Wir sind laut! Weil ihr uns die Zukunft klaut!" Sie
stellen nicht nur die so offensichtliche wie beschämende Frage: "Warum
habt ihr all die Jahre nichts getan, ihr wusstet es doch". Sie tun
zudem das in dieser Situation einzig Vernünftige: nicht weiter auf
Einsicht der Mächtigen hoffen, sondern selbst die notwendige Umkehr
einleiten. Auf dieses Engagement sollten Schule und Politik stolz
sein, statt mit Drohungen und unentschuldigten Absenzen zu reagieren.

Die neue Klimabewegung ist auch deshalb so mächtig, weil sie für Klima-
 und Umweltschutz nicht primär unser aller Konsumverhalten, sondern
die Politik verantwortlich macht. Es spielt zwar eine Rolle, was und
wie viel konsumiert wird. Doch systemische Probleme verlangen nach
systemischen Lösungen, und dazu braucht es kühne politische
Massnahmen.

Public Eye ist überzeugt, dass eine enkeltaugliche Welt möglich ist.
Die Anerkennung und Respektierung unserer ökologischen Grenzen ist
dafür eine unabdingbare Voraussetzung. Wirksamer Klima- und
Umweltschutz ist für uns zudem untrennbar mit gelebter Demokratie und
sozialer Gerechtigkeit verbunden.

Deshalb schliessen wir uns den Klimastreikenden am 15. März an und
rufen zum solidarischen Mitdemonstrieren auf. Das Sekretariat von
Public Eye bleibt an diesem Tag geschlossen.



PS: Bis jetzt sind in folgenden Städten Aktivitäten geplant: Aarau,
Bahnhofplatz, 10:30, Baden, Bahnhofplatz, 14:00, Basel, Münsterplatz,
13:00, Bellinzona, 14:00, Bern, Waisenhausplatz, 12:00, Biel, Place de
l'esplanade, 14:00, Frauenfeld, Lindenpark, 13:00, Fribourg, Place
Georges-Python, 13:30, Genève, Vingt-Deux-Cantons, 14:00, Glarus,
Kantonsschule, 10:30, Jura, 10:00, Lausanne, Place De La Gare, 10:30,
Luzern, Rosengart-Platz, 11:00, Neuchâtel, Université, 11:30,
Olten, Trottermatte (Martin Disteli-Strasse 27), 10:45, Sion, Place de
la Planta, 13:00, Solothurn, 12:00, St. Gallen, Vadianplatz, 17:00,
Thun, Rathausplatz, 13:00, Zug, Postplatz, 11:15, Zürich, Polyterrasse
ETH, 13:00

Aktuelle Liste hier:

https://climatestrike.ch/events/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 09.03.2019

Public Eye

Postfach, Dienerstrasse 12, 8021 Zürich

E-Mail: kontakt@publiceye.ch

Internet: www.publiceye.ch und www.publiceye.ch/de/
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FRAGEN/008: Eigenwert der Natur (PROVIEH)


PROVIEH MAGAZIN - Ausgabe 2/2018

Eigenwert der Natur

Ein Interview mit Prof. Dr. Dr. Martin Gorke



Martin Gorke studierte Biologie und Philosophie. 1989 promovierte er
zum Doktor der Naturwissenschaften mit einer Dissertation über die
Verhaltensökologie und Populationsdynamik der Lachmöwe. Sieben Jahre
lang arbeitete er als Naturschutzwart auf der Vogelhallig Norderoog.
1997 promovierte er zusätzlich zum Doktor der Philosophie mit einer
Dissertation über die ethische Dimension des Artensterbens. 2008
habilitierte er sich im Fach Umweltethik mit dem Thema "Eigenwert der
Natur. Ethische Begründung und Konsequenzen. "Seit 2016 ist Martin
Gorke Professor für Umweltethik an der Universität Greifswald. Seine
Arbeitsschwerpunkte sind die Holistische Umweltethik, Artenschutz,
Wissenschaftstheorie der Ökologie, Naturphilosophie, Albert Schweitzer
und die Seevogelökologie.

PROVIEH: Herr Gorke, Sie gehören zu den wenigen Umweltethikern
in Deutschland, die eine "holistische" Umweltethik vertreten. Können
Sie uns kurz beschreiben, worum es da genau geht?

Martin Gorke: Seit Umweltethik in den 1970er Jahren als
akademische Disziplin entstand, wird dort um die Frage gerungen,
welchen Objekten unseres Handelns gegenüber Rücksicht um ihrer selbst
willen gebührt. Es werden vier verschiedene Antworten vorgeschlagen:
In der anthropozentrischen Ethik können nur Menschen solche direkten
Gegenstände von Moral sein, in der pathozentrischen Ethik sind es auch
leidensfähige Tiere, in der biozentrischen Ethik alle Lebewesen und in
der holistischen Ethik auch das Unbelebte sowie überorganismische
Ganzheiten wie Arten und Ökosysteme. In einer holistischen Ethik kommt
der gesamten Natur ein Eigenwert zu.

PROVIEH: Was spricht für eine so weitreichende Ethik?

Martin Gorke: Zunächst einmal elementare moralische
Intuitionen. So war es für moralisch sensible Menschen schon immer
klar, dass wir den rücksichtsvollen Umgang mit bewusst
empfindungsfähigen Tieren diesen Tieren schulden und nicht - wie
Anthropozentriker meinen - nur unseren Mitmenschen (oder uns selbst).
Zu dieser weit verbreiteten Tierschutz-Intuition kamen mit der
Heraufkunft der ökologischen Krise zwei elementare
Naturschutz-Intuitionen hinzu: das Postulat eines allgemeinen
Artenschutzes und das Postulat des Schutzes von Wildnis. Nach ersterem
sollten wir Auslöschungen von Arten grundsätzlich vermeiden; ein Indiz
dafür sind die Roten Listen. Nach letzterem gilt es, über Jahrhunderte
gewachsene Naturlandschaften möglichst unangetastet zu lassen; ein
Indiz dafür sind die Kernzonen der Nationalparke. Nur mit einer
holistischen Ethik lassen sich alle drei Intuitionen gleichermaßen
plausibel rechtfertigen.

PROVIEH: Wie funktioniert das?

Martin Gorke: Als Ausgangspunkt einer weltanschaulich
unproblematischen Begründung schlage ich den sogenannten moralischen
Standpunkt vor: Man muss sich als moralischer Mensch verstehen, als
jemand, der nicht nur seine eigenen Interessen durchzusetzen versucht,
sondern sich verallgemeinerbaren moralischen Grundsätzen unterwirft.
Hat man sich auf diesen Standpunkt eingelassen - so meine These - darf
man nicht wählerisch sein, welchen Naturwesen man einen Eigenwert
zubilligt und welchen nicht. Moral ist ihrem Wesen nach universal. Sie
versucht sich in irgendeiner Form immer auf "alle" zu beziehen. Dann
stellt sich die Frage: Wer sind alle? Meines Erachtens haben hier
diejenigen, die die Moralgemeinschaft kleiner fassen wollen als die
holistische Ethik, die Begründungslast. Ist man sich darüber einig,
dass Moral universal ist, muss man nicht Einschlüsse in die
Moralgemeinschaft rechtfertigen, sondern Ausschlüsse.

PROVIEH: Die industrielle Landwirtschaft gilt in Europa als
Hauptverursacher für den Verlust an Biodiversität. Zudem lässt sich
die industrielle Tierproduktion nicht oder kaum mit dem Tierschutz
vereinen. Kurzum: Die industrielle Landwirtschaft scheint nicht in ein
holistisches Weltbild zu passen. Andererseits soll die Landwirtschaft
zur Sicherung der Welternährung dienen. Stehen wir vor einem ethischen
Dilemma?

Martin Gorke: Dieser Schluss liegt nahe, wenn man die
Bedingungen des Zielkonfliktes nicht näher hinterfragt. Mehrere
wissenschaftliche Institute haben dies kürzlich in einer gemeinsamen
Studie getan, die im renommierten Fachmagazin Nature Communications
erschienen ist. Demnach ist es möglich, die komplette Landwirtschaft
weltweit auf Öko-Landbau umzustellen und gleichzeitig eine
Weltbevölkerung von voraussichtlich neun Milliarden Menschen im Jahr
2050 zu ernähren.

Die Autoren verschweigen in dieser Studie nicht, dass eine solche
Umstellung mit einem deutlich erhöhten Flächenbedarf einherginge -
wenn die derzeitigen Konsummuster beibehalten würden. Das wäre für die
Biodiversität und das Weltklima aber verhängnisvoll, denn die
zusätzlich benötigten Flächen würden voraussichtlich durch Rodungen
von tropischen Wäldern geschaffen werden. Die Umstellung auf hundert
Prozent Öko-Landbau würde so vom Regen in die Traufe führen.

Doch das Dilemma ist nicht unausweichlich. Die Studie zeigt die
Alternative auf. Die zur Welternährung benötigte Anbaufläche könnte
gleich bleiben, wenn sich der Konsum und das Verbraucherverhalten
grundlegend änderten: Zum einen dürften nicht mehr so viele
Lebensmittel weggeworfen werden wie bisher. Derzeit landet in
Deutschland ein Viertel aller Nahrung im Müll. Zum anderen müsste die
Weltbevölkerung dann zwei Drittel weniger Fleisch und andere tierische
Produkte verbrauchen. Bei den Ländern im globalen Süden, wo heute
schon viel weniger tierisches Eiweiß konsumiert wird als hier, würde
sich dadurch kaum etwas ändern. Dagegen müsste in Industrieländern wie
in Deutschland der Fleischkonsum um drei Viertel sinken.
Ernährungswissenschaftler und Mediziner fänden das prima. Der hohe
Fleischkonsum hierzulande reduziert nachweislich die statistische
Lebenserwartung.

PROVIEH: Trotzdem erscheint dieses Öko-Szenario recht unrealistisch...

Martin Gorke: Alle ethischen Errungenschaften in der Geschichte
der Menschheit erschienen zunächst unrealistisch. Heute möchten wir
sie nicht mehr missen. Zudem sind ethische Ziele nicht nur dann
sinnvoll, wenn sicher ist, dass man sie eines Tages zu hundert Prozent
erreicht. Man kann ihnen ja immerhin näher kommen. Entscheidend ist,
dass man nicht nachlässt, sie anzustreben.

Das Interview führte Svenja Furken, Vorstandsmitglied von PROVIEH

 * 

Quelle:

PROVIEH MAGAZIN - Ausgabe 2/2018, Seite 31-33

Herausgeber: PROVIEH e.V.

Küterstraße 7-9, 24103 Kiel

Telefon: 0431/248 28-0, Telefax: 0431/248 28-29

E-Mail: info@provieh.de

Internet: www.provieh.de

 

PROVIEH erscheint viermal jährlich.
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PROTEST/148: "Klima schützen, Kohle stoppen" - Bündnis protestiert bei Tagung der katholischen Bischöfe in Lingen (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 12.
März 2019

Klima schützen - Kohle stoppen

Bündnis protestiert bei der Frühjahrstagung der katholischen Bischöfe
am 13. März in Lingen



Dorfbewohner•innen aus dem Rheinischen Revier, katholische
Christinnen und Christen, Umweltschutz- sowie Anti-Atom-Gruppen aus
dem Münsterland und Kritische Aktionärinnen und Aktionäre protestieren
am 13. März bei der Frühjahrsvollversammlung der Deutschen
Bischofskonferenz in Lingen für die Erhaltung von Dörfern und Kirchen
an den Tagebauen Garzweiler und Hambach.

Bei einer Kundgebung am Mittwochnachmittag vor dem
Ludwig-Windthorst-Haus in Lingen überreicht das Bündnis den Bischöfen
den "Appell katholischer Christen: Schöpfung bewahren! Kohleabbau
stoppen! Hambacher Wald retten!".

"Seit die Kohlekommission ihre Empfehlungen an die Politik vorgelegt
hat, beschleunigt RWE den Abriss der Dörfer an den Tagebauen
Garzweiler und Hambach", berichtet Barbara Ziemann-Oberherr aus dem
Erkelenzer Ortsteil Keyenberg. Sie hat wie viele Menschen aus den
Dörfern an den Braunkohletagebauen den Appell katholischer Christen
unterzeichnet. "Bedroht sind auch fünf Kirchen am Grubenrand: Die in
meiner Gemeinde in Keyenberg wäre wohl als erste dran, dann auch
Kuckum, Berverath, Morschenich und Manheim. Tag für Tag erleben wir,
wie der Konzern vor unserer Haustür die Vorbereitungen für den
Kohleabbau vorantreibt. Viele von uns empfinden dies als Psychoterror,
um uns zum Verlassen unserer Heimat zu zwingen."

Mehr als 40.000 Menschen im Rheinischen Revier wurden wegen des
Braunkohletagebaus zwangsumgesiedelt. Dutzende von Kirchen im Bistum
Aachen und im Erzbistum Köln fielen den Baggern zum Opfer. "Nun
appellieren wir an die katholische Kirche, die einer der größten
Grundeigentümer und Immobilienbesitzer im Rheinland ist, keine
weiteren Kirchen zu entwidmen, auf die Entschädigung von RWE zu
verzichten und sich schützend vor ihre Gemeinden zu stellen", sagt
Markus Dufner vom Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und
Aktionäre. "Würden die Bischöfe sich mit den Menschen am Tagebaurand
solidarisieren, würde dies auch den Ministerpräsidenten und Katholiken
Armin Laschet unter Druck setzen." Peter Bastian von der Initiative
Sofortiger Atomausstieg (Sofa) Münster ergänzte: "Derselbe Armin
Laschet, der vor einem Jahr vorschlug, den Braunkohlestrom von RWE
nach Belgien zu liefern, wenn dort die Hochrisiko-AKW Doel 2 und
Tihange 3 stillgelegt würden. Dies hatte den Zusammenschluss der
Anti-Kohle- und der Anti-Atom-Bewegung zur Folge. Und jetzt stehen wir
solidarisch hier, aber keiner der Bischöfe will mit uns reden."

"Die christliche Verantwortung für die Bewahrung der Schöpfung hat
zwar Ausdruck in der Enzyklika 'Laudato si' von Papst Franziskus
gefunden, aber es fehlt die konkrete Umsetzung in der Praxis", so
Markus Dufner. "Wir müssen die Politik gemeinsam dazu bringen, mit der
klimaschädlichen Kohleverstromung so schnell wie möglich aufzuhören."

Beteiligte Organisationen:

• Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

• Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

• Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

• Dachverband der Kritischen Aktionärinnen u. Aktionäre

• Elternverein Restrisiko Emsland

• Sofortiger Atomausstieg (Sofa) Münster

Weitere Informationen:

https://www.kritischeaktionaere.de

https://bbu-online.de


Ablauf der Protestkundgebung bei der Bischofskonferenz am
Mittwoch, 13. März 2019, in Lingen:



	14.00-16.00 Kundgebung mit Reden sowie Protestliedern von Gerd Schinkel vor dem Ludwig-Windthorst-Haus, Gerhard-Kues-Str. 16, 49808 Lingen

	16.00 Übergabe der Unterschriftenlisten an die Deutsche Bischofskonferenz





Petition:

https://weact.campact.de/petitions/appell-katholischer-christen-schopfung-bewahren

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 12.03.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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VERBAND/049: Klimaschutz mit Erneuerbaren Energien (BEE)


Bundesverband Erneuerbare Energie - 12. März 2019

Klimaschutz mit Erneuerbaren Energien



Berlin, 12. März 2019: "Erneuerbare Energien sind der Schlüssel für
eine klimafreundliche Energieversorgung. Für eine nachhaltige und
zukunftsfähige Wirtschaftsweise steht eine große Technologievielfalt
zur Verfügung, die Ökonomie und Ökologie sinnvoll zusammenbringt",
sagt Dr. Simone Peter, Präsidentin des Bundesverbands Erneuerbare
Energie (BEE) anlässlich der Scientists-for-Future-Unterstützung für
die Schülerbewegung Fridays for Future. Eine Abkehr von fossilen
Brennstoffen hin zu 100 Prozent sauberer Energieversorgung ist möglich
und schafft neue ökonomische Chancen und Arbeitsplätze. "Die positiven
Effekte der Energiewende sind vielfach untersucht und wissenschaftlich
belegt", betont die promovierte Naturwissenschaftlerin, die den Aufruf
der Wissenschaftler selbst unterschrieben hat.

Klimaschutz durch Erneuerbare Energien - dieses Ziel hat sich die
Bundesregierung in den Koalitionsvertrag geschrieben. Nun sei es
wichtig, die erforderlichen Instrumente und Maßnahmen dafür auch
einzuführen, allen voran das Klimaschutzgesetz, aber auch konkrete
gesetzliche Rahmen für den beschleunigten Ausbau der Erneuerbaren
Energien in allen Sektoren, so Peter. Um die Erderwärmung bei deutlich
unter zwei Grad Celsius zu begrenzen und so schädliche Folgen für
Mensch und Natur zu verringern, müssten gerade Industrieländer wie
Deutschland vorangehen. Mit der Ratifizierung des Pariser
Klimaschutzabkommens hat sich Deutschland dazu verpflichtet.

"Emissionen müssen in allen Sektoren deutlich reduziert werden.
Besonders bei Wärme und Verkehr gibt es noch einigen Nachholbedarf,
deshalb ist es besonders wichtig, dass wir hier schnell Resultate
sehen. 2030 ist die nächste große Zielmarke, der Weg bis 2050 muss
aber bereits mitgedacht werden." Aus Sicht des BEE sei eine
CO2-Bepreisung ein gutes Mittel, um zügige Emissionseinsparungen zu
erreichen, die überdies den Einsatz sauberer Energieträger honoriert.
Zudem sei es nun wichtig, auch den Ausstieg aus der Kohleverstromung
gemäß der Klimaziele umzusetzen.



Als Dachverband der Erneuerbare-Energien-Branche in Deutschland
bündelt der BEE die Interessen von 55 Verbänden, Organisationen und
Unternehmen mit 30 000 Einzelmitgliedern, darunter mehr als 5 000
Unternehmen. Zu unseren Mitgliedern zählen u. a. der Bundesverband
WindEnergie, der Bundesverband Solarwirtschaft, der Fachverband Biogas
und der Bundesverband Deutscher Wasserkraftwerke. Wir vertreten auf
diese Weise 338 700 Arbeitsplätze und mehr als 3 Millionen
Kraftwerksbetreiber. Unser Ziel: 100 Prozent Erneuerbare Energie in
den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 12.03.2019

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V.

Invalidenstraße 91, 10115 Berlin

E-Mail: presse@bee-ev.de

Internet: www.bee-ev.de
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FISCHEREI/196: Thünen-Atlas um Karten zur Meeresnutzung erweitert (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 07.03.2019

Thünen-Atlas um Karten zur Meeresnutzung erweitert

Daten zu den Anlandungen wichtiger Fischarten zeigen, wie veränderlich
die Fänge in verschiedenen Gebieten und im Jahresverlauf sind



Die deutschen Meeresfischer landen jährlich Fisch und andere
Meerestiere in der Größenordnung von 250.000 Tonnen an, das ist etwa
ein Viertel des deutschen Verbrauchs. Wo genau Rotbarsch, Hering und
andere beliebte Speisefische gefischt werden, zeigt das Thünen-
Institut jetzt auf der Webseite (www.thuenen-atlas.de) in einem
digitalen Kartensatz zur Meeresnutzung. Dargestellt ist das
Lebendgewicht in Tonnen aus Fängen der deutschen Fischerei in Nord-
und Ostsee und Nordatlantik als Durchschnitt über die Jahre 2012 bis
2016.




[image: Zwei Karten aus dem Atlas - Bild: © Thünen-Institut]

Jährliche Anlandungen der deutschen Fischerei. Links: Hering, rechts:
Nordseekrabbe

Bild: © Thünen-Institut



Die Fänge von Nordseegarnelen ("Krabben") und der zehn wichtigen
Fischarten Hering, Kabeljau/Dorsch, Seelachs, Makrele, Rotbarsch,
Scholle, Schwarzer Heilbutt, Seezunge, Sprotte und Flunder sind nicht
nur über das Jahr gemittelt und hochgerechnet, sondern werden auch
quartalsweise abgebildet. Das zeigt, wie veränderlich die Fänge in
verschiedenen Gebieten im Jahresverlauf sind.

Fanggebiete unterscheiden sich aber nicht nur saisonal, sondern auch
sehr deutlich in ihrer Ausdehnung. Während die Fischer z.B. Krabben
nur in den Küstengebieten der Nordsee fangen, reichen die Gebiete beim
Kabeljau/Dorsch von der Ostsee über die Nordsee bis hin zur Barentssee
im Norden und zur nordamerikanischen Küste im Westen.

Hering und Makrele fangen die deutschen Meeresfischer überwiegend in
Gebieten, die zur Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) von
Großbritannien zählen. So erzielen die deutschen Schwarmfisch-Fänger
derzeit bis zu 80% ihrer Fänge und damit einen großen Teil ihres
Umsatzes aus der britischen AWZ. Das geht aus einer Untersuchung des
Thünen-Instituts für Seefischerei über die möglichen Folgen des
Brexits für die deutsche Fischereiwirtschaft hervor. Andere deutsche
Fischereifahrzeuge fischen nur einen Teil ihrer Fänge in der
britischen AWZ (unter anderem Scholle und Seelachs) und dürften auf
andere Fanggebiete ausweichen können, wenn sie nach einem Brexit
keinen Zugang mehr zu diesem Gebiet hätten.

Die deutsche Fischereiflotte besteht aus rund 1.400 Fahrzeugen und ist
sehr heterogen aufgestellt. Rund eine Handvoll Hochseetrawler, die
weltweit operieren, landet überschlägig die Hälfte der deutschen Fänge
an. Das Gros der deutschen Fischereiflotte besteht aus rund 1.000
kleinen Stellnetzkuttern von vier bis zehn Metern Länge, die im Haupt-
und Nebenerwerb in Sichtweite der Ostseeküste operieren und nicht
einmal 4% der deutschen Fänge beisteuern. Dazwischen gibt es rund 200
Nordsee-Krabbenkutter von 9 bis 27 Metern und knapp 70 Kutter von 10
bis 45 Metern Länge, die unter anderem mit Grundschleppnetzen in Nord-
und Ostsee Kabeljau/Dorsch und Seelachs fangen.

Die räumlichen Analysen der Fischereiaktivität sind für die Thünen-
Forscher wichtig, um die Folgen von Bewirtschaftungsmaßnahmen, wie die
Ausweisung von Meeresschutzgebieten oder auch die Folgen von
Fanggebietsverlusten durch den Brexit oder die Errichtung von
Windenergie-Anlagen besser abschätzen zu können. Mit dem Online-Atlas
sind diese Daten nun auch für die Öffentlichkeit verfügbar.

Neben dem Kartensatz zu den Anlandungen der deutschen Fischerei lassen
sich auf www.thuenen-atlas.de auch Karten zur Waldnutzung und
Landwirtschaft in Deutschland finden.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.thuenen-atlas.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news711743

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für

Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 07.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LATEINAMERIKA/191: Guatemala - Die zerstörerische Kraft des Zementmonopols (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Guatemala

Die zerstörerische Kraft des Zementmonopols

Von David Toro



(Quetzaltenango, 23. Februar 2019, Prensa Comunitaria) - Seit über 20
Jahren arbeiten verschiedene Bergbauprojekte in den Gemeinden des
Palajuj no'j-Tals in Quetzaltenango. Sie haben in diesen Jahren die
Natur ausgebeutet ohne die Bewohner*innen vorher zu befragen. Seit
einigen Jahren kriminalisieren sie die Gemeindevorsteher*innen, welche
ihrerseits nun die Umweltverschmutzung und die schlechten
Vorgehensweisen dieser Unternehmen bei Gericht anzeigen.

Das Palajuj no'j-Tal - der Name bedeutet "Zwischen den 10
Weisheiten" - ist ein ländliches Gebiet im Südwesten von
Quetzaltenango. Hauptsächlich werden dort Mais für den Eigenbedarf,
Gemüse und eine Vielzahl verschiedener Blumen angebaut, die die
Versorgung der Gemeindemitglieder sichert. Vor über 20 Jahren fielen
Bergbauunternehmen über diese Region her. Laut Rechtsanwalt Carlos
Barrios gehörten diese zum Zementmonopol Cementos Progreso. Sie bauen
Bimsstein, Kieselsteine und andere Bauprodukte ab. In den Gemeinden
wurde nie eine vorherige Befragung durchgeführt und die Unternehmen
haben Zerstörung und Probleme aller Art im Alltag der Bewohner*innen
hinterlassen.


Wirtschaftliche Verluste, Krankheiten und Kriminalisierung
durch die Zementindustrie

Mario Pérez ist Gemeindebürgermeister von Tierra Colorada Baja. Er
erklärt uns, dass einige Berge bei den Abbauarbeiten zerstört wurden.
Darüber hinaus wurde sein Haus mehrfach durch fehlgeleitete
Wasserströme überschwemmt. Die Bewohner*innen haben die
Bergbauunternehmer darauf aufmerksam gemacht, dass der Bau von
Schluckbrunnen (die das überschüssige Wasser in der Erde versickern
lassen, Anm.d.R.) notwendig sei. Aber diese übergingen den Hinweis.
Das ist nur ein Problem, mit denen die Bewohner*innen zu kämpfen
haben. Die ständige Verarbeitung der Erde zu Blöcken und Zement
erzeugt große Mengen Staub. Don Mario berichtet, dass viele seiner
Nachbar*innen deshalb unter Bindehautentzündung und viele Kinder unter
Atemwegserkrankungen leiden.

Der friedfertige Widerstand der Gemeindeorganisation gegen die
Bergbaugesellschaften führte dazu, dass die Unternehmen begannen,
Gemeindevorsteher*innen zu kriminalisieren. Dieses Problem begann
2014; betroffen sind bisher drei Frauen und sieben Männer. Zu den
Kriminalisierten gehört auch Don Marios Tochter, der schwerer Raub und
unbefugter Zutritt zu Privatgelände vorgeworfen wurde. Doch der
Prozess wurde aus Mangel an Beweisen eingestellt. Ein weiterer
besorgniserregender Fall ist jener des Bürgermeisters von Tierra
Colorada, Jorge Rojas, der wegen der Anschuldigung einer
Unternehmensmitarbeiterin sieben Tage inhaftiert war. Auch ihm konnte
keine Schuld nachgewiesen werden.


Die Gemeinden ergreifen rechtliche Schritte gegen die
Bergbauunternehmen

Die Gemeindemitglieder waren erschöpft von den mehr als sechs
erfolglosen Dialogen mit den Repräsentant*innen der Bergbauunternehmen
und der Ministerien für Energie und Bergbau, Gesundheit und
Landwirtschaft wie auch der Gemeinde Quetzaltenango und anderen
offiziellen Einrichtungen. Sie beschlossen Klage gegen die
Bergbauunternehmen einzureichen, die ohne vorherige Befragung der
Anwohner*innen die Arbeit aufnahmen; mit Hilfe der Kommission für
Transparenz und Integrität (Comisión de Transparencia y Probidad) des
guatemaltekischen Nationalkongresses. Den Bergbauunternehmen wird
folgendes vorgeworfen: illegaler Abbau natürlicher Ressourcen,
industrielle Umweltverschmutzung, Nichteinhaltung des Forstplans und
unbefugte, zweckentfremdete Landnutzung. Die Gemeinden fordern, dass
die Staatsanwaltschaft die Minen genauso überprüft wie andere. Nur so
kann man ihnen ihre Verbrechen zur Last legen. Zudem laufen
Amparo-Prozesse [1], um den Bergbau zu beenden.

Die Klage wird von den 24 Vertreter*innen des
Koordinierungsausschusses der Bürgermeister*innen der Gemeinden von
Quetzaltenango und den umliegenden Nachbargemeinden des Palajuj
No'j-Tals unterstützt. Sie hoffen, dass die Bergbauunternehmen für die
materiellen Schäden an ihren Häuser aufkommen und die Schäden an der
Natur beheben werden.

Übersetzung: Pia-Felicitas Hawle


Anmerkung:


[1] https://de.wikipedia.org/wiki/Amparo_(Recht)


URL des Artikels:

https://www.npla.de/allgemein/guatemala-die-zerstoererische-kraft-des-zementmonopols/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin
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Internet: http://www.npla.de
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FORSCHUNG/562: Internationale Konferenz zur Denitrifikation an der Universität Gießen (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 11.03.2019

Woher kommt der Stickstoff in der Luft?

Bedeutend für Landwirtschaft und Klimaschutz: Internationale Konferenz
zur Denitrifikation an der Universität Gießen - Fortsetzung der
Forschung Justus Liebigs



Ohne Stickstoff können Pflanzen nicht wachsen. Doch der Boden verliert
ständig Stickstoff - unter anderem über den Prozess der sogenannten
Denitrifikation. Dabei wandeln Mikroorganismen Nitrat in gasförmige
Stickstoffverbindungen um, vor allem in molekularen Stickstoff (N2),
der mit 78 Prozent den Hauptbestandteil von Luft darstellt. Besondere
Aufmerksamkeit hat die Denitrifikation erfahren, weil während der
Umwandlung von Nitrat auch Lachgas (N2O) entstehen kann, was zur
Klimaerwärmung beiträgt. Mit diesem Prozess, der sowohl für die
Landwirtschaft als auch für den Klimaschutz von großer Bedeutung ist,
beschäftigt sich die internationale Konferenz "Tracing
Denitrification", die vom 12. bis 14. März 2019 an der
Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) stattfindet.

Trotz ihrer weitreichenden Bedeutung ist die Denitrifikation noch
nicht in allen Details erforscht. Das hängt damit zusammen, dass die
Messung von Stickstoff-Freisetzungen aus dem Boden in eine Atmosphäre,
die überwiegend aus Stickstoff besteht, methodisch eine
Herausforderung darstellt. Erst durch die Entwicklung von Methoden,
die auf der Anreicherung des stabilen Isotops 15N beruhen, sind diese
Messungen zuverlässig möglich. Für die exakte Quantifizierung sind
zudem hochmoderne Massenspektrometer nötig.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler beschäftigen sich auch
damit, wo im Boden die Denitrifikation überhaupt stattfindet. Da der
Prozess unter Sauerstoffabschluss abläuft, ist er nur in den anaeroben
Teilen des Bodens möglich, zum Beispiel im Zentrum von
Bodenaggregaten. Anreicherungen von organischer Substanz - also die
Nahrung für Mikroorganismen - in Teilen des Bodens können die
Denitrifikanten kleinräumig aktivieren. Moderne Verfahren, ähnlich wie
sie bei der Computertomographie in der Medizin verwendet werden,
können weiteren Aufschluss über die kleinräumige Variabilität der
Denitrifikation geben, die für das Verständnis dieses Prozesses
absolut essenziell ist. In den vergangenen Jahren wurden zudem viele
Mikroorganismen identifiziert, von denen man bislang noch nicht
wusste, dass sie in der Lage sind, Stickstoff umzusetzen. Diese neuen
Erkenntnisse auch in numerischen Modellen abzubilden, um den Prozess
realistisch simulieren zu können, ist darüber hinaus eine weitere
Herausforderung, die Thema der Konferenz sein wird.

"Für diese Konferenz kommen die weltweit führenden
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler auf dem Gebiet der
Denitrifikation in Gießen zusammen", so Prof. Christoph Müller, Ph.D.,
vom Institut für Pflanzenökologie an der JLU, der die Tagung
mitorganisiert hat. "Dies unterstreicht die Bedeutung der
Justus-Liebig-Universität Gießen für die Denitrifikationsforschung.
Vor 30 Jahren, im März 1989, fand die letzte große
Denitrifikations-Konferenz ebenfalls in Gießen statt. Es wird spannend
zu sehen, welchen Fortschritt wir in den vergangenen drei Jahrzehnten
erzielt haben."

Justus Liebig und der Stickstoff

Schon Justus Liebig hatte die Bedeutung von Stickstoff für Pflanzen
erkannt: Vor mehr als 150 Jahren zeigte er in Gießen, dass Stickstoff,
der dem Boden in pflanzenverfügbarer Form zugesetzt wird, das Wachstum
der Pflanzen deutlich befördern kann. Denn obwohl es in der Atmosphäre
einen immensen Stickstoffvorrat gibt, ist die Stickstoffernährung für
Pflanzen ein Problem. Das liegt daran, dass der in der Atmosphäre
enthaltene molekulare Stickstoff nicht pflanzenverfügbar ist. Und der
Stickstoff, der Pflanzen über Stoffwechselprozesse von Mikroorganismen
in den Wurzelknöllchen von Hülsenfrüchten zugeführt wird, reicht für
die heute in der Landwirtschaft erwarteten Pflanzenerträge nicht aus.

Daher wird zusätzlich Stickstoff in Form von Düngern zugesetzt. Der
heute weltweit mit Abstand am meisten genutzte Dünger ist Harnstoff,
der zur Zeit Liebigs in den heute noch existierenden
Liebig-Laboratorien in Gießen entwickelt wurde. Aus dem Harnstoff
bildet sich im Boden Ammonium und durch weitere mikrobielle
Umsetzungen Nitrat - beides Stickstoffverbindungen, die von Pflanzen
aufgenommen werden können und das Wachstum deutlich fördern.

Justus Liebig wusste noch nichts von mikrobiellen Prozessen, durch die
während der Denitrifikation gasförmiger Stickstoff entsteht; er
versuchte alles mit der reinen Chemie zu erklären. Erst gegen Ende des
19. Jahrhunderts konnten französische Wissenschaftler nachweisen, dass
Mikroorganismen Nitrat in molekularen Stickstoff umwandeln können.
Nitrat geht dem Boden und somit den Pflanzen nicht nur über die
Denitrifikation verloren. Es kann auch ins Grundwasser gelangen -
mancherorts in Mengen über dem Grenzwert der EU-Verordnung.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dasim-conference.de/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news711853

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen - 11.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MASSNAHMEN/171: Aktionsplan Wolf veröffentlicht (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 11. März 2019

Aktionsplan Wolf veröffentlicht

LBV fordert mehr konkrete Vorgaben zu Prävention und möglicher
Entnahme von Wölfen



Hilpoltstein, 11.03.19 - Der heute veröffentlichte "Bayerische
Aktionsplan Wolf" ist aus Sicht des LBV eher ein Wolfsabwehr- und
-vergrämungsplan als ein praxisorientierter Umgang mit dem nach Bayern
zurückkehrenden Beutegreifer. "Der Aktionsplan Wolf beinhaltet
deutlich zu wenige konkrete Empfehlungen und Optionen für Tierhalter
zur Prävention, zu Abläufen im Schadensfall und zum Prozedere bei der
Entnahme von Wölfen", sagt Dr. Andreas von Lindeiner,
LBV-Landesfachbeauftragter. Der LBV mahnt an, dass der Aktionsplan auf
geltendem Recht fußen muss. Eine immer wieder von Nutzerverbänden und
Politikern geforderte Lockerung des Schutzstatus wird auf EU-Ebene
entschieden. Diese Forderung wurde in Brüssel jedoch abgelehnt.

Nun muss rasch ein reguläres, staatliches Förderprogramm zum
Herdenschutz angeboten werden. Nur so könnten sich die Nutztierhalter
auch wirkungsvoll gegen Übergriffe durch den Wolf schützen. "Sowohl
die finanzielle Ausstattung, als auch die Fördersätze müssen so
attraktiv sein, dass die Nutzer auch bereit sind, sich in der
gewünschten Weise zu engagieren", sagt von Lindeiner. Investitionen in
Vorsorgemaßnahmen gegen Risse von Weidetieren durch Wölfe können laut
Mitteilung des Bundesministeriums für Umwelt (09.12.2018) zu 100
Prozent durch den Freistaat Bayern finanziert werden. Der Aktionsplan
müsse diese Fördermöglichkeit voll ausschöpfen.

Ein Schadensausgleich ist Aufgabe der bayerischen Staatsregierung. Der
LBV begrüßt, dass der bislang von ihm und anderen Verbänden getragene
und vom Naturschutzfonds geförderte Ausgleichsfonds künftig staatlich
übernommen werden wird. "Gleichwohl sollten die Tierhalter deutlich
mehr konkrete Hinweise erhalten, was sie im Schadensfall tun müssen",
sagt von Lindeiner.

Eine Entnahme des Wolfs komme für den LBV nur dann infrage, wenn der
günstige Erhaltungszustand nicht verschlechtert beziehungsweise das
Erreichen eines solchen Zustands nicht behindert wird. Insbesondere
für die Alpen ist davon auszugehen, dass diese Bedingung noch lange
nicht erfüllt ist. "Wir fordern die Staatsregierung auf, hier
konsequent geltendes europäisches Artenschutzrecht umzusetzen und vor
einer angedachten Entnahme des Wolfes alle Optionen einer Alternative
vor Ort zu prüfen", sagt Andreas von Lindeiner. "Die im Aktionsplan
vorgesehene Bedrohung oder einmalige Entnahme von geschützten
Nutztieren durch den Wolf rechtfertigt aus unserer Sicht noch keinen
Abschuss." Hierzu müssten erst im wiederholten Fall ordnungs- und
sachgemäß geschützte Nutztiere gerissen worden sein. "Einen rein
präventiven Abschuss darf es nicht geben."

Eine praktikable Herdenschutz-Alternative, zum Beispiel zum Aufstellen
von Elektrozäunen oder zum Einsatz von Herdenschutzhunden, kann für
den LBV auch ein Wechsel bei der Methode der Tierhaltung sein. Dabei
auf die traditionelle Haltungsform in diesem Zusammenhang hinzuweisen
ist für den Biologen nicht zielführend. "Gegebenenfalls muss eine
solche Tradition unter neuen Umständen auch durch ein geeignetes
Weidemanagement, als anerkannte Maßnahme des Grundschutzes analog zu
technischen Einrichtungen beziehungsweise Herdenschutzhunden,
angepasst werden" sagt von Lindeiner.

Darüber hinaus muss das Kapitel "Wolf und Jagd" aus dem Aktionsplan
aus Sicht des LBV dringend angepasst werden. Dabei gilt es zu
untersuchen, wie sich die Wolfspräsenz auf das Verhalten des Wildes
auswirkt, um darauf aufbauend im Bedarfsfall beispielsweise die
Strategie der Wintergatter anzupassen. Auch würde der LBV eine
ergebnisoffene Diskussion über das Thema Rotwildmanagement begrüßen.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 11.03.2019

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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MELDUNG/374: Ein-Jahres-Bilanz von Julia Klöckner - Fatales Schweigen (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 12. März2019

NABU zur Ein-Jahres-Bilanz Julia Klöckner: Fatales Schweigen

Miller: Klöckner bietet keine Lösungen zum Stopp des Insektensterbens,
keine Position zur umweltverträglicheren Agrarpolitik



Berlin - Der NABU erteilt Bundeslandwirtschaftsministerin Julia
Klöckner ein Jahr nach Amtsantritt ein mangelhaftes Zeugnis. Die
Naturschützer werfen der Ministerin vor, bislang keine Antwort zu
geben, wie Deutschlands und Europas Agrarpolitik umwelt- und
klimaverträglicher werden soll. Auch zum Stopp des Insektensterbens
lässt die Ministerin Lösungen vermissen, zudem setze sie zu sehr auf
freiwillige Vereinbarungen statt auf wirksame Gesetze und
Ordnungsrecht.

"Frau Klöckner ignoriert offenbar, wie dramatisch es um Insekten,
Feldvögel und unser Grundwasser steht. Diese Probleme dulden keinen
Aufschub. Landwirte und Verbraucher erwarten klare Antworten: Wie will
Frau Klöckner das Artensterben in der Agrarlandschaft stoppen? Wann
wird Glyphosat verboten? Und wie will sie die milliardenschweren
Agrarsubventionen so verteilen, sodass unsere Natur nicht unter die
Räder kommt?", so NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller.

Aus der Dürre im vergangenen Jahr habe Julia Klöckner bislang nicht
die richtigen Schlüsse gezogen. Mit Blick auf die drohende Klimakrise
wäre es notwendig, die Landwirtschaft jetzt nachhaltiger auszurichten.
2019, im entscheidenden Jahr der Verhandlungen zur EU-Agrarpolitik,
sei ihr klares Bekenntnis für einen Kurswechsel erforderlich. "Die
Verteilung der knapp 60 Milliarden Euro Agrarsubventionen im Jahr, 114
Euro pro Bürger, kann zum Rettungsanker oder zum Todesurteil für
Insekten und Feldvögel werden. Es liegt an Frau Klöckner", so Miller.

Positiv sei, dass die Ministerin zu Beginn ihrer Amtszeit für das
Verbot dreier Wirkstoffe der besonders bienenschädlichen
Neonikotinoide stimmte. Seither herrsche jedoch Flaute im Bereich der
angekündigten Pestizidreduktion. Ein Ausstiegsdatum für Glyphosat
nennt die Ministerin nicht, Ersatzmittel für Neonikotinoide sind
weiterhin auf dem Markt. Die Ministerin lasse zudem keine Strategie
erkennen, wie der Einsatz von Pestiziden insgesamt reduziert werden
kann. "Frau Klöckner wird ihrem Ausspruch bei Amtsantritt 'was der
Biene schadet, muss vom Markt' bislang nicht gerecht", so Miller.

Die ausführliche Bilanz des NABU zur Ein-Jahres-Bilanz von Julia
Klöckner, u.a. zum Insektenschutz, Pestiziden, EU-Agrarpolitik und
ihrer Strategie finden Sie unter: 

www.NABU.de/bilanz-kloeckner

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 12.03.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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TOURISMUS/089: Fahrtziel Natur - den Nationalpark Harz autofrei erleben (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Presse-Information, 11. März 2019

Fahrtziel Natur-Jahresbroschüre 2019 erschienen

Den Nationalpark Harz autofrei erleben



Mehr Menschen für einen Besuch im Nationalpark Harz mit
umweltfreundlichen Verkehrsmitteln zu begeistern - dafür engagiert
sich die Nationalparkregion Harz als Partner in der Kooperation
"Fahrtziel Natur". In der neu erschienenen Broschüre "Naturschätze
entspannt und umweltfreundlich erleben" präsentiert sich auch der der
Nationalpark Harz auf einer Seite. Naturbegeisterten Gästen wird
aufgezeigt, wie sie dieses Gebiet entspannt mit der Bahn erreichen und
vor Ort autofrei mobil bleiben.

Für alle 23 Fahrtziel Natur-Gebiete in Deutschland, Österreich und der
Schweiz bietet die Broschüre einen kompakten Überblick zur An- und
Abreise mit der Bahn, Mobilität vor Ort und zu attraktiven
Ameropa-Reisen. Die Broschüre liegt in DB-Reisezentren in ganz
Deutschland aus und ist auch im Nationalpark Harz erhältlich.

Jeder Gast, der umweltfreundlich verreist, spart CO2-Emissionen ein
und leistet damit einen wichtigen Beitrag zum Natur- und Klimaschutz.
Natur genießen statt im Stau zu stehen - das sind überzeugende
Argumente, um im Urlaub auf den öffentlichen Verkehr und das Fahrrad
umzusteigen.

Im Ostharz gibt es zudem HATIX - das Harzer Urlaubsticket. Es macht
mobil, denn dieses besondere Angebot können Sie bei Ihrem Urlaub im
Harz kostenfrei nutzen. Das Ticket erhalten Sie bei Übernachtung und
Zahlung des aktuellen Gästebeitrags in einem der teilnehmenden Orte.
Es ermöglicht Ihnen freie Fahrt auf allen öffentlichen Bus- und
Straßenbahnlinien im Landkreis Harz sowie auch auf ausgewählten Linien
im Landkreis Mansfeld-Südharz. Die Ausweitung auf den Westharz ist in
Vorbereitung.

Anreise leicht gemacht

Goslar und Bad Harzburg sind von den ICE- und IC-Halten Braunschweig
und Hildesheim aus stündlich erreichbar. Bad Lauterberg, Barbis und
Bad Sachsa stehen via Göttingen (ICE-Halt) als Tore in den
Nationalpark zur Verfügung. Nordhausen als Tor zum Südharz erreichen
Sie mit dem Nahverkehr aus den ICE-/ICBahnhöfen Kassel-Wilhelmshöhe,
Erfurt und Halle (Saale). Von Halle und Magdeburg aus gibt es zudem
direkte Nahverkehrszüge z. B. nach Goslar, Wernigerode und
Halberstadt.

Fahrtziel Natur, die Kooperation der drei großen Umweltverbände BUND,
NABU, VCD und der Deutschen Bahn, setzt sich seit 2001 für
umweltfreundliche Mobilität und nachhaltigen Naturtourismus ein. Vom
Alpenraum bis zum Wattenmeer vereinigt die Kooperation 23 Fahrtziel
Natur-Gebiete. Alle setzten sich vor Ort dafür ein, dass attraktive
Tourismusangebote mit klimafreundlichen Mobilitätskonzepten verknüpft
werden. Auf diese Weise können Urlauber Nationalparke,
Biosphärenreservate und Naturparke entspannt und umweltschonend
erleben.



Weitere Infos unter 

https://www.fahrtziel-natur.de/natur/view/gebiet/harz/ueb-harz.shtml

Mehr Informationen zur Kooperation Fahrtziel Natur erhalten Sie unter

 www.fahrtziel-natur.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 11.03.2019

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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BILDUNG/3324: Der Boden im Mittelpunkt statt im Untergrund - ErlebnisWald Trappenkamp, Daldorf, 7.5. (bnur)


Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes
Schleswig-Holstein - 8. März 2019

Veranstaltung Nr. 2019-103

Der Boden - im Mittelpunkt statt im Untergrund

Dienstag, 7. Mai 2019

ErlebnisWald Trappenkamp, Daldorf



Befindet sich der Boden wie selbstverständlich immer unter uns und
wird doch kaum wahrgenommen, so steht er bei dieser Veranstaltung im
Mittelpunkt.Wissenswertes zur Entstehung von Böden, zu ihren
Eigenschaften und Funktionen im Natur- und Landschaftshaushalt, als
Archiv sowie zu ihrer Bedeutung für das Ökosystem Wald wird
vermittelt. Ansätze zur Vermittlung dieses Wissens an unterschiedliche
Empfängergruppen, insbesondere an Kinder und Jugendliche, werden
dargestellt. Die Vermittlung erfolgt über einführende Vorträge mit
Diskussion und Gelegenheit zum Austausch sowie durch praktisches
Erleben bei einer Führung über den vom Landesamt für Landwirtschaft,
Umwelt und ländliche Räume gemeinsam mit dem ErlebnisWald Trappenkamp
eingerichteten Bodenerlebnispfad. Wetter- und geländefeste Kleidung
und Schuhe sind erforderlich.

Schwerpunkte

- Umweltpädagogik, Wissensvermittlung zum Boden

- Der Boden im ErlebnisWald Trappenkamp - nicht nur Standort
für die Bäume, sondern auch Bestandteil des Ökosystems

- Vertiefte Führung über den Bodenerlebnispfad im ErlebnisWald
Trappenkamp

Teilnahmekreis

Multiplikator*innen der Umwelt- und"Boden"bildung, Lehrkräfte,
außerschulische Bildungspartner*innen, Umweltverbände,
Forstwirtschaft, Umweltverwaltung, naturkundliche Vereine,
interessierte Öffentlichkeit (mindestens 12 Teilnehmende, maximal
50 Teilnehmende)

Datum und Ort

Dienstag, 7. Mai 2019, ErlebnisWald Trappenkamp (Seminarraum
im Waldhaus mit anschließendem Spaziergang über den Bodenerlebnispfad)

Leitung

Dr. Nicole Bädjer, Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und
ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein (LLUR), Flintbek


Programm

09:30 Uhr Eintreffen der Teilnehmenden

10:00 Uhr Begrüßung und organisatorische Hinweise

Johann Böhling, Bildungszentrum für Natur,

Umwelt und ländliche Räume (BNUR)

10:15 Uhr Bodenkunde in der Waldpädagogik

Kerstin Schiele, Schleswig-Holsteinische Landesforsten

(SHLF), ErlebnisWald Trappenkamp

10:45 Uhr Entstehung und Eigenschaften von Böden

Dr. Nicole Bädjer, LLUR

11:15 Uhr Der Bodenerlebnispfad im Langenberger Forst

- Wald und Boden

Jörn Frank, SHLF, Försterei Langenberg

11:45 Uhr Mittagspause

12:30 Uhr Spaziergang zum Bodenerlebnispfad (Dauer

ca. 15 Min.) und Präsentation der Stationen auf

dem Bodenerlebnispfad

14:00 Uhr Abschlussgespräch und Ende der Veranstaltung

auf dem Bodenerlebnispfad

Moderation: Johann Böhling (BNUR)


Organisatorische Hinweise

Teilnahmebeitrag

Ein Teilnahmebeitrag wird nicht erhoben. Die Veranstaltung wird
durch das Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt,
Natur und Digitalisierung des Landes Schleswig-Holstein getragen.

Anmeldung

Ihre Anmeldung richten Sie bitte schriftlich unter

Angabeder Veranstaltung Nr. 2019-103 an das

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume

des Landes Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25 | 24220 Flintbek

Fax: 04347 704-790

E-Mail: anmeldung@bnur.landsh.de

Online: www.schleswig-holstein.de/bnur

Das Anmeldeformular und die Teilnahmebedingungen finden

Sie hier:

- Anmeldung: https://bit.ly/2DwpsH6

- Teilnahmebedingungen: https://bit.ly/2KbPQbZ

Mit Ihrer Anmeldung erkennen Sie unsere allgemeinen

Geschäftsbedingungen an. Sie erhalten kurz vor der

Veranstaltung die Seminarbestätigung.

Anmeldeschluss

Bitte melden Sie sich möglichst bis Dienstag, 16. April 2019 an.

Programmänderungen

Änderungen des Programms und die Möglichkeit der Absage
von Veranstaltungen bleiben den Veranstaltern vorbehalten.

Anfahrt zum Tagungsort


ErlebnisWald Trappenkamp

Tannenhof

24635 Daldorf

Hilfreich bei der Suche nach geeignetem Nahverkehr kann

die folgende Internetseite sein:


www.nah.sh




Aktionsmonat Naturerlebnis der

heimischen Tier- und Pflanzenwelt

vom 1.-31. Mai 2019

Eine Erfolgsgeschichte für Mensch und Natur

- Über 600 Erlebnisse in der Natur

- Spezieller Veranstaltungskatalog für

Kindergärten und Schulen

Den Veranstaltungskalender und

weitere Informationen zur Anmeldung

finden Sie unter www.aktion-naturerlebnis.de

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis, 08.03.2019

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes

Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25, 24220 Flintbek

Telefon: 04347/704-785, Fax: 04347/704-790

Internet: www.bnur.schleswig-holstein.de
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TAGUNG/1838: Wie kann die Region das Klima schützen? Offener Workshop Projekt TeRRIFICA, Cloppenburg 29.3.


Universität Vechta - 11.03.2019

Wie kann die Region das Klima schützen? 

Offener Workshop des Projekts TeRRIFICA



Zum Januar 2019 ist an der Universität Vechta das Projekt: "TeRRIFICA -
Territorial RRI Fostering Innovative Climate Action" gestartet. Das
internationale Vorhaben befasst sich mit regionalen
Klimaanpassungsstrategien in Deutschland, Frankreich, Polen, Serbien,
Spanien und Weißrussland. Zentral ist dabei die Arbeit mit
verschiedenen Stakeholder-Gruppen, die in einem offenen Workshop ihren
Auftakt findet: Am Freitag, 29. März 2019 laden die
Projektverantwortlichen der Universität Vechta von 9.30 bis 11.30 Uhr
zum sogenannten "Kick-Off Brunch" in den Science Shop in Cloppenburg.

Angesprochen sind alle Interessierten, egal ob aus der Landwirtschaft,
Verbänden, Vereinen oder der Politik. Auch Privatleute können
teilnehmen.

"In meiner Straße ist es immer wärmer als in der Parallelstraße, was
kann das ändern?" "In den letzten Jahren hatten wir öfter Probleme mit
dem Grundwasserspiegel." Durch den Austausch im Workshop sollen
Kernthemen und spezifische Orte des Oldenburger Münsterlandes
ermittelt werden, an denen der Klimawandel bereits besonders spürbar
ist. Gemeinsam werden in der Folge dann Maßnahmen zum Umgang mit den
Folgen des Klimawandels erdacht. So wollen die Verantwortlichen
Best-Practice-Beispiele für die teilnehmen Projektländer ermitteln.
Jede Pilotregion entwickelt danach Kommunikationsstrategien,
Aktionspläne und Empfehlungen für politisches Handeln, die über das
Projekt hinaus den Umgang mit den Folgen des Klimawandels möglichst
global prägen.

Der Workshop findet im Science Shop Cloppenburg statt, Bahnhofstraße
57. Eine Anmeldung wird erbeten an hannah.hoff@uni-vechta.de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news711882

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution170

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Vechta - 11.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EUROPA/195: ver.di lehnt Öffnung der Wasser-Rahmenrichtlinie ab (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
11. März 2019

ver.di lehnt Öffnung der Wasser-Rahmenrichtlinie ab



Berlin - Vor dem Hintergrund eines "Fitnesschecks" der Europäischen
Kommission zur Wasser-Rahmenrichtlinie (WRRL) befürchtet die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), dass sich insbesondere die
Agrarindustrie für die Absenkung von Schutzstandards einsetzt und
diese durchsetzt.

"Im Interesse des Menschenrechts auf Wasser, des öffentlichen Gutes
Wasser und der öffentlichen Daseinsvorsorge lehnt ver.di die Öffnung
der Wasser-Rahmenrichtlinie ab", so Andreas Scheidt, Mitglied des
ver.di-Bundesvorstands. "Die geltenden Regelungen der WRRL und der
nationalen Gesetze endlich ambitioniert umzusetzen, muss Ziel der
Europäischen Kommission und der Mitgliedsstaaten sein. Damit auch
künftige Generationen die Ressource Wasser nutzen können".

Mit der Umsetzung der WRRL seien für den Zustand vieler Gewässer
bedeutende Fortschritte erreicht worden. Die WRRL sei in ihrer
derzeitigen Fassung geeignet, ihren wichtigen Zweck zu erfüllen, die
Ressource Wasser zu schützen. Voraussetzung sei allerdings die
konsequente Umsetzung der Regelungen in den Mitgliedsstaaten, die
vielfach aussteht.

Auch die Schaffung eines konsistenten Rechtsrahmens müsse die
Europäische Kommission (KOM) endlich anstreben. Agrarpolitik,
Energiepolitik und Verkehrspolitik dürfen die WRRL nicht länger
konterkarieren, sondern müssen die Erreichung der Ziele fördern.Auch
wenn die KOM sofort umsteuere und die Mitgliedsstaaten ambitionierte
Maßnahmen ergreife, sei es nun wohl nicht mehr möglich, bis 2027 alle
Gewässer in einen guten Zustand zu versetzen. Das Anerkennen dieser
Tatsache - die einerseits natürlichen Gegebenheiten, andererseits
zögerlichem Handeln geschuldet ist - mache allerdings nicht die
Öffnung der WRRL nötig. Denn die KOM könne die Frist, wenn nötig
verlängern, ohne die WRRL zu öffnen, so Scheidt.

Eine Öffnung sei abzulehnen, da insbesondere die Agrarindustrie an
der Absenkung der Ziele arbeite. Das würde die Erreichung des guten
Zustandes in noch weitere Ferne rücken - angesichts der Belastungen,
die durch den Klimawandel auf die Gewässer zukommen, sei dieses eine
untragbare Option. Im Übrigen würden die, die sich im Interesse ganz
Europas an die Regeln gehalten haben, als die Dummen dastehen und die
Rechtsverletzer belohnt.

ver.di habe mit diesem Tenor an der Konsultation der KOM zur WRRL
teilgenommen und werde mit Umwelt- und Branchenverbänden zusammen für
hohe Standards in der WRRL kämpfen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11.03.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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FORSCHUNG/534: Masterplan Uferfiltration zur Wasserversorgung in Vietnam (idw)


Hochschule für Technik und Wirtschaft Dresden - 08.03.2019

Masterplan Uferfiltration zur Wasserversorgung in Vietnam

Ein neues Forschungsprojekt an der HTW Dresden dient der sicheren
Trinkwasserversorgung in Vietnam.



Das Forschungsprojekt "AquaViet", das im Februar an der Fakultät
Bauingenieurwesen gestartet ist, soll die Trinkwasserversorgung in
Vietnam verbessern. Dazu wollen die Wissenschaftler einen Masterplan
zur Uferfiltration entwickeln, um diese naturnahe Methode der
Wasseraufbereitung stärker zu nutzen.




[image: Foto: © HTW Dresden/Grischek]

Einer der beiden geplanten Standorte für die Pilotanlage zur
Uferfiltration befindet sich am Ufer des Cau River in Vietnam. 

Foto: © HTW Dresden/Grischek



An dem Projekt sind neben der HTW Dresden die TU Dresden, die Dresdner
Außenstelle des DVGW Technologiezentrums Wasser, sechs deutsche
Unternehmen sowie sieben vietnamesische Partner beteiligt. Zunächst
sollen mögliche Standorte für die Uferfiltratgewinnung erkundet und
für die weitergehende Trinkwasseraufbereitung untersucht werden.

Uferfiltrat wird aus Brunnen in der Nähe des Flussufers gefördert.
Nach der Infiltration des Flusswassers werden entlang des Fließweges
zu den Brunnen Trübstoffe, Mikroorganismen und organische Schadstoffe
weitgehend entfernt. In Dresden wird seit 140 Jahren Uferfiltrat der
Elbe gewonnen und aufbereitet. Auch für Vietnam ist dieses Verfahren
zur Trinkwassergewinnung interessant, denn diese natürliche
Voraufbereitung ermöglicht eine kostengünstige und sichere
weitergehende Wasseraufbereitung. Gleichzeitig werden
Grundwasserentnahmen verringert, die in Vietnam zu erheblichen
Geländesetzungen führen.

Eine große Herausforderung in Vietnam stellen die hohen Ammonium- und
Arsenkonzentrationen im Grundwasser dar. Deshalb müssen die
Uferfiltratgewinnung und insbesondere die Desinfektion des
Trinkwassers so optimiert werden, dass die Anforderungen der
Trinkwasserverordnung erfüllt werden. An zwei
Demonstrations-Standorten bei Hanoi, am Cau River und am Red River,
werden Pilotanlagen aufgebaut und Lösungen für den Betrieb der Anlagen
erarbeitet. Dabei kommen innovative Technologien zur Aufbereitung des
Rohwassers und online-Monitoringsysteme zum Einsatz.

"Ich freue mich, dass die HTW Dresden mit AquaViet erneut ein
internationales Forschungsprojekt einwerben konnte. Damit wird unsere
Fachkompetenz auch in Asien beitragen zu einer sicheren
Trinkwasserversorgung und zu einer Erweiterung des Marktes für Anlagen
und Dienstleistungen deutscher Unternehmen.", so der Prorektor für
Forschung und Entwicklung Professor Knut Schmidtke.

Das Projekt unter Leitung von Professor Thomas Grischek läuft bis
Januar 2022, das Teilprojekt der HTW Dresden wird mit 400.000 Euro vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert.




Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.htw-dresden.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news711795

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution163

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Technik und Wirtschaft Dresden - 08.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/1247: Mönchengladbach - Workshop "Curry rund um den Globus", 29.03.19


Stadt Mönchengladbach

Curry rund um den Globus



In dem VHS-Workshop am Freitag, 29. März, von 18 bis 21.45 Uhr, beim
Volksverein MG, Geistenbecker Straße 107 geht es um Currys aus den
Ländern der Welt. Gemeinsam kochen die Teilnehmer ein Vier-Gänge-Menü
aus Gemüse, Hülsenfrüchten und Getreide.

Die Kursgebühr kostet insgesamt 35 Euro.

Teilnehmer sollten sich bis zum 22. März anmelden.

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de , Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.03.19

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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